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I. Die Bedingungen 1115 Aufgaben für den Aorta | 
in Ungarn 


A. Die Bedingungen für die Einſetzung 1 
ne kommuniſtiſchen Regierung | 


Be günftig lagen gerade in Ungarn die Vorbedingungen 
für das Zuſtandekommen einer kommuniſtiſchen Regierung. 
Und zwar war dies der Fall einmal wegen der ſpezifiſch ungarischen 


Klaſſenverhältniſſe und zweitens wegen der wirtſchaftlichen und poli⸗ | | 


nn eu des Weltteleget sand: auf Ungarn. 


Die vorliegende Abhandlung will eine rein objektive Darſtellung des = 


ungariſchen Bolſchewismus und eine Kritik feiner Leiſtungen vom Standpunkte 


ſeines eigenen ſowie des kommuniſtiſchen Idealprogrammes geben. Jede Frage 


um den Kommunismus überhaupt ſoll hierbei vollſtändig außer acht gelaſſen 


werden. Mir war nur daran gelegen, in den bisher von rechts und von links 


mit Schlagworten geführten Kampf eine Klärung durch Hinſtellung der nackten 


Tatſachen und der aus ihnen abzuleitenden Bedeutung des Bolſchewismus für 


das kommuniſtiſche Programm ſelbſt zu bringen. Ich gründe meine Aus⸗ 


führungen auf einen Aufenthalt in Budapeſt während der letzten zwei Monate 


der Räteherrſchaft, alſo während der entſcheidenden Hälfte ihres Beſtehens. Ich 
habe in dieſer Zeit in beſonderem Maße Gelegenheit gehabt, den Bolſchewismus 


eingehend zu ſtudieren. Einen weitgehenden Einblick konnte ich in die Arbeiten 
der bolſchewiſtiſchen Regierung und gerade auch ihrer beſten Männer gewinnen. 
Ich habe auf der anderen Seite den Bolſchewismus in ſeinen ſchlimmſten 
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Es fehlte in Ungarn in den Städten in hohem Maße ein 
ſelbſtbewußter und an Traditionen gebundener Mittelſtand. Arm 
und reich ſtanden ziemlich unvermittelt gegenüber. Zwiſchen ihnen 
befand ſich im allgemeinen nur eine nicht auf Roſen gebettete, ſehr 
liberal denkende Intelligenz und ein jüdiſcher, durchaus opportu⸗ 
niſtiſcher Kaufmannsſtand. Auf dem Lande allerdings war ein be⸗ 
deutenderer Mittelſtand vorhanden. Aber er war im allgemeinen 
nicht ungariſcher, ſondern ſlowakiſcher, deutſcher, ſerbiſcher und be⸗ 
ſonders rumäniſcher Raſſe. In den eigentlich ungariſchen Gebieten 


fehlte er deshalb faſt ganz. Hier ſtanden mithin Großbeſitz und Land⸗ 


proletariat einander ſchroff gegenüber, wobei der Großbeſitz eine ſehr 


große Ausdehnung beſaß. Die hierin liegende ſehr günſtige Vor⸗ 


bedingung für die Ausbreitung kommuniſtiſcher Ideen war um ſo 
wichtiger deshalb, weil die eigentliche Arbeiterſchaft Ungarns nur 
gering an Zahl war, etwa 300 000 Seelen auf 21 Millionen vor 


dem Kriege umfaßte und konzentriert war vor allem in Budapeſt 


und einigen lokalen Zentren in der Provinz. Hätte hier das Land 


nicht ſelbſtändig günſtige Bedingungen geboten, ſo hätten überhaupt 
nur ganz eng begrenzte kommuniſtiſche Herde ſich bilden können. 


Den infolge der ungariſchen Klaſſenverhältniſſe für ein Wurzel⸗ 


ſchlagen kommuniſtiſcher Gedanken günſtigen Boden hat aber erſt 
der Weltkrieg mit ſeinen Nachfolgen richtig beackert. Einmal fielen 


durch die feindliche Beſetzung die gemiſchtſtämmigen Landesteile fort, 
damit aber verſchwand auch ein großer Teil des ländlichen Mittel⸗ 
ſtandes. Sehr viel Großbeſitz und ſehr viel Proletariat blieb 
übrig. Dieſe Potenzierung der alten Klaſſenverhältniſſe aber wurde 


noch verſchärft durch die Wirkungen, welche der Verluſt des Krieges 
auf die abgerüſteten Heimkehrer, die noch ſchwache Induſtrie, die 


Zukunftsausſichten vor allem auch der Intelligenz ausübte. Gerade 


Wirkungen an mir beſonders nahe ſtehenden Menſchen erfahren. So war mir 
die Möglichkeit geboten, wirklich objektiv zu urteilen. 

. Für die große Mithilfe bei der wiſſenſchaftlichen Durcharbeitung meines 
Materials bin ich Herrn Dr. Marzell Fiſchel zu herzlichem Danke ver⸗ 


pflichtet, der mir aus dem reichen Schatze ſeiner Kenntnis beſonders der vor⸗ 


bolſchewiſtiſchen Zeit und des ungariſchen Geldweſens bereitwillig zuſteuerte. 
Neben den perſönlichen Informationen und eigenen Erfahrungen benutzte 

ich als Quellen die von der Räteregierung herausgegebene Literatur ſowie die 

Zeitungen und Zeitſchriften „A Kurir“, „A munka viläga“, „Népszava“, 


* „Neue Freie Preſſe“. „Pénzviläg“, „Peſter Lloyd“, „Reggeli hirek“, „Soziale 


Produktion“, „Szociälis termelés“, „Volksſtimme“ und „Vörös ujsäg“. 


. Heimat geſchaffen hatte. 
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der beſtehende Mittelſtand, beſonders auch die verbitterten Offiziere! - 
der Reſerve und des Landſturms, wurden ſo kommuniſtiſchen Ge⸗ 
danken mehr und mehr zugänglich. Und endlich wurden die Träger 
der privatkapitaliſtiſchen Anſchauung ſelbſt ſchwankend, ob unter den 


Laſten des verlorenen Krieges bei geſunkener Produktionsfähigkeit 


und geſteigerten Bedürfniſſen überhaupt noch würde rentabel ge⸗ 


arbeitet werden können. Die motbriſche Kraft des Profites im 


Privatkapitalismus begann zu ſchwinden. 

Aus dem Zuſammenwirken dieſer Bedingungen ergab ſich als 
unmittelbare Grundlage für eine kommuniſtiſche Entwicklung ſeit 
der Oktoberrevolution folgende innerpolitiſche Lage: Es wuchs mehr 
und mehr die Macht der Sozialdemokratie. Ausgenommen ſeitens 


des faſt durchweg verhaßt gewordenen Großgrundbeſitzes, wurde ihr 


allgemeines Vertrauen entgegengebracht. Denn ſie war die einzige 
organiſierte Macht im Staate, die einer Regierung Rückhalt ge⸗ 
währen konnte. Sie allein auch hatte die neue Armee organiſiert. 
Dazu waren ihre Vertreter es, welche durch ihr Auftreten die zeit⸗ 
weilige Bedeutung des Berner Kongreſſes gegenüber Paris hervor⸗ 
riefen. Und durch die von ihr in den okkupierten Gebieten durch⸗ 
geführten großen Streiks gab gerade ſie, im Gegenſatz zu den paſſiven 
Bürgern, der nationalen Idee kräftigen Ausdruck in der äußeren 
Politik. Das gewann ihr wiederum viele Freunde. Und hemmungs⸗ 


los konnte die Sozialdemokratie ſich fortentwickeln. Die Bourgeoiſie 


war nicht organiſiert und wies große Gegenſätze in ſich ſelber 
auf. Die in der ſogenannten Lateinerbewegung konzentrierte In⸗ 
telligenz aber erſtrebte den ſozialen Fortſchritt um jeden Preis und 
wollte keinesfalls gegen die Sozialdemokratie arbeiten. So kam es, 
daß der Arbeiterrat in der Kärolyizeit ſchon fait eine Nebenregierung 5 
bildete. Und bereits die Dezemberkriſe brachte der Sozialdemokratie 


außer dem bereits innegehabten Handels⸗ und dem Wohlfahrts- 
miniſterium noch das Unterrichts⸗ und bald auch das Kriegs⸗ 


miniſterium. 
Durch dieſe große Entwicklung der Sozialdemokratie war aber 


ein tragfähiger Boden auch für die Kommuniſten gegeben, die ja 


dieſelben Endziele verfolgten wie jene, nur in der Tempofrage von 
ihr abwichen. Und unter den immer größer werdenden Schwierig⸗ 


1 Mancher mit hohen Dekorationen geſchmückte Offizier war gezwungen, 


in den Straßen von Budapeſt als Stiefelputzer die reich gewordenen Kriegs⸗ 


gewinnler zu bedienen, für die er an der Front die Gewinnmöglichkeit in der 
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keiten der beſonders auch durch die Blockade verſchärften wirtſchaft⸗ 


lichen Lage gewann nunmehr gerade der Gedanke der äußerſten 
Tempobeſchleunigung an Ausdehnung. Er fand ſich gegenüber; der 
ſtreng gegen die ſofortige Kommuniſierung gerichteten Sozialdemokratie 


ſowie der mit ihr zuſammengehenden radikalen bürgerlichen Partei. 
Zunächſt unterlag der Kommunismus. Da entſtand ihm ein Helfer 


in der Intelligenz, in dem wiſſenſchaftlichen, politiſch extrem⸗radi⸗ 


kalen Galileiflub. Nunmehr führte die Soziakdemokratie den Kampf 
nur noch defenſiv⸗ offenſiv, brachte vor allem in Népſzava das Vor⸗ 
leben einiger aus der ſozialdemokratiſchen Partei wegen Dieb» 
ſtahls uſw. ausgeſchloſſener Kommuniſtenführer an die Offentlichkeit. 


Die Intelligenz dagegen begann ſich weiter dem Kommunismus zu⸗ 
zuwenden. Sie wurde unterſtützt wohl auch durch die eingehende und 
anregende Behandlung der kommuniſtiſchen Fragen ſeitens der ſtreng 
wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift „Szabadgondolat“ und der hervorragenden 
wiſſenſchaftlichen ſoziologiſchen Zeitſchrift „Huszadik szäzad“, die 


in der ganzen ungariſchen Wiſſenfchaft eine völlig zentrale Rolle 


ſpielte. Zwar war die Intelligenz noch nicht als aktiver Träger 


des Kommunismus zu buchen. Dies waren vielmehr drei Gruppen 


von Menſchen: abgerüſtete Soldaten, die bezahlte ruſſiſche Clique 
und alle Arbeitsſcheuen. Die organiſierten Arbeiter dagegen waren 


ſozialdemokratiſch. Nur die jungen, aus dem Kriege, ohne etwas 


gelernt zu haben, zurückgekehrten, politiſch rückhaltloſen Jahrgänge 


waren dem Kommunismus zugänglich. Unter ihnen ſetzte nun mit 
Erfolg die kommuniſtiſche Propaganda ein. Was aber noch viel 


wichtiger war, erſtreckte dieſe ſich alsbald auch auf die Armee. Es 


gelang nämlich, den entſcheidenden Vertreter aller Soldatenräte, 


Pogäny Jozſef, ſowie den letzten Kriegsminiſter Kärolyis, Böhm, 
für den Kommunismus zu gewinnen. Jetzt fuhren von Kaſerne 
zu Kaſerne Autos mit kommuniſtiſcher Propaganda, und binnen 


kurzem war die geſamte Armee zur feſteſten Stütze der Kommuniſten 


geworden. 


So war die Sozialdemokratie eines ihrer Hauptmachtmittel be: 


raubt worden. Den Ausſchlag aber gab eine letzte Bedingung, welche 
nunmehr das Verhalten der Entente ſchuf. Ihr Vorgehen gegen den von 
allen Bürgerkreiſen unterſtützten Kaͤrolyi, die Beſetzung des Landes, 
die ſtändigen Schikanen, die Blockade und die Pläne zur politiſchen 


und wirtſchaftlichen Vernichtung Ungarns ſammelten einen ungeheuren 


Zündſtoff auf. Jetzt wurden, nicht bloß die bisherigen aktiven Träger 


und die Intelligenz dem Gedanken der ſofortigen Kommuniſierung 
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zugeneigt, ſondern die ganze Bürgerſchaft wurde für ihn aufnahme⸗ 
fähig. Denn entweder wurde ſie unter den beſtehenden Verhältniſſen 
ganz zerrüttet und apathiſch. Oder ſie begann in ihrer Verzweiflung 
im Kommunismus die einzige Möglichkeit zu erblicken, der Entente 
einen Stoß zu verſetzen, durch die Weltrevolution die Friedens⸗ 
bedingungen aufzuheben, und vor allem Frankreich und die Tſchecho⸗ 
ſlowakei zu ſtrafen. Und dazu trat endlich noch ein zweites. 
Die wirtſchaftliche Lage war verzweifelt geworden. Die durch den 
Krieg gelockerte Arbeitsdiſziplin war im höchſten Grade geſchwunden. 
Es ſchien ausſichtslos, in der alten Form weiter wirtſchaften oder 
die Arbeitsdiſziplin heben zu können. Nur eine neue Wirtſchafts⸗ 
form, der Kommunismus, ſchien Hilfe bringen zu können. 

So waren auf dem Boden der alten ungariſchen Klaſſenverhält⸗ 
niſſe durch die Folgen des Weltkrieges Schritt für Schritt Be⸗ 
dingungen erwachſen, die zuletzt die Einſetzung einer kommuniſtiſchen 
Regierung als notwendige Folge zeitigen mußten. Über Nacht trat 


dieſe Folge am 21. März ein, nachdem die Vixſche Note über die 


neue rumäniſche Demarkationslinie dem Faß den Boden ausgeſchlagen 
hatte. Durch einen Pakt Karolyis mit den Kommuniſten ging 
die Regierung auf dieſe über unter der Begründung, daß in 
der bisherigen Geſellſchaftsform kein erträgliches Verhältnis gegen⸗ 
über der Entente geſchaffen und bei den für den Privatkapitalismus 
unbehebbaren Zuſtänden der Arbeitsdiſziplin keine geregelte Wirtſchaft 
geführt werden könnte. Überraſchend traf dieſer Pakt einiger Männer 
einen Teil der Bevölkerung. Aber apathiſch fügte er ſich in alles. 
Ein großer anderer Teil jedoch, darunter die Intelligenz, ging freudig 
mit. Überraſchend ſchnell aber kam der Übergang auch für die 
Kommuniſten ſelbſt und ſtellte ſie nun plötzlich vor eine Fülle von 
Aufgaben völligen Neubaues und e e gegenüber 
der Entente. 


B. Die Aufgaben der zur Regierung gelangten 
Kommuniſten | | 

Vor den zur Regierung gelangten neuen Machthabern ſtand zus 
nächſt einmal die allgemeine kommuniſtiſche Aufgabe. Sie hatten die 
kommuniſtiſche Organiſation an die Stelle der kapitaliſtiſchen zu 
ſetzen. Und bei dieſem Zuſammenſtoß zweier Syſteme hatten ſie 
die Überleitungsformen zu finden, die durch die bis zur Vollendung 
der einzelnen Organiſationsarbeiten techniſch erforderliche Zeit und 
durch die allgemeine menſchliche Pſyche bedingt wurden. Zu dieſer 
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rein kommuniſtiſchen allgemeinen Grundaufgabe traten aber nun noch 
beſondere Notwendigkeiten ſpezifiſch ungariſcher Art hinzu, vor denen 
ſich zum guten Teile auch jede nichtkommuniſtiſche Regierung ge⸗ 
. jehen haben würde. 

Wie wir wiſſen, hinterließ Kärolyi als eines der Motive einer 
Neugeſtaltung die wünſchenswerte Veränderung der Stellung Ungarns 
gegenüber der Entente. Hieraus entſtand den Kommuniſten eine erſte 
Gruppe von Spezialaufgaben. Dieſe umfaßten die militäriſche 
Rüſtung und gegebenenfalls kriegeriſche Auseinanderſetzung mit der 
Entente, die Propaganda für die Weltrevolution, um die Macht der 
Entente zu brechen, und die intenfivfte Nahrungsmittel⸗ und Rohſtoff⸗ 
beſchaffung (beſonders auch Kohlen) wegen der in Ausſicht ſtehenden 
verſchärften Blockade. Hierzu aber trat gemäß dem anderen Motiv 
der Abdankung Kaͤrolyis als zweite Gruppe von Spezialaufgaben 
die der Produktivitätsſteigerung mit ihrer Vermeidung der Produk⸗ 
tionsſtockung in der Übergangszeit ſowie der Hebung der Arbeits⸗ 
diſziplin mit allen Mitteln. ö 

Dieſe beiden Aufgabengruppen, von denen minbeftena die zweite 
einer jeden Regierung geftellt geweſen wäre, mußten die Kommuniſten, 
da fie das Motiv für den Regierungswechſel bildeten, unter allen 
Umſtänden löſen. Drittens aber entſtanden Sonderaufgaben auch aus 
beſonderen Eigenheiten des früheren Kapitalismus, die mindeſtens 
für eine Übergangszeit noch beachtet werden mußten. Dies galt zu⸗ 
mal für die Eigenart des in ziemlicher Verwirrung befindlichen Geld⸗ 
weſens und für die Konzentrierung der Arbeiterſchaft gerade nur in 
Budapeſt, welche eine beſonders ſtarke Beachtung der Landwirte in 
Propaganda und Schulweſen erforderlich machte. Und viertens end⸗ 
lich erwuchſen Aufgaben auch noch aus kulturellen Beſonderheiten 
der früheren’ Geſellſchaftsform. Dies war der Fall hinſichtlich der 
Beachtung der Religioſität und hinſichtlich Überleitungsformen aus 
dem in Ungarn beſonders rückſtändigen Schulweſen. 

Auf dieſe Weiſe traten zu den allgemeinen rein tkommuniſtiſchen | 
Aufgaben noch vier Gruppen von ſpeziellen anderen hinzu, die in den 
gerade ungariſchen Verhältniſſen wurzelten und teilweiſe nicht eigent⸗ 
lich allein kommuniſtiſch waren. Wie ſtand es nun um die Be⸗ 
dingungen, die für die Löſung aller dieſer Aufgaben und für die 
Entwicklung und dauernde Erhaltung eines Kommunismus in Ungarn 
den zur Regierung gelangten Kommuniſten Begünſtigungen oder 
Schwierigkeiten bereiteten? 
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OC. Die Bedingungen für die Lsſung der Aufgaben, 


den Aufbau und die Erhaltung des Kommunismus 
Beſonders günſtig waren gerade in Ungarn die Bedingungen für 


das Entſtehen einer Herrſchaft der Kommuniſten geweſen. Ganz anders 


aber lagen die Vorausſetzungen für den wirklichen Aufbau und die 


Erhaltung einer kommuniſtiſchen Geſellſchaftsform. Zunächſt war es 


ſchon recht zweifelhaft, ob die bisher erwähnten günſtigen Einflüſſe 
überhaupt von Dauer ſein konnten. Die in weiten Kreiſen ſo ſtark 


wirkſamen Hoffnungen auf Erfolge gegen die Entente und Hebung 


der Arbeitsdiſziplin ſeitens des Kommunismus waren ſchwierig und 
im letzteren Falle nur innerhalb längerer Zeit zu erfüllen. So 


konnten leicht die durch dieſe Hoffnungen gewonnenen Anhänger un⸗ 


geduldig werden und ſchließlich abfallen. Noch mehr aber galt dies, 


wenn die Regierung etwa in ihrem Vorgehen ſelbſt Fehler machte. 


des Aufbaues fehlte. So drohte die in dem großen Anhange liegende 


Dies jedoch lag nahe, weil der Umſchwung ſchließlich ſo überraſchend 
eingetreten war, daß den Kommuniſten noch fait jedes Programm! 


günſtige Bedingung alsbald fortzufallen. Aber auch wenn dies nicht 


der Fall war, beſtand die große Möglichkeit, daß die das Motiv zur 
-Einfegung des Kommunismus bildenden Aufgaben überhaupt unlös⸗ 


| bar wären. Denn Ungarn drohte jetzt auf das ſchärfſte blockiert zu 


werden, war in weiten Teilen vom Feinde beſetzt und ausgeplündert 
und mußte gegebenenfalls einen Krieg nach drei Fronten führen. 
Allerdings war die letztere Schwierigkeit tatſächlich durch die Un⸗ 
einigkeit der Entente erheblich gemildert. 


Zu dieſen aus den Folgen des Weltkrieges ſich ergebenden Be 
dingungen trat ſodann die Ungunſt des Zeitpunktes inſofern, als im 


März die landwirtſchaftlichen Arbeiten bereits zu weit gediehen 


waren, um die wegen der Blockade ſo wichtige rationellere Anbau⸗ 


verteilung der kommuniſtiſchen Wirtſchaftsform für dieſes Jahr noch 
durchführen zu können. 


1 Abgeſehen von ganz allgemeinen Grundzügen, wie ſie etwa Julius 
Heveſi i in den Nummern vom 1. Januar und vom 1. Februar 1919 der 
„Internationale“ veröffentlichte. (Die beiden Aufſätze wurden ſpäter zuſammen 


als Broſchüre im Verlage des Volkskommiſſariates für Unterrichtsweſen heraus⸗ 


gegeben unter dem Titel: Die techniſche und wirtſchaftliche Notwendigkeit der 
mmuniſtiſchen Weltrevolution, Budapeſt 1919.) Ebenſowenig konkret war auch 


— — 


das ein Teilgebiet behandelnde, 1918 im Nepfavaverlage erſchienene Buch 


Vargas, Die Herrſchaft des Geldes im BEIDEN, ihr Sturz im ne (in 


me 
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Vor allem aber waren es ſpezifiſch ungariſche Verhältniſſe die 
Pſyche und die Bildung der Menſchen betreffend, die ausſchlaggebend 


ungünſtig oder wenigſtens beſonders ſchwierige Aufgaben ſtellend 


einwirken mußten. Das galt von der großen Religioſität weiter 
Volksteile und von der Unbildung der Arbeiter und Bauern ſowie 
von ihrer echt ungariſchen, bis zur Unvernunft gehenden Hartnäckig⸗ 


keit, ſobald auch nur der Anſchein eines Zwanges ſich geltendmachte. 


In beſonderem Maße galt alles dies von den Bauern, auf die man 


jedoch wegen der Konzentrierung der Arbeiterſchaft auf einen einzigen 
Platz beſondere Rücksicht nehmen mußte. Freilich waren dieſe 


Schwierigkeiten durch geſchicktes Vorgehen zu überwinden. Anders 
aber ſtand das um beſondere Verhältniſſe der ſo ausſchlaggebenden 


Bevölkerung von Budapeſt. Einmal war dieſe bis in die ärmſten 


Schichten hinein hinſichtlich der Ernährung überaus verweichlicht und 


war einfach nicht imſtande, eine wirkliche Nahrungsnot pſychiſch durch⸗ 


zuhalten. Das war aber angeſichts 8 ſtrengen Blockade before 


| re 


Aber nicht bloß die Magenfrage ftellte eine Bedingung un⸗ 
günſtigſter Art. Nicht minder jeden kommuniſtiſchen Ausbau hemmend 
wirkte das Milieu von Budapeſt. Es handelte ſich hier um eine 
Großſtadt mit kolonialartiger, ungemein raſcher Entwicklung und einer 
äußerſt bunten Volksmiſchung. Wie ſtets unter derartigen Verhält⸗ 
niſſen, herrſchte auch in Budapeſt in allen Volkskreiſen ein ganz aus⸗ 
geſprochenes brutales Gewinnſtreben. Ausnutzung des Mitmenſchen, 


im Gefolge davon jede Korruption, ferner größte Prinzipienloſigkeit 


und ein eitles Halbwiſſen waren in dieſer Stadt zu Hauſe. All dies 


aber mußte den aus dieſem Milieu ſtammenden Führern des Kommu⸗ 


858 


nismus wie den Menſchen, die er organiſieren wollte, eine denkbar 
geringe Eignung dafür geben, wirklich das kommuniſtiſche Ideal zu 
erreichen. Denn deſſen Durchführung erforderte von jedem einzelnen 
gerade ein hohes Maß von Altruismus, von Überzeugungstreue und 
Wiſſen. Es beſtand die große Gefahr, daß dieſe Menſchen des Buda⸗ 
peſter Milieus lediglich einen durch und durch korrupten Schein⸗ 
kommunismus erzielen würden. Zwar ſtand das übrige Ungarn, 


zumal die Pußta, dieſen Verhältniſſen gegenüber wie ein fremdes 


Land, war wirklich ungariſch. Aber das hatte nur geringe Bedeutung. 


Denn gerade in Budapeſt wurde der Kommunismus auf den Thron 
gehoben, und beſonders aus Budapeſt rekrutierte ſich ſeine Führung. 


Und es kam dazu, daß jenes Milieu der ſozuſagen kolonialen Groß⸗ 


ſtadt noch verſchärft wurde durch ein ſpezielles aus der Weltlage der 
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| ö Stadt ſich ergebendes Moment. Budapeſt bildete in ſeinem Weſen 
die Brücke zwiſchen Weſten und Orient. Dies galt nun auch für 


| | das im Oſten fo ungeheuer bedeutungsvolle Kaffeehausleben. Im 


Kaffeehauſe holte ſich die große Menge der Budapeſter Bevölkerung 
ihre Bildung aus Klatſch und Unwiſſen. Und hier wurde vielfach 
die Politik des Landes gemacht. Und gerade aus dieſem entnervenden 
Kaffeehausmilieu gingen die Menſchen hervor, die den Kommunismus 
aufbauen und erhalten ſollten. 

Dieſe ungünſtigen Bedingungen mußten fi beſonders ar in 
der Eigenart der Führer des Kommunismus ausprägen. Als neue 
große Bewegung mußte der Kommunismus an ſich ſchon unter dem 
Einfluſſe von Überſpannten, Eitlen, kleinen Kraftmeiern und egoiſti⸗ 
ſchen Mitläufern leiden. Dazu aber traten die beſonderen Wirkungen 
des Budapeſter Milieus. So fehlte tatſächlich den kommuniſtiſchen 
Führern faſt durchweg jede Vorbildung für die Löſung ihrer Auf⸗ 


gaben. Sie kannten techniſch weder den Kapitalismus noch den 


wirklichen Kommunismus und ſchwuren nur auf irgendeinen miß⸗ 
verſtandenen Ausſpruch Marx' oder Lenins wie auf eine Bibel. 
Aber auch nur ein kleiner Bruchteil von ihnen trug innerlich wirk⸗ 
lich Fühlung zur kommuniſtiſchen Idealidee. Nur wenige, wie zum 
Beiſpiel Eugen Hamburger, Julius Heveſi und Georg Lukäcs, waren 
wirklich reine Idealiſten mit heroiſcher Denkungsart. Sie gingen 
vollkommen unter in der Maſſe der anderen, die durch Hoffnung auf 


Geldgewinn und auf Macht geleitet wurden und in ihren Trieben 


zum Teil überhaupt nur durch krankhafte ſadiſtiſche Veranlagung zu 

entſchuldigen waren, wie etwa Tibor Szämuely. 
n Endlich aber trat zu dieſen hemmenden Bedingungen noch eine 

weitere hinzu. In Ungarn hatte ſich ſchon ſeit dem Kriege, vor 
allem aber ſeit der Vertreibung des im eigenen Intereſſe die Juden 
ſtützenden Adels eine Judenfrage entwickelt. Den praktiſchen Anſtoß 
zum Kommunismus aber brachten aus Rußland und es beherrſchten 
alsdann die Entwicklung in ausgeſprochenſter Weiſe gerade Juden. 
So würde auch der Kommunismus zur Judenfrage. Und hierin lag 
wiederum ein Moment des Gegenſatzes zu weiten Volksteilen be⸗ 
gründet. Auch machte die Leitung der neuen Geſellſchaft durch die 
raſſefremden und häufig erſt jung zugewanderten Juden die fo 
wichtige Anpaſſung aller Maßnahmen an die age Volkspſyche 

beſonders ſchwierig. | 
AAlle dieſe ungünstigen Bedingungen zuſammen bildeten einen 

der Gründe für den ſchnellen Eintritt einer Kataſtrophe. Der zweite 


> 
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Grund dafür aber wurde, wie wir ſehen werden, der Umſtand, daß 


in Ungarn mit dem 21. März gar nicht das Prinzip des idealen Kom⸗ 


munismus, ſondern das der Proletarierdiktatur auf den Plan trat. 


Il. Aberblick über die Geſamtgeſchichte 


Drei Phaſen waren es, welche die zur Regierung gelangten 


Kommuniſten in Ungarn durchmachten. Innerhalb der erſten wirkten 


die zur Einführung der neuen Regierung führenden günſtigen Be⸗ 
dingungen innerpolitiſch noch einigermaßen fort, doch mußte die 
Schwierigkeit der außenpolitiſchen Bedingung des Krieges mit der 
Entente überwunden werden. Eine zweite Phaſe brachte dann eine 
zwar außenpolitiſch ruhigere Lage, dagegen das Geltendwerden der 
hemmenden Bedingungen in der inneren Politik. In der dritten 
Phaſe endlich wirkte die noch verſchärfte Ungunſt der inneren Zu⸗ 
ſtände zuſammen mit einem Neuaufleben der äußeren Gefahr und 
erzeugte in dieſer Vereinigung den Zuſammenbruch. 

Erſte Phaſe (21. März bis Anfang Mai). Die 
Budapeſter Kommuniſten richteten in Anlehnung an ruſſiſche Ver⸗ 
hältniſſe nicht einen allgemeinen idealen Kommunismus ein, ſondern 
eine Diktatur der organiſierten Arbeiter und der um die Propaganda 
verdienten Leute, einen „Bolſchewismus“. Strikt abgewieſen wurde 
die Mitarbeit der zunächſt ſich freudig herandrängenden Intelligenz 
der Bourgeoiſie. Damit ſchloß man von vornherein faſt alle gelernten 
Kräfte aus und verringerte ſich ſelbſt das breite Fundament, auf 
dem man hätte arbeiten können. Das geſchah aber auch noch weiter⸗ 
hin durch die ungemein ungeſchickte Propaganda, die man in den 
erſten Wochen durch den Bauern nicht kennende unreife junge Burſchen 
auf dem Lande betrieb. Man machte hier den Bolſchewismus ſo⸗ 
gleich lächerlich und verhaßt. Zumal auch geſchah dies durch das 
würdeloſe Vorgehen der Propagandiſten gegen alle Religion, welche 
die Umwandlung der Kirchen in Kinos und Tanzſäle als Propaganda- 
mittel dem bigotten Bauern verkündeten. Durch dieſes Voͤrgehen 
wurde auch auf dem Lande das an ſich durch die Klaſſenverhältniſſe 
ausbaufähige Fundament erheblich verringert. Und weiterhin geſchah 
dies auch noch in allen frommen Volkskreiſen überhaupt dadurch, daß 
jener Kampf gegen jede Religion ganz allgemein, unter Verhöhnung, 


Beleidigung und Vertreibung der Geiſtlichen betrieben wurde. So 


ſtand tatſächlich der Bolſchewismus ſtatt auf der Mehrzahl der Be⸗ 
völkerung, wie es an ſich einem idealen Kommunismus möglich geweſen 


\ 
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wäre, von Anbeginn an faſt nur auf etwa 80 000 Budapeſter Arbeitern, 
den Propagandiſten, allen Arbeitsunwilligen und N unterſten Land⸗ 
proletariat. | 
Trotz dieſer Einſchränkung der Tragfläche blieb aber die innere 
Lage noch durchaus feſt. Die Bevölkerung fürchtete zum Teil ein 
ruſſiſches Morden und blieb deshalb ſtill. Die Regierung aber konnte 
ſich in beſonderem Maße auf die Rote Armee, die Rote Wache und 
eine, zum großen Teile aus Verbrechern zuſammengeſetzte Exekutive, 
die ſogenannten Leninbuben, ſtützen. Auch war die Nahrungsmittel⸗ 
verſorgung noch erträglich. Die Fehler, die in dieſer bereits jetzt | 
begangen wurden, äußerten ſich noch nicht in der Bevölkerung. Die 
eigentliche Arbeit des Bolſchewismus konnte alſo ungeſtört beginnen. 
Folgerichtig wandte man ſich zunächſt der Niederreißung des Kapitalis⸗ 
mus zu. Aber teils aus einem inneren Schwächegefühl, teils aus Un⸗ 
kenntnis und naiver Freude am ſchönen Schauſpiele der Zertrümmerung 
des Kapitalismus überſtürzte man alles in unrationellſter Weiſe. 
Man nahm weder auf die Pſyche der Menſchen noch auf die rein 
techniſch notwendige Zeitfolge der einzelnen Maßnahmen irgendwelche 
Rückſicht. In wenigen Wochen zwar war das Werk des Niederreißens 
ſchon jo gut wie vollendet. Aber es waren nun im Wirtſchaftsleben 


klaffende Lücken und brennendſte Not eingetreten. Und ungemein 


langſam nur ſchuf man für den Neuaufbau nach einem kommuniſtiſchen 
Ideal die organiſatoriſchen Unterlagen. Und man ſchuf ſie ohne 
Syſtem und ohne Kenntniſſe. 

Freilich wirkte all dies ſich noch nicht in der inneren Lage aus. 


Dieſe blieb feſt. Mit Glanz wurde der 1. Mai gefeiert. Am 20. April 


bereits hatte jedoch eine rumäniſche Offenſive gegen Ungarn eingeſetzt, 
und die Entente erklärte, die Räterepublik vernichten zu wollen. Die 
Rote Armee aber war vollkommen unzulänglich. Da half, als die 
Räteregierung ſich ſchon ernſthaft mit der Frage der Abdankung 
beſchäftigte (2. Mai), die Uneinigkeit und die Schwäche der in dieſem 
Augenblick zur Rückſicht auf ihre eigenen Arbeiter gezwungenen Entente. 
Die Rumänen blieben in ihrer Offenſive allein; Italjen unterſtützte 
Ungarn mit Waffen. Schließlich drückte die Entente auf Rumänien 
im Sinne eines Zurückgehens. Und gleichzeitig wurde die Rote Armee 
durch Propaganda unter den Budapeſter Arbeitern und durch Ab- 


ſchaffung des Offizierswahlſyſtems fieberhaft reorganiſiert. So wurde 


der Vormarſch der Rumänen angehalten, und alsdann war die 


militäriſche Bereitſchaft der Räteregierung eine ſehr viel beſſere 
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geworden. Die in dem Verhältnis zur Entente liegende ungünftige | 


Bedingung war für diesmal überwunden. 

Zweite Phaſe (Anfang Mai bis Ende Juni). Nach 
dieſem glücklichen Ausgange der äußeren Kriſe hatte der Bolf chewismus 
wieder freies Feld für den Aufbau vor ſich. Auch war durch dieſe 
vorläufig günſtige Löſung der einen ſeiner beiden großen Spezial⸗ 
aufgaben ſeine Anhängerſchaft wohl ſtark gefeſtigt. Aber die Be⸗ 


dingungen zum Aufbau waren doch lange nicht mehr ſo gute wie 


zu Beginn der erſten Phaſe. Denn einmal war ja das Fundament 


durch den Bolſchewismus bereits ſelbſt eingeſchränkt worden. So⸗ 
dann lagen bereits viele Verſäumniſſe und falſche Maßnahmen aus. 
der vorhergehenden Zeit vor. Dazu aber wirkte auch die ſoeben über⸗ 
ſtandene Kriſe noch mit einigen ſchwierigen Erforderniſſen nach. 
Einmal verlangte ſie als Vorbeugung gegen ſpätere Vorkommniſſe 


eine beſonders ſtarke Propagierung der Weltrevolution. Dieſe aber 


mußte in dem früher gemeinſamen öſterreichiſch⸗ungariſchen „blauen“ 
Gelde bezahlt werden. Eben dieſes, nicht reichlich vorhandene Geld 
aber brauchte man dringend zum Ankaufe von Lebensmitteln bei den 


techniſch noch nicht ſozialiſierbaren, dem Bolſchewismus durchaus 


feindlichen kleineren Bauern, deren Produkte zur Selbſternährung 


Ungarns unbedingt erforderlich waren. Hier entſtand alſo eine ſehr 
gefährliche Zwickmühle, in der die Regierung ſich, wie ſich ſpäter 
zeigen ſollte, fälſchlicherweiſe für eine dennoch ſtarke Propaganda auf 


Koſten der Ernährung der Budapeſter Stützbevölkerung entſchied. 
Zweitens aber verlangte die überſtandene Kriſe die Aufrechterhaltung 


| und den Ausbau einer großen Armee. Dieſer aber mußte man etwas 
Beſonderes bieten: hohe Löhnung und hervorragende Verpflegung. Da 


man jedoch die Unterlagen für eine bargeldloſe Wirtſchaft noch nicht 


geſchaffen hatte, mußte man die Löhne in Geld zahlen. Hierfür mußte 


man neues Geld drucken. Und da die Arbeiter entſprechende Lohn— 
erhöhungen forderten, mußte man ſehr viel Geld drucken. Man mußte 
damit nicht nur das kommuniſtiſche Idealprinzip wider Willen über 
den Haufen werfen, ſ ondern gelangte zu einer ſehr bedenklichen Inflation. 


Und ferner entzog die Armee der Landwirtſchaft arbeitskräftige 
Männer und warf durch ihre Sonderverpflegung und die ungeheure 


Verſchwendung, die ſie wie eine jede Armee mit den Nahrungsmitteln 


trieb, das Ernährungsweſen der übrigen Bevölkerung in die drößte 


Kris e. 


So war der Bolſchewismus in der zweiten Phaſe bereits als⸗ 
bald mit ſehr ungünſtigen ä belaſtet. Und die Folgen zeigten „ 
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| ſich in der inneren Lage ſchnell. Die Lohngebarung führte gerade⸗ 
zu zu einer Prämie auf Faulheit. Die Arbeitsdiſziplin wurde nicht 


gehoben, ſondern ſank, allerdings auch wegen des Rohſtoff⸗ und 
Kohlenmangels, immer mehr. Die zweite ſpezielle Hauptaufgabe der 
Bolſchewiſten war damit völlig ungelöſt. Hierzu trat eine Verſchärfung 
des Kampfes mit der Intelligenz. Und ferner entſtand nunmehr, 
kurz vor der Ernte, infolge der großen Fehler in der Beſchaffung und 
wegen des Verbrauches der Armee eine ſchwere Nahrungsmittelkriſe 


in Budapeſt. Dazu war die Verteilung unglücklich organiſiert. Durch 
das ſtundenlange Anſtellen wurden die Frauen der Arbeiter zu Feinden 


des Bolſchewismus. Und nicht minder war die Verteilung ungerecht, 
allein ſchon deshalb, weil die Regierung im Gefühle des Schwankens 


der inneren Lage einzelne wichtige Arbeiterkathegorien gegenüber 
| den anderen ſtark bevorzugte. Damit entſtand große e 


in der Arbeiterſchaft ſelbſt. 
Um RN Dee Lage den Arbeitern Sand in die Augen zu 


1 Die Stellung zur Intelligenz zeigte übrigens merkwürdige Inkonſequenzen. 


Teilweiſe wurde ſie prinzipiell mit der Bourgeoſie gleichgeſtellt und daher be⸗ 


kämpft. Zum Teil war ſie durch das frühere Vorgehen gegen ſie und durch 
das Bild, welches ihr die bisherigen Leiſtungen der Räteregierung geboten 
hatten, zum Träger gegenrevolutionärer Gedanken geworden und ſtand daher 
in einem wirklich erbitterten Streite mit den Bolſchewiſten. Anderſeits waren 
dieſe aber auch teilweiſe beſtrebt, die Kenntniſſe der Intelligenz für die Räte⸗ 


republik zu verwerten. Doch ging die Intelligenz hierauf ein, ſo wurde ſie 


| praktiſch in der Behandlung weit hinter die politiſch wichtigen und gefährlichen 
- Arbeitergruppen geſtellt und damit wieder vor den Kopf geſtoßen. Theoretiſch 


aber verſuchte man dann wieder die zu überzeugen, daß man ſie ſelbſt als aus 
Proletariern beſtehend anſehe, und daß ſie deshalb mit den anderen Proletariern 
ſich vereinigen müſſe. Typiſch hierfür iſt zum Beiſpiel die im Verlage des 


Volkskommiſſariates für Unterricht erſchienene Schrift von Nikolaus Faragb, 
Wer iſt Proletarier? Hier heißt es zum Beiſpiel S. 14: „Der Schriftſteller 


hat für die Kapitaliſten geſchrieben, der Arzt war der Arzt der Kapitaliſten und 


der Profeſſor der Profeſſor der Kapitalifteh . ..“ Nur zog leider die Räte- 
| herrſchaft aus dieſer Theorie die praktiſche Konſequenz, daß viele der am Tage 


das Doppelte der Arbeitszeit der Fabrikarbeiter anwendenden geiſtigen Arbeiter, 
zum Beiſpiel der Arzte, nur als Proletarier zweiter Ordnung behandelt werden 


ſollten. Freilich iſt etwas Derartiges ſicher nicht im Sinne der Leiter des 
„Bolſchewismus geweſen, die ſich vielmehr ſtets viel darauf zugute taten, daß 


ihre Stellung der Intelligenz gegenüber eine ganz andere ſei, als es in Rußland 
der Fall geweſen ſei. Aber in den Fragen des einzelnen war beſtimmend eben 
nicht die Auffaſſung dieſer Leitenden, ſondern die der Maſſe, d. h. der herr⸗ 
ſchenden Handarbeiter. Eine Proletarierdiktatur konnte einfach aus ihrem Weſen 
keine N e gegenüber der Intelligenz eee 


A. 
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ſtreuen, wurden weiter die Löhne erhöht. So ſteigerte ſich die Geld⸗ 
und Preisverwirrung. Ferner mußte die Rote Wache ſehr gepflegt 
werden. So wuchs dieſe ſchließlich der Regierung über den Kopf. 
Und endlich mußte die Rote Armee beſchäftigt werden, um nicht auch 


in ihr die Keime der Mißſtimmung entſtehen zu laſſen. Nach Hauſe 


entlaſſen konnte man ſie nicht, da ſo nur die Unzufriedenen vermehrt 
worden wären und ſeitens der ſchon ſeit der Kärolyizeit, ohne 
arbeiten zu müſſen, verwöhnten Soldaten Raub und Plünderungen 
zu befürchten waren. Auch war zur Ablenkung die Erzielung äußerer 
Erfolge wünſchenswert. Darum ſetzte man, nachdem ein kleiner 
tſchechiſcher Vorſtoß abgewieſen worden war, zu einer großen Offen⸗ 
ſive gegen die Tſchechen an. Sie war erfolgreich und eroberte etwa 
zwei Drittel von Oberungarn. So war als ein Lichtblick ein un⸗ 
zweifelhafter Erfolg gegen die Entente zu verzeichnen. 


Aber die innere Kriſe war nicht mehr aufzuhalten. Auch das 
Zurückwenden der Regierung in vielen, eigentlich gar nicht mit dem 
kommuniſtiſchen Ideal integrierend verbundenen Punkten !, ferner das 
Stetiger⸗ und Bedächtigerwerden der Wirtſchaftspolitik und die immer 
freundlicher werdende Stellung nunmehr auch gegenüber der Sntel- 
\ligenz konnten nichts mehr erreichen. Haß und Feindſchaft hatten 
ſich feſtgeſetzt. Das Vertrauen in die wirtſchaftlichen Fähigkeiten der 
Regierung war den Einſichtigen geſchwunden. Der Mangel an In⸗ 
tegrität bei den meiſten Führern war allgemein offenbar, eine furdht- 
bare Korruption hatte ſich im Beamtenapparat breitgemacht. Und 
die Nahrungsmittelkriſe wuchs von Tag zu Tag. Immer wütender 
ballten ſich offen auf den Straßen die Verwünſchungen der am unmittel⸗ 
barſten betroffenen Frauen. Und dazu brachte der erſte Rätekongreß 
Mitte Juni die öffentliche Dokumentierung eines großen Gegenſatzes 
zwiſchen der Regierung in Budapeſt und der Provinz, deren Wünſche 
von Budapeſt meiſt nicht einmal angehört wurden. So war der 
Boden vorbereitet für die Gegenrevolution. Ende Juni erfolgte ſie 
durch einen Putſch in Budapeſt. Wiederum war die Lage der Re⸗ 
gierung äußerſt gefährdet. Aber noch einmal gelang es ihr, die Be⸗ 
wegung raſch niederzuſchlagen. Und die Gegner ee unter 
der Furcht vor dem roten Terror. | \ 


I Vgl. zum Beiſpiel die vom Volkskommiſſariat für Unterrichtsweſen 
herausgegebene Broſchüre: Die Lüge von der Kirchenſchändung. Religion und 
Kommunismus. Budapeſt 1919. 
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Dritte Phaſe (Ende Juni bis 1. Auguf)). Die innere 


Lage war aber nur für den Augenblick ein wenig entſpannt. Als⸗ 


bald ſetzte die Kriſe mit vermehrter Schärfe ein. Der Ruf nach der 


rettenden Intelligenz verhallte jetzt vergeblich und wurde auch von 
den radikalen Elementen der Regierung in ſchärfſter Weiſe bekämpft. 
Die Nahrungsmittelnot nahm ſolche Formen an, daß die verweich⸗ 


lichte Budapeſter Bevölkerung nicht mehr leben zu können meinte. 
Jetzt begannen die bisher jo willig aufgenommenen Phraſen der 
Proletarierdiktatur ihre Wirkung einzubüßen. Überall ſchlich Müdig⸗ 


= keit ſich ein. Selbſt die Rote Garde begann unzuverläſſig zu werden. 
In dieſer Lage verſuchten die radikalen Elemente die Bildung einer 


rein auf ruſſiſches Morden eingeſtellten Gegenregierung. Die Re⸗ 


gierung ſiegte jedoch und entwaffnete die Leninbuben, beraubte ſich 


damit aber ſelbſt einer ihrer feſteſten Stützen. Noch hielten auch 


N Rote Wache und Rote Armee zur Regierung trotz aller Anzeichen 
von Schwanken. Von außen mußte daher der Anſtoß zum Sturze 
kommen. Und ihn ſollte in konſequenter tragiſcher Logik die Räte⸗ 


regierung ſelbſt herbeiführen. Gegenüber der rettungslos verfahrenen 
inneren Lage ſuchte ſie eine Löſung in der äußeren Potitik, der 


Herbeiführung der Weltrevolution und dem Kampfe gegen die En⸗ 
tente. Nun hatte auf Intervention der Pariſer Konferenz Mitte Juli 


das zurückeroberte Oberungarn wieder geräumt werden müſſen gegen 
die Zuſage des Zurückgehens der Rumänen auf die Demarkations⸗ 


linie. Die Rumänen aber hielten ſich hieran nicht. So bot ſich ein 


willkommener Anlaß zu der auf Grund der inneren Lage notwendigen 


Ablenkung auf die äußere Politik in einer Offenſive gegen die Rumänen. 


Dazu kam, daß eine Entlaſſung der Roten Armee in die Heimat in 


dieſem Augenblicke beſonders gefährlich geweſen wäre, weil fie die 
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Kraft der dort herrſchenden Mißſtimmung noch vervielfacht hätte. 
Die zur Verfügung ſtehende Rote Armee war an ſich gut orga⸗ 
niſiert, und gerade für den Feldzug gegen die Rumänen beſtand auch 


in weiten Kreiſen Begeiſterung, obwohl die Nahrungsmittelnot all⸗ 
mählich die nationale Frage im Empfinden des Volkes ſtark zurück⸗ 


gedrängt hatte. Aber die Rote Armee wies doch nur zu einem 
kleinen Teile, nämlich in den Arbeiterregimentern, wirklich zuverläſſige 


Elemente auf, litt unter großem Mangel an Kriegsmaterial und 
mußte im Gebiete einer durchaus antibolſchewiſtiſchen Bevölkerung 


operieren. Vor ihr aber ſtand ein weit überlegener, nur auf das 


Losſchlagen wartender Gegner. So wurde ihre aus der inneren Lage 


geborene Offenſive zu einer faſt ausſichtsloſen Verzweiflungstat. 


} 
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Mit dem ganzen Elan einer jungen, nicht im Weltkriege zermürbten 
Truppe überſchritten die Arbeiterregimenter die Theiß. Dann holten 
die Rumänen zum Gegenſchlage aus und zerſchmetterten unter ge⸗ 
waltigen Verluſten nahezu innerhalb von Stunden die Rote Armee. 


Nur die Arbeiterregimenter hielten ſich noch einige Tage erbittert im, 


les 


ſtärkſten Trommelfeuer. Dann wankten auch fie. Die Räteregierung 


beſaß keine Armee mehr. Die Rumänen ſtürmten in Eilmärfchen 


auf Budapeſt. Und nach der Beſchießung der Vororte dankte am 
1. Auguſt die bolſchewiſtiſche Regierung ab. 


Sie fiel nicht durch die militäriſche Unzuverläſſigkeit der Armee 


als ſolcher, die beſtenfalls vielleicht noch zwei Monate lang die 


Rumänen hätte aufhalten können. Sie fiel auch nicht durch die un⸗ | 
gunſt der außenpolitiſchen Bedingung allein. Denn fie hatte die 


rumäniſche Offenſive ſelbſt veranlaßt. Der Grund hierfür jedoch lag 
in der inneren Lage. An dieſer aber war viel mehr als die Blockade 


die Räteregierung ſelber ſchuld. Auch die erzwungene Räumung | 


der zurückeroberten Teile Oberungarns hatte dieſe Lage weder ent- 
ſtehen noch ſich weiter entwickeln laſſen. Für dieſe Räumung nicht⸗ 
| ungariſchen Gebietes wurde ja von Paris gerade die Rückgabe rein 
ungariſchen Landes, alſo vom nationalen Standpunkte durchaus ein 
Gewinn, zugeſagt. Und außerdem ſpielte in jenem Zeitpunkte der 


nationale Gedanke auch bei ſeinen früheren Trägern keine große Rolle 


mehr. Der eigentliche Grund lag vielmehr in dem gänzlichen Ver⸗ 


ſagen der Bolſchewiſten ſelbſt. Sie hatten die günſtigen Klaſſen⸗ | 


verhältniſſe auf dem Lande und die Stellungnahme der Intelligenz 
nicht ausgenutzt. Sie hatten das Problem der Nahrungsmittel- und 
Rohſtoffbeſchaffung und verteilung nicht gelöſt und hatten die Arbeits⸗ 


diſziplin verſchlechtert, ſtatt gehoben. Sie hatten die Geldfrage 


nicht überwunden und die Probleme des Wirtſchafts⸗ und Kultur⸗ 
zuſammenſtoßes, beſonders auch das Eingehen auf die Religioſität, 


völlig überſehen. Und ſie hatten allein ſchon durch die Proletarier⸗ 


diktatur, aber auch durch zahlloſe Einzelmaßnahmen trotz vielfacher 


Verſprechungen das kommuniſtiſche Ideal durchkreuzt. So war eine 


innere Lage entſtanden, die ſchließlich bis zu der Verzweiflungs⸗ 
‚ offenfive gegen Rumänien führen mußte. Das entſcheidende, treibende 


Element aber in der inneren Lage wiederum waren letzten Endes die 
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III. Die Wirtſchaftsgebarung des ungariſchen 
* Bolſchewismus 


A. Maßnahmen zur Beſeitigung des Privateigentums 


Dem kommuniſtiſchen Idealprogramm gemäß mußten die erſten 
wirtſchaftlichen Maßnahmen der Räteregierung ſich gegen das Privat⸗ 
eigentum wenden. Um das Eigentum an Produktionsmitteln 
zu treffen, wurde vor allem bereits am 26. März durch Geſetz XII 
die Sozialiſierung der Geldinſtitute eingeleitet. Alsdann wurden am 
27. März ſämtliche Wohnhäuſer als Eigentum der Räteregierung 
erklärt“. Am 3. April folgte das Geſetz XXXVIII über die Sozia⸗ 
liſierung allen Grundbeſitzes über 100 Joch, das freilich aus techniſchen 
Gründen erſt allmählich durchgeführt werden konnte. Der Beſitz 
unter 100 Joch konnte während des Beſtehens der Räterepublik über⸗ 
haupt noch nicht ſozialiſiert werden. Sehr raſch dagegen wurde die 
Kommuniſierung der Bergwerks⸗ und Fabrikunternehmungen durch⸗ 
geführt. So befanden ſich alsbald die Produktionsmittel des Landes 
„mit der allerdings ſehr ſchwerwiegenden Ausnahme der Hälfte des 
'landwirtſchaftlichen Kulturbodens, aber einſchließlich des dem Betriebe 
dienenden Geldes in der Hand der Räteregierung. 

Geringer waren die Erfolge der Kommuniſten auf dem Gebiete 
der Verſtaatlichung der dem Erwerbe dienenden Fertigpro⸗ 
dukte. Zwar gingen die vorhandenen Produkte der Bergwerke und 
Fabriken alsbald auf den Staat über und wurden ſämtliche Waren 
vieler Handelsgeſchäfte beſchlagnahmt ?. Aber es blieben doch immer 
noch zahlloſe Güter, die ſich der Kommuniſierung entzogen. Und vor 
allem gelang es nur ſehr lückenhaft, der Produkte der nichtſoziali⸗ 


1 Vgl. hierzu die Veröffentlichung des Volkskommiſſariates für Unterrichts- 
weſen: „Die Sozialiſierung der Zinshäuſer“, Budapeſt 1919. Die Broſchüre 
ſtellt die aus der Sozialiſierung ſich ergebenden praktiſchen Fragen für das 
Publikum überſichtlich zuſammen. 

2 Das Motiv war hier zumeiſt das der unmittelbaren Verfügung des 
Staates über die Fertiggüter. Teilweiſe aber kam auch eine Verfügungsgewalt 
in Betracht, die erſt mittelbar den Staat in den Beſitz der benötigten Güter 


ſetzte. Das galt wohl von der Übernahme des Inhaltes der Juwelierläden 


durch den Volkskommkſſar für Soziale Produktion laut Geſetz XVI vom 28. März. 
Die Waren wurden bei der Ungariſchen Allgemeinen Kreditbank, Budapeſt, 
deponiert, dort abgeſchätzt und der Gegenwert auf laufende Rechnung gut⸗ 
geſchrieben. Die Verwendung der Waren e die an. ſich vermutlich 
zu valutapolitiſchen Zwecken vor. 
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ſierten Landwirte habhaft zu werden. Hierin ee lag eine große 


Gefahr für das Ernährungsweſen. 
Auch gegen das Eigentum an den dem Konſum des Eigen⸗ 


tümers dienenden Gütern ging man alsbald vor. Um keine 


Bevorzugungen im Konſum beſtehen zu laſſen, wurde Wäſche und 
Kleidung über geringe Grenzen hinaus beſchlagnahmt. Auch die 
Sozialiſierung privater Kunſtwerke beruhte auf einem Konſummotiv. 
überwiegend ein anderes Motiv, nämlich ein ſolches der Valutapolitik, 
beherrſchte dagegen zwei andere Maßnahmen. Sie beſtanden in der 

unentgeltlichen Ablieferung privater Juwelen und Goldwaren im 

Werte von über 2000 Kronen (Geſetz vom 30. März) ſowie der einen 
Wert von 2000 Kronen überſteigenden Briefmarkenſammlungen (Ver⸗ 
brdnung 15 des Volkskommiſſariats für Finanzen). Alle dieſe Maß⸗ 
nahmen wurden in ihrer Durchführung die Quelle mannigfacher un⸗ 
liebſamer Erſcheinungen. Am wichtigſten in dieſer Hinſicht aber 
waaren die Maßregeln, die das dem Konſum dienende Geldvermögen 

betrafen. Durch das Geſetz vom 26. März über die Ssozialiſierung 
der Banken wurden grundſätzlich auch die Guthaben der Privatleute 
beſchlagnahmt. Ebenſo wurde durch Geſetz XIII vom gleichen Datum 
die Offnung der Safes und die Entnahme des in ihnen gefundenen 
Bargeldes durch den Staat verfügt. Alle dieſe Guthaben wurden 
aber vorläufig von der Regierung nur beſchlagnahmt, nicht enteignet. 
Und gleichzeitig wurde in Geſetz XII angeordnet, daß die Privaten 


; von ihren Guthaben monatlich 10 %, höchſtens aber 2000 Kronen, 


zu Konſumzwecken entnehmen dürften. Dieſe Maßnahme fußte auf 
der ganz richtigen Erkenntnis, daß der Staat noch für längere Zeit 
hinaus ſchon rein organiſatoriſch nicht in der Lage fein würde, alle 
Menſchen von ſich aus mit Gütern oder Geld geregelt zu verſehen, 
daß man alſo zunächſt auf Privatvermögen zurückgreifen müſſe. Aber 
mit dem Wachſen der Preisſteigerung wurden die Sätze der erlaubten 
Entnahme ſchließlich viel zu gering. Zwar traf dies nicht jo ſehr 
gerade die früheren Reichen. Um ſo mehr dagegen den unteren 
Mittelſtand. Denn dieſer hatte nicht wie die Reichen rechtzeitig große 
Summen Geldes verſtecken können. Er, litt deshalb unter dieſer 
Maßnahme außerordentlich ſchwer und geriet teilweiſe in große Not. 
Die Räteregierung hatte in dieſem Falle mit der Niederreißung der 
alten Verhältniſſe durchaus überſtürzt gehandelt. Und ſchließlich 
erweckte die Beſchlagnahme der kleinen, mühſam erarbeiteten Ver⸗ 
mögen überhaupt Bedenken. Auch die Räteregierung ſah bald ein, 
daß vom Standpunkte des Arbeitsanreizes und einer e 


' 
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| differenzierter, der Eigenart des einzelnen Menſchen angepaßter Be⸗ 


dürfnisbefriedigung die Anſammlung kleiner Vermögen geduldet 
werden müſſe. Man dachte dabei an eine Höchſtgrenze von etwa 


60 000 Kronen. Wahrſcheinlich hätte man dieſe ganze Angelegenheit 


noch längere Zeit in der Schwebe gehalten. Aber die Tatſache 
ſtändiger Banknotentheſaurierung aus Arbeitseinkommen oder illegalen 
Privatgeſchäften veranlaßte doch einen baldigen Beginn einer Reglung 
durch die Regierung ſelbſt. So beſtimmte Verordnung 29 des 


des Finanzkommiſſariats, daß bei den ſozialiſierten Geldinſtituten neu 


eingehende private Bareinlagen als freie Guthaben behandelt und für 
Gelder ab 9. Mai ſogar mit 4% verzinſt werden ſollten. Aller⸗ 
dings machte die Bevölkerung aus Mißtrauen hiervon kaum Gebrauch 
Aber angeſichts eines kommuniſtiſchen Idealprogramms iſt die Ver⸗ 


ordnung an ſich bemerkenswert. Sie zeigt, wie ſehr die Räteregierung 
zu einer langſamen Entwicklung u die Verhältniſſe ſelbſt ge 


zwungen wurde. | 
Dieſes, wie wir geſehen haben, nicht bloß in dieſem Einzelfalle 


auftretende Erfordernis der Langſamkeit war. eines der Hauptergeb⸗ 


niſſe, die wir aus der Behandlung der Eigentumsfrage gewinnen 
können. Ein zweites beſteht in der Erkenntnis der großen Schwierig⸗ 


keiten der Aufhebung des Eigentums auf dem Lande. Ein drittes 


endlich betrifft die notwendige Erhaltung von Differenzierungs⸗ 


möglichkeiten im Konſum der einzelnen in Verbindung auch mit der 
Frage des Arbeitsantriebes. Manch einer, der die Beſchlagnahme 


oder Enteignung ſeines bisherigen Vermögens zugunſten eines wirk⸗ 


lichen kommuniſtiſchen Idealprogramms willig in Kauf nahm, bäumte 


ſich auf gegen eine völlige Gleichmachung des Konſums aller Menſchen. 


Er wollte die Möglichkeit ſehen, ſich von ſeinem Arbeitseinkommen 
gerade diejenigen Güter ſekundären Bedarfes und in der Menge im 
einzelnen beſchaffen zu können, wie ſein Geſchmack es verlangte. 


Hierfür aber war die Möglichkeit eines Aufſparens von Geldfunktion 


tragenden Gütern Vorausſetzung, mochten ſie nun Geld im alten 


Sinne darſtellen oder fich als Güteranweiſungen oder Quittungen 
über geleiſtete Arbeitsſtunden darſtellen. 

Zu erwähnen iſt endlich noch, daß die Frage des Erbrechts 
während der Dauer der mes nicht in Angriff genommen 
wurde und daß ferner die Ausländer ſich weitgehendſten Schutzes 


ihres wie immer gearteten Privateigentums erfreuten. Propaganda 
zwecke und die Furcht vor auswärtiger Intervention waren hierfür 
das Motiv. Freilich war der = trotz allen guten Willens in 


2 .* 
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vielen Fällen nur Aktiv, da die Regierung ſchließlich ch nicht in 
der Lage war, die Abfindungen für die ſozialiſierten Betriebe der 
Ausländer in geeigneter Valuta zu zahlen. | 


B. Die Entwicklung in den einzelnen ann 


\ Ä zweigen 
1. Die landwirtſchaftliche Produktion 


Die Bolſchewiſten fanden in Ungarn eine Landwirtſchaft vor, 
die bei weitem nicht das leiſtete, was ſie an ſich hätte hervorbringen 
können. Der Kleinbeſitz litt unter Gemengelage und ſchlechteſten 
Verkehrsverhältniſſen. Der außerordentlich ausgedehnte Großbeſitz 
der Toten Hand aber und der Magnaten wurde in unrationellſter 


Weiſe bewirtſchaftet. Zum Teil geſchah dies aus Arbeitermangel. 
Zum größeren Teile aber trug die Schuld die ganz launenhafte Be⸗X 


nutzung des Bodens nicht zu der geeignetſten Kultur, ſondern zu 
Weiden und für Kulturen, denen der Großgrundbeſitzer gerade ein 
Intereſſe entgegenbrachte. Tatſächlich war ſo die Anbauverteilung in 


Ungarn ganz unrationel!. Für die Bolſchewiſten dagegen entſtand 
nun infolge der Blockade, der Beſetzung fruchtbarer Gebiete durch den 


Feind, aber eines bedeutenden Volkszuwachſes in den verbliebenen 


Gebieten durch die zur Kärolyizeit zuſammengeſtrömten Flüchtlinge, 


die Aufgabe einer möglichſten Produktionsſteigerung. Das kommu⸗ 
niſtiſche Programm jedoch erforderte, dieſe auf dem Wege des 
genoſſenſchaftlichen Landbaubetriebes unter ſtaatlicher Leitung durch⸗ 
zuführen. | 
In diefen? Sinne erklärte Geſetz XXXVII vom 3. April den 


Boden Ungarns als der Geſellſchaft der Arbeitenden gehörig. In 


der Praxis ging man zunächſt an die Sozialiſierung der Güter über 
100 Kataſtraljoch, die bis zum Juli (zum mindeſten bis 200 Joch 
hinab) beendet war und etwa 7 Millionen Joch, ungefähr die Hälfte 
des nicht vom Feinde beſetzten Bodens, umfaßte. Entſprechend der 


Verbreitung des Großbeſitzes ergaben ſich die größten ſozialiſierten 
Flächen in den Komitaten Somogy, Fejer, Veſzprem und Tolna. 


Im Rahmen der Sozialiſierung wurden große Landgenoſſenſchaften 


1 Intereſſantes Material über die unrationelle Verteilung zum Beispiel 


des Zuckerrübenbaues veröffentlichte Albert Haläſz in dem Aufſatze: Die 


Induſtrieanlage in N ne . I, I, S. Sf nebft vier . N 
beilagen). N N 
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eingerichtet. Organiſatoriſch unterſtanden die aus Produktions⸗ 
gründen ſelbſtändig beibehaltenen Einzelgüter (Kleingenoſſenſchaften) 
den Hauptverwaltungen (mit einem Wirkungsbereich von 5— 6000 Joch), 


dieſe den Bezirkszentralen, dieſe den Komitatszentralen und letztere der 
Staatszentrale Budapeſt. So war eine ſtraffe Zentraliſierung der 


geſamten ſozialiſierten Landwirtſchaft erreicht. Anbauverteilung, 


Technik, Verteilung von Maſchinen und Vieh uſw. konnten von einer 


einzigen Stelle aus geregelt werden. Auf den ſozialiſierten Gütern 


. 


blieben die früheren Landwirte, nur daß ſie jetzt ſämtlich Arbeiter 


geworden waren. Auch die Verwalter, Pächter und Beſitzer' beließ 


man vorläufig im allgemeinen auf ihrem früheren eigenen Boden 
Zwar wurden dieſe Männer, jo unter ihren früheren Leuten ver⸗ 


bleibend, ein gewichtiges Element der Gegenrevolution. Aber weit⸗ 
blickend nahm man dieſe Gefahr in Kauf, da nur ſo die diesjährige 
Ernte befriedigende Ergebniſſe verſprach. Nach dem Druſch ſollten 


dann allerdings dieſe Männer auf ihnen fremdes Land, auf deſſen 


Arbeiter ſie nicht von früher her Einfluß beſaßen, vertauſcht werden. 


Die Löhne aller der Arbeiter wurden teils in Geld, teils in natura 


gezahlt. Das Getreidedeputat betrug zuletzt 20 kg pro Kopf und 
Monat. Doch ſcheint man tatſächlich häufig viel mehr — ſehr zum 
Schaden der Geſamternährungsverhältniſſe — haben gewähren müſſen. 


Überhaupt entſtand ein ſchwieriges Problem dadurch, daß die land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiter bereits vor dem 21. März zum Teil durch 
einen Kollektivvertrag ſo hohe Löhne erzwungen hatten, daß dadurch, 
was der eigentliche Zweck dieſes Vertrages war, die private Land⸗ 
wirtſchaft unrentabel wurde. Es war nun ſehr ſchwierig, von dieſer 


Lohnhöhe, die auch die genoſſenſchaftliche Arbeit ſchwer drücken 
mußte, plötzlich herabzugehen. Auch die Regelung der Arbeitszeit 


auf dem Lande ſeitens der Räteregierung begegnete erheblichen 


Widerſtänden. Es gelang aber, die Zeit von Sonnenaufgang bis ⸗unter⸗ 


gang angeſichts der ſchwierigen Ernährungsverhältniſſe durchzuſetzen. 
Die Rolle des Geldes wurde in der ſozialiſierten Landwirtſchaft er⸗ 
heblich eingeſchränkt. Hypotheken kamen, ſoweit ſie uach dem Kriege 


1 Bol. zum Beiſpiel die Veröffentlichung des Volkskommiſſariates für 
Unterrichtsweſen: Die Bodenbearbeitungsgenoſſenſchaften im Somogyer Komi⸗ 


tate, Budapeſt 1919. Im Somogyer Komitate war unter ſchweren Kämpfen 
mit den Kleinwirten, die eine Aufteilung des Großbeſitzes verlangten, bereits 


vor dem 21. März eine Landgenoſſenſchaft entſtanden. Dieſe wurde alsdann 
unter der Räteregierung im großen ausgebaut, ſo daß die A 


alsbald N en Joch einheitlich verwaltete. 


— 


| 
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überhaupt noch beſtanden hatten, in hohem Grade in Fortfall !, neue 
wurden nicht mehr gegeben. Ferner verteilte die Staatszentrale nach 


Anhörung der Wünſche des Ernährungsamtes auf die einzelnen 
Komitate die Ablieferungen an Landerzeugniſſen, zog dieſe ohne Be⸗ 
zahlung ein und verteilte ihrerſeits in natura Induſtrieartikel. So 


war auch hier Geld nicht erforderlich. Allerdings war dieſes aber 


noch notwendig innerhalb einer erheblichen Übergangszeit für Lohn⸗ 


zahlungen, zur Einziehung früherer Forderungen und zur Beſchaffung u 


von Betriebsmitteln, ſoweit die ſtaatliche Organiſation für dieſe 
Zwecke noch nicht vollendet war. Deshalb beſtimmte bereits am 
3. April Verordnung 2 des Volkskommiſſariats für Ackerbau, daß 
zur Sicherung der Produktion die Komitatsdirektorien Geldinſtitute 
feſtzuſetzen hätten, die für jeden landwirtſchaftlichen Betrieb ein 
Kontokorrent zu eröffneten. | 

In dieſer Art war eine Organiſation geſchaffen, die im ganzen 
recht gute Erfolge aufzuweiſen hatte und auf den ſozialiſierten 


7 Millionen Joch gegenüber den früheren Großgütern eine Ver⸗ 
beſſerung der Erträgniſſe hätte erzielen können. Auch waren die 


landwirtſchaftlichen Arbeiter günſtig geſtellt und, da fie auf dem alt⸗ 


gewohnten Boden verblieben, zuftieden. Verſuche einer Überſiedlung 


aus dicht bevölkerten Gebieten in ſchwach beſiedelte ſchlugen allerdings 
vollkommen fehl. Man lernte hier ſehr raſch, daß der Landmann 
ſich zwar in die Kommuniſierung fügen konnte, innerlich aber von 


ſeinem ſeitherigen Boden nicht zu trennen war. 


Weſentlich ungünſtiger lagen die Verhältniſſe hinſichtlich der 
noch nicht ſozialiſierten Güter. Schon infolge der falſchen Propa⸗ 
ganda, aber nicht minder durch die Tatſache, daß es ſich hier eben 
um lauter Eigenbeſitz handelte, waren hier die Landwirte den Bol⸗ 


ſchewiſten durchaus feindlich geſinnt. Sie verwünſchten Budapeſt und | 


wollten feine Bevölkerung am liebſten verhungern ſehen. Für die 


Ablieferung ihrer Produkte ſtellten ſie ihre Bedingungen. Sie ver⸗ 


langten das früher gemeinſame öſterreichiſch⸗ ungariſche Geld, vor 


allem aber Induſtrieartikel. Schon die neue Ernte erhielt der Staat, 


obwohl theoretiſch eine Verpflichtung beſtand, nur in geringem Aus⸗ 
maße. Viel weniger noch die gerade bei dieſen Bauern angeſammelten 
alten Beſtände. Die Bauern hoben vielmehr ihren eigenen Lebens⸗ 


1 Da der Staat zum erheblichen Teile ſein eigener Gläubiger geworden 
war. Allerdings waren die Hypothekenfragen damit nicht erſchöpft. Ihre Rege⸗ 
lung wurde in der letzten Zeit der Räteregierung vorbereitet, gedieh jedoch zu 


keinem a chluſſe. 
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ſtandard in der Ernährung gewaltig, verfütterten die Erzeugniſſe an 
das Vieh oder verhandelten ſie auf Schleichwegen. Sie wurden eine 
der Haupturſachen für die Nahrungsmittelkriſe in Budapeſt. Sie 
waren vollkommen frei, ihr Erbrecht blieb unangetaſtet. Sie waren 
ſogar noch beſonders gut geſtellt durch die Aufhebung aller Steuern. 
Erſt im Juli wurde eine neue Steuer vorbereitet, die den Verkehrs⸗ 
wert des nichtſozialiſierten Bodens treffen ſollte. Die Räteregierung 
war dieſen Bauern gegenüber nahezu machtlos. Man verſuchte zu⸗ 
nächſt nur, die Bauern unter 20 Joch, die Landproletarier, zu ge⸗ 
winnen, indem man ihnen große Förderung ſeitens des Staates 


gewährte. Die anderen Bauern wollte man vom Herbſt ab mit Hilfe 
des in dem ſtaatlichen Beſitze von Induſtrieartikeln liegenden Macht 


mittels wenigſtens zu einer Zentraliſation der Ernteablieferung und c 
Anbauverteilung bewegen und in der Arbeitstechnik beeinfluſſen. Ferner 
bereitete man im Sommer Verkopplungsarbeiten vor. Dieſe wurden 
von den Bauern, als auch in ihrem Privatwirtſchaftsintereſſe liegend, 
gern aufgenommen. Sie ſollten jedoch nach ihrer Vollendung im 


Frühjahr 1920 die Vorbedingung für die Sozialifierung der Güter 


auch unter 100 Joch geſchaffen haben. Ob ſolche Arbeiten wirklich 


zu einem Ergebniſſe im Sinne der Räteregierung geführt haben 


würden, iſt freilich zweifelhaft. Vorläufig jedenfalls waren Erfolge 


auf dieſem Gebiete nicht zu verzeichnen. Der Bolſchewis mus hatte 


vorderhand hier ein unüberſchreitbares Halt gefunden. Allerdings 
war er zum Teile ſelber daran ſchuld durch ſeine verkehrte Propa⸗ 
ganda und die Vernachläſſigung der Lieferung von Induſtrieartikeln 
auf das Land, die allerdings wieder in einem Verſagen an anderer 
Stelle mit begründet lag. Die Folgen jedenfalls waren aber für 
den Beſtand des Bolſchewismus ſehr ſchwerwiegende. | 

In dieſer ganzen jozialifierten und freien Landwirtſchaft if nun 
die Produktion unter dem Bolſchewismus n nat ge: 
hoben zu werden. Es waren angebaut“: 


1919: Heröftmeigen 1 036 000 K. Joch Roggen 754 000 K. Joch 


1918: „ 1414517 =» „912 800 
alſo 1919 weniger 378 517 K. Joch | 158 800 K. Joch 


Die Schuld hierfür traf allerdings nicht den Bolſchewismus 
allein. Zwar war unter ihm die Arbeitsdiſziplin auf dem Lande 
geſunken, nnd Rote Armee und Rote Wache hatten wertvolle Arbeits⸗ 
kräfte dem Lande entzogen. Aber es wirkten auch die „ 


1 Auf Grund von Angaben von kompetenter Seite. 
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der früheren Zeit, fo die Arbeitsſcheu der Heimkehrer im verfloſſenen 
Oktober und die Aufregung durch die Oktoberrevolution nach. Auch 
hatte infolge des ſpäten Zeitpunktes des Eintritts der Räteregierung 


die rationellere Anbauverteilung auf den früheren Großgütern nicht 


mehr bewerkſtelligt werden können. Die nicht allzu große Höhe der 


Schuld des Bolſchewismus zeigt auch der Ertrag pro Landeinheit, bei | 
dem allerdings günftigere klimatiſche Verhältniſſe des Jahres 1919 
in Rechnung zu ziehen ſind. Die Ernte (für 1919 Schätzung vom 


Juli) betrug pro Jochh 1 
1919: Weizen 5,98 metr Roggen 6,39 metr 


1918: = 840 =. = 520 =. 
alſo jetzt mehr 0,58 metr 2 1,19 metr 


So kann man im ganzen wahrſcheinlich ſagen, daß der Bolſche⸗ 


wismus zwar nicht die erhoffte Produktionsſteigerung hatte erzielen 
können, im folgenden Jahre aber mit der dann möglichen beſſeren . 


Anbauverteilung wenigſtens das Ernteergebnis des Jahres 1918 


würde haben erreichen können. Freilich wäre das immer noch ein. 
recht dürftiges Ergebnis geweſen. Aber es iſt angeſichts der guten 


Erfahrungen mit den Landgenoſſenſchaften auf den ſozialiſierten Groß⸗ 


gütern das bei vorſichtiger Einſchätzung ſich ergebende, Minimum. 


Und es würde bereits für die Selbſternährung reichlich genügt haben, 


wenn man nicht an der Sozialifierung der kleineren Güter ſcheiterte. 
Daß aber dieſes Ergebnis erreicht zu werden in Ausſicht ſtand, ver⸗ 
dankt der Bolſchewismus nur dem Verſtändnis eines Mannes, Eugen 


Hamburgers, der rechtzeitig die Notwendigkeit ſyſtematiſchen und zwar 
ganz langſamen Vorgehens in der Landwirtſchaft erkannte. 


2. Die Bergbauprobuktion 
Infolge der feindlichen Beſetzungen vor und während 905 Räte⸗ 


herrſchaft hatte dieſe nur noch eine geringe Zahl von Bergwerken 


zur Verfügung. Größtmögliche Produktivitätsſteigerung, um nur 


den dringendſten eigenen Bedarf decken zu können, war deshalb die 
Aufgabe. Im Kohlenbergbau, der im folgenden als Beiſpiel heran⸗ 
gezogen ſei, waren zuletzt etwa zwei Drittel der Vorkommen in feind⸗ 


lichen Händen. Im Sinne des kommuniſtiſchen Programms wurden 
nun die Kohlenbergwerke wie alle anderen bereits in den erſten Tagen 
ſozialiſiert und dem Volkskommiſſariat für ſoziale Produktion unter⸗ 
ſtellt. Speziell im Kohlenbergbau war bereits zur Zeit Kärolyis eine 


1 Auf Grund von Angaben von kompetenter Seite 
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große kommuniſtiſche Propaganda entfaltet worden, die jetzt die 


Sozialiſierung beſchleunigte. Allerdings blieben die einzelnen Gruben 
ſtets als getrennte Staatsunternehmungen beſtehen. Sie waren nur 
ziemlich loſe zuſammengefaßt unter Diſtriktszentralen und einer ein⸗ 
heitlichen Geſamtzentrale 1. Die oft geplante wirkliche Zentraliſierung 


des geſamten Kohlenbergbaus jedoch ſcheiterte infolge der Gegen⸗ 


wirkung eines von früher her übernommenen Fachmannes. 


Die Arbeitszeit im Kohlenbergbau betrug wie ſchon ſeit Karolyi 

8 Stunden. Die fundamentale Bedeutung der Kohlenförderung zwang 
jedoch die Regierung zu einer beſonderen materiellen Bevorzugung der 

Kohlenarbeiter. Dieſe erhielten ſchließlich im Durchſchnitt täglich 
100 Kronen, eine erhöhte Lebensmittelration und ferner die Möglich⸗ 

keit, Kleider und Lebensmittel in beſonderen Kantinen noch unter 
dem Maximalpreiſe zu kaufen 2. 


Dieſe den meiſten anderen Arbeitern gegenüber höchſt iger e 


Bevorzugung, die Abhängigkeit der innerlich ſchwachen Regierung 


von den Kohlenarbeitern, führte nun die ſchlimmſten Folgen für die 
Arbeiterdiſziplin herbei. Mehr noch wie der Arbeiter überhaupt in 
der Proletarierdiktatur fühlten ſich die Kohlenarbeiter als Herren 


ſtatt als Schaffende. Die Kopfarbeiter wurden alsbald meiſt fort⸗ 


gejagt, die Ingenieure ſelbſt gewählt. Und gearbeitet wurde mög⸗ 


geradezu Raubbau ſtatt. Endlich waren durch die gewaltigen Löhne 
und die kurze Arbeitszeit die Geſtehungskoſten für den Staat außer⸗ 


2 


lichſt wenig. So ſank die Produktion gewaltig. In den Salgo⸗ 
Tarjäner Gruben zum Beiſpiel betrug die Förderung im Frieden 
täglich 450 —480, unter Kärolyi 400 — 420, unter dem Bolſchewismus 


aber bei gleicher Arbeiterzahl 180—220 Waggons. Dazu fand jetzt, N 


freilich auch veranlaßt durch den Mangel an Grubenholz und die 
Schwierigkeit der Maſchinenreparatur infolge der Blockade, teilweiſe 


ordentlich hohe. In Geld ausgedrückt, ſtellten ſich Kohlen, die im 


Frieden der Grube 100 — 120 Kronen gekoſtet hatten, jetzt auf 
2500 — 3000 Kronen. | 
So erweiſt uns das für den ganzen Bergbau allgemein gültige 


Beiſpiel des eee ein völliges Verſagen des Bolſchewismus 


Vgl. zur Sie Wilhelm Vieſer, Die Sozialiſierung der 


— 


Kohlenbergwerke (Soziale Produktion I, 1, S. 4). Vgl. auch: Die Tätigkeit dern 


Fachſektion für Kohlenbergbau (Soziale Produktion J, 3, S. 3 f.). 


2 Sie erhielten zum Beiſpiel Schmalz für 4½.10 Kronen in erheblicher 


Menge, während die meiſten anderen Menſchen es im ee für 


200 Kronen beſchaffen mußten. 
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in dieſer Hinſicht. Der erzielte Erfolg hätte nicht einmal aus⸗ 


gereicht, wenn es ſich um die Durchführung eines idealen kommu⸗ 


niſtiſchen Programms hätte handeln können, gemäß dem die Güter⸗ 
beſchaffung zugunſten eines beſchaulichen und beſcheidenen Lebens 
aller allgemein hätte verringert werden können. Für die tatſächlichen 


Bedürfniſſe des ungariſchen Bolſchewismus mit ſeiner notwendigen 
Kriegsinduſtrie und ſeinen Kriegstransporten aber war das Ergebnis 
ein vernichtendes. Es war jedoch die natürliche Folge einer Diktatur 


ungebildeter und haltloſer Arbeiter, wie die ungariſchen es waren, 


und der Schwäche der Zentralregierung, die mit allen Mitteln um 


| die Gunſt einiger. wichtiger Arbeiterkategorien haſchte. 


3. Die gewerbliche Produktion 5 
Der Bolſchewismus fand in Ungarn eine mit nationaliſierenden 


Tendenzen aufſtrebende Induſtrie vor, die jedoch ſeit dem Kriege und 
beſonders ſeit der Regierung Kärolyis mit ihrer Einführung des 
Stundenlohnes unter immer ſtärkerer Abnahme der Arbeitsdiſziplin „ 
zu leiden gehabt hatte. Auch hier erwuchs unter der Blockade, die 


keinen Eintauſch landwirtſchaftlicher gegen gewerbliche Produkte ge- 
ſtattete, und unter den beſonderen Kriegsbedürfniſſen die dringende 
Aufgabe der Produktivitätsſteigerung, vor allem durch die Hebung 


der Arbeitsdiſziplin. Es war dies eine Aufgabe, deren Vorliegen 

ja überhaupt ſchon eines der Motive für den Regierungswechſel ge⸗ 

weſen war. Dazu trat als zweite Spezialaufgabe wegen der Blockade 

| die einer ſyſtematiſchen Beſchränkung einer gewerblichen Tätigkeit auf 
der Herſtellung der primär wichtigen Güter, einer vorläufigen Außer⸗ 


betriebsſetzung aller bloßen Luxusinduſtrien. Beide Aufgaben wurden 
tatſächlich von den Bolſchewiſten klar erkannt. Sie ſuchten ſie zu 


löſen im Großgewerbe durch zentraliſtiſche Sozialiſierung. 


Dieſe Sozialifierung des Großgewerbes wurde binnen kurzer 
Zeit durchgeführt. Jede Fabrik erhielt einen 3—7 köpfigen Arbeiter⸗ 
rat, zu dem als Vertreter der Zentralleitung ein vom Volkskommiſſar 
für Soziale Produktion ernannter Produktionskommiſſar trat. Ferner 
beſtand in jeder Branche eine techniſche Inſpektion, und der oherſte 


volkswirtſchaftliche Rat ernannte techniſche Fachräte mit 6-8 Mit⸗ 


gliedern. Jede Fabrik erhielt ein Geldinſtitut zugeteilt, dem der 


Arbeiterrat wöchentlich die Lohnliſte zur Auszahlung einreichte. Auch 
Bargeldeingänge der Fabriken waren dort einzuzahlen. Doch kamen 


ſie ſelten vor, da die Produkte zumeiſt an ſozialiſierte Unternehmungen 
und die Zentralen geliefert wurden, die durch Überweiſung zahlten. 
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Später ſollten Lieferungen an Einzelunternehmungen, a an ſoziali⸗ 
ſierte, ganz aufhören. Auch ſollten die Fertigprodukte der Fabriken 
von den Zentralen nicht mehr bezahlt werden, ſondern es ſollte die 
Bank einfach die Lohnliſten honorieren, und die Zentralen ſollten alle 
Rohſtoffe, Maſchinen uſw. unentgeltlich liefern. 

Die Löhnung erfolgte teils in Geld, teils in natura. Letzteres | 
geſchah in den einzelnen Fabriken mittelſt der Spezialkonſumvereine, 
die im übrigen im Juni zentraliſiert wurden. Doch wurde bei den 
Konſumvereinen ſtets auch viel gegen Geld gekauft, zu welchem Zwecke 
ſie für den inneren Betrieb beſtimmtes eigenes Wechſelgeld aus⸗ 
zugeben pflegten. Die Löhne waren verſchieden nach der Arbeitsart 
und waren mit Ausnahme ganz weniger Fabriken zunächſt durchweg 
Stundenlöhne. Der Maximalſtundenlohn für Männer betrug durch⸗ 
ſchnittlich 8,50 Kronen. Die Arbeitszeit umfaßte 8 Stunden, ſollte 


aber ſpäter bei genügender Produktion herabgeſetzt werden. Kinder 


wurden nur im Alter von über 14 Jahren beſchäftigt. Die Fabriken 
ſorgten für ihre Arbeiter auch durch Beſchaffung billiger Kleider, 
alkoholfreien Bieres, Tabaks, Abhaltung von Mittagstiſchen, ferner 


durch Einrichtung von Bibliotheken, Veranſtaltung von Konzerten. 


Beſonderer Schutz wurde den Säuglingen, aber auch den größeren 
Kindern der Arbeiterfamilien zuteil. Durch die Fachorganiſationen 


erhielten die Arbeiter ferner billig Theaterkarten. 


Ergänzt wurde dieſe nach Einzelfabriken eingeteilte Organiſation 
durch die neben ihr ſtehenden Fachorganiſationen nach Branchen. 

Mittelſt dieſer ganzen Organiſationsform ſuchte nun die Räte⸗ 
regierung ihre Aufgaben zu löſen. Das gelang ihr hinſichtlich der 
Einſtellung der Induſtrie auf die Befriedigung der primären Be⸗ 
dürfniſſe. Bei der beſtehenden Zentraliſierung ſchaltete das zentrale 
Materialamt die Luxusinduſtrien durch Nichtbelieferung einfach aus. 
Man war ſich jedoch bewußt, daß dieſe Tendenz lediglich während 
der derzeitig vorliegenden Notlage beſtehen ſollte. Später ſollte ein 
privater Luxus innerhalb der Geſellſchaft durchaus begünſtigt werden. 
Gelang es aber ſo auch, die ganze Induſtrie auf die Herſtellung 
primärer Güter zuſammenzufaſſen, ſo ſcheiterte man doch völlig an 
der zweiten Aufgabe, der Hebung der Produktivität. Die Fabrik⸗ 
arbeiter waren zwar die eigentlichen politiſchen Träger der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Regierung. Aber ſie leiſteten wirtſchaftlich für ſie ungemein 


wenig. Die Hoffnung, daß der Bolſchewismus der einzige Ausweg 


ſei, um die zerrüttete Arbeitsdiſziplin wieder zu heben, wurde völlig 


enttäuſcht. Die Arbeitsdiſziplin und mit ihr die Arbeitsleiſtung ſank 


R 
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ſogar noch ganz gewaltig gegenüber der Kärolyizeit n. Allerdings waren 
hieran ſchuld in erheblichem Maße auch Umſtände, die nicht grund⸗ 
ſätzlich im Bolſchewismus als ſolchem lagen. Es war dies der infolge 
der Blockade ſtändige Mangel an Rohſtoffen und Kohlen, der nur ein 
ganz unkontinuierliches Arbeiten geſtattete und alle Arbeitsluſt lähmte. 
Freilich war die Größe des Kohlenmangels, wie wir geſehen haben, 
zum großen Teile auch ein Verſchulden des Bolſchewismus ſelbſt. 


Aber vor allem wirkte dieſer auch unmittelbar ſchädigend auf die 
Arbeitsdisziplin ein. Die bloße Tatſache der Proletarierdiktatur 


machte die ungebildeten ungariſchen Arbeiter zu Herren, die ſich nun 
der Arbeit enthoben wähnten. Dazu kam die Lohnpolitik der Regierung, 
die den aus Unluſt Nichtarbeitenden trotz aller gegenteiligen Theorie 
den Arbeitenden tatſächlich gleichſtellte. Die gewaltige Zahl der durch 
Aufhebung der kapitaliſtiſchen Organiſation arbeitslos Gewordenen, 
die aus Mangel an Rohſtoffen uſw. nicht beſchäftigt werden konnten, 
wurde entlohnt. Warum ſollten da die⸗ anderen gegen denſelben Lohn 
arbeiten? Auch war es in der Nahrungsmittelnot für den Einzelnen 


verlockender, auf den Dörfern Nahrungsmittel zu kaufen oder ſich vor 
den Verteilungsgeſchäften anzuſtellen, ſtatt zu arbeiten. Ebenſo zeigte 


ſich jetzt ſchon eine ſpäter noch viel gefährlicher zu werden drohende 
Wirkung der verſuchten Kulturhebung der Arbeiter. Dieſe wollten 
manche unangenehme, ſchmutzige Arbeiten nicht mehr leiſten. Dazu, 
wurden noch die ernſten Arbeitskräfte der Arbeit durch Einſtellung 
in Arbeiterräte uſw. entzogen, wurden auch Vorgeſetzte von Genoſſen, 


die nicht arbeiten wollten, und vor denen fie ſich nur lächerlich ger 


macht hätten, wenn nur ſie allein arbeiteten. Endlich wurden in der 
Induſtrie weit mehr als in der Landwirtſchaft die bisherigen Kopf⸗ 
arbeiter entfernt. Die ganze ſtraffe kapitaliſtiſche Organiſation der 
Einzelfabrik war beſeitigt und an ihre Stelle ein ſchwerfälliger Apparat 
geſetzt, deſſen zentrale Spitze zudem aus politiſchen Rückſichten zu 
großer Nachgiebigkeit gezwungen war. So konnte das Ergebnis gar 
kein anderes ſein, als das einer völligen Auflöſung der Arbeitsdisziplin. 
Zwar verſuchte die Regierung hiergegen mit den verſchiedenſten Mitteln 


1 Klar wurde das vom Volksbeauftragten Varga in einer großen Rede 


am dritten Sitzungstage des Rätekongreſſes ſelbſt ausgeſprochen Er ſagte: 


„Nun, wenn ich das Ergebnis unterſuche, fo iſt es das denkbar ſchlechteſte. 
Was die Maſchineninduſtrie betrifft, beträgt die Abnahme in der Langſchen 


Maſchinenfabrik 30 , in der Friedrichſchen Fabrik 78 , in der Ganzſchen 
Fabrik 36 %/o und jo weiter auf der ganzen Linie.“ (Vgl. „Volksſtimme“ vom 


17. Juni 1919, S. 4, Spalte 2.) 


- 
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anzukämpfen 1. Sie verſuchte durch Propaganda zu wirken. Sie 
hob den Stundenlohn wieder auf und führte an ſeiner Stelle den 
Akkordlohn mit Prämienſyſtem ein. Sie ſchuf ferner ein beſonderes 
großes Reviſionsamt für die techniſche Arbeit und die Kontrolle der 
Rentabilität der Einzelfabriken. Tatſächlich haben dieſe Maßnahmen 
es auch erreicht, daß die Produktivitätskurve ſich ſchließlich wieder 
hob. Aber ſie verblieb doch immer noch auf einem ſehr tiefen Niveau. 
Mag auch die Blockade und dieſer oder jener andere nicht prinzipiell 
bolſchewiſtiſche Umſtand ſehr erheblich mit zu dieſem ungünſtigen 
Reſultate beigetragen haben, Tatſache iſt, daß der ungariſche Bolſchewis⸗ 
mus die auf dieſem Gebiete liegende Hauptaufgabe, die ihm in den 
Augen eines großen Teiles der Bevölkerung überhaupt die ene 
berechtigung gegeben hatte, nicht zu löſen vermochte. | 

Weſentlich anders als in der Großinduſtrie geſtaltete fich das 
Vorgehen der Bolſchewiſten im Kleingewerbe. Viel ſchwieriger 
lag hier eine Sozialiſierung, und es beſtand die Frage, ob eine ſolche 
überhaupt ratſam ſei. Die Räteregierung ging nun in den einzelnen 
Branchen ſozuſagen taſtend verſchieden vor. Dabei zeigte ſich, daß, 
wenn man überhaupt ſozialiſieren wollte, zunächſt einmal zu einem 
ſehr frühen Zeitpunkte, ſolange noch Begeiſterung beſtand, begonnen 
werden mußte. Ferner aber erwies ſich, daß man nicht lediglich die 
Menſchen zentraliſieren durfte, und nicht, indem man ſie gegen ihren 
Willen durch wirtſchaftlichen Druck zwang, wie dies etwa bei den 
Spenglern und Monteuren in Budapeſt geſchah. Hatte man ſo nur 
die Menſchen gezwungen, aber nicht an die Sozialiſierung ihres Arbeits⸗ 
gerätes gedacht, ſo traten die kleinen Meiſter freiheitsliebend alsbald 
wieder aus der Konzentration aus und wußten ſich die Rohſtoffe 


— Be EEE 


1 Die entſcheidende Bedeutung, welche die Räteregierung ſelbſt dieſer | 


Frage beilegte, zeigte ſich zum Beiſpiel auch in zahlreichen offiziöſen Auslaſſungen 


in der Preſſe. Bezeichnend iſt zum Beiſpiel auch, daß der Programmartikel 
der vom Volkskommiſſar für Soziale Produktion herausgegebenen Zeitſchrift 
„Soziale Produktion“ am 15. Juni mit den Worten beginnt: „In dem neu⸗ 
geſchaffenen Reiche der Arbeiter iſt das oberſte Geſetz: die Arbeit.“ Bemerkens⸗ 
wert iſt auch die in der „Volksſtimme“ vom 12. Juni 1919 abgedruckte Rede 
des Volksbeauftragten Varga im Budapeſter Zentral⸗Arbeiter⸗ und Soldaten⸗ 
rate, in der es unter anderem heißt: „Leider brachte die Revolution auch mit 
ſich, daß zum größten Teile auch die Arbeitsdiſziplin aufhörte ... Dies kann 
nicht ſtändig fo bleiben ... keine ſoziale Reoolution wird es geben können, 
daß die Bevölkerung eines Landes ohne Produktion, ohne produktive Arbeit 
wohlleben kann. Hierzu iſt keine en ee und wer dies verſpricht, 
iſt ein Hochſtapler.“ N 


\ 
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im Schleichhandel zu beſchaffen. Möglich war vielmehr nur ein 
anderer Weg, den man zum Beiſpiel bei den Budapeſter Schilder⸗ 
malern einfhlug, nämlich nicht die Menſchen zwangsweiſe, fondern - 
vielmehr das Arbeitsgerät zu konzentrieren und die Menſchen durch 
Überredung zu gewinnen. Alsdann bäumte ſich die Freiheitsliebe 
viel weniger ſtark auf und ein Austritt aus der Konzentration war 
außerordentlich ſchwierig. Die Erfahrung lehrte freilich, daß auch 
dann die kleinen Meiſter ſich ſchließlich nur ſehr ungern dauernd in 
die Kommuniſierung bequemten und daß die Arbeitsleiſtung unbedingt 
ſank. Deshalb rang man ſich ſtellenweiſe, beſonders in Ujpeſt, all⸗ 

mählich zu der Erkenntnis durch, daß die Sozialiſierung des Klein⸗ 
gewerbes überhaupt nicht ſehr eifrig betrieben werden ſollte. Man 
erkannte, daß die unbedingt zu bekämpfende, durch die kleinen Meiſter 
bisher erfolgende Preisſteigerung ſtatt durch die Kommuniſierung des 
Kleingewerbes auch durch die Beſeitigung des Kettenhandels in 
primären Gütern erfolgen könnte, alſo durch Sozialiſierung der Roh⸗ 
ſtoffe und der Verkaufsgeſchäfte. Waren dieſe beiden Pole ſozialiſiert, 
ſo konnten die kleinen Meiſter die Preiſe nicht mehr ſteigern. Dann 


aber brauchte man gar nicht gegen ihren Willen ihre Produktion zu 


kommuniſieren. Man konnte hier die niemandem ſchadende Freiheit 
des Individuums durchaus zur Geltung kommen laſſen. Man wies 
den Kleingewerbetreibenden einfach die Rohſtoffe zu und verpflichtete 


ſie zur Ablieferung ihrer Produkte an die Verteilungszentralen. Man | 


ſchnitt ihnen das Preiswerk ab und beſchäftigte fie ſozuſagen in einer 
ſtaatlichen Hausinduſtrie, in der fie doch immerhin freie Meiſter 
blieben, deren Einkommen von der Größe ihrer Arbeit abhing. Zu 
dieſer Löſung, als der für abſehbare Zeit allein möglichen in der 
Kleingewerbefrage, iſt man während der Räteregierung allerdings erſt 
ſtellenweiſe gelangt. Das Volkskommiſſariat für Soziale Produktion 
ſelbſt ſtand noch im Juli auf dem entgegengeſetzten Standpunkte. 
Freilich erreichte es faktiſch ſehr wenig. In ſehr vielen Branchen 
ging die Sozialiſierung nicht vorwärts. In anderen aber, die 
ſozialiſiert waren!, zeigten ih alsbald deutliche Zeichen des 
sale. = 

So erweiſt uns ein Überblick über bie gewerbliche Produktion 
im ganzen eine ee des Ra 8 im 


* Einiges, allerdings ſehr einſeitige Material aus dem Gebiete der Sozia⸗ 
liſierung des * Kiſten⸗ und ä . „Soziale Produktion“ ü 
I, 1, S. 6. ni: | i 
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Großgewerbe, aber gleichzeitig ein völliges Verſagen in der Produktivitäts⸗ 


frage. War man aber ſelbſt hier ſchon durch die Wiedereinführung 
des Akkordlohnes zu einem Zurückſtecken der kommuniſtiſchen Pro⸗ 
grammziele gezwungen, ſo galt dies im höchſten Maße im Kleingewerbe 


Hier war man ſchließlich auf dem beſten Wege, die Sozialiſierung 
der Produktion als ſolcher überhaupt aufzugeben. 


4. Der Verkehr der Güter und Perſonen 3 
Neigt der Perſonen⸗ und Güterverkehr an ſich ſchon zu Zentrali⸗ 


0 ſierungen und war er in Ungarn in bedeutendem Maße, im Eiſen? 
bahnweſen, bereits vor dem Bolſchewismus verſtaatlicht, ſo ſtellte 


er dieſen doch vor drei beſondere Probleme. Dieſe lagen in der 


Beteiligung ausländiſchen Kapitals in einem Teile des Bahn | 


weſens, in der internationalen Bedeutung der Donauſchiffahrt und 
in der Frage der Einbeziehung des eee in die Sozia⸗ | 


liſierung. 


Im Eiſenbahnwe f en verſtaatlichte man bald die Vizinal⸗ 


| bahnen und nahm ſachlich die Verkehrsmittel der Ausländer in Staats⸗ 


betrieb. Rechtlich jedoch ließ man die letztere Frage noch offen und 


arbeitete auch getrennt für fremde Rechnung. So gelang es, ohne 
Verletzung der Fremden doch alsbald die geſamten Eiſenbahnen 

tatſächlich vollkommen zu zentraliſieren. Dieſe Zentraliſation war 
ungemein ſtark. Durch die Hand weniger Männer liefen alle Fäden. 
So war ein guter Apparat für die verkehrsmäßige Güterverteilung 


geſchaffen und zugleich die Möglichkeit für einen rationellen Betrieb, 


die größte Erſparnis vor allem auch in der wertvollen Kohle, ge⸗ 


geben. Begünſtigt wurde die Straffheit der Zentraliſierung mit durch 
den⸗ allmählichen Fortfall des ſchwierigen Komplexes der Tariffragen. 
Die Tarife ſollten mit dem Fortſchreitzen der Geſamtkommüniſierung 


faſt ganz zu beſtehen aufhören, es ſollten nur innere Verrechnungen 
der Koſten im Staate ſtattfinden. Nur für den internationalen Ver⸗ 


kehr und gewiſſe Perſonentransporte ſollten Tarife erhalten bleiben, 


während wirtſchaftspolitiſche Tarife infolge der Verfügung des Staates 
über älle Güter unnötig wurden. Freilich waren das vorläufig im 
allgemeinen erſt noch Pläne. Noch beſtanden Fahrtentgelte, die in⸗ 


folge der gewaltig geſtiegenen Selbſtkoſten ſogar ſehr erhöht wurden. 


Was das Funktionieren des Bahnverkehrs anging, ſo war dieſes im 
allgemeinen recht zufriedenſtellend. Unbequemlichkeiten für Reiſende 
waren ihm nicht zur Laſt zu legen. Sie waren infolge des Waggon⸗ 
* und der Be Not ſelbſtverſtändlich N ganzen | 
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find die Bolſchewiſten im Bahnweſen ihren Aufgaben jedenfalls im 
allgemeinen gerecht geworden. 

Wegen der großen Bedeutung des ausländiſchen Kapitals in der 
Schiffahrt und deren internationaler Wichtigkeit ſchritt die Räte⸗ 
regierung auch hier nicht zur wirklichen Sozialiſierung. Sie ließ auch 
hier die Frage rechtlich offen und beabſichtigte, in jede ſpätere inter⸗ 
nationale Reglung, die nicht einem einzigen Staate ein Monopol 
ſichern würde, einzutreten. Sie nahm nur die geſamten Schiffe für 
fremde Rechnung vorläufig in ihre Verwaltung und erreichte damit 
tatſächlich die Verfügung auch über alle Waſſerverkehrsmittel. So 
war ſie imſtande, den Eiſenbahn⸗ und Waſſerverkehr in rationellſter 
Weiſe miteinander nach einheitlichem Syſteme zu verflechten. 

In dieſer einheitlichen Zentraliſierung aber fehlte noch eines: der 
Straßenverkehr, die Waren- und Perſonenfrachtunternehmungen 


und die Spedition. Auf dieſem Gebiete hatte in der ſonſt den Ver⸗ | 
kehr oft fo ſtark zentraliſierenden kapitaliſtiſchen Geſellſchaft eine: 


merkwürdige Anarchie und wahrſcheinlich auch von ihrem Standpunkte 
aus betrachtet Rückſtändigkeit geherrſcht. In der bolſchewiſtiſchen 
Wirtſchaft nun drohte das Weiterbeſtehen dieſer Zuſtände zu mannig- 
fachen Schwierigkeiten hinſichtlich der reibungsloſen ſtaatlichen Güter⸗ 
verteilung zu führen. Man mußte alſo auch hier zu zentraliſieren 


beginnen. Damit aber tauchten ganz ähnliche Probleme auf, wie wir 


ſie bereits im Kleingewerbe kennen gelernt haben. 

Bereits Anfang Mai wurde mit der Sozialifierung des Straßen⸗ 
frachtweſens und der Spedition begonnen. Im ganzen wurden 
einige hundert Unternehmungen, darunter wegen der Wichtigkeit der 
Frage auch Zwergunternehmungen, zentraliſiert. Mitte Juli verfügte 
die Organiſation über etwa 3800 phyſiſche und geiſtige Arbeiter und 
2000 Pferde. Sie arbeitete trotz der Inveſtierungen nur mit ge— 
ringer Unterbilanz. Ihre Einschaltung in die Eiſenbahn⸗ und Schiffs- 
zentraliſierung bedeutete tatſächlich eine nie gekannte Disponierbarkeit 
aller Verkehrsmittel, die ein Gut gegebenenfalls hintereinander be— 
nutzen mußte. Hatte man im Laſtfuhrweſen auch die Kleinunter- 
nehmungen ſozialiſiert, ſo ging man in der Perſonenbeförderung 
abſichtlich weniger rigoros vor und machte hier dem Individuum 
angeſichts der geringeren Bedeutung der Frage größere Konzeſſionen. 
Man ſozialiſierte nur die Großunternehmer. Die kleinen Droſchken— 
beſitzer verpflichtete man nur zur Einhaltung beſtimmter Droſchken— 
halteplätze, wodurch man ſich die Disponierbarkeit der Verkehrsmittel 
ſicherte. Ferner begann man, die unhaltbar gewordenen Fahrpreis— 


- 
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verhältniſſe der Droſchken in Budapeſt durch Androhung der Soziali- 
ſierung nach dreimaligen Mißgriffen gegen das Publikum zu beſſern. 
Freilich gelangten dieſe Arbeiten noch nicht zur Reife, da man mit 


ihnen wegen zunächſt der dringenderen Fragen des Güterverkehrs erſt 


ſpät hatte beginnen können. 

Im ganzen zeigt uns das Güter⸗ und essen end ee 
getragen von dem geſunden Leitſatze langſamer Entwicklung und wenn 
überhaupt, dann ſogleich jede Gegenwirkung ausſchließender Stärke 
der Konzentrierung ein nicht unerfreuliches Bild. Auf dieſem Gebiete 
war es dem Bolſchewismus gelungen, für ſeine übrige Wirtſchaft 
günſtige Bedingungen zu ſchaffen. Daß allerdings ſpeziell im Straßen⸗ 
frachtfuhrweſen ſich eine unerhörte Senkung der Arbeitsdiſziplin ein⸗ 
ſtellte und aus dem Grunde politiſch wichtiger Begünſtigung vieler 
Perſonen eine wirtſchaftlich höchſt unrationelle Verſchwendung der 
vorhandenen Automobile breitmachte, darf nicht verſchwiegen werden. 


5. Der Nachrichtenverkehr 


Programmgemäß hätte der Bolſchewismus an ſich den Nach⸗ 
richtenverkehr erleichtern ſollen. Er mußte jedoch in dreifacher Hin⸗ 
ſicht auf die Nachrichten ſelbſt und damit auch auf ihren Verkehr 
einwirken. Es galt dies hinſichtlich der Verhinderung von anti⸗ 

bolſchewiſtiſchen Nachrichten, ferner hinſichtlich des eigenen Propa⸗ 
gandaintereſſes ſowie des Fortfallens der Reklame durch die Beſeitigung 

des privaten Handels. Sodann mußten die allgemeinen Arbeits⸗ 
verhältniſſe des Bolſchewismus auch auf den Nachrichtenverkehr ein⸗ 
wirken. 
Im Verkehr mit Nachrichten zwiſchen beſtimmten en | 
zeigten ſich nun tatſächlich große Hemmungen ſtatt Erleichterungen. 
Im Poſtweſen wurde nicht nur nicht wie in Rußland die Frankierung 
aufgehoben, ſondern das Sinken der Arbeitsdiſziplin ergriff auch die 
früher ſo ausgezeichneten ungariſchen Poſtbeamten und geſtaltete die 
Briefbeſtellung unendlich langſam und unſicher. Dazu kamen noch 
Zenſurmaßnahmen. Genau ſo ſtand es im Telegraphenverkehr. Das 
Telephon jedoch wurde für Private, mit Ausnahme von Arzten uſw., 


überhaupt geſperrt. Politiſch war gerade dieſe Maßnahme ſehr weiſe. 


Aber wirtſchaftlich betrachtet bedeutete ſie eine ſchwere Hemmung des 

Nachrichtenverkehrs. Dazu kam auch in den Telephonzentralen ein 
erhebliches Sinken der Arbeitsdiſziplin und eine gewaltige Erhöhung 
der Selbſtkoſten durch die notwendige Einſtellung von vielen Kontroll⸗ 


perſonen wegen der politiſchen Unficherhett vieler von früher über⸗ 
e e XLIII 4. 3 
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nommener unerſetzbarer Kräfte. So iſt im ganzen im Verkehr mit 


Nachrichten zwiſchen beſtimmten ee . eine bedeutende f 


Erſchwerung zu bemerken. 
Anders ſtand dies im Verkehr mit Nachrichten an die Allgemein⸗ 


Be heit. Dieſe Nachrichten wurden nach dem Fortfall der Handelsreklame 


und mit der Sozialifierung der Zeitungen durchaus verſtaatlicht. 
Der Staat aber beſaß, vor allem je ſchwächer die innere Lage der 
Räteregierung wurde, ein großes Intereſſe daran, möglichſt viele 
ſolcher Nachrichten zu Propagandazwecken ins In⸗ und Ausland zu 
ſenden. Er erreichte dieſes Ziel einmal durch Übermittlung mittelſt 
der Schrift. Zahlreiche Broſchüren wurden herausgegeben und aus⸗ 
wärtige Zeitungskorreſpondenzen beliefert. Auch neue Zeitſchriften 
wurden gegründet. Die Tageszeitungen allerdings wurden ſehr ſtark 
eingeſchränkt, zum großen Teile aus politiſchen Gründen. Man 
wollte in Zukunft nur eine kleine Zahl von Zeitungen mit im Grunde 


einheitlicher, bolſchewiſtiſcher Tendenz aufrechterhalten. Zum Teil 


wirkte auf die Einſchränkungen allerdings auch der durch die feind⸗ 
liche Beſetzung und die Blockade verurſachte große Papiermangel hin. 
Die erhalten gebliebenen Zeitungen jedoch dienten ausſchließlich der 


bolſchewiſtiſchen Propaganda und ſperrten das Publikum in fehr 


geſchickter Weiſe hermetiſch von jeder anderen Nachricht ab. Faſt 
noch mehr als der Verkehr mittelſt der Schrift wurde der durch die 
Sprache gepflegt. Propagandiſten überfluteten das ganze Land. Wir 
wiſſen bereits, daß ſie zunächſt ſehr ungünſtig wirkten. Später aber 
änderte ſich dies, und dieſer Nachrichtenverkehrszweig wurde in um⸗ 
ſichtigerer Weiſe organiſiert. Eine erhebliche Beachtung fand auch 
der Nachrichtenverkehr mittelſt des Bildes. Einmal geſchah dies in 
der Form von zahlloſen Propagandaplakaten und ſodann durch den 


Film. Dieſer wurde mannigfach zur populärwiſſenſchaftlichen und 


kulturellen Belehrung und zur politiſchen Propaganda verwendet. 
Hierbei leiſtete die in letzter Zeit eingetretene Entwicklung der unga⸗ 
riſchen Filminduſtrie gute Dienſte. Sie litt jetzt allerdings außer⸗ 
ordentlich unter dem Kohlenmangel “. In der Leiſtung der gleich— 
falls ſozialiſierten Kinounternehmungen zeigte ſich aus Mangel an 
Arbeitsdiſziplin und durch Selbſtkoſtenvermehrung ſowie aus Mangel 
an Verſtändnis für Reinlichkeit im Zuſchauerraume im übrigen ein 
e Niedergang. Was endlich das Modell als Nachrichtenmittel 


1 Vgl. einiges Latſaͤchliche über vie Filminduſtrie unter der Bäteherfct 
in: Die Baal Kinoinduſtrie Soziale Produktion I, 3, S. 5). 
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angeht, ſo wurde es beſonders im une in einer bisher nicht 
gekannten Weiſe angewendet. 
So war im ganzen im ſelben Maße, wie der Nachrichtenverkehr 
zwiſchen beſtimmten Perſonen gehemmt wurde, der Verkehr mit Nach⸗ 
richten an die Allgemeinheit erheblich und mit unleugbarem Geſchick 
ausgebaut worden. Hier lag geradezu eine Stärke der ungariſchen | 
Bolſchewiſten nach ihren anfänglichen Fehltritten in der Propaganda. 
Die Nachrichten, die in dieſen Verkehr eintraten, waren freilich voll⸗ 
mn einſeitig orientiert. 


— 


6. die Gtervertellung 
Wir haben bisher betrachtet, in welcher Art die Räteregierung 


über die Produktionsmittel verfügte, wie ſie unter zum Teil ſchweren 


Mißerfolgen landwirtſchaftlich, bergwirtſchaftlich und gewerblich pro⸗ 
duzierte, und wie ſie die Mittel zum Verkehr dieſer Güter in im 
allgemeinen günſtiger Weiſe organiſierte. Wir treten nunmehr vor 
das letzte, komplizierte Spezialwirtſchaftsproblem, das der Güter⸗ 
verteilung. Es iſt das Problem, das ſo beſonders wichtig war. 
Denn jeder Mißerfolg auf dieſem Gebiete konnte alle etwaigen Erfolge N 
in den anderen Wirtſchaftszweigen wieder aufheben. 

a) Die Grundaufgaben der Bolſchewiſten in der Güterverteilung 

N mußten ſich nach der Beantwortung der Vorfrage geſtalten: wem 

und wieviele Güter ſollen verteilt werden? Nach dem kommuniſtiſchen 


Idealprogramm lautete die Antwort: alle ſollen erhalten, und zwar | 
nach ihren Bedürfniſſen. Die ungariſchen Bolſchewiſten ſahen jedoch er 


ſelbſt ſofort ein, daß eine ſolche Löſung der Frage für ſie in abſeh⸗ 
barer Zeit nicht in Betracht kam. Denn einmal waren die Menſchen 
noch bei weitem nicht reif genug. Und zweitens waren gar nicht 
genug Güter vorhanden. Man antwortete daher folgerichtig: alle 
ſollen erhalten, aber verſchieden gemäß ihrer Arbeitsleiſtung. Und 


innerhalb dieſes Rahmens ſollen ſie nicht ganz frei die Güter ver⸗ 


langen können, die ſie wünſchen. Sondern die Lieferungen der wich⸗ | 
tigſten, der primären Güter follen infolge des Gütermangels limitiert 
werden, und zwar auch wieder für den einzelnen verſchieden, gemäß 
der ſozialen Wichtigkeit ſeiner Arbeit. So gelangten die Bolſchewiſten 


zu einer Aufgabenſtellung, die den gegebenen Verhältniſſen angepaßt 


war, aber dem kommuniſtiſchen Programm noch recht fernſtand. 
Nun aber entſtand die zweite Frage: ſollen die Güter unmittelbar 
in natura verteilt werden, oder fol man Güteranweiſungen aus⸗ 


| geben? Die Bolſchewiſten antworteten: Es ſoll beides nebeneinander | 
| 3* 
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geſchehen. Und zwar ſoll die Güteranweiſung auf einer Quittung 


| über geleiftete Arbeitsſtunden fußen. 


bp) Um dieſe Aufgaben der ftaatlichen Güterverteilung zu löſen, | 
111 75 zunächſt einmal der private Handel vollſtändig aufgehoben 


werden. Sogleich begann darum die Räteregierung mit der Soziali- 


ſierung der Handelsgeſchäfte und ihrer Beſtände. Da dieſe Soziali- 
ſierung jedoch im Kleinhandel außerordentlich langwierig war, begnügte 
man ſich hier vorderhand mit einer ſtaatlichen Überwachung oder 
ſuchte durch Entziehung jeder Einkaufsmöglichkeit und durch Schikanen 
aller Art den Handel unmöglich zu machen. Das geſchah auch recht 
ſchnell in ziemlich weitgehendem Maße. Die Verkaufsläden in den 
Ortſchaften wurden zum größten Teile geſchloſſen. Nur dem Schleich⸗ 


handel war nicht beizukommen. 


c) Hand in Hand mit dieſem Niederreißen ging der Aufbau der 
neuen Organiſation. Ihr Fundament lag in der ſtaatlichen Samm⸗ 
lung der Güter. Die gewerblichen Produkte erhielt man durch die 


| Sozialiſierung des Großgewerbes, die Beſchlagnahme der Waren des 
Handels und die Durchführung von Kleider- und Wäſcheabgaben der 
Privaten. Letztere Maßnahme machte ſehr viel böſes Blut. Sie 


nahm ſelbſt vielen Arbeitern die erſparte Ausſtattung der Tochter. 
Sie traf andrerſeits den Mittelſtand ſehr rigoros und überantwortete 
ſeine ſorgſam gepflegten Stücke Arbeitern, die mit ihnen die größte 
Verſchwendung trieben und im Bewußtſein, ja neue requirieren zu 
können, ſie in kurzer Zeit vernichteten. Zu dieſer Güterſammlung 


trat ferner die Erfaſſung der Wohnräume durch den Staat. Es 


wurde feſtgeſetzt, daß ein jeder, abgeſehen von Arbeitsräumen, grund- 
ſätzlich nur über ein Zimmer verfügen dürfe und alle anderen Räume 


mit ſtehendem Mobilar dem Staate abtreten müſſe. Auch die Durch⸗ 
führung dieſer Maßregel führte zu Mißſtänden. Freilich beſtand in 
Budapeſt in der Tat eine fo verzweifelte Wohnungsnot“, daß die 


1 Die von Ingenieur Aladar Szaͤſz im April der Regierung unter⸗ 


breitete, in „Soziale Produktion“ I, 1, S. 8 f. veröffentlichte Unterſuchung über 


die Wohnungsnot dürfte nicht übertrieben ſein. Hiernach ſtanden im ganzen 


Hin Budapeſt für eine Bevölkerung von 1 070 000 Seelen im beiten Falle 
460 000 Wohnräume und 170 000 Küchen zur Verfügung. Von dieſen wenigen 


Wohnräumen war durch das Beſtehen von Großwohnungen ein erheblicher Teil 
in Benutzung von nur verhältnismäßig wenigen Inhabern. So mußten mehr 
als 200 000 Menſchen in Budapeſt zu 6—8 und mehr in einem Zimmer hauſen. 
Um auch nur die dringendſte Abhilfe zu ſchaffen, mußten für 100 000 Menſchen 
neue Wohnſtätten geſchaffen werden. Da eine Bautätigkeit aus Mangel an 
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einſchneidendſten Maßnahmen gerechtfertigt waren. Aber einmal hätte 
man die zahlloſen geſperrten Ladengeſchäfte verwerten können, und 
zweitens war gerade der Bolſchewismus an der Wohnungsnot, wenn 
auch unfreiwillig, mit ſchuld. Er mußte die Rote Wache und die 
Rote Armee immer mehr ausbauen, um ſich ſelbſt zu ſtützen. Für 
ſie aber brauchte er ſehr viel Wohnraum. Und zudem zog er vom 
Land zahlreiche arbeitsſcheue Elemente in die Hauptſtadt, die dort 
als Anhänger ihn feſtigten. 

Gelang ſo die Erfaſſung der Gewerbeprodukte und Wohnungen 
wenigſtens mit quantitativem Erfolge einigermaßen, ſo lagen die 
Dinge ganz anders in der Erfaſſung der Rohſtoffe, beſonders der 
Nahrungsmittel. Zwar erhielt der Staat ſie von den ſozialiſierten 
7 Millionen Joch. Aber gerade dieſe früheren Großgüter waren ſchon 
vor dem Bolſchewismus beſonders ſtark zu Lieferungen herangezogen 
worden. So waren zum Beiſpiel 75% des noch vorhandenen Viehs 
im Kleinbeſitze. Die außer der Ernte noch über erhebliche alte Be⸗ 
ſtände verfügenden Kleinbauern aber ſtanden, wie wir wiſſen, der 
Regierung durchaus feindlich gegenüber. Sie verlangten zum min⸗ 
deſten, in ehemals gemeinſamem öſterreichiſch⸗ ungariſchem Gelde be⸗ 
zahlt zu werden. Dieſes Geld aber mußte die Näteregierung gerade 
auch für ihre auswärtige Propaganda ausgeben. Aber der Bauer 
war im übrigen. während des Krieges fo reich geworden, daß er meiſt 
überhaupt kein Geld annahm, ſondern Induſtrieartikel forderte. Da 
jedoch das ungariſche Gewerbe ſo gut wie nichts mehr produzierte, 
mußte die Regierung mit den vorgefundenen Beſtänden ſehr haus⸗ 
halten und hielt deshalb, um ihre Arbeiter befriedigen zu können, 
bis zum Außerſten mit Lieferungen an die Bauern zurück. Es 
bildete ſich zunächſt nur ein unorganiſiertes Tauſchen heraus, indem 


die Gemeindearbeiterräte Lebensmittel nach Budapeſt lieferten und 


dafür im gleichen Werte bei der Hauptſektion des Volksamtes für 
allgemeine Verſorgung Induſtrieartikel erhielten. Aber der Nahrungs⸗ 
mittelmangel wuchs und erweckte unter den Arbeitern immer größere 
Mißſtimmung. Und auf Grund eines mit den Bauern herausgebildeten 
privaten Schleichhandels drückte man in Budapeſt ſchon allgemein den 
Wert von ein paar Eiern oder einem Kilo Kirſchen in Röcken und Tiſch⸗ 
tüchern aus. Da endlich begann die Regierung im Juli, die Erfaſſung 


allen Rohſtoffen hierfür nicht in Betracht kam, mußte zur Requirierung ge⸗ 
ſchritten werden. In der Provinz lagen übrigens die Verhältniſſe ö 
ungünſtig. 


nm 
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der Landprodukte durch einen großen Warentauſch einheitlich zu orga⸗ 
niſieren!. Dieſe Warentauſchaktion ſcheiterte jedoch zunächſt, zumeiſt 
aus dem Gegenſatze der Provinzdirektorien zur Zentralregierung, faſt 
völlig. Erſt allmählich ſcheinen die Erfolge ein wenig größere geworden 
zu ſein. In den Wirtshäuſern der Dörfer wurden Kommiſſionen er- 
richtet, bei denen die Bauern ihre Produkte ablieferten und dafür Geld 
und einen Schein über den Wert der Ablieferung erhielten. Gegen 
dieſen Schein entnahmen ſie alsdann bei der nächſten Filiale der Ge⸗ 
noſſenſchaft „Hangya“ Induſtrieartikel unter Geldzahlung nach einem 
beſtimmten, je nach den Beſtänden von den Materialämtern von Zeit 
zu Zeit geänderten Schlüſſel. So hoffte man, allmählich alle ver⸗ 


ſteckten Vorräte zu erfaſſen, während die neuen Ernteerträge von den 


nichtſozialiſierten Bauern gegen Geldzahlung im gleichen Verhältniſſe 
abgeliefert werden ſollten wie von den ſozialiſierten Gütern. In⸗ 
wieweit in dieſer Art Erfolge in der Zukunft erzielt worden wären, 


iſt freilich fraglich. Tatſächlich aber gelang während der Dauer der 


Räteherrſchaft die Sammlung der landwirtſchaftlichen Produkte nur 
höchſt unvollkommen. So verfügte tatſächlich die Regierung nicht über 
genügend Nahrungsmittel — obwohl dieſe an ſich vorhanden waren —, 


um die Bedürfniſſe der Roten Armee, der Arbeiter und der Budapeſter 
Bevölkerung befriedigen zu können. Die Hauptſchuld aber hieran trugen 


die Budapeſter Arbeiter ſelbſt. Da ſie nicht arbeiteten, ſchufen ſie 
keine Gegenwerte für die Bauern. Ein notwendiges Glied in der 


kommuniſtiſchen Güterbeſchaffung fehlte hier. Unter dieſen Umſtänden 


war alle Sammlung landwirtſchaftlicher Produkte eine Syſiphus⸗ 
arbeit. Was in dieſer tatſächlich noch geleiſtet wurde, war freilich 


o c  -& 


anerkennenswert. Aber die ganze gute Organiſation, in der die 


8 Staatszentrale gemäß den Wünſchen des Ernährungsamtes die Liefe⸗ 
rungen auf die Komitate verteilte und ihre Beſtände in Evidenz hielt, 


konnte bei dem Fehlen der Vorbedingung, der gewerblichen Produk⸗ 
tion, keinen Erfolg bringen. Was ſie aber noch an Ergebniſſen er⸗ 
reichen konnte, war nur ein gefährlicher Schein. Denn dieſe fußten 
auf Induſtrieartikeln alter Beſtände, die über kurz oder lang erſchöpft 
ſein mußten. Dann aber war, ſolange man den Bauern nicht ge⸗ 
waltſam zwingen konnte, der Zuſammenbruch des Ernährungsweſens 


unaufhaltbar. 


d) Eine gewiſſe Unterſtützung verſuchte die Regierung der Güter⸗ 


1 Vgl. auch eingehender Leopold Katz, Der proletarische Landes⸗ | 


Warenaustauſch („Soziale Produktion“ I, 3, S. 2.) 
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ſammlung noch durch einen ſtaatlichen Außenhandel zu verleihen !. 


Als Eintauſchwerte waren in Ungarn Wein und Wolle in bedeutender 


Menge vorhanden. Auch ſtanden Juwelen, Gold, Wertpapiere und 


einiges früher gemeinſame öſterreichiſch⸗ungariſche Geld zur Verfügung. 
Aber die Entente verhinderte durch die Blockade den Warentauſch mit 


der Räteregierung, und zudem wurde ein großer Teil der Gegenwerte 


vom Auslande mit der Begründung, daß es ſich um geſtohlenes Gut 
handle, gar nicht angenommen. So blieb tatſächlich die Beſchaffung 
von Gütern ſeitens der Räteregierung aus dem Auslande auf ein 


Minimum beſchränkt. Aber auch wenn dies nicht der Fall geweſen 
wäre, ſo hätte auch hier der Erfolg in hohem Maße nur ein zeit⸗ 
weiliger ſein können, da es ſich wiederum hauptſächlich um von 


früher übernommene Güter handelte, die nur wenig reproduziert 
wurden. 
e) So waren die Quellen, aus denen die Räteregierung bei ihrer 


Güterverteilung ſchöpfen konnte, unſicher und ungenügend. Infolge 


der großen Mißſtände in der Produktion zehrte man zum großen 
Teile von irreproduziblen Gütern ſtatt vom fortlaufenden Ertrage. 
Und ſelbſt dieſe und ebenſo der tatſächliche Ertrag konnten gerade 
in den wichtigſten Gütern nicht voll erfaßt werden. Auf dieſem 
ſchwachen Fundamente ging nun die Räteregierung an die Verteilung 


der Güter. Die Bereitſtellung erfolgte vor allem durch drei Zentralen, 


das Materialbeſchaffungs⸗ und Verteilungsamt (erft im Juni als 


beſonderes Reſſort geſchaffen)?, das Verteilungsamt für Fertigwaren 


(Amt für allgemeine Verſorgung, früher Volksernährungsamt) und 


das Wohnungsamt. Das erſtere teilte die Rohſtoffe an Fabriken und 
ſonſtige Betriebe aus. Und zwar geſchah dies oft ſehr ungerecht, 


nicht entſprechend Bedürfnis und Leiſtungsfähigkeit der Fabrik, ſondern 
nach der politiſchen Bedeutung der betreffenden Arbeitergruppe. Das 


zweiterwähnte Amt verteilte feine Waren an die Gewerkſchaften, 


Konſumvereine, die Hotelorganiſation und ſollte ferner die an die 


Stelle der privaten Ladengeſchäfte zu ſetzenden Verkaufsſtellen organi⸗ 


ſieren. Doch wurde in dieſer letzteren Arbeit tatſächlich noch kaum 


| etwas geleiſtet. 


Die Verteilung der Güter, zumal für denjenigen, der mit all- 


1 Durch Geſetz LXVI vom 20. April wurde ein sondere Volksamt für 
Außenhandel ins Leben gerufen. Über Organiſationspläne und die Abſicht, die 
Kenntniſſe der früheren Vertreter ausländiſcher Firmen eingehend zu verwerten, 


vgl.: Organiſierung des Außenhandels („Soziale Produktion“ I, 3, S. 6 f.). 


2 8 „Soziale e I, 3, S. 8, Spalte 1. 
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gemeinen Güteranweiſungen um Produkte kam, litt vor allem unter 
zwei großen Mängeln. Sie lagen einmal in einer durch Organiſations⸗ 
fehler verurſachten großen Unbequemlichkeit für den Konſumenten und 
zweitens in einer Ungerechtigkeit hinſichtlich der Limitierung der pri: 
mären Güter und der Berückſichtigung der Güteranſprüche überhaupt. 
Zwar wieſen die Bolſchewiſten rein techniſch in der Verteilungs⸗ 
organiſation recht erhebliche Leiſtungen auf. Aber eines konnten ſie 
nicht beſeitigen: die Notwendigkeit des Sichanſtellens vor den Ver⸗ 
teilungslokalen. Freilich hat man auch anderwärts erſt nach langer 
Übung im Kriege Mittel hiergegen gefunden. Doch lagen die Dinge 
in Budapeſt beſonders ſchlimm. Viele Frauen mußten Tag für 
Tag von früh um vier Uhr bis abends anſtehen, um nur das Nötigſte 
für die Wirtſchaft zu erhalten. Ohne ſtundenlanges Anſtellen gab 
es, angefangen vom Eſſen im Reſtaurant, überhaupt nur ſehr weniges 
in Budapeſt. Das aber bedeutete wiederum eine Prämie für den 
Faulen, während der fleißige Arbeiter, wenn er nicht zu den bevorzugten 
Kategorien gehörte, oft nicht wußte, wie er ſich die lee 
Guter beſchaffen ſollte. 
| Aber auch dieſes Anſtellen wäre von der Bevölkerung ſchließlich 
noch hingenommen worden, wenn nicht dazu die große Ungerechtigkeit 
getreten wäre. Zunächſt begann man ſeit Anfang Mai eine Limitierung 
der primären Güter für die einzelnen Menſchen, auch wenn ſie über 
die gleichen allgemeinen Güteranweiſungen verfügten, verſchieden nach 
einem Schlüſſel feſtzuſetzen, der auf einer völligen Verkennung des 
ſozialen Wertes der geiſtigen Arbeit beruhte. Man teilte die Menſchen 
in drei Gruppen, die man verſchieden gutſtellte, und denen man 
demgemäß verſchiedene Kontrollſcheine, Rationierungskarten aus⸗ 
zugeben begann. Am beſten ſtand die ſogenannte Rote Gruppe, zu 
der Rote Armee und Wache, die Fabrik⸗ und Bergarbeiter, Fuhr⸗ 
leute, die unverſchuldet Arbeitsloſen dieſer Berufe, die Invaliden 
und die Arzte gehörten. Weniger Güter bereits erhielt die Blaue 
Gruppe, welche die öffentlichen und privaten Beamten und die Arbeits- 
loſen dieſer Kategorie, die Handelsangeſtellten, Privatlehrer und die 
Penſioniſten und ihre Witwen umfaßte. Geradezu abſichtlich dem 
Hungern ausgeſetzt war endlich die grüne Gruppe, die alle übrigen 
Menſchen, beſonders die früheren Kapitaliſten und viele geiſtige 
Arbeiter, enthielt. Allerdings wurde dieſe ganze Maßregel infolge 
von Organiſationsfehlern ſchließlich trotz ſechswöchiger Vorbereitung 
nicht zur Durchführung gebracht. Aber fie iſt an. ſich bezeichnend 
genug und mußte ſelbſt als bloße Gefahr verbitternd auf die Be⸗ 
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völkerung einwirken. Und im übrigen war auch ohne ihr Inkraft⸗ 
treten die Verteilung ungerecht genug. Zwar war die Limitierung 
grundſätzlich gleich. Aber die Roten Soldaten zum Beiſpiel und ihre 
Familien erhielten Ausweiſe, die ihnen ein Vorrecht bei der Ab⸗ 
fertigung und dadurch oft Waren zuſicherten, während die anderen 
nach ihnen wegen des Gütermangels leer ausgingen. Und auch noch | 
in andrer Hinſicht wurden Menſchen mit gleichen Anſprüchen auf 
primäre Einzelgüter durch die Verteilungsorganiſation ganz ver⸗ 


ſchieden behandelt. Ein Anſpruch auf Strümpfe wurde gegenüber 


einer Frau im Kopftuche zum Beiſpiel durch Seidenware, gegenüber 
einer Frau im Hute durch ſchlechteſtes Wollzeug befriedigt. Hierzu 
kam ferner, daß für die Beſchaffung der meiſten nicht primären 
Güter, zum Beiſpiel eines Waſſerglaſes, die Genehmigung des Haus⸗ 
vertrauensmannes notwendig war. Dieſe Hausvertrauensmänner aber 

gaben ihre Einwilligung wiederum völlig nach Laune und Gunſt. 
Und endlich iſt nicht außer acht zu laſſen, daß ſich die Mehrzahl der 
leitenden Männer der Regierung um Limitierungen der primären 
Güter überhaupt nicht kümmerte, ſondern teilweiſe in großem Über 


flluuſſe lebte. Ebenſo wurden gewiſſe politiſch wichtige Arbeiter, wie 


die Eiſen⸗ und Bergwerksarbeiter, in der Verteilung noch durch Sonder⸗ 
beigaben ſtark bevorzugt, während andere, wie zum Beiſpiel die 
Kellner, Poſtangeſtellten, ſehr dürftig daſtanden. Und zu alledem 
kam, daß in den Verteilungszentralen auch noch ROUND ihr 
Weſen trieb. | 
So hat tatſächlich weder der techniſche Apparat; der Güter⸗ 


bereitſtellung funktioniert, noch war das Prinzip ein gerechtes, nah 


welchem demjenigen, der eine allgemeine Güteranweiſung vorwies oder 
unmittelbar in natura beliefert werden ſollte, ſein Wunſch befriedigt 
wurde. Obwohl die Verteilung techniſch trotz des Gütermangels doch 
immer noch ſo vonſtatten ging, daß niemand verhungerte, ſo wurde 
die Mißſtimmung der an Not überhaupt nicht gewöhnten Budapeſter 
Bevölkerung doch ins Rieſengroße geſteigert durch jene Ungerechtigkeit. 
Und dieſe verbitterte zahlreiche Arbeiter nicht weniger als die 
Intelligenz. Und ſie hatte, abgeſehen von der politiſchen Gunſt⸗ 
haſcherei, bei einigen beſtimmten Arbeitergruppen auch für die Räte⸗ 
regierung kaum einen Sinn. Sie ſchikanierte nur unnötig viele 
Menſchen, zum großen Teile mit dem Motiv kleinlicher Rache, noch 
dazu meiſt am falſchen Objekte. 

f) Nun kam aber zu dieſen Mißſtänden der Güterverteilung 
noch ein weiteres hinzu. Nicht nur wer mit einer Güteranweiſung 
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ſich an den Staat wandte, wurde nur unter größten Unbequemlich⸗ 
keiten und mit großer Ungerechtigkeit abgefertigt, ſondern bereits 
in der Verteilung der allgemeinen Güteranweiſungen, ſelbſt lagen 
ſchwere Mißgriffe vor. 

Mit großem Nachdrucke verkündeten die Bolſchewiſten von vorn⸗ 
herein ihre Abſicht, dieſe Güteranweiſungen in der Form nicht mehr 
des bisherigen Geldes, ſondern in Quittungen über geleiſtete Arbeits⸗ 
ſtunden abzugeben !. Tatſächlich ſtellte ſich jedoch ſogleich heraus, 
daß dieſer Weg wenigſtens vorläufig ungangbar ſei, daß man an das 
vorhandene Geld anknüpfen müſſe. So wurde die Frage der Güter⸗ 


5 anweiſungen während der geſamten Dauer des Beſtehens der Räte⸗ 


regierung zu einer Frage der Geldpolitik. 
Der Bolſchewismus ſand bei ſeinem Auftreten in Ungarn ein 


spezifisches Währungsproblem vor. Es beſtand in der Beſeitigung 


der bisherigen gemeinſamen öſterreichiſch⸗-ungariſchen Emiſſionen zu- 
gunſten einer nationalen Währung. Dieſer Tendenz der Nationali⸗ 
ſierung ſetzten die Bolſchewiſten das Prinzip des bargeldloſen Ver⸗ 
kehrs, die Einführung der Arbeitsquittungen gegenüber. Aber man 
bemerkte alsbald, daß man wenigſtens für die Übergangszeit ſowie 
für Abfindungen an Ausländer doch noch Geld im alten Sinne brauche. 
Nun wurde jedoch das früher gemeinſame Geld angeſichts der Ver⸗ 
mögensbeſchlagnahme von der Bevölkerung verſteckt, und es trat ſo 
bald ein Geldmangel ein?. Dazu kam, daß die 1- und 2⸗Kronen⸗ 
noten, die weder in der Tſchechoſlowakei noch in Deutſch⸗Oſterreich 
überſtempelt waren, wegen der günſtigen Verwertbarkeit (Kursgewinn!) 
maſſenhaft außer Landes gingen. So charakteriſierte ſich der Geld⸗ 
mangel zunächſt vor allem auch als ein ſolcher an Wechſelgeld, der 


1 Vgl. zum Beiſpiel Paul Einzig, Die Valutapolitik des Kommunismus 
(„ Pénzviläg“ vom 29. März 1919. Ungariſch). Am gleichen Tage erſchien in 
derſelben Zeitung auch ein entſprechender Aufſatz Vargas, Das Ende der 
Geldherrſchaft, ein Auszug aus feinem früheren, obenerwähnten Buche. Das 
Umlernen geſchah aber außerordentlich ſchnell. In Nr. 79 der Zeitung „Nép- 
szava“ (ungariſch) bewies Varga in feinem Aufſatze: Das Ende der Bank⸗ 
herrſchaft, bereits eine weſentlich gemilderte Auffaſſung. 

2 Die maßgebenden Faktoren der Regierung waren durch dieſe Erſcheinung 
übrigens völlig überraſcht. Noch am 5. April hatte Bekeſſy Imre in 
„A Kurir“ (ungariſch) ein Interview mit dem Bankgouverneur Julius Lengyel 
veröffentlicht, in dem dieſer darauf beſonders hingewieſen hatte, daß die Regie⸗ 
rung für lange Zeit hinaus mit Banknoten verſorgt ſei. Und das ſollte, wie 
ſich aus den Verhältniſſen und der Stellung Lengyels innerhalb N ganzen 
Frage ergibt, ſicher kein Bluff ſein. 
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ſich geradezu zu einer Kleingeldkriſe auswuchs. Die Regierung bereitete 
zwar ſofort eine Prägung von Eiſengeld vor. Doch nahm dieſe 


techniſch lange Zeit in Anſpruch und war für die vorhandenen 
Bedürfniſſe unzureichend. Darauf verſuchte man zunächſt, durch 


Unterſtützung des Privatſcheckverkehrs zu helfen. Als dies nichts 


fruchtete, brachte die Räteregierung zwei vom 15. Mai datierte 


Emiſſionen der ungariſchen Poſtſparkaſſe, nur Fünfkronennoten um⸗ 
faſſend, heraus. Ferner wurden im photochemiſchen Verfahren die 
2⸗ und 1⸗Kronennoten der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank von der Räte: 
regierung nachgeahmt. Doch wurde die Fälſchung aus beſtimmten 
Rückſichten auf Deutſch⸗Oſterreich durch Anbringung einer unter⸗ 
ſcheidenden Seriennummer feſtſtellbar gemacht. Kaum aber waren 
dieſe Emiſſionen begonnen, ſo zeigte ſich eine neue Notwendigkeit. 
Die Rote Armee ſtellte, wie wir wiſſen, beſondere Anſprüche. Und 
ihr folgten die Arbeiter. Nun war aber die Organiſation, die eine 
Ausgabe von Güteranweiſungen auf Grund der Arbeitsſtunde er⸗ 
möglicht hätte, nicht geſchaffen. Noch fehlte vor allem auch jede 


| rechneriſche Inbeziehungſetzung der jeweils verfügbaren Gütermenge 
zur Arbeitsſtunde. So mußte man wiederum Geld im alten Sinne 
herausgeben. Man emittierte nun eine, gleichfalls nur durch die 


Seriennummer unterſchiedene, Nachahmung einer unter dem 27. Oktober 
1918 von der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank herausgebrachten, ſpäter 
nur in Deutſch⸗Oſterreich und dem nicht beſetzten Ungarn geltenden 


Emmiſſion, deren Noten ſehr primitiv einſeitig bedruckt waren und im 
Volksmunde „weißes Geld“ genannt wurden. Die Emiſſion umfaßte 


nur 200⸗ und 25⸗Kronenſcheine. Dieſe von der Oſterreichiſch⸗ungariſchen 
Bank nicht anerkannte Nachahmung durch die Räteregierung bedeutete 


der Sache, wenn auch nicht der Form nach einen großen Schritt zur 


nationalen Währung. Sie rief eine große Trennung des alten gemein⸗ 
ſamen, ſogenannten blauen ſowie alten weißen und des neuen weißen 


Geldes hervor. Die Bevölkerung, beſonders die Bauern, trauten dem 


neuen Gelde nicht und erwarteten im Falle eines von ihnen für ſicher 


gehaltenen baldigen Sturzes der Räteregierung feine Außerverkehrs⸗ 
ſetzung. Das Ausland aber wies dieſes Geld völlig ab, ſchon weil 


es in der Menge, in der es herausgegeben wurde, zu der Geſamtheit 
der es deckenden Produkte der Räterepublik, gemeſſen an landläufigen 


5 Preisbeziehungen zur Rechnungseinheit, in gar keinem Verhältniſſe 


mehr ſtand. So entſtand ein ſehr großes Agio des alten Geldes (bis 
170: 100). Um dem Arbeiter, dem man ſeine Löhne nur in neuem 


weißem Gelde zahlen konnte, hiergegen zu ſeinem Rechte zu verhelfen, 
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wurde, beginnend mit dem 1. Juli, das alte gemeinſame Geld raten⸗ 
weiſe einzuziehen begonnen. Der Erfolg der Maßregel aber war 
geradezu ein negativer. Zwar lieferten die Arbeiter ihre geſparten 
Beſtände ab. Die Bauern aber und damit der Schleichhandel hielten 
ſie zurück, und das Agio ſtieg, weil man in der Maßnahme das An⸗ 
erkenntnis des höheren Wertes durch die Regierung ſelbſt erblickte, 
auf 250: 100. Nunmehr beſchloß die Regierung, eine radikale 
Anderung zu ſchaffen, indem ſie auch formal wieder auf den alten 
Gedanken der nationalen Währung zurückgriff. Auch das neue weiße 


Geld ſollte nunmehr eingezogen werden. An die Stelle aller Noten 


ſollte eine neue Emiſſion der Poſtſparkaſſe, 20⸗ und 10⸗Kronennoten, 
treten. Die erſten dieſer Noten wurden auch tatſächlich herausgebracht. 


Da ſtürzte die Regierung. Sie hinterließ ſtatt der von ihr beab⸗ 


ſichtigten Bargeldloſigkeit eine unbeſchreibliche Währungsverwirrung, 
indem außer den alten gemeinſamen Emiſſionen tatſächlich auch noch 
ſämtliche neue Emiſſionen im Verkehr waren. Dazu hatte faſt eine 


jede Stadt der Provinz noch ihr eignes Wechſelgeld gedruckt, ja teil⸗ 


weiſe ſogar eignes Großgeld bis zu 50 Kronen. | 

Sein beſonderes Gepräge aber erhielt dieſer Zuſtand noch durch 
die Menge der neuen Noten. Das neue weiße Geld war in keiner 
Weiſe der Zahl der vorhandenen Güter, die ſeine einzige Deckung. 
bildeten, angepaßt. Die Bauern wirkten als gewaltige Saugſtelle 
für das alte, beſonders das blaue Geld, das bei ihnen verſchwand. 


Seine Mengen mußten im Verkehr erſetzt werden. Dazu aber zeigte | 


die Regierung das Streben, die unzufriedenen Arbeiter durch phan⸗ 


taſtiſche Lohnhöhen zu blenden. Dadurch ſtiegen natürlich die Selbſt⸗ 


koſten der ſozialen Produktion. Und dementſprechend erhöhte man 
wieder die Löhne und fo fort beinahe ins Ungemeſſene. Denn alle 
dieſe Löhne und Preiſe waren ja nur Scheinwerk. Das Grundlegende 
war die Produktion. Und die war unendlich gering. Durch die Lohn— 
politik aber war man zur Herausgabe derartiger Mengen von Noten 
gezwungen, daß man zu einer Inflation verderblichſter Art gelangte. 


So hat der ungariſche Bolſchewismus gerade auch in der Schaffung | 


der allgemeinen Güteranweiſungen ſchwere Mißgriffe begangen. Er 
gab vollſtändig fein eigenes Prinzip der Bargeldloſigkeit auf. Das 
Geld aber, das er ausgab, war nicht gedeckt im kapitaliſtiſchen Sinne, 


1 Selbſt in der Warentauſchaktion mußte der Bauer erſt gegen bar ver⸗ 
kaufen und alsdann unter Vorzeigung der Ablieferungsbeſcheinigung wiederum 
gegen bar kaufen! Und doch hätte hier die e allein 
als Güteranweiſung vollkommen genügt. 
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und es war auch nicht einmal ein Verſuch zur kommuniſtiſchen Güter⸗ 

ausweiſung. Denn es ſtand ohne jede Beziehung neben der in den 
Lebensmittelkarten uſw. ausgedrückten notwendigen Rationierung der 
primären Güter. Man gab Unmengen von allgemeinen Güter⸗ 
anweiſungen beraus. Aber wenn der Inhaber für ſie Güter ver⸗ 
langte, beſagte ihm bereits die Lebensmittelkarte, daß er für den 


größten Teil der Anweiſungen einfach nichts erhalten konnte. und 


er verſchleuderte nun ſein Geld für unnütze Güter oder im Schleich⸗ 
handel unter völlig verwirrten Preisbeziehungen zur Rechnungs⸗ 
einheit. Die techniſche Hauptaufgabe der Verteilung im Kommunis⸗ 
mus, die Verbindung von Güteranweiſung und Rationierungskarte, 
war nicht einmal in Angriff genommen worden. 

Mer fehlerhaft endlich war nicht bloß Form und Menge der 
Güteranweiſungen, ſondern ebenſo ihre Verteilung. Auch hier zeigte 
ſich wieder die Verkennung des Wertes der geiſtigen Arbeit, aber 
auch der Arbeit überhaupt. Trotz eines Kulturprogramms, das Ge⸗ 
lehrte und Künſtler in beſonderer Weiſe pflegen wollte, wurde doch 
im allgemeinen nur die phyſiſche Arbeit entlohnt. Allerdings wurden 
hinſichtlich der Gelehrten und der bekannteren Künſtler ſehr bemerkens⸗ 
werte Anſätze anderen Vorgehens genommen, die nicht vergeſſen 
werden dürſen. Im allgemeinen jedoch herrſchte tatſächlich ein ſehr 
unrationelles und dazu ſehr unklares Prinzip der Beurteilung der 
Arbeit. Vor allem war aber auch dieſes Prinzip im Hinblick 
ſelbſt wieder auf die phyſiſchen Arbeiter höchſt ungerecht. Hoch ent⸗ 
lohnt wurde, wer politiſch wichtig war, auch wenn er überhaupt 
nicht arbeitete. Die Nachprüfung einer Schuld bei der Arbeits⸗ 
loſigkeit blieb Theorie. Im ganzen jedenfalls war gerade die Ver⸗ 
teilung der Güteranweiſungen, die Lohnpolitik eine beſondere Prämie 
auf Faulheit, und ſie auch war es, die viele ſozial wichtige Arbeit 
überhaupt ausſchaltete. 

Bei dieſen Umſtänden iſt es beinahe als gleichgültig anzuſehen, 


daß die nach dieſem Grundprinzip erfolgende Verteilung der Güter: 


anweiſungen rein techniſch im allgemeinen funkionierte. Für dieſe 
techniſche Arbeit benutzte man den Apparat der ſofort ſozialiſierten 


Banken. Als Zahlſtelle funktionierte die Hauptanſtalt Budapeſt der 


öſterreichiſch⸗ ungariſchen Bank. In der Provinz wies ſie die Finanz⸗ 

„ direktorien und Steuerämter an. Über die Geldinſtitute trat neben 
dem Finanzkommiſſariat in Anlehnung an eins bereits vorgefundene 
Organiſation eine beſondere Reviſionsbehörde, die aber ſpäter ſich 

zu einem ſelbſtändigen, die geſamte Wirtſchaft kontrollierenden Amte 
N f 
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zu entwickeln begann. Den ſozialifierten oder bloß kontrollierten 


Geldinſtituten wurden die einzelnen ſozialiſierten Unternehmungen 
zugewieſen. Dieſen mußte ausgezahlt werden für Löhne auch dann, 


‚wenn ihr bisheriges Konto, bereits erſchöpft war. Es fand alsdann 


Verrechnung mit der Hauptkaſſe ſtatt. Der Verkehr mit den Geld- 
inſtituten ſollte nach Möglichkeit durch Überweiſung erfolgen. Zu- 


nächſt blieben die meiſten der früheren Inſtitute noch getrennt in 
ſtaatlicher Verwaltung oder Kontrolle beſtehen. Doch beſtand die 


— 


Abliicht, in Zukunft nur etwa ſechs von ihnen nebſt ihren Filialen 


erhalten zu laſſen und einem jeden von ihnen beſondere Funktionen 
zuzuweiſen. Im ganzen hat der feſtgefügte alte Apparat der Geld- 
inſtitute ſeine Aufgaben während der Zeit der Räteregierung auch 
in dem neuen Sinne günſtig zu bewältigen vermocht. Die auch in 
der techniſchen Verteilung der Güteranweiſungen, des Geldes, teil— 
weiſe liegenden Mißſtände waren nicht der Arbeit dieſer SOHLE, 
Inder der Staatszentrale zuzuschreiben. 

g) So haben die Arbeiten der Bolſchewiſten auf dem Gebiete 
der Güterverteikung die Bedeutung der Mißerfolge auf dem Gebiete 


der Produktion noch verſchärft. Von ben wenigen produzierten und 


den noch von früher her vorhandenen Gütern gelang es bei weitem 
nicht, alle ſtaatlich zu erfaſſen. Was aber ſo geſammelt werden 
konnte, das wurde nicht dem Programm gemäß einem jeden gemäß 
der ſozialen Bedeutung ſeiner geleiſteten Arbeit gerecht und bequem 


zugeteilt. Eine falſche Einſchätzung des Wertes der Arbeit führte 


zur größten ſozialen Ungerechtigkeit. So war ſchon die grundſätzliche 
Verteilung der Güter für den mit einer allgemeinen Güteranweiſung 
fih an den Staat wendenden einzelnen ungerecht. Und fie war ſo— 
gar noch im Rahmen des ungerechten Prinzips korrupt. Dazu war 
ungerecht wiederum ebenſo die Austeilung der allgemeinen Güter⸗ 


anweiſungen. Und dieſe Anweiſungen waren in Form und Menge 


verfehlt, vor allem weil fie in keiner Beziehung ſtanden zur vor⸗— 
handenen Gütermenge. Gerade auf dem Gebiete der Verteilung hat 

ſich ſo die wirtſchaftliche Unzulänglichkeit der ungariſchen Bolſche— 
wiſten beſonders ſtark ausgeprägt. Dieſe Verteilung hat in beſon⸗ 
derem Maße mit dazu beigetragen, daß die innere Lage des Bolſche— 
wismus unhaltbar wurde. Und fie bat nicht nur Verhältniſſe ge- 


ſchaffen, die einem kommuniſtiſchen Ideal völlig zuwiderliefen. 


Sondern ſie hat auch das eigene, der Baſis der vorgeſundenen Ver⸗ 
hältniſſe angepaßte N der une über den Haufen 
geworfen. N 


® 
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C. Die zentrale Leitung der Wirtſchaft 
1. Die Organiſation der wirtſchaftlichen Ämter! | 
Zunächſt übernahmen die Bolſchewiſten einfach die Organiſation 


der alten Miniſterien. Bald aber zeigte ſich, daß ihre ſachliche Ab⸗ 


S 


grenzung für die Bedürfniſſe der bolſchewiſtiſchen Wirtſchaft ſich nicht 
eignete. Ferner erwies es ſich als notwendig, ſämtliche wirtſchaftlichen 


Amter zu zentraliſieren. Nach vielen Verſuchen, die zahlreiche neue 


Spezialämter als ſelbſtändig oder einem der früheren Miniſterien 
angegliedert zeitigten, bildete ſich endlich Mitte Juni eine Konzentration 
in dem Volksrate für Wirtſchaftsweſen heraus?. Es beſtanden in 


ihm unter Vereinigung der bisherigen wirtſchaftlichen Volks⸗ 


kommiſſariate und unter Neubildung der Abteilungen 1 und 7 als 


| ſelbſtändiger Reſſorts neun wirtſchaftliche Hauptſtellen. Es waren 
dies die Amter: 1. für Produktion im allgemeinen und Material⸗ 


wirtſchaft (Materialbeſchaffung und verteilung einſchließlich des 
Außenhandels), 2. Land⸗ und Forſtwirtſchaft, 3. Soziale Produktion. 


(Gewerbe und Bergbau), 4. Finanzen, 5. Offentliche Verſorgung 


(Verteilung fertiger Waren, früheres Ernährungsminiſterium), 
6. Verkehr, 7. Wirtſchaftliche Organiſation und Kontrolle (Reviſions⸗ 
amt mit den Aufgaben? der adminiſtrativen Organiſierung der 
Produktions- und Verteilungsbetriebe, Preisfeſtſetzung, Arbeitslohn⸗ 
feſtſtellung, Arbeiterverteilung. Dieſes Amt ſollte ſich allmählich 


| zum wichtigſten Zentralorgan der Wirtſchaft herausbilden, das die 
ſtrenge Sorgſamkeit in der Produktion und Vermögensgebarung 


und die Ausbalancierung der Selbſtkoſten, Preiſe und Löhne zu ge⸗ 


währleiſten haben würde). Die Hauptabteilung 8. umfaßte ſodann 
die öffentlichen Bauten, die Abteilung 9. das Arbeitsweſen. Aus 


den Leitern dieſer genannten neun Hauptabteilungen wurde nun ein 


zentraler Volkswirtſchaftlicher Rat gebildet. Er beſaß außerdem 


einen Ausſchuß aus Vertretern der Gewerkſchaften und beſonderen 
Sachverſtändigen, ferner einen Spezialrat für Ackerbau und einen 


1 beſonderen rein r Rat, der ſich aus Profeſſoren, Tech⸗ 


1 Über dieſe Be ſollte im Auslande eine von dem Präſidenten des 


Volksrates für Wlrtſchaftsweſen, Varga, verfaßte Schrift erſcheinen, die jedoch 


nicht mehr herausgekommen zu ſein ſcheint. 
2 Einiges Material über den Volksrat findet ſich in Soziale Produktion“ 
I, 1, S. 9 und I, 3, S. 7 f. Der letztere Artikel fußt im allgemeinen auf 


einem von Johann Vage in „Revizorok Lapja“ veröffentlichten Aufſatze. 


2 Pgl. über dieſes Amt beſonders „Soziale Produktion“ I, 3, S. 8. 


- 
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nikern uſw. zuſammenſetzte. Alle wirtſchaftlichen Verordnungen der 


Zentralen mußten dem Volkswirtſchaftlichen Rate vorgelegt werden. 


Die allerwichtigſten Fragen, die zugleich politiſche Bedeutung beſaßen, 


gelangten alsdann noch an den politiſchen Zentralrat. 


Die Organiſation dieſes Volkswirtſchaftlichen Rates bedeutete 
tatſächlich, wenn auch viel zu ſpät, eine große Unterſtützung für eine 
einheitliche Wirtſchaftspolitik. Und dieſe hat ſich ſchließlich in einigen 
Punkten auch ſchon bemerkbar machen können. Dennoch aber wurden 
alle hieraus ſich ergebenden Erfolge wieder in Frage geſtellt durch 
ein Zweifaches, das in der Organiſation ſelbſt lag. Es betraf die 


Arbeitsleiſtung und die Integrität der Beamten. Tatſächlich wurde 


in den ftaßtlichen Amtern, beſonders an leitender Stelle, außerordentlich 
viel gearbeitet. Aber es fehlte den Bolſchewiſten faſt durchweg die 
ſachliche Kenntnis und vor allem auch die Routine in der Hand— 


habung der Staatsmaſchinerie. Dieſe fand man faſt nur bei den Sozial- 


demokraten und der Bourgeoſie. Wohl oder übel war man deshalb 
gezwungen, ſolche Männer mit einzuſtellen. Teils aus innerer Über⸗ 
zeugung aber und teils erbittert über das Vorgehen der Bolſchewiſten 
gegen die Intelligenz überhaupt und über die Korruption unter vielen 
der Führer ſabotierten dieſe Beamten geradezu. Und da man etwas 
derartiges von vornherein fürchtete, ſo hatte man über ſie politiſch 
zuverläſſige Kontrollperſonen geſetzt, die nicht das mindeſte von dem 
Amte verſtanden, ja oft kaum leſen und ſchreiben konnten. Dadurch 
verbitterte man jene Beamten noch mehr. Und dieſe betätigten nun 


einen nicht zu beſeitigenden paſſiven Widerſtand durch möglichſt geringe 


Arbeitsleiſtung. Und zu dieſer inneren Schwäche der Arbeit trat die 
geradezu gewaltige Korruption unter den bolſchewiſtiſchen Beamten. 
Faſt ein jeder, beſonders auch unter den niederen Beamten, ſuchte 
nur ſeinen eignen Vorteil. Die Durchführung ange Verordnung 
ſcheiterte einfach an diefer Korruption. 

So hat auch die Organiſation der ſtaatlichen Amter trotz günſtigen 


| äußeren Aufbaues wiederum das Ihre mit dazu beigetragen, daß die 


Wirtſchaftsführung des Bolſchewismus verſagte und nicht einmal 


zu einer Überleitung in das kommuniſtiſche Ideal, ſondern zu einem 


kurzſichtigen. Raubbau von verhältnismäßig wenigen za auf 
Koſten der anderen wurde. | 


2. Die Finanzwirtſchaft | | 
Über allen den bisher beſprochenen Einzelfragen ſtand nun im 


bolſchewiſtiſchen Staate ſie zuſammenhaltend und krönend das Problem 
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der Finanzwirtſchaft. Es bildete zugleich auch die Brücke zwiſchen 
der Wirtſchaft und der Durchführung des im Kommunismus wie im 
Bolſchewismus integrierenden Kulturprogrammes. 

Ein Erbe übernahm der ungariſche Bolſchewismus in ſeiner 
Finanzwirtſchaft noch aus der früheren Zeit. Dies war zwar nicht 
das Problem der alten Staatsſchulden. Dieſe Frage war zumal 
angeſichts des Kampfes gegen die Entente keineswegs brennend. Wohl 
aber waren zu berückſichtigen die bedeutenden Inveſtitionen privaten 
Kapitals in Ungarn, 1 bei der Sosialifierung abgelöſt W ; 
mußten. | 

Zweifacher Natur waren die Grundaufgaben der bolſchewiſtiſchen 
Finanzwirtſchaft. Sie betrafen einmal gemäß dem kommuniſtiſchen 
Prinzip einen Staatshaushalt in Naturalien. Sie umfaßten aber 
zweitens, ſolange noch Geld im Umlaufe war, auch einen Geldhaus⸗ 
halt. Allerdings waren beide Aufgaben grundſätzlich nicht ſo ſtark 
voneinander verſchieden, wie die Bolſchewiſten ſelbſt es zumeiſt glaubten. 
Denn auch der erſtere Haushalt mußte es irgendwie mit Rechnungs⸗ 
einheiten und mit Geldfunktionen, wenn auch nicht mit Geld im 
alten Sinne, zu tun haben. Die erſtgenannte Aufgabe nun beſtand 
in der rechneriſchen Ausbalancierung der Güter mit den Bedürfniſſen 
der Geſellſchaft nach ihnen. Statiſtiſch waren fortlaufend Güter 
und Abſatz zu erfaſſen. Alsdann waren die Anſprüche an die 
Produktionsgruppen zu ſtellen, der ausländiſche Warentauſch aus⸗ 
zubalancieren, die Verteilungsgruppen mengenmäßig anzuweiſen, 
ihnen etwaige nicht geldmäßige Güteranweiſungen zuzuſtellen. Und 
es war ihnen vor allem auch gemäß dem bolſchewiſtiſchen Programm 
der jeweilige Arbeitsſtundenwert der Mengeneinheit der einzelnen 
Güter mitzuteilen. Sodann hatte die Abrechnung zwiſchen den 
einzelnen ſtaatlichen Stellen und die Kontrolle der rationellen Ver⸗ 


wendung der ihnen gelieferten Güter zu erfolgen. Ergänzend hierzu 


umfaßte alsdann die zweite Aufgabengruppe zunächſt einmal techniſch 
und verkehrspolitiſch im weiteſten Sinne die Geldausgabe, ſodann 
die Kontrolle der Geldrückſtrömung und die des Geldverbrauches durch 
die ſozialiſierten Betriebe. Ferner enthielt fie die Ausbalancierung 
der geſamten Geldeinnahmen und ⸗ausgaben und die etwa notwendige 
Verrechnung in Geld zwiſchen den einzelnen Staatsſtellen. Endlich 
mußte der Natural- mit dem Geldhaushalte ausgeglichen werden. 
Bereits ſehr ſchnell begann nun der Bolſchewismus durch die 
Sozialiſierung von Produktion und Verteilung tatſächlich einen 
Naturalhaushalt zu führen. Doch vernachläſſigte man, wie wir 
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wiſſen, bis zum Juni und Juli in biefer Hinſicht ganz den Waren⸗ 
tauſch mit den nichtſozialiſierten Bauern. Und dazu kam bis 
zum Ende der Räteherrſchaft auch noch in andrer Hinſicht eine 


ſehr geringe Durcharbeitung der Aufgaben des Naturalhaushalts. 
Schon die ſtatiſtiſche Erfaſſung lag bis zuletzt ſehr im argen. Ferner 
wurden nichtgeldmäßige Güteranweiſungen noch kaum geſchaffen und 


die Beziehungen zwiſchen Güterwert und Arbeitsſtunde nicht bearbeitet. 
Nur die Abrechnung der den Staatsſtellen gelieferten Güter, aus⸗ 


gedrückt in einer Rechnungseinheit, der Krone, funktionierte. Auch an 
der Kontrolle der rationellen Verwendung der gelieferten Güter 
wurde von Anfang an gearbeitet. Doch wurde hier jeder Erfolg 
pſogleich durchkrepzt durch die Geltendmachung des politiſchen Intereſſes, 


das die Belieferung einzelner Fabriken lediglich unter dem Geſichts— 
punkte der politiſchen Bedeutung ihrer Arbeiter verlangte. So war 
die ganze Verwaltung des Naturalhaushalts bis zuletzt ſehr primitiv, 
ja teilweiſe korrupt. Durchaus paſſtv aber war ſeine Bilanz. Ver⸗ 


hältnismäßig gering waren die Naturaleinnahmen aus den tatſächlich 
erfaßten landwirtſchaftlichen Produkten. Ganz klein aber waren, 
abgeſehen von vorgefundenen Beſtänden, die Einnahmen aus dem 
Gewerbe. Demgegenüber aber ſtanden hohe Naturalausgaben— 
erforderniſſe durch dig Anſprüche der Roten Armee und der Roten 
Wade ſowie der gewaltig durch Flüchtlinge und Arbeitsſcheue an⸗ 
gewachſenen Budapeſter Bevölkerung. So zehrte man in hohem 


Maße von nicht mehr reproduzierbaren Gütern. Und es drohte der 


Tag, an dem der ganze Naturalhaushalt in einer ſchweren Kriſe zu— 
fammenbrechen mußte. Auch die Bolſchewiſten ſelbſt waren ſich darüber 
vollſtändig im klaren. Sie ſahen dagegen, als die Hebung der 
Arbeitsdiſziplin trotz aller Verſuche ſich als eine Syſiphusarbeit er⸗ 
wies, nur ein Mittel: die ſchleunige Herbeiführung der Weltrevolution. 


Für deren Propagierung aber brauchten ſie große Geldmittel. Und 
ebenſo benötigten ſie dieſe infolge des Mangels an gewerblichen 


Artikeln und noch dazu des langen Hinausſchiebens der Warentauſch— 


aktion mit den Bauern für die Naturalbeſchaffung der landwirtſchaft— 
lichen Produkte. So traten die Verhältniſſe des Naturalhaushaltes 
von vornherein in enge Beziehung mit dem San an den 


fie beſondere Anſprüche ſtellten. 


Auch dieſer Geldhaushalt aber zeigte ein ſehr bedenkliches Aus⸗ 
ſehen. Die Einnahmen waren ſehr geringe. Die Steuern waren 
ſortgefallen. Alle ſtaatlichen Betriebe arbeiteten wegen der ſtets über 
die Preiserhöhungen aus politiſchen Gründen hinaus geſteigerten Löhne 
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mit großen Verluſten. Dazu theſaurierte das Publikum einen Teil 
des als Lohn erhaltenen Geldes, weil es dafür doch nichts kaufen 
konnte. Oder es verſchaffte ſich dafür zu hohem Kurſe altes blaues 
Geld, das nun für Lebensmittel an die Bauern verſchwand. So 
ſtrömte nur ein Teil des ausgegebenen Geldes an die Staatskaſſen 
wieder zurück. Dieſen geringen Einnahmen aber ſtanden gegenüber 
gewaltige Ausgaben. Sie umfaßten die hohen Löhne, die Zahlungen 
für den Beginn der Durchführung des großen R 
für den Lebensmittelkauf bei den Bauern, die Propaganda im In⸗ 
und beſonders auch im Auslande, für Kriegsmaterial und für die 
Abfindung der Ausländer. Die ſpeziell den letzteren Ausgaben gegen⸗ 
überſtehenden Forderungen an das Ausland waren verhältnismäßig 
geringe. So überſtiegen die Ausgaben weit die Einnghmen. Nur 
durch den fortwährenden Neudruck von durch eine gleichzeitig ab⸗ 
nehmende Gütermenge gedeckten Noten konnte die Regierung ſich helfen. 
So mußte auch der Geldhaushalt eines Tages zur Kataſtrophe führen. 

Die Bolſchewiſten ſelbſt tröſteten ſich damit, daß ja das Geld 
tatſächlich im bolſchewiſtiſchen Gemeinweſen gar keine Rolle ſpiele, 
ſondern alles auf die Produktion ankomme. Sie vergaßen aber hier⸗ 
bei, daß, ſolange überhaupt noch Geld beſtand, auch im bolſchewiſtiſchen 
Staate eine Inflation verderblich wirken mußte. Sie überſahen ferner, 
daß viele Ausgaben an ein noch kapitaliſtiſches Ausland zu leiſten 
waren. Sodann war zu beachten, daß durch das Verſagen des Geld⸗ 
haushaltes, ſolange man noch privatwirtſchaftlich arbeitende Bauern 
in Geld bezahlen mußte, auch die Einnahmen an Naturalien ſich 
mindern mußten. Und endlich hätte man ſich darüber klar ſein müſſen, 
daß ſich in der Unterbilanz des Geldhaushaltes auch eine Un⸗ 
rentabilität der Staatsbetriebe ausdrückte, die ſich in anderer Art 
auch im Naturalhaushalte zeigen mußte. Es war ja ein ſchwerer 
Fehler, der Frage der Rentabilität in der bolſchewiſtiſchen Natural⸗ 
wirtſchaft die Bedeutung abſprechen zu wollen. Sie zeigte ſich hier 
zwar nicht in Geldverluſten eines einzelnen Privaten, dagegen in 
Bedürfnisbefriedigungsverluſten der Geſamtheit. 

Dieſen traurigen Finanzverhältniſſen entſprechend war auch die 
Geſtaltung des organiſatoriſchen Aufbaus der finanzwirtſchaftlichen 
Amter. Hier herrſchte geradezu ein Chaos. Den ſinngemäßen Kern 
der bolſchewiſtiſchen Finanzämter, das bereits auf einer früheren 
Organiſation fußende ſpätere Reviſionsamt, hatte man am 25. März 
der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank untergeordnet, deren Befugniſſe 
man zugleich ſtark beſchränkte. 5 wurde lediglich Ausgabeſtelle 5 
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Banknoten ohne irgendwelche Ingerenz auf dieſe. Sie war völlig 
machtlos gegenüber der ſtaatlichen Zentralverrechnungskaſſe und daher 
ganz unnötig. Neben ihr ſtand nun das Finanzkommiſſariat. Ziemlich 
früh ſah man freilich ein, daß die Reviſionszentrale doch nicht der 
unnötigen Bank untergeordnet bleiben dürfe. Aber jetzt ſetzte man 
ſie nicht als Spitze über das Finanzkommiſſariat, ſondern ſchuf, wie 
wir wiſſen, ein ſelbſtändiges Reſſort. Das Finanzkommiſſariat aber 

war faſt bis zuletzt mit „ überlaſtet, deren Bearbeitung 
als abgeſonderte Fragen lediglich im Finanzminiſterium der kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaft mit ihren einzelnen Staatsmonopolen Sinn 
gehabt hatte. So unterſtand zum Beiſpiel dem Finanzkommiſſariate 
noch immer die techniſche Reglung des Tabakverkehrs. Dagegen 
wurden die sentfprechenden. Fragen anderer Güter den beiden Ver⸗ 
teilungsämtern zugewieſen. Überhaupt war beſonders dieſen gegen⸗ 


über die Abgrenzung des Finanzkommiſſariates höchſt fehlerhaft, da 


ſie gerade grundlegende Fragen des Naturalhaushaltes für ſich zu 
entſcheiden hatten, ſtatt nur die techniſchen Arbeiten zu leiſten. Die 
Bolſchewiſten übernahmen die Abgrenzung, die in der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft folgerichtig zwiſchen Finanzminiſterium und Kriegs- 
verteilungszentralen beſtanden hatte. Sie ſahen nicht, daß ihr eignes 
Programm ihrer Wirtſchaft als geradezu ſelbſtverſtändlichen Kern eine 
andere Abgrenzung geben mußte. Nehmen wir hinzu, daß finanzielle 
Aufgaben auch noch an ganz anderer Stelle, ſo in der Sozialiſierungs— 
kommiſſion, bewältigt wurden, ſo erhalten wir ein Bild des hier 
trotz der ſchließlichen Zuſammenfaſſung durch den Volkswirtſchaftlichen 
Rat herrſchenden Wirrwarrs. Im einzelnen iſt dieſer wohl zum Teil 
nur aus beſonderen Perſonenfragen zu erklären, beſonders hinſichtlich 
des unfähigen Bankgouverneurs und Finanzkommiſſars Lengyel, 
eines früheren Handelsſchullehrers. Eine Betrachtung dieſes Wirr⸗ 
warrs iſt aber beſonders wichtig deshalb, weil gerade im kommuniſtiſch 
- orientierten Staate an dieſer Stelle der eigentliche Angelpunkt der 
ganzen wirtſchaftlichen Organiſation ſich befinden mußte. 

In dieſem Bilde der bolſchewiſtiſchen Finanzwirtſchaft ſehen wir 
den ganzen Mißerfolg der bolſchewiſtiſchen Wirtſchaft überhaupt zu- 
ſammengefaßt. Aber wir können daraus noch mehr erkennen. Das 
Ziel des Bolſchewismus iſt kein reines Wirtſchaftsziel, ſondern ein 
Kulturziel. Für feine Erreichung aber war die Vorausſetzung eine 


geregelte Finanzwirtſchaft. Groß und in vieler Hinſicht ſehr ſchön 


und erſtrebenswert war das Kulturprogramm auch der ungariſchen 
Bolſchewiſten. Aber abgeſehen noch von ganz anderen Fragen war 
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es nichts als eine Fata Morgana beim Beſtehen einer ſolchen 11 | 
wirtſchaft. Den gewaltigen Zuſchlag zu den ſozialen Selbſtkoſten der 


Güter, der aus dieſem Kulturprogramm folgen mußte, und den die 
Bolſchewiſten ſo gern in Kauf nehmen wollten, konnte dieſe Finanz⸗ 
wirtſchaft tatſächlich nicht ertragen. Damit aber brach der eigent⸗ 
liche innere Zweck des ungariſchen eee in ſich ſelbſt 
zuſammen. ; 


b. Aberblic und Kritit 


Faſſen wir noch einmal zuſammen, ſo erblicken wir ein raſches 


Vorgehen der Bolſchewiſten gegen das Privateigentum. Manche Er⸗ 
folge waren hier zu verzeichnen. Aber die Sozialifierung ſcheiterte 
vorläufig gegenüber den Kleinbauern. Und durch die Forderungen der 
menſchlichen Pſyche wurden die Bolſchewiſten allgemein zu einem 
Zurückſtecken ihrer Ziele hinſichtlich der Bildung von Arbeitsvermögen 
gezwungen. Sie lernten, langſam vorgehen zu müſſen. Wo ſie dies 
aber nicht lernen, wie hinſichtlich der Sperrung der Bankguthaben, 
da war Not die Folge. In der Landwirtſchaft ferner gelang es nicht, 
die Produktion zu heben. Doch war dies zum Teil nicht die Schuld 
der Bolſchewiſten, und für das folgende Jahr hätten ſich die Aus⸗ 
ſichten günſtiger geſtaltet. Verzweifelt dagegen lagen die Verhältniſſe 
im Bergbau und in der vollkommen ſozialiſierten Großinduſtrie. 
Hier ſank die Arbeitsdiſziplin noch weiter. Hier herrſchten Arbeiter, 


die nur noch Rechte, aber keinerlei Pflichten mehr kannten. Alle 


Maßnahmen der Regierung dagegen waren vergebens. Selbſt der 


Verzicht auf eine kommuniſtiſche Programmſorderung, den Stunden⸗ 
lohn, konnte nichts Entſcheidendes erreichen. So war trotz der Ein- 
ſtellung der ganzen Induſtrie auf die Erzeugung primärer Güter die 
Produktion eine minimale. Und ſie war dies um ſo mehr, als die 
Blockade und das Verſagen ‚des bolſchewiſtiſchen Bergbaus einen 
ſtändigen Rohſtoff- und Kohlenmangel herbeiführten. Neben dieſen 
traurigen Erfahrungen der Bolſchewiſten in der Großinduſtrie ſtand 
ſodann die weitere der Unſozialiſierbarkeit des meiſten Kleingewerbes. 
Beſſer lagen die Dinge für die Bolſchewiſten im Verkehrsweſen. 
Hier ſchufen ſie eine im allgemeinen rationell arbeitende Zentrali⸗ 


ſation ſämtlicher Warentransportmittel und wußten auch die Klippen 


ſchwieriger internationaler Fragen vorläufig geſchickt zu umſchiffen. 
Auch im Nachrichtenverkehr waren ihnen, obwohl ſie einen Teil des⸗ 


ſelben in hohem Grade lähmten, nach anfänglichen Fehlgriffen manche 


Erfolge beſchert. Aber die Leiſtungen im Verkehr konnten die Tat⸗ 


ö 
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ſache ſelbſt nicht wettmachen, daß die Produktion unzureichend war. 
Und fie konnten ebenſowenig nach der anderen Seite hin die Fehl: 
tritte in der Güterverteilnng ausgleichen. Dieſer gelang es bei 
weitem nicht, ſelbſt die wenigen vorhandenen und neu produzierten 
Güter zu erfaſſen. Was aber geſammelt wurde, das wurde unbequem 
und ungerecht unter falſcher Einſchätzung des Wertes der Arbeit 
verteilt. Ebenſo ungerecht war die Ausgabe der Güteranweiſungen, 
deren Form und Menge außerdem völlig verfehlt war und dem kom 
muniſtiſchen Programm geradezu ins Geſicht ſchlug. Not und eine 
wachſende Erbitterung faſt aller Menſchen und eine Erziehung zur Arbeits— 
unluſt im weiteſten Maße waren die Folgen der bolſchewiſtiſchen Güter⸗ 
verteilung. Materiell und pſychiſch legte gerade fie einen ſchweren 
Alpdruck über die Mehrzahl der Menſchen. So ergaben die Einzel- 
teile der Wirtſchaft ein Bild unbefriedigendſter Art. Und ihm ent⸗ 
ſprechend war auch der zentrale Zuſammenhalt der Einzelteile. Trotz 
äußerlich zuletzt günſtiger Organiſationsform herrſchte in den wirt⸗ 
ſchaftlichen Amtern Sabotage und Korruption. Und gänzlich un- 
haltbar war die Finanzwirtſchaft. Als notwendige Folge der Pro⸗ 
duktions⸗ und Verteilungsverhältniſſe wies ſie eine ſtark paſſive Bilanz 
im Natural⸗ wie im Geldhaushalte auf. Sie wirtſchaftete im höchſten 
Maße mit irreproduziblen Gütern oder mit der Notenpreſſe. Und 
dazu war ſie organiſatoriſch noch ſo verworren bearbeitet, daß es 
nicht einmal möglich war, wenigſtens das zu leiſten, was auf Grund 
der allgemeinen Wirtſchaftsverhältniſſe noch möglich geweſen wäre. 
So hat die Räteregierung in Ungarn eine Wirtſchaft gezeitigt, 
die an ihrer eigenen inneren Unmöglichkeit zugrunde gehen mußte. 
Dieſe Wirtſchaft hat die ungariſchen Spezialaufgaben, die am 
21. März vor den Bolſchewiſten ſtanden, nicht zu löſen vermocht. 
Sie hat die Arbeitsdiſziplin noch gewaltig verringert, ſtatt ſie zu 
heben. Sie hat ferner nicht den genügenden Rückhalt für den Kampf 
gegen die Entente geboten. Sodann hat ſie die übernommenen Pro— 
bleme des Geldweſens nicht gelöſt oder beſeitigt, ſondern die Ver⸗ 
wirrung nur noch geſteigert. Und endlich hat ſie die infolge der 
Konzentration der Arbeiterſchaft auf Budapeſt notwendige Gewinnung 
der Landbevölkerung nur ſehr lückenhaft durchzuführen vermocht. 
Aber nicht nur an dieſen Spezialaufgaben iſt die bolſchewiſtiſche 
Wirtſchaft geſcheitert. Sie vermochte ebenſowenig die allgemein kom⸗ 
muniſtiſchen Aufgaben zu löſen. In Landwirtſchaft und Klein⸗ 
gewerbe gelang in entſcheidendem Maße die Sozialiſierung überhaupt 
nicht. Private Vermögensbildung mußte bis zu einer gewiſſen Grenze 
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geradezu unterſtützt werden. In der Verteilung wurde nicht Bargeld⸗ 
loſigkeit, ſondern ein noch gewaltig geſteigerter Geldumlauf erreicht. 
Und vor allem, die Güter der Geſellſchaft kamen nur einer kleinen 


Klaſſe von Menſchen in größerem Maße zugute, bei weitem nicht 


einmal allen phyſiſchen Arbeitern. Die Arbeit der weitaus meiſten 
Menſchen in dieſer ganzen Wirtſchaft aber war nicht getragen von 


kommuniſtiſchen Gedankengängen, ſondern von kraſſeſtem Egoismus 


und Gewinnſtreben, vom Wunſch nach Bereicherung auf Koſten aller. 


Eine außerordentliche Korruption zermorſchte alle Glieder des wirt⸗ 


ſchaftlichen Apparates. Wie ein Hohn auf ein ideales kommuniſti⸗ 


ſches Programm nahm die Wirtſchaftsgebarung der ungariſchen 


Bolſchewiſten ſich aus. Was hier in Ungarn erwuchs, war kein 


Kommunismus. Das gaben die bolſchewiſtiſchen e ſchließlich 


auch ſelber unumwunden zu. 


Allerdings waren die Bolſchewiſten der Anſicht, daß ſie fi doch 


auf dem Wege zu einem ſpäteren wirklichen Kommunismus befänden. 
Warum aber wurde dieſer vorläufig nicht erreicht? Bei der Be⸗ 
antwortung dieſer Frage können wir ganz abſehen von den oben 
geſchilderten Schwierigkeiten, die gerade unter den konkreten Ver⸗ 
hältniſſen Ungarns der Ausbau eines wahren Kommunismus zu 
überwinden hatte. Denn bereits zwei allgemeine Gründe beſtanden, 


zufolge deren der Kommunismus ſich mindeſtens zunächſt nicht bilden 
konnte. Der eine lag in der Tatſache, daß in Ungarn das Prinzip 
gerade der Proletarierdiktatur durchgeführt wurde. Der andere war 


gegeben in den unumgehbaren Geſetzen, nach denen ſich jeder Zu⸗ 
ſammenſtoß verſchiedener Wirtſchafts- und Kulturkörper vollzieht. 
Die Proletarierdiktatur widerſpricht ja in ihrem Prinzip ſchon 
einem idealen Kommunismus durch ihre Aufſtellung einer neuen 
Klaſſenherrſchaft. Sie widerſprach ihm jedoch in Ungarn noch viel 
weitgehender deshalb, weil ſie zu einer Diktatur gar nicht aller wirk⸗ 
lichen Proletarier, ſondern wiederum einiger weniger politiſch wich⸗ 
tiger kleiner Kreiſe werden mußte. Und ſie widerſprach einer baldigen 
Einführung wirklich kommuniſtiſcher Wirtſchaft auch deshalb, weil 
ihr Kampf gegen die Intelligenz der Bourgeoſie ſie von vornherein 
faſt aller vorgebildeten Kräfte beraubte, welche das kommuniſtiſche 
Wirtſchaftsprogramm wirklich ſachgemäß hätten durchführen können. 
So bildete ſie den Hauptgrund dafür, daß die Wirtſchaft der Bol⸗ 
ſchewiſten in ſo vielen Fällen einfach an der Unkenntnis ihrer Leiter 
Schiffbruch litt. Aber auch wenn die Proletarierdiktatur nicht ein⸗ 
geſetzt worden wäre, ſo hätte zwar manches raſch dem kommuniſtiſchen 
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Kommunismus jedoch hätte trotzdem in der zur Verfügung ſtehenden 
Zeit nicht durchgeführt werden können. Denn niemals läßt ſich ein 
Wirtſchaftszuſammenſtoß durch ſofortige Umwandlung einer Wirt⸗ 
ſchaftsform in die andere löſen. Als die ungariſchen Bolſchewiſten 
dies für möglich hielten, begingen fie denſelben Fehler, den zuvor 
häufig der europäiſche Kapitalismus beging, wenn er im Hand— | 
umdrehen den Orient wirtſchaftlich europäiſieren zu können meinte. 
Es wäre zu wünſchen geweſen, wenn gerade die Bolſchewiſten an 
dieſem bereits vorliegenden größten Beiſpiele eines Wirtſchafts⸗ 
zuſammenſtoßes die Eigengeſetze dieſer Erſcheinung eindringlich ſtudiert gi 
hätten. So aber leugneten fie zunächſt überhaupt, daß ein derartiges . 
Problem auch für die Einführung des Kommunismus beftehe?. Und 
darum mußten ſie, wie wir geſehen haben, ſich Schritt vor Schritt 
ſelbſt überzeugen, daß ihre Pläne zunächſt nicht durchführbar ſeien, 
daß man langſam überleitend an die vorgefundenen Erscheinungen 
anzuknüpfen und oft geradezu dem kommuniſtiſchen Programm wider⸗ 
ſprechende Maßnahmen durchzuführen hatte. Zu ihrem eigenen Schaden 
nur durch die Fehlſchläge ihres Beginnens wurden ſie von der 
Übermacht der Ereigniſſe ſelbſt dazu gezwungen, Rückſicht zu nehmen 
auf die nicht ſofort umſtellbare menſchliche Pſyche und zum mindeſten 
auf die Tatſache, daß manche Maßregeln rein techniſch genommen 
Zeit gebrauchten, um daß alsdann erſt weitere Maßnahmen folge 
konnten. ! 
So konnte tatſächlich in Ungarn im Jahre 1919 noch gar kein 
idealer Kommunismus zuſtande kommen. Aber ſelbſt unter günſtigeren 
äußeren Bedingungen wäre es ein Irrtum der Bolſchewiſten geweſen, 
zu glauben, daß ſie ſich wenigſtens auf dem Anfange eines Weges 
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1 Sie behandelten die Frage ganz einſeitig vom techniſchen Standpunkte 
wie den Umbau eines Hauſes. Vgl. zum Beiſpiel Heveſi in der erwähnten 
Broſchüre: Die techniſche und wirtſchaftliche Notwendigkeit der kommuniſtiſchen 
Weltrevolution, S. 13 ff. Heveſi vertrat in beſonderem Maße die Möglichkeit 

ſofortiger Kommuniſierung der Wirtſchaft. Er faßt in ſeiner Schrift, S. 15, 
ſeine Ausführungen über das Problem der Reife der Produktion zur Kommu⸗ 
niſierung in den Worten zuſammen: „Alſo davon zu ſprechen und es als 
Problem aufzuſtellen, vb die Produktion zum Übergang zur kommuniſtiſchen 
(kollektiven) Produktionsart reif iſt, ob fie reif genug iſt, um unter den gegebenen 
techniſchen Möglichkeiten möglichſt produktiv zu fein — iſt ein unreifes und 
ſinnloſes Gerede.“ So richtig dieſer Satz an ſich ſein mochte, ſo lag eben der 
Fehler darin, daß Heveſi und mit ihm viele andere lediglich die techniſche Seite 
beachteten und die pſychiſche Frage der Eignung der Menſchen völlig außer acht 
ließen. Das Wirtſchaftselement Arbeit Baer! in ihrer Rechnung nie nuren 
abſtrakten materiellen Wert. 
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zu ihm befunden hätte. Zwar wäre vielleicht die Überleitung im 
Hinblick lediglich auf die Geſetze des Wirtſchaftszuſammenſtoßes 

möglich geweſen, wenn ſie auch Jahrzehnte beanſprucht haben würde. 
Vielleicht war wirklich auch die menſchliche Pſyche in langen Zeit⸗ 
räumen ſo weit umſtellbar, obwohl die Vorbedingungen in jedem 
Falle in Ungarn und vor allem in Budapeſt beſonders ungünſtige 
waren. Näheres über die Ausſichten ſolcher Entwicklung läßt ſich 
freilich nicht ausſagen, da wir noch nirgends auf der Erde ein ent⸗ 
ſprechendes Beiſpiel für ſie beſitzen. Aber auch wenn dieſe Möglich⸗ 
keit theoretiſch beſtanden hätte und durch eine größere Gunſt der 
äußeren Verhältniſſe, etwa den Ausbruch der Weltrevolution, die 
Kataſtrophe aufgehalten worden wäre, ſo wurde doch praktiſch die 
Entwicklung eines wirklichen Kommunismus unter den ſpezifiſch 
ungariſchen Menſchen wiederum verhindert durch das Beſtehen der 
Form der Proletarierdiktatur. Aus dieſer konnte ſich hier überhaupt 


nie ein Kommunismus entwickeln. Denn die Proletarierdiktatur 


machte die gerade ungariſchen aus Bildung und Pſyche erwachſenden 

Hemmungen durch die Ausſchaltung der Intelligenz, welche davon 
am wenigſten aufwies, erſt richtig dominierend. Aber ganz abgeſehen 
hiervon: ſie brachte eine Ungerechtigkeit gegen die größte Mehrzahl 
der Menſchen, eine vielfach grundſätzlich falſche Bewertung der Ar⸗ 
beit und notwendig auch eine ungeheure Senkung des Kulturniveaus 
mit ſich. Sie konnte bei ihrer in Ungarn bewieſenen Beeinfluſſung 
der Arbeitsleiſtung rein wirtſchaftlich auch in friedlichen Verhältniſſen 
nicht ſo lange beſtehen, bis auf dem Erziehungswege die Menſchen 
wieder arbeitſam gemacht oder gar wirklichen kommuniſtiſchen Ideen 
zugänglich geworden wären. Und außerdem vernichtete ſie durch 


ihren Kampf gegen die Bourgeoſie die vorhandene Bildung in einer 
ſolchen Weiſe, daß ſelbſt, wenn ihre Wirtſchaft, was tatſächlich wohl 
unmöglich war, die Durchführung ihres Kulturprogrammes zunächſt 


geſichert hätte, dennoch die Bildung ſich nicht mehr genügend hätte 
heben können. Es hätten einfach die Träger der letzteren als Lehrer 
gefehlt. Und eine ſehr tief ſtehende Arbeiterſchaft, deren Niveau, 
wie die Erfahrung lehrte, noch dazu durch die unterſte ihrer Schichten 
beſtimmt wurde, wäre an der Aufgabe geſcheitert, die in Jahrhunderten 
erworbene Bildung eines Volkes neu zu ſchaffen. Deren Beſitz war 
aber das mindeſte, das erforderlich war, um nicht bloß kulturell, 
ſondern auch wirtſchaftlich jemals in einen wirklichen Kommunismus 
überleiten zu können. 6 

Nun wird man vielleicht eines einwenden wollen: Die Aufgabe 
des Kommunismus als eines Kultur- nicht als eines reinen Wirt⸗ 
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ſchaftsprogrammes iſt es vielleicht gar nicht, jo viel zu produzieren 
als es bisher im Privatkapitalismus geſchah. Die Menſchen ſollen 
gerade mehr Muße erhalten und dabei eben insgeſamt beſcheidener 
leben. Hierauf iſt zu antworten, daß es gewiß ein Fehler iſt, wenn 
man die Leiſtungen eines Bolſchewismus lediglich unter dem Geſichts— 
punkte der höchſtmöglichen Produktivität betrachten wollte, da dieſe 
gar nicht feinem eignen, ſondern dem kapitaliſtiſchen Werturteile an- 
gehört. Aber ſtets muß doch diejenige Produktivität vorhanden ſein, 
die zur wenn auch beſcheidenen Selbſtverſorgung der bolſchewiſtiſchen 
Geſellſchaft ausreicht. Nun ging freilich ein Teil der Aufgaben, die 


den Bolſchewiſten in Ungarn durch das Verhältnis zur Entente ge— 


ſtellt waren, hierüber hinaus. Das bedeutete ſicherlich für die Durch- 
führung eines kommuniſtiſchen Programmes eine Erſchwerung, weil 


ſo durch das Eintreten eigentlich kapitaliſtiſcher Erforderniſſe eine 


Verwirrung erfolgte. Aber die Ergebniſſe der bolſchewiſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaft würden, auch wenn dieſe Schwierigkeit nicht beſtanden hätte, 
unzureichend geweſen ſein. Sie wären, wie ſich aus der tatſächlichen 
Wirkung der Proletarierdiktatur auf die menſchliche Arbeit in Ungarn 


ergibt, dort unzureichend geweſen auch für eine beſcheidene Selbſt⸗ 


verſorgung im Frieden. Und darum wäre die Proletarierdiktatur 
ſchon rein wirtſchaftlich in Ungarn vorausſichtlich ſtets gefallen, ehe 
von einer Überleitung in den Kommunismus die Rede ſein konnte. 

So ſehen wir, daß tatſächlich die Wirtſchaftsgebarung der 
Bolſchewiſten in Ungarn einerſeits den Privatkapitalismus zer— 
ſtörte, andererſeits weder einen Kommunismus herbeiführte noch ihn 


in dieſem Lande überhaupt in ſriedlicherer Zukunft hätte herbeiführen 


können. Wir können jedoch bemerken, daß es nicht allein die Wir: 


kungen der ſpezifiſch ungariſchen Verhältniſſe waren, welche dieſes 
Reſultat zeitigten. Sie trugen mit die Schuld. Vieles jedoch wäre 
ſicher auch an anderer Stelle ohne dieſe ungünſtigen Bedingungen 
in wenn auch vielleicht weniger ſcharfer Form zutage getreten. Die 


Erklärung hierfür muß im Weſen der Proletarierdiktatur als ſolcher 


liegen. So können wir aus der Betrachtung des ungariſchen Bol⸗ 
ſchewismus manche Schlüſſe auch dafür ziehen, daß der Bolſchewis— 
mus wohl überhaupt nicht, zum mindeſten nicht unter den heutigen 
Menſchen, den Weg zum Kommunismus darſtellt. Wenigſtens gilt 
das nach dem Geſagten vom wirtſchaftlichen Standpunkte aus. Nicht 


weniger ſcharf aber würde ſich das gleiche ergeben bei einer Unter⸗ 
ſuchung unter kulturellen R die N in den Rahmen 


dieſer n gehört. 
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De Revolution hat einer Menge von Wörtern, die früher nicht 
unbekannt waren, aber ſeltener gebraucht wurden, mit einem 
Male einen ſehr ſtarken Gebrauch verſchafft. Dazu gehört auch das 
Wort Soziologie. In der wiſſenſchaftlichen und noch mehr in einer 
gewiſſen pſeudowiſſenſchaftlichen Literatur konnte man wohl eingehende 
Erörterungen über die Wiſſenſchaft der Soziologie finden. Darüber 
hinaus aber wurde kaum über ſie geſprochen. Anders wurde es 
mit der Revolution. Eine der erſten Taten des ſozialdemokratiſchen 
Abg. Ad. Hoffmann, den die Revolution zum preußiſchen Kultus⸗ 
miniſter beförderte, war die Erklärung, es müßten an den Uni⸗ 
verſitäten Profeſſuren für Soziologie geſchaffen, Profeſſoren der 
Soziologie angeſtellt werden. Man wird ihm nicht unrecht tun, 
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wenn man annimmt, daß er mit dem Wort keine klare Vorſtellung | 
verband. Es gefiel ihm wohl, weil es an „ſozial“ und „ſozialiſtiſch“ 
anklingt. Daß ihn bei feinen Forderungen weſentlich politiſche 
Motive leiteten, darf man daraus ſchließen, daß er gleichzeitig die 
Beförderung von Perſonen ſozialiſtiſchen Bekenntniſſes zu Profeſſoren 
verlangte. Indem er die Schaffung von Profeſſuren für Soziologie 
dekretierte, entſchied er mit einem Federſtrich eine Streitfrage, die 
die Wiſſenſchaft noch keineswegs entſchieden hatte, die Frage nämlich, 
ob Soziologie als eine beſondere Wiſſenſchaft anerkannt werden. 
dürfe, die eine beſondere Vertretung an den Univerſitäten haben 

müſſe. Zugleich verſchaffte er damit dem Wort Soziologie eine 
| weitere Verbreitung, als es fie früher gehabt hatte. 

Der Nachfolger von Ad. Hoffmann, Häniſch, hat die Forderung. 
von ſoziologiſchen Univerſitätsprofeſſuren aufrecht gehalten. Und. 
der frühere Referent für die Univerſitäten im preußiſchen Kultus⸗ 
miniſterium, der jetzige Unterſtaatsſekretär K. H. Becker, hat einen 
Kommentar zu den Gedanken der Miniſter zunächſt in Aufſätzen der 
| „Deutſchen Allgemeinen Zeitung“, dann, dieſe zuſammenfaſſend, in 
einem Buch „Gedanken zur Hochſchulreform“ (Leipzig, Verlag von. 
Oiuelle & Meyer) veröffentlicht, in dem im Zuſammenhang mit beweg⸗ 
lichen Klagen über den betrübenden Stand des deutſchen Univerſitäts⸗ 
unterrichts die ſoziologiſche Profeſſur als Mittel für die Beſſerung. 
dieſer traurigen Zuſtände, die überdies als Quelle einer allgemeinen 
deutſchen Rückſtändigkeit geſchildert werden, ſogar als vornehmites _ 
. Mittel empfohlen wird. Wenn man hiernach berechtigt iſt, das. 

Hervorragendſte hinter dem Programm der ſoziologiſchen Profeſſur 
zu erwarten, ſo berührt es freilich eigentümlich, daß Becker eine 
kaum klarere Vorſtellung von dem Begriff Soziologie beſitzt als. 
Ad. Hoffmann. Er teilt zwar offenſichtlich nicht gerade deſſen ſpe⸗ 
zielle Anſicht; indeſſen vag iſt auch fein Begriff. Vielleicht aber hat: 5 
ſich eben deshalb feine Hoffnung auf die Wirkung der Soziologte 
jo außerordentlich geſteigert. Legen wir jedoch, bevor wir Beckers 
Begriff zergliedern, zuvor die allgemeinen Schwierigkeiten dar, mit: 
denen die jetzt ſo ſtürmiſch geforderte Vertretung der Wiſſenſchaft 
der Soziologie an den Univerſitäten zu rechnen hat. | 

In der Wiſſenſchaft wird die Soziologie als die Lehre von den 
Gemeinſchaftsbeziehungen der Menſchen definiert. In Anbetracht 
des unermeßlichen Gebiets, das damit für ſie in Anſpruch genommen 
wird, hat man freilich, ſeitdem man mit größerem Ernſt die Streit⸗ 
fragen e hat, eine Einſchränkung für unvermeidlich gehalten, 
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nämlich die Beſchränkung auf die Lehre von den Formen der 
Gemeinſchaftsbeziehungen (ſo G. Simmel). Allein man kann auch 
bei dieſer Definition ſchwere Bedenken nicht unterdrücken, ob nicht 
ſelbſt damit ein viel zu weites Gebiet umſchrieben iſt. Die Formen 
der Gemeinſchaftsbeziehungen laſſen ſich ja nur e von den 
Gemeinſchaftsbeziehungen überhaupt trennen. 

Niemand, der ſich etwas in der Geſchichte der Wiſsenſchaften 
umgeſehen hat, wird beſtreiten, daß die Gemeinſchaftsbeziehungen 
der Menſchen von Wiſſenſchaften in ſtärkſter Zahl beobachtet und 
unterſucht worden ſind, und daß die Aufmerkſamkeit ſich auf ſie 
ſchon ſeit ſehr langer Zeit hingelenkt hat. Es nimmt wunder, daß 


ein ſo gelehrter Forſcher wie G. Simmel in ſeiner 1908 erſchienenen | 


„Soziologie, Unterſuchungen über die Formen der Vergeſellſchaftung“, 
S. 3, die Miene annimmt, als ob die ſoziologiſche Betrachtung, die 
„Erklärung der hiſtoriſchen Erſcheinungen aus dem Wechſelwirken 
und dem Zuſammenwirken der Einzelnen“ etwas verhältnismäßig 
Neues ſei. Er ſetzt die heute in der Wiſſenſchaft übliche Betrachtung 
— an ſich mit Recht — in Gegenſatz zu dem Verfahren, die hiſto⸗ 
riſchen Tatſachen, alſo die Inhalte der Kultur, die Arten der Wirt⸗ 
ſchaft, die Normen der Sittlichkeit aus dem Einzelmenſchen, ſeinem 
Verſtand und ſeinen Intereſſen heraus zu erklären und, wo dies 
nicht gelingt, ſogleich zu metaphyſiſchen oder magiſchen Urſachen zu 
greifen, zum Beiſpiel die Sprache entweder ſchlechthin von genialen 
Individuen erfunden oder von Gott den Menſchen fertig gegeben 
ſein zu laſſen, die religiöſen Gebilde aus der Erfindung ſchlauer 
Prieſter oder aus ganz unmittelbar greifbarer Offenbarung herzu⸗ 
leiten. Dieſes von Simmel abgelehnte Verfahren iſt das Verfahren 
der Aufklärungszeit, des 18. Jahrhunderts. Damals war man ja 
in der Tat immer geneigt und bereit, die hiſtoriſchen Erſcheinungen 
nach Möglichkeit aus bewußten Handlungen einzelner, aus ihren 
Plänen und Liſten zu erklären. Aber wie die Aufklärung längſt, 
insbeſondere durch die romantiſche Bewegung, beiſeite geſchoben iſt, 
ſo hat man ja längſt insbeſondere auch jenes Verfahren der Er⸗ 
klärung hiſtoriſcher Erſcheinungen aufgegeben. Man darf ſogar er⸗ 
wähnen, daß vor der Aufklärung manche treffende Beobachtung über 
die Gemeinſchaftsbeziehungen der Menſchen gemacht worden iſt, die 
der heutige „Soziologe“ dankbar verwertet. Um nicht von den großen 


Geiſtern des Altertums und des Mittelalters zu ſprechen, fo ver 


zeichnet Simmel ſelbſt in ſeinem Werk (S. 153) eine feine Beob⸗ 
achtung von Hugo Grotius über menſchliche Gemeinſchaftsbeziehungen. 


— , l 
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Eiriannde von n Hobbes und eitbeseh aus der gleichen Zeit ließen | 
ſich anreihen. Die Aufklärung brachte dann, wie nicht zu leugnen 
iſt, eine große Einſeitigkeit in der Erklärung der hiſtoriſchen Er⸗ 
ſcheinungen. Allein der Eifer, mit dem ſie ſich ihr hingab, hat doch 
auch die Erkenntnis der menſchlichen Gemeinſchaftsbeziehungen ge⸗ 
fördert, und ich wüßte nicht, warum man den Verſuchen der Auf⸗ 
klärung die Bezeichnung der „ſoziologiſchen“ Erklärungen vorenthalten 
ſoll. Iſt es eine einſeitige Erklärung, jo iſt es immerhin ein ernſtes 
Bemühen. Im Laufe des 19. Jahrhunderts hat ſich gegenüber einer 
gar zu ſtarken Betonung der unbewußten Mächte in der Geſchichte 
der Hinweis auf das bewußte Handeln mehrfach als nicht unberech⸗ 
tigte Reaktion erwieſen. Man wird doch zum Beiſpiel die hier in 
Betracht kommenden Bemühungen R. von Iherings bei aller ihrer 
Einſeitigkeit nicht ſchlechthin verwerfen, mindeſtens als verhältnis⸗ 
mäßig berechtigte Reaktion werten. Im übrigen gehöre ich keines⸗ 
wegs zu den Lobrednern der Aufklärung, bekenne mich vielmehr zu 
denen, die die wahrhaft wiſſenſchaftliche Erklärung der hiſtoriſchen 
Tatſachen erſt von der romantiſchen Bewegung an datieren. Aber | 
von ihr an hätte Simmel ganz zweifelsfrei feine „ſoziologiſche“ 
Erklärung rechnen und nicht den Anſchein von einem e jugend- 


lichen Alter der „Soziologie“ erwecken ſollen. 


Die Romantik lehnte die einſeitige Herleitung der hiſtoriſchen 
Erſcheinungen aus bewußten Handlungen der einzelnen Menſchen ab, 
indem ſie auf unbewußte Kräfte, objektive Mächte als deren Quell 
hinwies. Es genügt, an die Theorie vom Volksgeiſt zu erinnern, 
als deſſen Ausprägung die Romantik das Recht, die Sprache, die 
Kunſt deutete, die ein Volk beſitzt. Es iſt heute in manchen Kreiſen 
üblich geworden, von der romantiſchen Theorie vom Volksgeiſt 
ſpöttiſch zu ſprechen. Tatſächlich bildet ſie die Grundlage für 
die geſamten hiſtoriſchen Erklärungen, die das 19. Jahrhundert, 
und zwar mit zweifelloſem Erfolg, unternommen hat, und gerade 
auch die viel gerühmte Soziologie ruht, ſoweit fie brauchbar 
iſt, auf ihr. Der Volksgeiſt wird nicht etwa ſo gefaßt, als ob 
es ſich nur um den Geiſt einer abgegrenzten Nation, gar nur 
eines ſtaatlich geeinten Volkes handelte, ſondern es kommen die 
Gemeinſchaften, in denen der Menſch überhaupt ſtehen kann, in 
Betracht. 

Wir leugnen natürlich nicht, daß die neue, die romantiſche Be⸗ 
wegung ſich zunächſt noch einiger Einſeitigkeiten ſchuldig gemacht hat. 
Wir deuteten dies ja ſchon an, als wir von einer verhältnismäßig 
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berechtigten Reaktion ſprachen, die ſich im Laufe des 19. Jahrhunderts 


dann und wann in der Erneuerung von Gedanken der Aufklärung 
bekundet habe. Wenn das ſtille Walten des Volksgeiſtes zu ſehr 
betont wurde und eine Abneigung gegen eine fortbildende Tätigkeit 


der Geſetzgebung ſich einſtellte, ſo waren das Einſeitigkeiten. Aber 


ſolche Einſeitigkeiten machen doch nicht das Weſen der romantiſchen 


Bewegung aus. Über die Entſtehung des Volksliedes, ob es dem 


Volk als Ganzem oder einem einzelnen zu verdanken ſei, iſt inner⸗ 
3 der echten romantiſchen Schule, zwiſchen Jakob Grimm und 

A. W. v. Schlegel, geſtritten worden, und wenn ein Teil der romantiſch 
gerichteten Juriſten von einer planmäßigen legislatoriſchen Tätigkeit 
nichts wiſſen wollte, ſo hat die große Gruppe der Germaniſten, die 
durchaus romantiſchen Urſprungs ſind, geradezu das Verdienſt, dem 


deutſchen Recht, der deutſchen Verfaſſung neue Ziele geſetzt zu haben. 


Die Germaniſtentage ſetzten ſich die Fortbildung der deutſchen Zu- 
ſtände zum Zweck. Aus der Zeit der Romantik ließen ſich viele Ur⸗ 


teile über die Stellung des einzelnen in ſeiner Gemeinſchaft an⸗ 


führen, die heute zweifellos Anerkennung finden. Ein die „ſoziologiſche“ 
Betrachtung empfehlender Autor! der Gegenwart ſtützte kürzlich ſeine 
Bemerkung, daß „die Urſachen, die die Entſcheidung des Staatmanns 
beſtimmen, in die Jahrhunderte rückwärts weiſen“, mit einigen 
Sätzen des Romantikers Adam Müller aus dem Jahre 1809: „Es 


waren nicht ſowohl die Anſichten der Kabinette, welche den Krieg be⸗ 


ſtimmten; es war niemals der Eigenſinn der Regierenden, wie ein 
weichlicher, verderbter Pöbel ſich die Sache denken mochte; es waren 
immer tiefer liegende, in der notwendigen, Konſtruktion des geſamten 
Staatenverhältniſſes liegende Gründe. Ein innerer, der gegenwärtigen 
Generation völlig unbewußter, aus dem Anſtoß früherer Generationen 


herrührender Drang nach lebendigem Wachstum war ... das eigent⸗ 


liche Mobil der Kriege.“ Derſelbe Autor zieht aus der Anſchauung, 
wie ſie hier Adam Müller vertritt, die Folgerung: „Die immer von 
neuem eingeleitete Unterſuchung nach den ‚Schuldigen‘, den „Ver⸗ 


antwortlichen‘ müßte alſo im Grunde nicht dieſen oder jenen Ein⸗ 


zelnen, ſondern die Geſamtheit der an dieſem ſäkularen Vorgang 
Beteiligten vor ihr Forum ziehen.“ Ich perſönlich würde die Sätze 


Müllers etwas beweglicher geſtalten, für den individuellen Faktor 


etwas mehr Spielraum reklamieren. Aber darüber kann ja gar kein 


Zweifel beſtehen, daß Müller der großen Wahrheit von der Beſtimm⸗ 


1 Th. Litt, Geſchichte und Leben (1918), S. 107. 
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heit des einzelnen durch allgemeine Mächte, von der r Beeinfluffung 
ſpäterer Jahrhunderte durch frühere, von der Direktion, die der ein⸗ 
zelnen Perſon und dem einzelnen konkreten Staat die Tradition gibt, 


einen prächtigen Ausdruck gegeben hat. Und man darf wohl ſagen, 


daß die heutigen Eintagsfliegen, die fanatiſch einen Staatsmann oder 
Feldherrn vor einen Staatsgerichtshof zur Aburteilung ſchleppen 
wollen wie jemand, der in einen Keller eingebrochen iſt, damit in 
die Gepflogenheiten der Geſchichtserklärung der Aufklärung zurück⸗ 
fallen und den Beweis liefern, daß ihnen die durch reiche geſchicht⸗ 
lichen Beobachtung geſättigte Anſchauung der Romantiker völlig 
fremd iſt. Vielleicht wird man einwenden, daß ja die moderne „ſo⸗ 


zZiologiſch“ gerichtete Rechtſprechung ihrerſeits durchaus die ſoziale 


Beſtimmtheit des einzelnen berückſichtigt, alſo auch die Beeinfluſſung 
des Staatsmanns durch die geſchichtliche Politik ſeines Staates be⸗ 
rückſichtigen würde. Das wäre aber kein begründeter Einwand gegen 
unſere Schätzung der Romantik, ſondern vielmehr ein Beweis für 
ihre Richtigkeit. Denn unſere Theſe iſt ja eben die, daß das Brauch⸗ 

bare, was die moderne „Soziologie“ enthält, aus der Romantik 
ſtammt; wobei wir die Bemerkung anknüpfen, daß die Jurisprudenz, 
die ſich heute techniſch die ſoziologiſche nennt, zum Teil auf einer 
Umbiegung romantiſcher Anſchauungen ins Naturaliſtiſche beruht. 

Diejenige Jurisprudenz, die ihre wiſſenſchaftliche Aufgabe erfüllt, 


wird die Beſtimmtheit des einzelnen durch die Gemeinſchafts⸗ 


beziehungen, in denen er ſteht, berückſichtigen, ohne dem Naturalismus 
zu verfallen. 

Im Zuſammenhang mit dem allgemeinen Fortſchritt der Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt ſeit den Tagen der Romantik die Erkenntnis der Gemein⸗ 


| ſchaftsbeziehungen, denen der Menſch angehört, erfolgreich gefördert 


worden; man baute auf der damals gelegten Grundlage weiter. 


Einen bedeutungsvollen Fortſchritt ſtellt namentlich die ſtärkere Be⸗ = 


rückſichtigung der wirtſchaftlichen Beziehungen dar. Obwohl ſie auch 
vorher nicht gefehlt hat — es ſei nur an Niebuhrs „Römiſche Ge⸗ 
ſchichte“ und K. Fr. Eichhorns „Deutſches Privatrecht“ erinnert —, 
ſo war doch eine Steigerung ebenſo möglich wie notwendig, und ſie 
trat in der Tat ein. Man begegnet noch heute oft der Meinung, 
daß eigentlich erſt der Marxismus die Abhängigkeit des Menſchen 
von den wirtſchaftlichen Kräften gelehrt, daß erſt das „kommuniſtiſche 


Mianifeſt“ von 1847 dafür eine Formel geprägt habe. In Wahr: 


hiit fand dieſes ſchon eine reiche wirtſchaftsgeſchichtliche Literatur, 
aich greifbare Anſchauungen über das Verhältnis des Menſchen zu 
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ſeinen wirtſchaftlichen Beziehungen vor!. Der Marxismus ſagt hier 
nicht etwas ganz Neues, ſondern übertreibt nur das, was vor ihm 
geſagt worden war, und bringt es auf eine für die praktiſche und 
politiſche Agitation erfolgreich verwertbare Formel. Das „kommuni⸗ 
ſtiſche Manifeſt“ ſteht durchaus innerhalb der allgemeinen wirtſchafts⸗ 
geſchichtlichen Literatur, und zwar zeigt es ſich abhängig gerade a 
von der romantiſchen Geſchichtsliteratur. 

Die wirtſchaftsgeſchichtlichen. Studien waren an verſchiedenen 


Stellen gepflegt worden, ſo von Vertretern der hiſtoriſchen Rechts⸗ 


ſchule, die ja eine der Gruppen der romantiſchen Geſchichtsforſchung 
iſt. Ein jüngerer Vertreter der hiſtoriſchen Rechtsſchule, Wilhelm 
Arnold, hat dann auch grundſätzlich das Verhältnis von Wirtſchaft 
und Recht unterſucht. Als Ableger der hiſtoriſchen Rechtsſchule iſt. 
die hiſtoriſche Schule der Nationalökonomie aufgekommen; zum Teil 
greift ſie auch direkt zu den alten Romantikern wie Ad. Müller zu⸗ 
rück. Die hiſtoriſche Schule der Nationalökonomie hat aus der Be⸗ 
obachtung der ſozialen Bewegung des 19. Jahrhunderts viel An⸗ 
regungen gewonnen. Aber ihre wiſſenſchaftliche Arbeit hat keineswegs 
in der ſozialiſtiſchen Literatur ihren N ſondern ſie geht eben 
auf jene Ahnen zurück. | | 

Mit der umfaſſenden Behandlung gie wirtſchaftlichen Beziehungen 
des Menſchen erhielt die Erforſchung ſeiner Gemeinſchaftsbeziehungen 
einen gewiſſen Abſchluß, zumal ungefähr gleichzeitig auch die ſchon 
lange beobachteten Beziehungen des Menſchen zur Erdoberfläche mit 
dem Ausbau der geographiſchen Wiſſenſchaft (K. Ritter!) gründlicher 
erforſcht und in der Anthropologie (Th. Waitz), dann in der Ethno⸗ 
graphie und Ethnologie weiter fruchtbare Felder angebaut wurden. 


Es war dadurch eine gewiſſe Vollſtändigkeit erreicht. Die wiſſenſchaft⸗ 


liche Bewegung kam freilich damit nicht zu einem Stillſtand. 
Am Anfang der ſechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts wurde 
von Lazarus und Steinthal die neue Wiſſenſchaft der Völkerpſychologie 


Ich habe den Beweis für die allgemeine Abhängigkeit des „kommuni⸗ 
ſtiſchen Manifeſts“ von der vorausgegangenen Literatur in meiner Abhandlung 
„Die deutſche wirtſchaftsgeſchichtliche Literatur und der Urſprung des Marxis⸗ 
mus“ (gedruckt als Anhang zu meiner „Deutſchen Geſchichtſchreibung von den 
Befreiungskriegen bis zu unſern Tagen“, Leipzig 1916) erbracht. Mein Nach⸗ 
weis hat keinen ernſthaften ee erfahren. Vgl. meinen Artikel „Romantik 
und realiſtiſche Geſchichtſchreibungb, Vierteljahrsſchrift f. Sozial⸗ u. Wirtſchafts⸗ 
geſchichte, Bd. 15, S. 82 ff. und die Rezenſion meines Buches von E. Heymann 
in der Savigny⸗ e Germ. Abt., Bd. 38 (1917), S. 437 ff. 
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gegründet. Obwohl dieſe Gründung vor die eigentliche Gründer⸗ 
periode fällt, ſo erinnert ſie doch etwas an deren Gründungen. Man 
kann ſich des Gefühls nicht erwehren, daß hier etwas angeblich ganz 
Neues gegründet werden ſollte, um einem angeblich ganz neuen Be⸗ 
dürfnis abzuhelfen, während der Gedanke der Völkerpſychologie doch 
ſchon mit dem romantiſchen Gedanken der Erfaſſung des Volksgeiſtes 
gegeben war. Lazarus und Steinthal verſtanden unter dem, was ſie 
gründen wollten, etwas Verſchiedenes. Lazarus war Popularphiloſoph 
und erging ſich in allgemeinen Kauſerien. Steinthal, der Sprach⸗ 
forſcher war, wollte die Sprachbildung erklären. Da er Fachmann 
war, ſind ſeine Bemühungen ſeinem Fach zuſtatten gekommen. Aber 
eine Epoche läßt ſich von der Lazarus⸗Steinthalſchen u nicht 
datieren. ‚ 

Mit weit mehr Anſprüchen war ſchon vorher di Soziologie des 
Poſitivismus in Frankreich begründet worden. Es genügt, um dieſe 
Bewegung zu charakteriſieren, die Namen Comte, Buckle und Spencer 


zu nennen. Eigenartig iſt ihr die Aufſtellung von Geſetzen, denen 


das geſchichtliche Leben, die Gemeinſchaftsbeziehungen der Menſchen 
unterworfen ſeien. Wenn die Formulierung von Geſetzen keineswegs 
bloß hier ſtattfand, wenn insbeſondere auch der Marxismus ein 
ſtarres Geſetz aufſtellte, ſo findet die Theorie von der geſetzmäßigen 
HBeſtimmtheit der menſchlichen Beziehungen doch ihre reichlichſte, 

bunteſte Verwirklichung in der Soziologie des Poſitivismus. Dieſe 
Poſitiviſten beanſpruchen, ſtrenge Empiriker zu ſein, wie ſie eben auch 
ihre Geſetze auf Grund angeblich rein empiriſcher Beobachtungen 
formulieren. In Wahrheit ſind ſie dem Schickſal des rohen Empi⸗ 
rismus, der ſich über ſich ſelbſt täuſcht, verfallen: ſie laſſen ſich von 
Dogmen, nicht von, unbefangenen Beobachtungen leiten. Comtes 
Stufentheorie ſpiegelt das Reſiduum der Aufklärung wieder, daß die 
Religion mit dem Fortſchritt der Menſchheit allmählich überflüſſig 
werde. Speneer, der wie dieſe Poſitiviſten überhaupt mit der ſtrengen 
Methode der Naturwiſſenſchaften zu operieren beanſprucht, ſein ge⸗ 
ſchichtliches Material aber aus dritter und vierter Hand bezieht, 
tritt mit ſeinen A Schriften als Apoftel des ee 
tums auf. 


Es beſtehen, wie en angebeutet, Heztehungen zwiſchen den | \ 


Anschauungen der Poſitiviſten und denen der Auflärung. Anderſeits 
läßt ſich dieſer Poſitivismus inſofern als ſchärfſter Gegenſatz gegen 
die Aufklärung auffaſſen, als er die Abhängigkeit des einzelnen von 
ſeiner Gemeinſchaft, von dem Gang der allgemeinen Entwicklung ſo 
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ſehr betont, daß die Bedeutung der Einzelperſonlichkeit ganz vet⸗ 
ſchwindet. Wo die romantiſche Auffaſſung einen Spielraum für die 
Betätigung des einzelnen ließ, wo ſie in der Beſtimmung des Ver⸗ 
hältniſſes des einzelnen zur Gemeinſchaft Zurückhaltung übte, da 
fährt der Poſitivismus mit rauher Hand hinein, löſcht die Einzel⸗ 
perſönlichkeit ganz aus und will nur die Herrſchaft grober Gewalten 
anerkennen. | 
In Frankreich und England konnte ſich der Poſitivismus mehr 
ausbreiten, weil dort ſich nicht eine ſo reiche wiſſenſchaftliche Literatur 
entwickelt hatte, wie Deutſchland ſie innerhalb der von der Romantik 
beeinflußten Wiſſenſchaften beſaß. In Deutſchland wurde er über⸗ 
wiegend und mit Entſchiedenheit abgelehnt; man hatte ihn wahrlich 
nicht nötig; man beſaß Beſſeres. Erſt ſpäter, hauptſächlich im Zu⸗ 
ſammenhang mit dem ſtärkeren Vordringen des in den allgemeinen 
Anſchauungen weſens verwandten Sozialismus, allerdings nicht bloß 
auf dieſem Wege, kam er auf deutſchem Boden zu größerer — jedoch 
nie irgendwie vorwiegender — Geltung. Wie wenig er dagegen in 
den erſten Zeiten bei uns goutiert wurde, dafür liefert die Aufnahme, 
die Buckle fand (dieſer vermittelte den Deutſchen zunächſt in erfter . 
Linie den Poſitivismus), lehrreiche Belege. Mit prächtig ſouveräner 
eh haben damals Gelehrte wie J. G. Droyſen und 
R. Haym die Geſchichtsauffaſſung Buckles abgelehnt, und wie die 
Ablehnung herrſchend war, ſo behalten die Sätze jener beiden noch 
heute volle Gültigkeit. Nur ſehr wenige Autoren bekannten ſich in. 
Deutſchland zu Buckle. Unter ihnen freilich auch zwei Forſcher von 
hohem Ernſt: B. Erdmannsdörffer und W. Scherer, Männer, die 
nicht bloß durch wiſſenſchaftliche Schulung und Bildung, ſondern 
auch durch reiche geſchichtliche Beobachtung, Feinheit der Auffaſſung, 
Geſchmack und im ganzen Stil den Führern des Poſitivismus weit 
überlegen waren. Es geſchieht ja aber dann und wann, daß ein 
feiner Geiſt von einer gröberen Natur mit derberem Willen ſich be⸗ 
einflußen läßt. Es kommt hinzu, daß jene Zeit die eines Rückgangs 
der deutſchen philoſophiſchen Bildung, die Zeit der Vorherrſchaft 
einſeitig empiriſcher Fachſtudien war. Beim Mangel eigener all⸗ 
gemeiner Anſchauungen mochte man glauben, das Surrogat. der 
ſchematiſchen Formeln von Comte und Buckle willkommen heißen zu 
müſſen. Scherer hat unter dem Einfluß des Poſitivismus ſeine 
wahrlich nicht glückliche Stufentheorie von den regelmäßig einander 
ablöſenden männlichen und weiblichen Perioden der Literaturgeſchichte 
aufgeſtellt. Erdmannsdörffer griff unter dem Einfluß des Poſitivismus 
8 ö | 5 * 
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höher und ſchrie ſeine überaus feinfinnige Abhandlung über das 


Zeitalter der Novelle in Hellas. Auch hier liegt eine Stufentheorie 


zugrunde: in der Entwicklung jedes Volkes tritt einmal ein Zuſtand 


von der Art ein, daß die Novelle die vorherrſchende Literaturgattung 0 
iſt. Wir wundern uns, daß Erdmannsdörffer zur Abfaſſung dieſer 
feinen Studie durch ſo grobe Schematiker wie Comte und Buckle 


veranlaßt worden iſt. Aber der Anſtoß, den ſie ihm gaben, war ja 


ſchließlich auch nur der, daß er nach einer geſetzmäßigen Entwicklung 
in der Literatur ſuchte; alles andere iſt lediglich ſeines Geiſtes Werk. 


Und das, was ihn etwa mit ihnen verband, hat er hinterher aufge⸗ 
geben. Die erwähnte Abhandlung iſt ein Verſuch, ein ſehr intereſſanter 


| Verſuch geblieben; vollſtändig jene Stufentheorie durchzuführen, darauf 
hat Erdmannsdörffer verzichtet“. Wir finden ihn ſpäter auf einem 


ganz anderen Wege: er bemühte ſich beſonders um die Verdienſt⸗ 


abgrenzung hiſtoriſcher Perſönlichkeiten, und ſeine allgemeine An⸗ 


ſchauung ſpricht er in einer mit großer Wärme geſchriebenen Anzeige 


des fünften Bandes von Treitſchkes deutſcher Geſchichte? aus, in der 


er „die Grundanſicht“ verteidigt, „daß in aller Hiſtorie der Wert und 
die Bedeutung des individuellen pſychologiſchen Moments höchſt maß⸗ 
gebend iſt und bleiben muß; die Individualität läßt ſich nicht in 
den „Hintergrund drängen“. Für die Vertreter der poſitiviſtiſchen 


Soziologie aber iſt es bezeichnend, daß keiner von ihnen zum Ruhm | 


feiner Richtung geltendgemacht hat, daß einſt Erdmannsdörffer mit 
der Abhandlung über das Zeitalter der Novelle in Hellas eine An⸗ 


näherung an fie geſucht hat. So gering iſt ihre Literaturkenntnis, 
ſo gering die Beweglichkeit ihres Geiſtes, daß ſie von dem, was 


allenfalls zu ihrem Ruhm vorgebracht werden könnte, nicht einmal 
Notiz nehmen. 
Wenn der Positivismus in Erbmannsbdörffers Leben nur eine 


—. 


Epiſode bildet und bei ſeinem erſten Hinüberſpielen nach Deutſchland 


überhaupt nicht viel Einfluß übt, ſo ſpielt er, wie bemerkt, in einer 


ſpäteren Zeit, zum großen Teil in innerem Zuſammenhang mit dem 
Vordringen des Sozialismus, jedenfalls gleichzeitig mit ihm eine 
größere Rolle. Jetzt hat auch Deutſchland eine Periode, in der man 


‚eine. gewaltig weiſe Anſicht auszuſprechen meint, wenn man der 
. Perſönlichkeit jede Sa a in der ſich ein großer ir 


1 Vgl. meinen Nekrolog auf Erbmannsdörſfer in der Historischen Viertel⸗ 


jahrsſchrift 1901, S. 275 ff. und meine e eee S. 81, Anm. 1. 
2 Preußiſche Jahrbücher Bd. 81, S. 376. 
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für Konſtruktion von Geſetzen, welche das Gemeinſchaftsleben der 
Menſchen beherrſchen, bekundet, in der ein Hiſtoriker mit der Rekord⸗ 
leiſtung von 24 in bewundernswerter Schnelligkeit herausgefundenen 
hiſtoriſchen Geſetzen aufwarten kann, in der freilich auch der üppigen 
Fruchtbarkeit in der Konſtruktion von ſozialen Geſetzen ein über⸗ 
raſchend ſchneller Verbrauch derſelben entſpricht. Dieſe Bewegung 
hat, wie geſagt, großenteils praktiſche politiſche oder ſoziale Ziele: 
hinter den Schablonen ſtehen reale Intereſſen. Aber es ging auch 
ein gewiſſer allgemeiner Zug der Zeit dahin, der aus einem ver⸗ 
breiteten einſeitigen Empirismus ſtammte, und mancher Autor, von 
dem man wohl etwas anderes hätte vermuten können, ließ ſich von 
dem lauten Lärm einſchüchtern !. N 
Die Bewegung war inſofern nicht ohne Nutzen, als ſie die 
andere Seite zur energiſchen Verteidigung ihres Standpunkts, zur 


Selbſtbeſinnung und zum ſtärkeren Ausbau der eigenen Anſchauungen 


nötigte. Das iſt ja oft die gute Wirkung einer an ſich unberechtigten 


Bewegung. Wir müſſen indeſſen nachdrücklich betonen, daß die Be⸗ 


kämpfung der poſitiviſtiſchen Bewegung ſich in der Linie der älteren 


Entwicklung der deutſchen Wiſſenſchaft halten konnte. Man konnte 


mit Fug und Recht geltend machen, daß die vom Poſitivismus be⸗ 


hauptete Abhängigkeit des Menſchen von objektiven Mächten längſt 
genügend gewürdigt worden ſei, nämlich in der romantiſchen Lehre 
vom Volksgeiſt, ebenſo aber auch, daß die Einſeitigkeit derjenigen 
Anſicht längſt erkannt worden ſei, welche der Einzelperſönlichkeit keinen 
Spielraum laſſen und die menſchlichen Gemeinſchaftsbeziehungen feſten 
Geſetzen unterwerfen will. Die Bekämpfung des Poſitivismus knüpft 
in der Tat bewußt an die vorhin geſchilderten älteren Strömungen 
an. Wenn in der Ablehnung jenes Fanatismus der Konſtruktion 
von ſozialen Geſetzen Dilthey und Rickert Führer waren, ſo iſt es 
von beiden bekannt?, daß ſie ſich des Zuſammenhangs mit den An⸗ 
ſchauungen der Romantiker bewußt waren. Es iſt ſchwer zu ver⸗ 
ſtehen, wie noch kürzlich ein Hiſtoriker vermocht hat, es ſo darzuſtellen, 
als ob erſt mit Comte, Buckle und Lamprecht die Frage des Ver⸗ 
hältniſſes von Perſönlichkeit und Gemeinſchaft zu ernſterer en 


1 Ich habe ein Bild von dieſer Bewegung in meiner Abhandlung „Die 


neue hiſtoriſche Methode“, Hiſtor. Zeitſchrift, Bd. 81, gegeben. 
2 Vgl. Rickert, Hiſtor. Zeitſchrift 86, S. 464. Über Dilthey e 
R. Unger, Weltanſchauung und uns S. 15 ff. 


70 5 G. 2. Below [1202 


gebracht worden fei!. Nur eben eine Vergröberung längst vorhandener 
Anſichten haben ſie gebracht. Man ſchlage doch die Schriften der 
Romantiker und der wiſſenſchaftlichen Schulen, die ſich aus deren 
Kreis abgezweigt haben, der hiſtoriſchen Rechtsſchule, der germaniſtiſchen 
Philologie, der allgemeinen Sprachwiſſenſchaft, der Kunſtgeſchichte, 
der politiſchen Geſchichte, der hiſtoriſchen Schule der Nationalökonomie 
nach: in reichem Maß findet man in ihnen ergiebige Betrachtungen 
über die Stellung des einzelnen zur Gemeinſchaft. Bei Ranke iſt 
dies geradezu ein Grundproblem, und was er über das Verhältnis 
von Freiheit und Notwendigkeit ſagt, iſt weder nach der einen noch 
nach der anderen Seite einſeitig. Es ließen ſich noch andere Autoren 
nennen, die nicht gerade in jenen Rahmen einzubeziehen ſind, wie 
etwa W. v. Humboldt; die Beobachtungen in ſeiner Abhandlung 
„über die Aufgabe des Geſchichtsſchreibers“ über die kleinen und 
großen Kreiſe, in denen der Menſch ſteht, ſind von den Poſitiviſten 
zu ihrem Schaden vernachläſſigt worden. Ihre vorhin ſchon gerügte 
mangelhafte Literaturkenntnis hat eben zur Folge gehabt, daß ſie 
duns mit lange ſchon erledigten Dingen aufgehalten haben. Um ſo 
weniger ſollte man heute von dem Einbruch des. Positivismus in 
Deutſchland eine Epoche in der Erörterung des Verhältniſſes des 
einzelnen zur Gemeinſchaft datieren. 

Neben den Autoren, die der Zeit vor dem Einbruch des Poſiti⸗ 
vismus angehören, könnte man in großer Zahl ſolche nennen, deren 
Entwicklung in gleiche oder eine ſpätere Zeit fällt, die aber nicht 
vom Poſitivismus beeinflußt find und ebenſo wie jene älteren unſerem 
Problem fruchtbare Aufmerkſamkeit gewidmet haben. Wir möchten 
dabei noch auf einen beſonderen Umſtand hinweiſen. Die Jahre 
des Einbruchs des Poſitivismus waren, wovon wir ſchon ſprachen, 
eine Periode eines einſeitigen Empirismus; eben damit war ja eine 
Dispoſition für die Aufnahme des Poſitivismus geſchaffen. Es herrſchte 


ein Aberglaube an die Empirie. Unter den Schülern und Enkel⸗ 


ſchülern Rankes, noch mehr unter denen Mommſens, unter den Juriſten, 
Nationalökonomen finden wir viele, die als „Nichts als Empiriker“ 


zu bezeichnen kein Unrecht ſein dürfte. Um ſo bemerkenswerter iſt 


es, und es bildet einen Ruhm der deutſchen Wiſſenſchaft, daß jene 
Forſcherkreiſe, obwohl der Empirismus bei ihnen breiten Boden 


1 W. Götz. Vgl. zur Kritik ſeiner Meinung Vierteljahrsſchrift f. Sozial⸗ 
und Wirtſchaftsgeſchichte Bd. 15, S. 90. Gegen Götz ſ. auch K. Brinkmann, 
Verſuch einer Geſellſchaftswiffenſchaft (1919), S. 15 ff. | | 
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fand, ſich der übergroßen Mehrzahl nach vom Poſitivismus und 
Naturalismus frei gehalten haben. Die ſtrenge wiſſenſchaftliche 
Methode, in deren Bann ſie aufgewachſen waren, hinderte ſie doch, 
ſich den poſitiviſtiſchen und naturaliſtiſchen Dogmen zu überlaſſen. 
Wir wollten indeſſen noch ein Wort darüber ſagen, wie in der 
deutſchen Wiſſenſchaft das Problem der menſchlichen Gemeinſchafts⸗ 
beziehungen die ausgiebigſte Behandlung erfahren hat. Gedenken wir 
der großen Perſonenſchilderungen in den Werken unſerer Geſchicht⸗ 
ſchreiber, von Ranke und Mommſen, Döllinger, Sybel, Otto Abel, 
A. Dove, F. v. Bezold. Die Kabinettſtücke Doves ſtammen wahrlich 


} 
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nicht aus dem Poſitivismus; er ſteht durchaus innerhalb der Tradition | 


der deutſchen Wiſſenſchaft. Mit dem Stichwort „Milieu“ beftändig um 
ſich zu werfen, haben dieſe Forſcher freilich nicht die Gewohnheit, 
aus dem einfachen Grunde, weil ſie die Gemeinſchaftsbeziehungen des 
Menſchen mit zarterer Aufmerkſamkeit verfolgen, nicht nach dem 
franzöſiſchen äußerlichen Schema verfahren. Ihnen war die An⸗ 
ſchauung fremd, daß man bei der Erklärung einer hiſtoriſchen Perſön⸗ 


lichkeit Freiheit und Notwendigkeit, Originalität und Abhängigkeit, 


Individualität und ſoziale Beſtimmtheit wie ganz unvermittelte Kate⸗ 
gorien zu verwenden habe“. Sie bekundeten namentlich auch die 
Erkenntnis, daß die Perſönlichkeit ſich nicht reſtlos erklären läßt. 
Guſtav Freytag, der im Rahmen der Anſchauungen der hiſtoriſchen 
Rechtsſchule und der germaniſtiſchen Philologie ſich entwickelt hat, 
führt in ſeinen „Bildern aus der deutſchen Vergangenheit“ den groß⸗ 
artigſten Beweis für die Fruchtbarkeit des romantiſchen Gedankens 
von der maßgebenden Bedeutung des Volksgeiſtes, aber eben auch gar 
nicht ſchematiſch, ſondern indem er durch liebevolles Eingehen auf 
die Eigenart des Volkes, der deutſchen Stämme, der Landſchaften, der 
Vergangenheit des Reichsgebietes und ſeiner Teile, der Individualität 
der Perſon und ihrer Schickſale ein anſchauliches Bild zu entwerfen 1 
ſucht. Noch erfolgreicher handhabt dieſe Kunſt H. v. Treitſchke: alle 
denkbaren Abhängigkeiten kommen bei ihm zu Wort, die er aber nie 
die Sache erſchöpfen läßt; das Operieren mit techniſchen Schlag⸗ 
wörtern verſchmäht, verwirft er gleichfalls. Mit den Hiſtorikern 


waren die Theologen“, or Kunſthiſtoriker, die Literaturhiſtoriker, | 


N 12,9; Ranke hebt in der Vorrede zu ſeinen Hiſtoriſch⸗biographiſchen 
Studien, S. 1, ganz deutlich hervor, daß man zwiſchen der Freiheit der Perſön⸗ 
lichkeiten und der Notwendigkeit der Gemeinweſen nicht ſo ſcharf ſondern dürfe. 

2 Vgl. Jülicher, Einleitung in das neue Teſtament (1894), S. 18: „Der 
ärmliche Wunſch, die hiſtoriſchen Perſönlichkeiten aus ihrer Zeit ſchlankweg zu 
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Sprachforscher, Philoſophen, Juriſten, Nationalökonomen ſich darüber 
einig, daß wohl jede geſchichtliche Leiſtung durch Gegebenes bedingt 
iſt, daß aber das Epochemachende in der Geſchichte ſich nie aus 
bloßer Enwicklung herleiten läßt, daß hier vielmehr die ſchömpferiſche 
Genialität in das Spiel der Kräfte eingreift, daß aber überhaupt _ 
keine hiſtoriſche Erſcheinung ſich rein aus vorhandenem erklären läßt. 
Man ſprach ſich übereinſtimmend gegen „die myſtiſchen Geſetze der 

Wirkung pſychophyſiſcher Faktoren“! und die anderen Formulierungen, 


in denen die Behauptung ſtarrer Geſetze auftrat, aus?. 
erklären, gleichſam als ein Kompoſitum, aus den das geiſtige Leben dieſer Zeit, 
ihrer Umgebung beſtimmenden Faktoren ausrechnen zu können, darf gegenüber 
weltgeſchichtlichen Größen keine Erfüllung erhoffen.“ 

1 Hiſtor. Zeitſchrift 83, S. 105. | 

2 Um ein paar Beiſpiele anzuführen: Julian Schmidt, Geſchichte der 
deutſchen Literatur ſeit Leſſings Tod, 5. Aufl., 3. Bd., S. 481 f., 484 (Hinweis 
darauf, wie auch die Verfaſſungsgeſchichte die Bedeutung der Perſönlichkeit an⸗ 
zuerkennen habe). Sigwart, Kleine Schriften II, S. 215, 217, 219, 231. 
Henſel, Hiſtor. Zeitſchrift 73, S. 456. Rümelin, Reden und Aufſätze, 
3. Folge, S. 265. Zu den Arbeiten Schmollers, der das ſittliche Moment, 
d. h. eben etwas Perſönliches, bei dem preußiſchen Beamtentum, und den Um⸗ 
ſtand betonte, daß nicht in den Formen das Wertvolle lag, ſondern in dem 
Geiſt, der ſie beſeelte, vgl. Hiſtor. Zeitſchrift Bd. 73, S. 189; Deutſche Zeitſchrift 
für Geſchichtswiſſenſchaft, N. F. I, S. 49 (Schmoller gegen die Theorie vom 
Milieu). E. Marcks, Deutſche Rundſchau, Aprilheft von 1899, S. 64 f. 
Dozy, Mauren I. S. 12 (wie Mohammed nicht vorzugsweiſe als Teil ſeines 
Volks in Betracht kommt, ſondern feine Wirkung darauf beruht, daß er Eigen- 
ſchaften beſaß, die ſeinem Volk fremd waren). Ich habe einmal die Außerungen 
aus K. Juſtis Werken über den Begriff und die Bedeutung der Entwicklung 
zuſammengeſtellt und erläutert, wobei ſeine Geringſchätzung der Entwicklungs⸗ 
geſchichte hervortrat. W. Scheel, Zeitſchrift für deutſches Altertum, Anzeiger, 
1899, S. 213: „Die Einführung einer derartigen Sprachänderung [Einführung 
des Hochdeutſchen in der Kanzlei in Pommern] iſt keineswegs ein ſpontaner 
oder mechaniſcher Prozeß; ſie läßt ſich faſt immer an den Namen eines Mannes 
anknüpfen, der in der Kanzlei maßgebenden Einfluß hatte, und der — was 
nicht zu vergeſſen iſt — Schreiber anſtellte, welche des Hochdeutſchen kundig 
waren.“ Vgl. ferner Th. Ludwig, Der badiſche Bauer, S. 122 und 124. 
Warum überwiegt im code civil das römiſche Recht? Den Ausſchlag gab die 
Perſönlichkeit Napoleons. Deutſche Literaturzeitung 1899, Nr. 45, Sp. 1722 ff. 

Da, wie wir erwähnten, es noch immer beſtritten wird, daß unabhängig 
vom Poſitivismus das Problem der menſchlichen Gemeinſchaftsbeziehungen zu 
gründlicher Erörterung gekommen iſt, ſo werden Zitate wie die vorſtehenden 
nicht überflüſſig ſein. Aus dem gleichen Grunde mögen hier die Außerungen 
von Hermann Grimm in ſeinem Leben Michelangelos (17. Aufl., Bd. 1, 
S. 56 ff.) angeführt werden: „Die Geſchichte iſt die Erzählung der Schwankungen, 
die im großen eintreten, weil im einzelnen die Kräfte der Menſchen ungleich 
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Wenn jedoch die deutſche Wiſſenſchaft ſich veranlaßt ſah, die 
Selbſtändigkeit des Individuums gegenüber der Gemeinſchaft, der 
Umgebung, der behaupteten geſetzmäßigen Entwicklung zu betonen, 
ſo hat ſie, um es nochmals zu wiederholen, nie die anderen Faktoren 
außer acht gelaffen. Grundſätzlich hat kein deutſcher Forſcher die 
Bedeutung der allgemeinen Strömungen beſtritten; höchſtens daß 
gelegentlich einer praktiſch ſeine Pflicht in der allſeitigen Behandlung 
ſeines Gegenſtandes verſäumt hat. Übrigens hat auch der der 


ſind. Unſer Trieb, Geſchichte zu ſtudieren, iſt die Sehnſucht, das Geſetz dieſer 
Funktionen und der ſie bedingenden Kraftverteilung zu erkennen, und indem 
ſich hier unſerem Blicke Strömungen ſowohl als unbewegliche Stellen oder im 
Sturm gegeneinander brauſende Wirbel zeigen, entdecken wir als die bewegende 
Kraft Männer, große, gewaltige Erſcheinungen, die mit ungeheurer Einwirkung 
ihres Geiſtes die übrigen Millionen lenken, die niedriger und dumpfer ſich ihnen 
hinzugeben gezwungen find. Dieſe Männer find die großen -Männer der Ge⸗ 
ſchichte, die Anhaltspunkte für den in den unendlichen Tatſachen herumtaſtenden 
Geiſt; wo ſie erſcheinen, werden die Zeiten licht und verſtändlich; wo ſie fehlen, 
herrſcht unverwüſtliche Dunkelheit; und werden uns Maſſen ſogenannter Tat⸗ 
ſachen aus einer Epoche mitgeteilt, der große Männer mangeln, es ſind lauter 
Dinge ohne Maß und Gewicht, die zuſammengeſtellt, ſo bedeutenden Raum 6 
einnehmen, kein Ganzes bilden. f 
Es gibt ein allgemeines Gefühl über das, was groß iſt. Die Menſchheit 
hat es immer gewußt, es braucht nicht erklärt zu werden. Jedes Menſchen 
Wert und Einfluß hängt davon ab, inwieweit er fähig iſt, ſelber groß genannt 
zu werden oder ſich denen anzuſchließen, die es ſind. Nur was unter dieſem 
„Geſichtspunkte ſichtbar wird vom Menſchen, bildet feine unvergängliche Perſön⸗ 
lichkeit Das Studium der Geſchichte iſt die Betrachtung der Begeben⸗ 
heiten, wie ſie ſich zu den großen Männern verhalten. Dieſe bilden den Mittel⸗ 
punkt, von dem aus das Gemälde konſtruiert perden muß. Der Enthuſiasmus 
für ihre Perſon verleiht die Fähigkeit, den richtigen Standpunkt ihnen gegen⸗ 
über einzunehmen. Man will betrachten und anderen die Gabe der Betrachtung 
mitteilen. So meinte es Goethe, als er ſagte, der einzige Nutzen der Geſchichte 
ſei die Begeiſterung.“ 
S. 381 (aus einem Vergleich zwiſchen Papſt Julius II. und Friedrich d. Gr.): 
„Je 19 Giulio wagte, je treuer ſchien ihm das Glück, je heftiger ward er 
ſelber. Auch Friedrich wurde immer gewaltſamer mit zunehmenden Jahren. 
Sie lernten beide mehr und mehr, daß Handeln die einzige Art ſei, die Dinge zu 
fördern, und daß raſches, blitzartiges Vorgehen die einzige Art zu handeln ſein 
dürfe, endlich aber, daß das Glück oder das Schickſal, oder wie man die Macht 
nennen will, von der der irdiſche Ausgang der Dinge abhängig iſt, dadurch zu 
einer faſt dienenden Gewalt gemacht werde, daß man ſie herausfordere und von 
vornherein als Bundesgenoſſin betrachte. Denn der allein darf handeln, der 
eine Ahnung hegt vom Gelingen ſeines Anſchlags, und dem un geht der 


Zweifel an der eigenen Überlegenheit voran.“ N 
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deutſchen Art weſensverwandte und zugeneigte Carlyle mit ſeiner 


Heroenverehrung gar nicht dem Genie gegenüber die allgemeinen 


Strömungen vernachläſſigt. Sein Gedanke war nur, daß ſich alle 


im Volk zum wahren Heldentum durchringen ſollten 1. 


Gegenüber den Aufklärungen, die wir der deutſchen Wiſſenſchaft 


über das Problem der menſchlichen Gemeinſchaftsbeziehungen — ſei 
es, daß wir auf die Belehrung im einzelnen, ſei es, daß wir auf 
die allgemeine Anſchauung achten — verdanken, treten die Leiſtungen 
des Poſitivismus ganz zurück. Sollen wir etwa des Soziologen 
Gumplowicz gedenken, der ſich als einer der erſten als Soziologen 


bezeichnete? Wenn der Straßburger Juriſt Merkel ihn den „Zola 


unter den Soziologen“ nannte, ſo trifft dieſe Bezeichnung nur ins 
ſoweit zu, als beiden die kraſſe Art eigen iſt. Daß jedoch bei 
Gumplowicz etwa ebenſo wie bei Zola die Kunſt größer war als 


das Programm, läßt ſich leider nicht entdecken. Es iſt wahr, daß 
die Poſitiviſten in Frankreich mehr bieten als in Deutſchland; aber 


das Brauchbare iſt bei ihnen eben ſtets das, was im Gegenſatz zum 
Programm geboten wird. Taine nahm die ganze Fülle der hiſtoriſchen 


Anſchauung zu Hilfe, um dem abſtrakt logiſchen Skelett ſeiner Theorie 


eine wenig dazu paſſende lebensvolle Einkleidung zu geben. Der 
mathematiſch geſchulte Geiſt des Franzoſen ſtellt eine nackte Formel 
auf; will er Eindruck machen, ſo muß er ſich bemühen, die unend⸗ 
liche Mannigfaltigkeit hiſtoriſcher Geſtaltungen vorzuführen, was 
dann nur im Widerſpruch zu ſeinem Prinzip geſchehen kann. 

Die ganz überwiegende Ablehnung des Poſitivismus durch die 


deutſche Wiſſenſchaft erfolgte in Deutſchland, wie ich vorhin bemerkte, 


ſelbſt in der Zeit, in der eine einſeitige Empirie herrſchte. Voll⸗ 
ſtändiger, ſchärfer, bewußter wurde die Ablehnung, als inzwiſchen 
ein neues philoſophiſches Zeitalter heraufzog. Unklarheiten und 


AUnſicherheiten gegenüber dem Poſitivismus und Naturalismus? 
wurden mehr und mehr beſeitligt. Die Philoſophen, die durch ihre 


1 Hiſtor. Zeitſchrift 82, S. 530. 

2 Ich habe ſolche Unklarheiten und Unſicherheiten in meinen Aufſätzen 
über die hiſtoriſche Schule der Nationalökonomie in der Zeitſchrift für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft, Jahrg. 1904 kritiſiert; ähnlich Max Weber in ſeiner Abhandlung 


über Roſcher. Eine Unklarheit und Unſicherheit zeigte ſich zum Beiſpiel darin, 


daß Schmoller Comte und Spencer mehr zugeſtand, als mit dem Standpunkt 
eines Vertreters der hiſtoriſchen Schule der Nationalökonomie vereinbar iſt. Es 


gehören in dies Kapitel ferner die Auswüchſe der organiſchen Staatslehre 


(Bluntſchli!), nicht jedoch dieſe ſelbſt. 
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Mitarbeit diefe unfere Bemühungen weſentlich gefördert haben, find 
namentlich Dilthey, Windelband, Rickert, Eucken. Für das eine 
Gebiet und den einen Forſcher iſt bald dieſer, bald jener von nach⸗ 
haltigem Einfluß geweſen. Auch der Juriſt Stammler hat in ver⸗ 
wandter Richtung auf manche Kreiſe gewirkt. Das Kennzeichnende 
dieſer Zeit und dieſer Forſchungen iſt das geſteigerte Streben nach 
begrifflicher Klarheit bei Feſthaltung der beſten Traditionen der 
empiriſchen Forſchung, aber auch die energiſchere Stellung der Frage 
nach dem Wert der hiſtoriſchen Erſcheinungen und nach ihren großen 
Zuſammenhängen und Gründen. 

Um das Geſagte nur in einer Hinſicht an einem Beiſpiel 
etwas zu erläutern, ſo werden die Wirtſchaftsſtufen, die man als 


Glieder einer feſtſtehenden hiſtoriſchen Entwicklung, als unabänder⸗ 


lichen Ausdruck eines ſtarren hiſtoriſchen Geſetzes aufgefaßt und 


verwertet hatte, jetzt als Idealtypen verwertet, mit denen man die 


wirtſchaftlichen Verhältniſſe einer Zeit, eines Landes, eines Volkes 
meſſen und zur Anſchauung bringen kann 1. Damit fällt die Spannung 


zwiſchen Theorie und empiriſch nachweisbaren Tatſachen fort, die 
gelegentlich einen Nationalökonomen, der ſeine Stufentheorie anders 


nicht meinte retten zu können, zu der Verlegenheitsausrede beſtimmt 


hatte, ihm ſei es gleichgültig, was die hiſtoriſche Forſchung feſtſtelle; 


das hiſtoriſche Material benutze er nur als Folie für ſeine theoretiſche 
Darlegung 2. Indem wir auf die Annahme feſter hiſtoriſcher Geſetze 
verzichten, entgehen wir ſolchen Verlegenheiten. Und indem wir das 


hiſtoriſch Nachweisbare doch an begrifflichen Kategorien meſſen und 


nach ihnen beurteilen, entgehen wir der Gefahr, Stoffhuber zu werden 
oder zu bleiben. Die in dieſem Sinn gebrauchte begriffliche Kategorie 
blendet uns nicht bei der Feſtſtellung der Tatſachen, ſondern erhellt 
unſeren Blick. Natürlich behalten wir die Möglichkeit, je nach dem 
ſachlichen Befund die ermittelten Stufen einer Zeit und eines Volkes 


auch als Abfolgen einer hiſtoriſchen Entwicklung zu deuten. Dieſer 


Kampf für eine zweckmäßigere Verwertung der Kategorie der Wirt⸗ 
ſchaftsſtufen iſt nun eben gegen den Poſitivismus und Naturalismus 
oder wenigſtens gegen ſolche Anſchauungen geführt worden, die mehr 


oder weniger mit poſitiviſtiſchen und naturaliſtiſchen Vorurteilen 


Vgl. über die hierher gehörige Literatur meinen Artikel „Wirtſchafts⸗ 
ſtufen“, Wörterbuch der Volkswirtſchaft, 3. Aufl., und, ausführlicher, mein in 
kurzem erſcheinendes Buch „Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte“. 

2 Vgl. darüber Eduard Meyer, Kleine Schriften, S. 85 ff. 
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verquickt waren n. Ein solcher Kampf war en in biefem Sim 
auch ein Kampf gegen die aus Frankreich und England hnpocHERNE 


peoſitiviſtiſche, naturaliſtiſche „Soziologie“. 


Noch ein paar Sätze zur Schilderung der neuen Bewegung 
mögen hier Platz finden. Von manchen Forſchern dieſer Generation. 
läßt ſich faſt behaupten, daß ſie im Kampf gegen den Poſitivismus 
geradezu aufgekommen ſind, ſo von den Hiſtorikern Meinecke (der 
weſentlichen Anregungen von Dilthey und Eucken ſich öffnete), 
Oncken, Rachfahl, die ſämtlich — ſie freilich nicht allein — im Kampf 
gegen die Geſchmackloſigkeiten des deutſchen Poſitiviſten Lamprecht 


ſtanden. Wer die neue Kunſt der Biographie, zum Beiſpiel eben bei 


Meinecke, verfolgt, der weiß, daß hier die umfaſſendſte Beobachtung 
der Gemeinſchaftsbeziehungen, der äußeren, inneren, in Vergangenheit 
und Gegenpart verankerten Veräſtelungen der Beeinfluſſungen verfolgt, 
daß hier die Gemeinſchaftsbeziehungen ſo in nie ruhender Zergliede⸗ 
rung erforſcht werden, daß kein techniſch ſogenannter Soziologe 
Ahnliches aufzuweiſen hat; immer aber mit dem Reſultat, daß 
die Individualität nie durch Inhalt und Wirkung der Gemeinſchafts— 
beziehungen aufgezehrt wird. Außerordentlich zahlreich ſind die 
Unterſuchungen über Entſtehung, Urſprung, Urſachen der geſchicht— 
lichen Erſcheinungen. Und in ihnen tritt wiederum das ernſte Be⸗ 
mühen hervor, die Gemeinſchaftsbeziehungen in der denkbar weit- 
greifendſten Art zu erfaſſen, in einer Unterſuchung über die Urſachen 
der Rezeption des römiſchen Rechts in Deutſchland zum Beiſpiel in 
die alten Jahrhunderte zurückzugreifen und feſtzuſtellen, wie eine 
unter anderem Geſichtspunkte geknüpfte Verbindung zwiſchen Deutjch- 
land und Italien ſpäter den Einzug des römiſchen Rechts in 
Deutſchland beeinflußt hat, wie ferner die Zertrümmerung der deut⸗ 
ſchen Zentralgewalt im 11. und 13. Jahrhundert und die damit 
gegebene Selbſtändigkeit der vielen lokalen Gewalten Vorausſetzungen 
der geringen Widerſtandskraft Deutſchlands gegenüber dem fremden 
Recht find, wie aber noch in anderen Beziehungen der Zuſammen— 
hang zwiſchen Rechtsentwicklung und politiſcher Gewalt ſich hier 
geltend macht, wie endlich der Umſtand, daß Deutſchland in der 
Rezeptionszeit nicht ſo große Juriſten aufweiſt wie Frankreich, zum 
Teil unerklärliches Geheimnis bleiben mag, zum Teil jedoch auch 
wieder mit der Schwäche der deutſchen Zentralgewalt und der Ver⸗ 
kümmerung * gerichtlichen Einrichtungen e Se 


1 Vgl. vorhin S. 74 Anm. 2 und meine Probleme d der Wirtſchaftsgeſchichte“. 
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denken wir ſchließlich des lebhaften Streits über Weſen und Ur⸗ 
ſprung des kapitaliſtiſchen Geiſtes, wie er zwiſchen Max Weber und 
Tröltſch einerſeits, Rachfahl und Brentano anderſeits — keiner 
von ihnen iſt Poſitiviſt — ausgefochten worden iſt: auch er ſtellt 
eine ganz ſoziologiſche Unterſuchung ohne poſitiviſtiſche Soziologie 
dar. Ich möchte mein Urteil dahin zuſammenfaſſen, daß der ge⸗ 
ſteigerte wiſſenſchaftliche Ernſt und die geſteigerte geiſtige Regſam⸗ 
keit die großartige Ausbildung der Erforſchung der Gemeinſchafts⸗ 
beziehungen, mit ihrer umfaſſenden Berückſichtigung aller denkbaren 
Faktoren, hervorgebracht haben, während die Trägheit und das 
Unvermögen dahin führen, die geſchichtlichen Erſcheinungen möglichſt 
auf ein paar allgemeine Kräfte zurückzuführen und als Folgen oder 
Ausdruck ſtarrer hiſtoriſcher Geſetze anzuſehen !. 

Wenn aber dies der Stand der Dinge iſt, wenn die deutſche 
Forſchung realiſtiſchen Sinn in der geſunden Bedeutung des Wortes 
mit dem Beſtreben, die überindividuellen Faktoren aufzuſpüren, Wert⸗ 
geſichtspunkte herauszufinden, den Zuſammenhang der Dinge zu er⸗ 
gründen, vereinigt?, ſo liegt doch wahrlich kein Anlaß vor, ſie zu⸗ 
gunſten eines anderweitigen wiſſenſchaftlichen Betriebes zurückzuſtellen. 
K. H. Becker 1 uns in ſeiner Schrift „Gedanken zur Hochſchul⸗ 
reform“ S. 9 zu erzählen: „Deutſchland iſt in dieſer Wiſſenſchaft 
(der Soztolog ie) ins Hintertreffen geraten. Soziologie entſpricht eben 
nicht dem deutſchen Denken, weil ſie überhaupt nur aus Syntheſe 
beſteht.“ Über dieſe letztere verworrene Begründung, daß Soziologie 
nur aus Syntheſe beſteht, werden wir uns ſogleich noch ausführlicher 
zu äußern haben. Wie aber verhält es ſich mit der Behauptung, 
daß Deutſchland in der Soziologie „ins Hintertreffen geraten“ iſt? 
Das Gegenteil iſt der Fall. Die menſchlichen Gemeinſchaftsbeziehungen 
ſind in Deutſchland ſo umfaſſend, ſo gründlich, ſo e erforſcht 
worden wie in keinem anderen Lande. 


1 Um noch einige Notizen hier anzuknüpfen, jo ſei verwieſen auf: 
Adickes, Deutſche Literaturzeitung, 1901, Nr. 11, Sp. 653 (Bedeutung des 
individuellen Faktors für die Entwicklung der Philoſophie); ebenda 1905, Nr. 42, 
Sp. 2570; W. Bauer, Mitteilungen des Inſtituts f. öſterreich. Geſchichts⸗ 
forſchung, Bd. 37, S. 134 ff.; Frhr. v. Freytag⸗Loringhoven, Die 2 
der Perſönlichkeit im Kriege, Studien nach Clauſewitz (1905). 

2 Es iſt ſonderbar, daß gelegentlich noch immer behauptet wird, die 
realiſtiſche Geſchichtſchreibung ſtamme aus dem „Weſten“, von Comte uſw. 


Vgl. dagegen neuerdings Vierteljahrsſchrift für Sozial- und Wirtſchaftsgeſch. 


Bd. 15, S. 88. Der Poſitivismus ſtammt aus dem Weſten; er iſt aber nicht f 
ddentiſch mit gendem Realismus. 4 
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85 einem Buch, das die Soziologie lebhaft empfiehlt, findet 
man den Satz: „Die Soziologie, die ſich anheiſchig macht, das ge⸗ 
ſchichtliche Leben mit den Methoden der Naturwiſſenſchaft zu meiſtern, 
hiſtoriſche Geſetze aufzuſtellen, das Individuum als Faktor der ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung auszuſchalten — fie kann uns nicht geben, 

was wir ſuchen; ſie wiederholt, weit entfernt davon, das fragliche 
Verhältnis zu klären, eben die Einſeitigkeit der Auffaſſung, die den 
Sachverhalt unkenntlich macht!.“ Im Gegenſatz zu dieſer Soziologie 
ſtellt der Verfaſſer eine andere, die er außerordentlich hoch ſtellt, die 
in Deutſchland ausgebildete, wie er denn durchweg in ſeinem Buch 


RNeſultate deutſcher Forſchung verwertet. Die von ihm verworfene 


Soziologie iſt aber diejenige, welche in Frankreich heimiſch it, in 
Deutſchland dagegen in, wiſſenſchaftlichen Kreiſen ſo gut wie gar 
nicht vertreten wird, von Gumplowicz und Lamprecht vertreten 
wurde und noch heute die offizielle Auffaſſung des Sozialismus iſt. 
Von dieſer Soziologie darf man gewiß ſagen, daß ſie „nicht dem 
deutſchen Denken entſpricht“. Will Becker ſie uns Deutſchen auf⸗ 
drängen? Die Errichtung von Profeſſuren der Soziologie würde, 
wenn fie durchaus mit Sozialiſten beſetzt werden ſollen, der in jenem 
Buch mit Recht verdammten Soziologie auf deutſchem Boden größere 
Verbreitung verſchaffen, aber eine ſchlimme Reaktion bedeuten, die 
Früchte ehrlicher und gründlicher wiſſenſchaftlicher Arbeit beeinträch⸗ 
tigen, den geſunden Gang der Forſchung ſtören, uns, im ganzen ge⸗ 
nommen, ein Stück der gewonnenen Erkenntnis zurückwerfen. 
Diaooch das will Becker wohl nicht. Er hat hat ſich freilich nicht 
klar gemacht, was die deutſche Forſchung geleiſtet und wie ſehr ihr 
gegenüber die ausländiſche Forſchung und die ſozialiſtiſche Literatur 
ins Hintertreffen geraten ſind. Wir dürfen geradezu ſagen: es iſt 
unſer Unglück, namentlich auch unſer politiſches Unglück, daß die 
breiten ſozialiſtiſchen Kreiſe ſich ganz ablehnend und blind gegenüber 
dem verhalten haben, was die deutſche wiſſenſchaftliche Forſchung in 


1 Th. Litt, Geſchichte und Leben, S. 47. Der Begriff, den Litt von 
der Soziologie hat, iſt übrigens kaum klarer als der, den Becker hat. Aber es 


verdient doch Anerkennung, daß er zwiſchen Soziologie und Soziologie unter⸗ 


ſcheidet und nur die empfiehlt, die die der deutſchen Forſchung iſt, und alle 

diejenigen, die in jahrelangem Kampf gegen die poſitiviſtiſche Soziologie ge⸗ 
ſtanden haben, müſſen es lebhaft begrüßen, daß hier in einem für weitere 
Kreiſe beſtimmten Buch ihr ſo energiſch der Laufpaß gegeben wird. Zur Kritik 
von P. Barth, Die Philoſophie der Geſchichte als Soziologie, Bd. I, vgl. 
Braun, Vierteljahrsſchrift für Sozial⸗ und Wirtſchaftsgeſch. 15, S. 94 ff. 
Siehe auch meine „Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte“ S. 8. 


© 
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bezug auf die menſchlichen Gemeinſchaftsverhältniſſe feſtgeſtet hatte. 
Indem ſie ihre poſitiviſtiſchen, naturaliſtiſchen Dogmen feſthielten, 
zeigten ſie ſich unfähig, die Gemeinſchaftsverhältniſſe zu ordnen, als 
ihnen die Herrſchaft im Staate zufiel. Leider müſſen wir hinzufügen, 
daß auch manche von denen, die an der deutſchen wiſſenſchaftlichen 
Forſchung teil hatten, im Zuſammenhang mit den veränderten Zeit⸗ 
verhältniſſen heute Neigung zeigen, die Leier des Poſitivismus zu 
ſpielen. Das bleibt alſo von vornherein ein Fehler der preußiſchen 
Univerſitätsverwaltung, daß ſie ſich dieſe Dinge nicht klar gemacht 
hat und darum das Unerfreuliche zu befördern beſtrebt ift. | 
Was aber iſt Beckers direktes Ziel? Er will die „Syntheſe“ 
befördern, und zwar in dem Sinn, daß ſie der Politiſierung der 
Staatsbürger dienen ſoll. Und dieſes Ziel wird nach Becker am 
beſten erreicht durch „ſoziologiſche Lehrſtühle, die für alle 
Univerſitäten eine dringende Notwendigkeit ſind“. 
um darzutun, daß wir dringend der Syntheſe von der an⸗ 
gegebenen Art bedürfen, entwirft Becker ein abſtoßendes Bild von dem 
gegenwärtigen wiſſenſchaftlichen Betrieb der deutſchen Univerſitäten. 
Wenn das Urteil darüber, ob der wiſſenſchaſtliche Betrieb gut oder 
ſchlecht iſt, gewiß immer ſubjektiven Spielraum behält, ſo können 
wir bei Becker jedenfalls feſtſtellen, daß er ſich ungenügend unter⸗ 
richtet zeigt. S. 12 leſen wir zum Beiſpiel: „Das vorige Jahr⸗ 
hundert war für die deutſche Geiſteswiſſenſchaft ein Zeitalter der 
Hiſtorie. Noch heute leiden wir unter den Folgen. Die großartige 
hiſtoriſche Kraft Schmollers hat unſere Volkswirtſchaftslehre auf ganz 
verhängnisvolle Bahnen gebracht. Seine Schule ließ die ſynthetiſchen 
Verſuche der ſogenannten politiſchen Hiſtoriker als Dilettantismus 
erſcheinen. Politik als Wiſſenſchaft ſtarb aus.“ Becker ſcheint gar 
keine Ahnung von dem Kampf, der gegen Schmoller geführt worden 
iſt, zu haben: Schmoller iſt ja heftig als ethiſch⸗politiſcher National⸗ 
ökonom angegriffen worden, von ſolchen, die einen anderen politiſchen 


und ſozialpolitiſchen Standpunkt haben, und von ſolchen, die eine 


von ethiſchen Werturteilen freie Nationalökonomie fordern. Er ſteht 
ſo wenig im Gegenſatz zu den „ſynthetiſchen Verſuchen der ſogenannten | 
politifchen Hiſtoriker“, daß er dieſe vielmehr auf wirtſchaftsgeſchicht⸗ 
lichem Gebiet fortſetzt. Man kann ihn ja als nationalökonomiſchen 
Teſtamentsvollſtrecker des großen politiſchen Hiſtorikers J. G. Droyſen 
auffaſſen. Und ſeine Betrachtungen über die preußiſche Verwaltung, 2 
das preußiſche Königtum und Beamtentum des 18. Jahrhunderts 
ſind von den politiſchen Hiſtorikern ſehr willkommen geheißen worden. 
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Derjenige Hiſtoriker ferner, der unter denen, die Schmollers Einfluß 
erfahren haben, ihm am nächſten ſteht, Otto Hintze, hat „Hiſtoriſch⸗ 
politiſche Aufſätze“ veröffentlicht, die Becker, falls er ſie leſen wollte, 
zu dem Bekenntnis veranlaſſen würden, daß er ſich einer ſtrafwürdigen 
Unwiſſenheit ſchuldig gemacht habe. Da wir vorhin von den Wirt⸗ 
ſchaftsſtufen geſprochen haben, ſo ſei hier ferner angemerkt, daß 


Schmoller eine Stufentheorie aufgeſtellt hat, welche uns deutlich 


zeigt, wie ſein Hauptintereſſe der politiſchen Entwicklung, der Be⸗ 


einflußung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe durch den Staat galt. 


Neuerdings iſt feine Stufentheorie bezeichnenderweiſe durch den wahr- 
lich nicht unpolitiſchen Nationalökonomen Plenge erneuert worden !. 
Wenn ich vielfach mit Schmoller in Fehden geſtanden habe, ſo waren 
dieſe ſtets rein wiſſenſchaftlicher Natur, während ich ſie mit einem 


gewiſſen inneren Bedauern geführt habe, weil mir ſeine politiſche 


Auffaſſung, die er ja deutlich genug zum Ausdruck brachte, durchaus 
ſympathiſch war. Für das allbekannte Werk „Deutſchland und der 

Weltkrieg“, das doch gewiß den Beweis liefert, daß deutſche Univerſitäts⸗ 
lehrer der Politik nicht fern ſtehen, daß ſie Sinn und Verſtändnis 
für die großen Aufgaben der Zeit beſitzen, daß ſie ſich auf „Syntheſe“ 
beſter Art verſtehen (an dem auch Becker ſelbſt mitgearbeitet hat!), 
hat Schmoller einen Beitrag geliefert, der mit vollem Recht als 
eine „ſynthetiſche Darſtellung (nicht bloß ‚Verfuch‘) eines politiſchen 
Hiſtorikers“ bezeichnet werden und ein vortreffliches Kapitel für ein 
Lehrbuch der „Politik als Wiſſenſchaft“ liefern kann. Als ich dieſes 
Werk rezenſierte und an Schmollers Beitrag einige wiſſenſchaftliche 
Ausſtellungen machte, habe ich mir nicht träumen laſſen, daß ich 
noch einmal in die Notwendigkeit kommen würde, Schmoller und 
ſeine Schule gegen den Vorwurf zu verteidigen, daß ſie „Politik als 
Wiſſenſchaft“ habe ſterben laſſen. Ich bitte Becker dringend, die⸗ 
jenigen Schüler Schmollers aufzuzählen, welche eines ſolchen Mordes 
verdächtig ſind. Wenn man an den Mitarbeitern jenes Werkes Kritik 
üben will, ſo wäre es nur die, daß ſie zum Teil heute das Gegenteil 
ſagen von dem, was ſie dort geſagt haben? (eine ſolche Wandlung 
berührte ich ja ſchon vorhin; ſ. S. 79). Schmoller aber würde heute 
nichts von dem, was er dort geſagt, zurückgenemmen haben. Sein 
letztes öffentliches n war ein entſchiedener Proteſt gegen 


1 Vgl. hierzu oben S. 75 Anm., 1. 
2 Vgl. die Zuſammenſtellungen früherer und ſpäterer Außerungen in der 
Monatsſchrift „Deutſchlands Erneuerung“, Jahrg. 1919, S. 369 ff. | 
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die willkürlichen Geſchichtskonſtruktionen, mit denen der kon Reichs⸗ 
miniſter a. D. Preuß über das preußiſch⸗deutſche Staatsweſen her⸗ 


gefallen war. Ich hatte damals den Eindruck, daß es nicht not⸗ 
wendig geweſen wäre, ſo weit aufs politiſche Gebiet überzugehen, 
wie Schmoller es tat; rein wiſſenſchaftlich waren ja Preuß' Kon⸗ 
ſtruktionen leicht zu erledigen. Die Auseinanderſetzung liefert aber 
eben auch einen bezeichnenden Beweis dafür, ein wie eminent politiſches 
Intereſſe Schmoller bis zu ſeinen letzten Tagen bewahrt hat. Wenn 


ich hier den Vorwurf Beckers ausführlich zurückgewieſen habe, ſo 
geſchah es erſtens, um zu verhindern, daß die Behauptungen des 


Referenten für die preußiſchen Univerſitäten die Unterlage für eine 


zu beanſtandende Univerſitätspolitik bilden, zweitens, um der ganz 


falſchen Schilderung, die er von der deutſchen Nationalökonomie und 
insbeſondere von dem früheren Herausgeber dieſes Jahrbuchs gibt, 


einfach als Hiſtoriker entgegenzutreten; ; drittens aber dienen meine | 


kritiſchen Bemerkungen ja zugleich auch als tatſächliche Feſtſtellungen 
dafür, daß die deutſchen Univerſitäten mehr leiſten, als das preußiſche 
Kultusminiſterium zu deklarieren heute für gut findet. Jedermann 
weiß, daß Schmoller und ſeiner Schule Vernachläſſigung der national⸗ 


ökonomiſchen Theorie und Dogmatik vorgeworfen worden iſt. Sollte 


Becker etwa durch Hörenſagen davon etwas en und N Theorie 
und Politik verwechſelt haben? 

Nachdem Becker erklärt hat: „Politik als Wiſsenſchaft ſtarb aus“, 
fügt er vernichtend hinzu: „und Kjellen konnte — iſt es nicht eine 
Ironie? — als Bahnbrecher auf neuen Wegen erſcheinen“. Das 
ironiſche Lächeln ſtellt ſich hier doch wohl mehr auf unſeren Lippen 
ein. Wenn Becker in Kjellens Schriften nur etwas geblättert hätte, 
jo würde er bemerkt haben, daß Kjellen weſentlich mit den Ergeb⸗ 
niſſen deutſcher Forſchung arbeitet. So wenig man die Originalität 
Kjellens beſtreiten wird, ſo wird doch ebenſo niemand beſtreiten, daß 
ſein Syſtem ſich durchaus in der Linie der deutſchen Forſchung hält, 


und zwar derjenigen, die die berechtigte preußiſch-deutſche Eigenart 


gegenüber dem weſtmächtlichen Typus feſtgeſtellt hat. Man darf 
ohne Übertreibung ſagen: ohne Ranke, Droyſen, Treitſchke, Schmoller, 


O. Hintze kein Kjellen. Natürlich iſt mir das Lob Kjellens, das 


Becker ſingt, an ſich höchſt ſympathiſch. Ich fürchte aber der politi⸗ 
ſchen Parteinahme verdächtigt zu werden, wenn ich hier weiter ſein 
Lob ſingen wollte, da er ſich in der praktiſchen Politik ganz und gar 
an die Stelle geſtellt hat, die ich mit meinen ee . 


genoſſen einnehme. | 
Schmollers Jahrbuch XIIII 4. ae 6 
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Neben dem Vorwurf der unpolitiſchen Haltung macht Becker 
den Univerſitätslehrern auch den des einſeitigen Spezialiſtentums. 
Wir kommen darauf zurück. Hier nur zu Schmoller die Bemerkung, 
daß man Schmoller wegen zu geringer Beſchränkung auf ſein Fach 
getadelt, feine. „allgemeine Volkswirtſchaftslehre“ tadelnd eine allge- 

meine Kulturgeſchichte genannt hat. Er wollte ganz bewußt mehr 

als Fachmann fein. Einem nachgelaſſenen Werk hat fein Verleger 
einen Proſpekt beigegeben, in dem er als „Ethiker, Soziologe, Hiſto⸗ 
riker, Volkswirt und Politiker gleicherweiſe“ bezeichnet wird, und 
dies iſt ganz im Sinne des Verſtorbenen geſchehen !. 

Seinem Bericht über die Mordtaten Schmollers und ſeiner 
Schule fügt Becker die Sätze bei: „Auf juriſtiſchem Gebiet iſt es 
ebenſo geweſen. Noch heute gilt im Kreiſe der großen hiſtoriſchen 
Rechtsſchulen die Beſchäftigung mit dem geltenden Recht als eigent- 
lich nicht ganz wiſſenſchaftlich, und ohne einen dicken Wälzer über 
Zuſtände vergangener Jahrhunderte gilt niemand als profeſſorabel 
für das BGB.“ Ds ift natürlich ein ſchlimmes Zerrbild, das Becker 
hier entwirft, oder vielmehr etwas Schlimmeres noch als ein Zerrbild. 
Becker will das Spezialiſtentum in der Wiſſenſchaft bekämpfen und tadelt 
diejenigen, die die Spezialiſierung auf das BGB. für unberechtigt 
halten! Denn nichts anderes iſt es doch eben, wenn man verlangt, 
daß ein guter Juriſt nicht bloß über das BGB. geſchrieben haben 
ſoll. Tatſächlich ſteht es ja aber auch gar nicht ſo, daß die Fakul⸗ 
täten nur ſolche Leute vorſchlagen, die „dicke Wälzer über Zuſtände 
vergangener Jahrhunderte“ aufzuweiſen haben. Falls es ſich wirklich 
jo verhielte, jo ſtände es um die Förderung unſerer rechtsgeſchicht— 
lichen Studien weit günſtiger, als es tatſächlich ſteht. Solche „dicken 
Wälzer“ wären uns ſehr willkommen. Vielleicht macht Becker ſtati⸗ 
ſtiſche Angaben über die beförderten Juriſten. Indeſſen die Ver⸗ 
teidigung der Spezialiſten des BGB. hat in dieſem Zuſammenhang 
ja keinen Sinn. Becker verlangt doch Pflege der Politik als Wiſſen⸗ 
ſchaft; was ſoll das dabei? Die Erwähnung der Rechtswiſſenſchaft 
hätte Becker doch Anlaß geben ſollen, zu bekennen, daß ſeine Be— 
hauptung „Politik als Wiſſenſchaft ſtarb aus“ ganz grundlos iſt. 

Die Arbeiten von Jellinek und Richard Schmidt bis zu Anſchütz und 


1 Vgl. Guſtav Cohn, Göttingiſche Gelehrte Anzeigen 1919, S. 230. 
Zur gründlichen Widerlegung des von Becker entworfenen Bildes ſei auf 
Schumacher, Guſtav von Schmoller, in Technib und Wirtſchaft, Auguſt 1919, 
ſowie Spietho ff, Guſtav von . in Schmollers Jahrbuch 1918, S. 5 ff. 
verwieſen. n 
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Stier⸗Somlo liefern in „dicken Wälzern“ und dünnen Heftchen den 
| Beweis, daß Politik, allgemeine Staatslehre, allgemeines Staatsrecht 
Er recht viel gepflegt werden. Und wer nicht bloß, auf die Titel der 
Schriften achtet, ſondern vornehmlich nach dem Inhalt fragt, der 
def daß zum Beiſpiel bei Binding und Triepel recht viel für Politik 
als Wiſſenſchaft zu holen ift. Manche neueren Schriften aus dem Ge- 
x * iet der Politik, allgemeinen Staatslehre und des allgemeinen Staats- 
rechts ſind freilich den vorherrſchenden politiſchen Neigungen des großen 
Haufens unbequem, jo außer einigen von den genannten Autoren die 
ef eindringenden Werke des Nationalökonomen Hasbach (übrigens 
eines Schülers von Schmoller) über Demokratie, parlamentariſche 
Regierung uſw. 
Becker fährt fort: „Derſelbe Zuſtand auf philologiſchem Gebiet. 
Die Sprachgeſchichte, der hiſtoriſche Lautwandel beherrſcht das ge— 
lehrte Intereſſe.“ Zum mindeſten hätte er hinzufügen ſollen, daß 
2 die Literaturgeſchichte mit gleichem Eifer gepflegt wird. Was ſoll 
denn aber die Philologie ſonſt noch treiben? Erfüllt ſie denn 


ſtellen, daß ſie heute in der Ausdehnung ihrer Studien, in um— 
5 faſſenden Ausblicken mehr als je leiſtet. Der Zuſammenhang mit 
1 dem öffentlichen Leben wird von ihr in vollem Maß erfaßt. Die 
Arbeiten von U. v. Wilamowitz⸗Möllendorff liefern die inhaltreichſten 
Beiträge auch für das, was Becker am Herzen liegt, für die Politik 
als Wiſſenſchaft. Aber auch Vertreter der neueren Philologie ſind 
uegs bloß Sprachgeſchichtlicher. 

Becker klagt weiter den „Hiſtorismus“ an. „Das Reich war 
bug Bismarckſche Machtpolitik begründet; auf dem ſo geſchaffenen 
Grunde war der Aufſchwung gekommen, die Weltgeltung in Sicht. 
Wer hiſtoriſch dachte — und alle Gelehrten dachten hiſtoriſch — 
mußte daraus die Folgerung ziehen, daß ein Reich nur durch die 
5 Mittel erhalten werden könne, mit denen es begründet war.“ Zwar 
fe der von ſozialiſtiſcher Seite erhobene Vorwurf, daß die Profeſſoren 
— 38 „in egoiſtiſchem Inſtinkt den Intereſſen des Kapitalismus Vorſpann 
De geleiſtet hätten“, unbegründet. Aber „der wiſſenſchaftlich-hiſtoriſche 
Sinn“ der Profeſſoren ſei ihr Verhängnis; er mache ſie blind für 
N =. die aufſteigenden Kräfte einer neuen Zeit, für die Gegenwartsfragen. 
* Zunächſt kann ja gar nicht davon die Rede ſein, daß der „Hiſtoris— 
* mus“ herrſcht. Ganz abgeſehen davon, daß in der Rechtswiſſen— 
ſchaft und der Nationalökonomie die hiſtoriſchen Schulen überhaupt 
nicht mehr im Vordergrund ſtanden, hiſtoriſche Studien und A 
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mus ſind nicht dasſelbe! Zweltens beſteht zwiſchen „hiſtoriſchem 
Sinn“ und Verſtändnis für die Gegenwartsaufgaben kein Gegenſatz. 
Der richtig verſtandene hiſtoriſche Sinn dient gerade dazu, die Er⸗ 
ſcheinungen der Gegenwart zu verſtehen. Der Satz, daß ein Reich 
nur durch die Mittel erhalten werden könne, mit denen es begründet 
war, wird wohl Ewigkeitswert behalten. Unſer Unglück iſt es doch, 
daß es uns an „Bismarckſcher Machtpolitik“ gefehlt hat. Soll auf 
den Univerſitäten und Schulen nach ſozialiſtiſchem Rezept gelehrt 
werden, daß ein Staat ohne Machtpolitik beſtehen könne? Drittens 


haben ſich die Profeſſoren fo wenig gegen die Gegenwartsfragen ab⸗ 


geſchloſſen, daß für die verſchiedenſten Tagesfragen Profeſſoren zur 
Verfügung ſtanden: für den Flotten⸗ und Wehrverein ebenſo wie für 
den Pazifismus, für Sozialpolitik, Bodenreform, Siedelungsfrage 
uſw. Allerdings gab es kaum einen Sozialiſten unter den Profeſſoren, 
wenigſtens unter denen, die ſich mit Staat und Wirtſchaft beſchäftigen. 
Das lag jedoch nicht daran, daß ſie kein Intereſſe für dierſoziale Frage 
beſaßen (Verein für Sozialpolitik !), oder daran, daß etwa Sozialiſten 
durch die Fakultäten von den Profeſſuren ausgeſchloſſen wurden!, ſondern 
lediglich daran, daß es keine Sozialiſten gab, die die erforderlichen 
wiſſenſchaftlichen Leiſtungen aufzuweiſen hatten. Wenigſtens vom 
Deutſchen Reich darf man behaupten, daß nie eine Fakultät einen 
‚ Sozialiften wegen ſeines Sozialismus abgewieſen hat. Auf die 
Stellung der Regierungen einzugehen, habe ich keinen Anlaß, da 
Becker ſeine Kritik gegen die Profeſſoren richtet. u 
In Anknüpfung an feine eben erwähnten Bemerkungen ſtellt 
Becker dann geradezu komiſche Behauptungen über eine angebliche 
Stagnation der Univerſitäten auf. Zum Beiſpiel: „Gerade die 
Tüchtigkeit für das Fach wurde zum Verhängnis für das Staats⸗ 
bürgertum der Profeſſoren.“ Das ſagt nicht ein den Univerſitäten 
fernſtehender n ai ſondern der Referent für die Univerſitäten! 
Nennen wir einmal einige von den Profeſſoren, die ihr Staats⸗ 


bürgertum zu iſtarker Geltung gebracht haben: Mommſen, Wilamo⸗ 


witz, Gierke, Sohm, Binding, Ad. Wagner, Schmoller, Brentano, 
Lißt, Hertling, Dietrich Schäfer, Ed. nn Roethe, Gothein, 


1 Es iſt ein Märchen, daß einmal die Habilttierung eines jungen Hiſto⸗ 
rikers — der übrigens ſelbſt ſpäter ſich um ein anderes Fach bemüht hat — 
von einer Fakultät wegen ſeines Sozialismus verweigert worden ſei; er konnte 
einfach nichts Wiſſenſchaftliches aufweiſen. Über die Frage des Phyſikers Arons 
hat kürzlich Profeſſor Ed. Meyer in den Preußiſchen ee mn 175) 
ee Aufklärung gegeben. 
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G. Kaufmann, Kahl, Max Weber, Meinecke, Feſter uſw. Dieſe 
Namen kennt jeder auch ſchon aus den Zeitungen. Sind ſie nicht 
zugleich bekannte Fachleute? Und dieſe Fachleute, die ihr Staats⸗ 
bürgertum kräftig zur Geltung bringen, gehören zudem den ver⸗ 
ſchiedenſten politiſchen Richtungen an. „Die akademiſche Konkurrenz 
war erbittert. Nur wiſſenſchaftliche Produktivität bot Ausſicht auf 
Fortkommen.“ Will das heutige preußiſche Miniſterium wirklich. 


nicht mehr „wiſſenſchaftliche Produktivität“ als entſcheidende Vor 


ausſetzung für die Erlangung einer Profeſſur anſehen? Dann ſei 
es verflucht. Übrigens iſt es nicht einmal richtig, daß nur auf 
Grund wiſſenſchaftlicher Produktivität Profeſſuren erlangt worden 
ſind; man hat gelegentlich (auch von ſeiten der Fakultäten) auch 
den guten Dozenten bevorzugt, was freilich kaum je ohne Gewiſſens⸗ 
biſſe geſchehen iſt. Althoff hat mir einmal geſagt, im Zweifels⸗ 
fall — wiſſenſchaftliche Produktivität oder Dozentenroutine — müſſe 
jene unbedingt den Vorrang haben. Das ſollte herrſchender Grund⸗ 
ſatz bleiben. Das jetzige Miniſterium will offenbar eine dritte Kate⸗ 
gorie einführen, die der ſtaatsbürgerlichen Betätigung, und zwar 
will man dieſe Kategorie offenſichtlich ohne irgendeinen Gewiſſensbiß 
handhaben. Da es bisher bei den Profeſſoren nicht an ſtaatsbürger⸗ 
licher Betätigung gefehlt hat und das Miniſterium dieſe bei ſeiner 


Forderung ſtaatsbürgerlicher Betätigung ganz ignoriert, ſo iſt ferner 


anzunehmen, daß es Wert legt nicht auf ſtaatsbürgerliche Betätigung 
überhaupt, ſondern auf eine von beſonderer politiſcher Richtung. 

Man wird denen, die heute über die Rückſtändigkeit der Univerſi⸗ 
täten klagen, den betreffenden Miniſterien und Parteien, nicht un⸗ 
recht tun, wenn man behauptet, daß ſie deshalb ihre Unzufriedenheit 
äußern, weil ſie nicht genug Gegenliebe bei Profeſſoren und Stu⸗ 
denten finden 1. Obwohl ſie zufrieden ſein könnten, da es doch nicht 
an Parteinahme zu ihren Gunſten bei Profeſſoren und Studenten 
fehlt, ſo iſt ihnen dieſe Parteinahme offenbar zu gering. Heute 
werden Univerſität und Schule immer geſcholten, wenn eine Partei 
zu wenig Anhänger hat. Jedenfalls ſind die Beweiſe, die für die 
angebliche Rückſtändigkeit der Univerſitäten angeführt werden, 
äußert ſchwach. Wo man auch Beckers Schrift aufſchlägt, überall 


1 Aufs deutlichſte tritt dies Motiv in Aufſätzen „Die Univerſität in der 


Demokratie“ hervor, die K. Wolzendorff in der „Frankfurter Zeitung“ 


Nr. 586, 605, 625 veröffentlicht hat. Obwohl ihr fachlicher Wert ſehr gering 
iſt, ſo verdienen ſie doch als Spiegelbild e politiſcher Erſcheinungen der 
Gegenwart Beachtung. 
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findet man eine grobe Verzeichnung. Im Zuſammenhang mit der 
Schilderung des Rückganges der Univerſitäten für das Volksleben 
führt Becker als kräftigſtes Beiſpiel für den ganzen Unterſchied 
der Zeiten die lebhafte Sympathie, mit der die Begründung der 
deutſchen Univerſität Straßburg 1872 im ganzen Volke auf⸗ 


genommen wurde, einerſeits und „das geringe Intereſſe, das die | 


Wiederherſtellung einer deutſchen Univerfität Dorpat 1918 aus⸗ 
„löſte,“ anderſeits an. Der wahre Grund des Unterſchiedes liegt 
bier doch offen zutage. Die größte deutſche Partei (die Sozial⸗ 

demokratie) wollte von irgendeiner Angliederung der baltiſchen Pro⸗ 
vinzen nichts wiſſen. Der Regierungskommiſſar Winnig rief in der 
Nationalverſammlung am 4. Juli 1919 den Sozialdemokraten zu: 
„Ich kann mit dem Wort ‚Baltifche Barone nicht den Haß ver- 
knüpfen, den Sie damit verbinden.“ Dieſer Haß war es, der die. 


ſozialdemokratiſche Partei von jeder Sympathie für Dorpat fern 


hielt. Andere Parteien ſtellten ſich höchſt kühl zu der Sache, und 
zwar ſind dieſe mit der ſozialdemokratiſchen diejenigen Parteien, 


deren Zwecken die Beckerſche Schrift am meiſten entſpricht. Ent⸗ 


huſiasmus für Dorpat zeigten dagegen ſolche Parteien, über deren 
Rückſtändigkeit jene klagen. Ganz beſonderen Enthuſiasmus aber 
fand die Wiederherſtellung Dorpats gerade in den von Becker ver⸗ 
läſterten Univerſitätskreiſen. Ein Univerſitätsprofeſſor hat ſeine 
Bibliothek Dorpat vermacht! Beckers Rechnung ſtimmt alſo wieder 
nicht. Auf Seite 11 ſchildert Becker, wie in der erſten Hälfte des 
neunzehnten Jahrhunderts „die Pflege der Wiſſenſchaft“ auf den 
Univerſitäten einſeitig betrieben wurde. „Fichte und Schleiermacher 
hatten die Univerfitäten zu Forſchungsſtätten gemacht“ ... „Eine 
ſolche Geiſtesrichtung iſt der Politik und dem öffentlichen Leben nicht 
günſtig. Was etwa an ungebändigten wilden Trieben noch blieb, 


beſchnitt oder erſtickte die Reaktion.“ Das ſoll die Zeit bis 1848 


ſein! Die Univerſitäten, die Becker als „Forſchungsſtätten“ tadelt, 
haben ſich keineswegs von „der Reaktion erſticken“ laſſen! Weiß 


Becker gar nichts von Rotteck, Dahlmann, Gervinus, den Germa- 


niſtenverſammlungen, der rieſigen Zahl von Gelehrten, die ins Frank— 
furter Parlament einzogen? Er muß ſelbſt eine Einſchränkung 
machen, wenn er fortfährt: „Das Mißglücken der achtundvierziger 


Beſtrebungen (da müſſen alſo doch Profeſſoren beteiligt geweſen 


ſein!) und die Erfüllung der Reichsidee durch die Reaktion (ſo nennt 
Becker nach jetzt modiſcher Weiſe das Werk Bismarcks!) und durch 
das preußiſche Schwert drängten die geiſtig arbeitenden Kreiſe immer 
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mehr aus dem Kampf des Tages in die Stile der Gelehrten⸗ 
kreiſe ... Völliges Desintereſſement an der Allgemeinheit, am Po⸗ 
litiſchen.“ Hat Becker wirklich nie etwas von Max Duncker, 
Droyſen, Sybel, Treitſchke, den Apoſteln Bismarcks, von Vertretern 
der Gegenſeite, wie Mommſen, Hänel, Virchow, gehört? Ein geradezu 
leidenſchaftliches „Intereſſement an der Allgemeinheit, am Politiſchen“ 
hat ſie beſeelt. Becker fährt fort: „Beſtenfalls noch innerpolitiſches 
Intereſſe, aber außenpolitiſches?“ Die Apoſtel Bismarcks haben den 
Primat der äußeren vor der inneren Politik gelehrt! Wenn aber 
Becker etwa auf jüngſte Verhältniſſe anſpielen will, ſo ſind diejenigen 
zahlreichen Profeſſoren, die in der jüngſten Zeit ſtärkſten Eifer für 
die außenpolitiſchen Verhältniſſe bekundet haben, gerade von den 
Kreiſen bekämpft worden, die ſo viele Worte über die Rückſtändigkeit 
der Univerſitäten machen. 
Es iſt merkwürdig, daß Becker, der ja ſelbſt früher in der 
wiſſenſchaftlichen Forſchung ſtand und an der von mir geſchilderten 
Bewegung zur Verſtärkung der Syntheſe erfreulichen Anteil nahm, 
jetzt die deutſche Forſchung ſo grau in grau zeichnet. Man wird 
an das erinnert, was wir bei der Erwähnung Scherers bemerkten: 
daß ſich gelegentlich ein feinerer Kopf einer brutalen gröberen Zeit⸗ 
ſtrömung unterordnet. Wenn man Beckers Deklamationen gegen die 
Univerſitäten als Forſchungsſtätten lieſt, ſeine Behauptung, daß eine 
beklagenswerte Spaltung zwiſchen Forſcher und Lehrer beſtehe, daß 
der, der „ſich hauptſächlich als Lehrer fühlt, ſelten wiſſenſchaftlich 
viel geleiſtet hat“ (S. 78) — als ob nicht für die große Mehrzahl 
gerade der tüchtigen Gelehrten die Identität von Forſcher und 
Lehrer charakteriſtiſch iſt (die meiſten wiſſen und fragen gar nicht, 
ob ſie mehr das eine oder das andere ſind, weil ſie eben beides 
gleich find) —, Jo ſollte man meinen, es exiſtiere nichts Schlimmeres 
als die Forſchung. Tatſächlich kommt in Beckers Schrift gar nicht 
zum Ausdruck, daß auch für das politiſche Leben die Forſchung als 
unbefangene Forſchung eine gewaltige Bedeutung hat. Die heutigen 
Parteien und vor allem diejenigen, die die Univerſitäten ſo heftig 
anklagen, verlangen von ihnen politiſche Dienſte im Intereſſe der 
Partei. Demgegenüber haben wir nachdrücklich geltend zu machen, 
daß die Hauptleiſtung, die die Wiſſenſchaft dem politiſchen Leben 
zur Verfügung ſtellen kann, die Reinigung von Parteiintereſſen, von 
überlieferten politiſchen Vorſtellungen, die Anregung zur Selbſt⸗ 
prüfung, die Erhebung über das Momentane, die Pflege des Sinns 
für das in der Entwicklung Weſentliche und Wichtige iſt. Dieſe 
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ſtaatsbürgerliche Funktion können die Univerſitäten aber nur erfüllen, 
wenn in ihnen auf „die Tüchtigkeit des Fachs“ das entſcheidende 
Gewicht gelegt wird, welche freilich nach Becker „zum Verhängnis 
für das Staatsbürgertum der Profeſſoren“ geworden ſein ſoll! 

Becker klagt weiter, daß, wenn jemand „in den Genuß einer | 
geſicherten Pfründe“ gekommen war (dies Bild gebraucht der ehe⸗ 
malige Ordinarius !), dann bei ihm manchmal „die wiſſenſchaftliche 
Schaffenskraft erloſch; die Energie war verbraucht“. Es gibt in der 
Tat Fälle, daß jemand, nachdem er Ordinarius geworden war, ver⸗ 
ſtummte. Neu iſt es aber, daß dies die Folge davon fein. ſoll, daß 
„nur wiſſenſchaftliche Produktivität“ den Anſpruch auf Profeſſuren 
verlieh. Das Verſtummen iſt vielmehr bei ſolchen eingetreten, deren 
Produktivität von Haus aus ſchon nicht ganz echter Art war. 

„Der Beamtencharakter und die Unabſetzbarkeit befreiten den 
Akademiker nach erreichtem Ziel von dem heilſamen Stachel wirt⸗ 
ſchaftlicher Nötigung.“ Mit dieſem Satz kann man ſehr gut die 
Nichtordinarienbewegung bekämpfen, die ja in ihrem Effekt darauf 
hinauskommt, durch Verleihung des Beamtencharakters und finanzielle 
Sicherung ſchon den jüngſten Dozenten „von dem heilſamen Stachel 
wirtſchaftlicher Nötigung“ zu befreien. Der Unterſchied iſt aber der, 
daß man bisher die Befreiung erſt nach erreichtem Ziel, das heißt 
nach ausgiebiger wiſſenſchaftlicher Betätigung vornahm, während ſie 
auf Grund der Nichtordinarienbewegung ſchon bei der Aufweiſung 
der erſten wiſſenſchaftlichen Proben vollzogen wird. Will Becker 
aber die Unabſetzbarkeit des Ordinarius ändern? Die Altersgrenze, 
die an ſich empfohlen werden mag, iſt kein Gegenſatz zu ihr. 

Becker ſchwingt ſich auch dazu auf, etwas geiſtreichen Spott zu 
verſuchen. „Bei ruhiger Arbeit oder voller Muße [!] ohne auf⸗ 
reibende öffentliche Tätigkeit wird man alt. Monarchen und Uni⸗ 
verſitätsprofeſſoren ſollen in der Berufsſtatiſtik mit die höchſte Lebens⸗ 
dauer aufweiſen ... Auch im geſellſchaftlichen Leben haben wir 
Profeſſoren uns nicht genügend freigehalten von den Unſitten der 
Vorkriegszeit, — auch für unſer Geſellſchaftsleben wurde leider der 
Kommerzienrat beſtimmend“ („Abkapſelung nicht nur gegen die 
Volksgemeinſchaft, ſondern auch gegen andere gebildete Stände“ uſw.). 

Mit ſolchen Bemerkungen begibt ſich Becker doch ſchon auf das 
Gebiet des Klatſches. Man hat wohl gelegentlich von guten Diners 
in dieſem oder jenem Profeſſorenkreis gehört. Ich kann meinerſeits 
aber nur verſichern, daß mir von den fünf Univerſitäten, die ich aus 
eigener Anfchauung kenne, kein einziger Fall von irgendwelcher ge⸗ 
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ſellſchaftlichen „Abkapſelung“ bekannt iſt, und genug andere würden 
meine Beobachtung beftätigen. Der Bemittelte und Unbemittelte 
werden gerade in Univerſitätskreiſen gleich angeſehen. | 

Der Leſer wird aber bereits ungeduldig werden. Ich will ihn 
denn auch nicht mit der Zergliederung weiterer Proben der Beckerſchen 
Einſicht behelligen. Es genügt zu ſagen, daß Becker die Univerſitäts⸗ 
verhältniſſe grau malt, um ſeine Behauptung zu ſtützen, daß die 
Univerſitätsprofeſſoren unpolitiſch oder direkt politiſch töricht, den 
großen Fragen der Gegenwart abgewandt ſind, daß ferner die Syn⸗ 
theſe in der deutſchen Wiſſenſchaft fehlt und das engherzigſte Spe⸗ 
zialijtentum! herrſcht. Nach dem vorhin Geſagten iſt es ja klar, daß 
Beckers Sätze nicht ernſt genommen werden dürfen. Leider aber ſind 
ſie, da es ſich um einen ehemaligen Profeſſor und den Leiter des 
preußiſchen Univerſitätsweſens handelt, teilweiſe ernſt genommen. So 
führte mir gegenüber ein Kollege den Satz, der, wie ich zugebe, noch 
immerhin paſſabel iſt, an (S. 54): „Die Profeſſuren für Sanskrit 
und Agyptologie werden in einigen Jahren überhaupt nicht mehr 
zu beſetzen ſein“, weil ſie nämlich finanziell wenig einbringen. Ver⸗ 
kehrt iſt natürlich auch dieſer Satz. Denn dieſe Profeſſuren haben 
früher nicht mehr als heute eingebracht. Becker als Mitglied des 
Kultusminiſteriums hätte an einen anderen Grund denken müſſen, 
wenn die Zahl der Anwärter für ſolche Fächer abnimmt: die Ver⸗ 
minderung der Zahl der Gymnaſialabiturienten. Vor allem indeſſen 
iſt es erweislich falſch, zu behaupten, daß die Wahl der gelehrten Be⸗ 
rufe je nach dem finanziellen Ertrag erfolgt. Es beſteht zum Beiſpiel ein 
Mangel an juriſtiſchen Privatdozenten, obwohl die juriſtiſchen Pro⸗ 
feſſuren finanziell viel abwerfen, während ſür Theologie und die 
cer der Mleſophiſchen Fakultät ſich e mehr u 


3 behauptet Becker: „Auf 12 Gebiet wird. . . jedes Über⸗ 
RR 1105 ein anderes Gebiet) ſofort als Dilettantismus gebrandmarkt.“ 
Natürlich iſt das Gegenteil der Fall. Wenn allerdings jedes dilettantiſche 
Übergreifen kritiſiert werden muß, fo wird doch das erfolgreiche „übergreifen“ 
aufs lebhafteſte begrüßt. Ich bin zum Beiſpiel wegen meiner „Übergriffe“ von. 
zwei Fakultäten zum Ehrendoktor ernannt worden, und ich bin ja nicht das. 
einzige Beiſpiel ſolcher Fälle. Nach Becker ſind ferner diejenigen, die „die 
Spezialgebiete meiſterhaft zuſammenzufaſſen verſtehen, nicht Forſcher, ſondern 
Unternehmer“. Er ignoriert wieder die Tatſachen. Ein reiner Unternehmer 
kann wohl Leute. zuſammentrommeln, aber nicht Sachen zuſammenfaſſen. Es iſt 
auch nicht wahr (S. 3), daß Zuſammenfaſſungen „nicht innerer wiſſenſchaftlicher 
Nötigung von Gelehrten entſprungen ſind“. Ich weiß von vielen und von 
mir ſelbſt, daß ſie dieſer entſtammen. N 
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einſtellen. Innerhalb der philoſophiſchen Fakultät hat die Geſchichte 
mehr Anwärter als die deutſche, die engliſche und die romaniſche 
Philologie, ſehr viel ferner die Philoſophie. Finanzielle Gründe 
kommen hier gar nicht in Betracht. Aber es laſſen ſich hier ſehr 
intereſſante Beobachtungen über wiſſenſchaftliche Bewegungen machen, 
die freilich unſerem Univerſitätsreferenten ganz fern zu liegen ſcheinen. 
Doch wir wollen nicht weiter ins Einzelne gehen. Weiſen wir nur 
die Behauptungen Beckers im allgemeinen zurück. 

Zur Durchaus unrichtig iſt es, daß die Syntheſe in der heutigen 
deutſchen Wiſſenſchaft fehlt. Wir nehmen vielmehr einen ſtarken Zug 
zur Syntheſe ſeit längerer Zeit ſchon war. Wenn man in dieſer 
Beziehung die Dinge meſſen will, ſo kann es ſelbſtverſtändlich nicht 
entſcheidend ſein, ob Bücher mit Titeln zuſammenfaſſender Art in 
genügender Menge vorliegen. Tatſächlich hat auch deren Zahl zu⸗ 
genommen. Aber das wäre noch nicht enſcheidend; es könnte ſich ja 
hinter einem zuſammenfaſſenden Titel eine unſynthetiſche Kompilation 
verbergen. Entſcheidend iſt, daß gerade in den Einzelunterſuchungen 
der Drang nach Syntheſe ſich mächtig kundgibt. Um hier ein paar 
Arbeiten aus meinem Fach zu nennen, ſo wird der Unkundige 
hinter F. Kerns „Franzöſiſcher Ausdehnungspolitik“ (um 1300) und 
W. Andreas’ „Badiſcher Verwaltungsgeſchichte im 19. Jahrhundert, 
Teil I” Arbeiten des verachteten Spezialiſtentums wittern. In Wahr⸗ 
heit find dies Darſtellungen, die zwar auf minutiöfer Kleinarbeit be- 
ruhen, aber nicht trotzdem, ſondern eben deshalb eine großartige 
Syntheſe zeigen; Werke, denen aus der Zeit, die vielleicht Becker als 
goldenes Zeitalter erſcheint, nichts von verwandter Art an die Seite 
geſtellt werden kann. Ich gedenke hier ferner eines jungen Fach⸗ 
genoſſen, der fein Leben im Krieg dem Vaterland zum Opfer gebracht 
hat, des Göttinger Privatdozenten Hans Nieſe: ſeine Arbeiten über 


deie ſtaufiſche Zeit zeigen die echte Syntheſe, die ein begabter Forſcher 


aus ſorgſamer Kleinarbeit zu gewinnen weiß. Soeben kommt mir 
aus dem neuen Werk „Altertum und Gegenwart“ der Aufſatz „Kunſt“ 
von meinem archäologiſchen Kollegen L. Curtius zu — ein wahrhaft 
klaſſiſches Zeugnis dafür, mit welcher Inbrunſt und mit welchem Er⸗ 
folg gerade die echten Wiſſenſchaftler von heute auf die Syntheſe 
ausgehen, das Ineinander der Jahrhunderte verfolgen, das Werden 
und Vergehen in ihren Wirkungen und ihren Urſachen, nicht weniger 
in ihren Verbindungen aufzuſpüren ſuchen; nebenbei die denkbar 
beſte Art non ſoziologiſcher Betrachtung; denn auch die Kunſtformen 
darf der, der das. Verhältnis des Einzelnen zu feiner, Gemeinſchaft 
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unterſucht, nicht vernachläſſigen. Und um ſogleich an eine andere Schrift 
von verwandtem Zweck aus jüngſter Zeit anzuknüpfen, ſo bietet mein 
philologiſcher Kollege Otto Immiſch in ſeinen Vorträgen über „das 
Nachleben der Antike“! dem breiten Kreis der Studierenden eine 
ebenſo anſchauliche wie lehrreiche Syntheſe, wobei ich privatim hin⸗ 
zufüge, daß Immiſch von hier aus den ſtaufiſchen Forſchungen von 
Nieſe emſiges Intereſſe widmet. Es iſt aber, wie bemerkt, die er⸗ 
folgreiche Neigung zur Syntheſe ein durchgehender Zug der heutigen 
deutſchen Wiſſenſchafſt. Mit etwa dem Ausgang der ſiebziger Jahre 
des vorigen Jahrhunderts ſetzt ein neuer Aufſchwung der deutſchen 
Wiſſenſchaft, wohl auf allen Gebieten, ein. Für meine Fachwiſſen⸗ 
ſchaft habe ich dieſe Aufwärtsbewegung — wie ich glaube, keines⸗ 
wegs zu optimiſtiſch — an anderer Stelle? geſchildert, und für die 
anderen Disziplinen dürfte ſie ſich gleichfalls nachweiſen laſſen. Sie 
wird auch über den Krieg hinaus ſich erfreulich entwickeln, wenn 
nicht die jetzt unſerer Kultur im allgemeinen drohenden Gefahren 
ſich übermächtig geltend machen und Eingriffe der Verwaltung die 
geſunde Entfaltung ſtören. Kennzeichen dieſer Aufwärtsbewegung 
ſind: Expanſion der Studien, Schaffung immer neuer Arbeitsgebiete, 
darum Erweiterung der Geſichtspunkte, trotz Zunahme der Spezial⸗ 
arbeiten ſehr merkbarer und zwar erfolgreicher Zug zur Syntheſe, 
Bemühungen um Überwindung des Spezialiſtentums durch dieſen 
allgemeinen Zug und durch Bearbeitung und Pflege der Grenzgebiete 
verſchiedener Wiſſenſchaften. Als erfreuliches Charakteriſtikum der 
wiſſenſchaftlichen Bewegung unſerer Zeit möchte ich noch die Energie 
hervorheben, mit der die Erſchließung neuen Forſchungsmaterials ge⸗ 
rade auch für die Syntheſe nutzbar Wa wird, wie wir es bei 
der Verwertung der Papyrusfunde voͤn Seiten der Juriſten und 
Philologen wahrnehmen. 

Natürlich kommt es uns nicht in den Sinn, die Tatſache eines 
ausgebildeten, weitgehenden Spezialiſtentums und ihre Gefahren und 


1 Für den hier entfachten ſynthetiſchen Eifer iſt auch bezeichnend die jüngſte 
Darſtellung von A. Dopſch (dazu Hiſtor. Zeitſchrift 120, S. 109 ff.). 

2 Siehe meine oben angeführte Schrift. Vgl. auch meine Schil⸗ 
derung der neueſten Entwicklung der deutſchen Geſchichtswiſſenſchaft in dem aus 
Anlaß der 25 jährigen Regierung Kaiſer Wilhelms II. erſchienenen Jubiläums⸗ 
werk „Deutſchland unter Kaiſer Wilhelm II.“, Bd. 3 (1914), S. 1165 ff. Einen 
Beleg dafür, daß ich nicht zu optimiſtiſch urteile, liefert auch die Schrift von 
Litt, welche überall die Erzeugniſſe des ſtarken ſynthetiſchen Zugs der deutſchen 
Wiſſenſchaft verwertet. ö 
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Nachteile irgendwie zu beſtreiten. Es macht ſich auf allen Gebieten, 
nicht blos in der Wiſſenſchaft, heute geltend. Eindringlich hat kürz⸗ 
lich Schumacher in dieſem Jahrbuch (S. 433 ff.) über das Spezia⸗ 
liſtentum, das Schickſal unſerer Forſchung, das darin liegt, geſprochen 
und mit Recht geklagt !. Aber es iſt eben ein Schickſal unſerer 
Forſchung. In dem Stadium, zu dem ſie — erfreulicherweiſe! — 
gelangt iſt, läßt ſich die Spezialiſierung ſchlechterdings nicht ver⸗ 


meiden. Die Bemerkung, daß die Gründlichkeit die Begrenzung der 


Arbeit verlangt, daß die Vielſeitigkeit gleichzeitige Tiefgründigkeit 


ausſchließt, iſt oft gemacht worden. Wenn dieſe Bemerkung immer⸗ 


hin einigen Einſchränkungen unterworfen werden darf, ſo enthält ſie 
doch leider viel Wahrheit. Bei dem Soziologen Simmel? findet 
man eingehende Betrachtungen darüber: die mit dem Fortſchritt der 


Kultur unvermeidliche Arbeitsteilung bannt den einzelnen Träger 


und Anteilhaber dieſer Kultur oft in eintöniges Spezialiſtentum, Be⸗ 
ſchränktheit und Verkümmerung: das Ganze iſt um ſo vollkommener 
und harmoniſcher, je weniger der Einzelne noch ein harmoniſches 
Ganzes iſt. Die Werte des Ganzen und die ſeiner Teile entwickeln 
ſich in umgekehrter Proportionalität zueinander. Die objektive Kultur 
feiert Triumphe; aber die Daſeinsinhalte der Individuen find und. 
werden fragmentariſch! Wie, können wir aber die Nachteile der Spe⸗ 
zialiſierung der Forſchung überwinden? Helfen kann uns einmal. 
die überragende Perſönlichkeit, die mehr als der normale tüchtige 
Gelehrte zu leiſten vermag. Es iſt ein Geſchenk Gottes, wenn ſolche 
Perſönlichkeiten einem Volk in den Wiſſenſchaften oder im Wirtſchafts⸗ 
leben, in der Technik oder in Politik und Heerführung und in der 
Kirche gegeben werden. Einiger Forſcher aus den letzten Zeiten, die 
eine bewundernswerte Vielſeitigkeit ohne Beeinträchtigung der Gründ- 
lichkeit bekunden, dürfen wir uns doch wohl auch rühmen. Sodann. 
it ein Hilfsmittel zur leidlichen Überwindung des Spezialiſtentums 
die erwähnte Pflege der Grenzgebiete verſchiedener Wiſſenſchaften, 
das bewußte Hinarbeiten auf Aufſpürung entſprechender Berührungs— 
punkte. Hiermit deuten wir ein drittes Mittel an, die allgemeine 
Betonung der Pflicht des Forſchers, auf des Nachbars Gebiet zu 
ſchauen, vom Nachbarn zu lernen. Ein ſolches Pflichtbewußtſein ver⸗ 
mag, wenn es mit Energie in die Tat umgeſetzt wird, wohl auch 


1 Vgl. auch Schumacher, S. 435, über das Opfer einer alte ge⸗ | 
bildeten Perſönlichkeit. 
| 2 Simmel, Philoſophie des Geldes, 8 177, 47⁷ ff. 
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dazu beizutragen, die Gaben vom Himmel herabzuholen, deren wir 
bedürfen. Eine verhängnisvolle Wirkung können dagegen äußere 
Verwaltungsmaßregeln üben. Nur wenn ſie mit zartem Ver⸗ 
ſtändnis ausgewählt und angewandt werden, ſind ſie in der 
Lage, die Entwicklung zu fördern. Sonſt ſind ſie sun und 
Hemmung. 

Gerade von dieſem Geſichtspunkte aus möchte ich auf eine be⸗ 
merkenswerte Außerung meines Heidelberger Kollegen Hampe aus 
dem Jahre 1913 hinweiſen !. Indem er einerſeits den ſoeben von 
mir geſchilderten „geſunden Zug zur Syntheſe, der als Rückſchlag 
gegen ein übermäßiges Spezialiſtentum vor einem halben Menſchen⸗ 
alter einſetzte“, rühmt, wirft er anderſeits die Frage auf, ob „unter 
der Überfülle der leichtgeſchürzten, knappen Darſtellungen die gründ⸗ 
liche gelehrte Arbeit auf hiſtoriſchem Gebiete nicht bereits empfindlich 
leidet“. Man vergegenwärtige ſich, wie auf eine ſolche ſchon vor⸗ 
handene Richtung die Neigung des hohen Miniſteriums, zur Schau 
getragenen ſynthetiſchen Eifer durch Verleihung von Profeſſuren zu 
prämiieren, wirken muß. Iſt es Aufgabe der Behörden, den Wett⸗ 
eifer der leichten Schürzungen zu beflügeln? 

Wie den Wiſſenſchaftsbetrieb und die politiſche Haltung der 
Profeſſoren belegt Becker, worüber ich ſchon eine Andeutung machte, 
auch die Univerſitätsverfaſſung mit ſeinem Tadel. Auch hier ſoll 
der Tadel die Notwendigkeit der in Ausſicht genommenen Reformen 
begründen, aber zugleich offenbar Stimmung machen für jenes große 
Geſchenk des Miniſteriums, die ſoziologiſchen Profeſſuren, das beſte, 
was die Univerſität ſich wünſchen kann. Die Reform wird als 
etwas furchtbar ernſtes geſchildert. Es wird die Parallele mit der 
Geſchichte des Wahlrechts in Preußen-Deutſchland gezogen: ſie 
„ſollte uns eine Warnung ſein, welchem Radikalismus man ſich 
ausſetzt, wenn man ſich gegen zeitgemäße Neuerungen ſperrt, fo 
unbequem ſie manchmal im Augenblick ſcheinen und fo viel ‚erwor- 
bene‘ Rechte fie bedrohen“ (S. 64). Es herrſchen „oligarchiſche 
Organiſationsformen“ und „das formale Autoritätsprinzip“ (S. 66). 
Wenn man ſolchen und ähnlichen Klagen begegnet, ſo meint man, 
daß Becker alles an den Univerſitäten umſtürzen will. So böſe iſt 
er indeſſen nicht. Er gibt ſogar zu, daß „die Erfüllung vieler 


1 „Deutſche Literaturzeitung* 1913, Nr. 42. Es ſei ferner erwähnt, daß 
E. Tröltſch (Hiſtor. Zeitſchrift Bd. 120, S. 284) über e e 
klagt. 
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Privatdozentenwünſche nach halber oder ganzer Beamtung einen ver- 
hängnisvollen Erfolg haben würde“ (S. 22). So bleibt denn nicht 
viel Raum für eine große Neuordnung. Man ſieht nicht, weshalb 
ſo viel Klagen über „Obrigkeitsſtaat“, „Oligarchie“ uſw. angeſtimmt 
werden, wenn doch der Hauptſache nach die alte Organiſation be— 
ſtehen bleiben ſoll. Man vermißt aber überhaupt fruchtbare, neue 
Gedanken in dem miniſteriellen Programm für die Reform der 
Univerſitätsverfaſſung. Etwas Aufguß von der Nichtordinarien- 
bewegung; das iſt alles. Das Minifterium will dieſer Bewegung 
und den Wünſchen des radikalen Teils der Studentenſchaft entgegen— 
kommen, ſieht aber ein, daß das doch nicht ganz durchführbar iſt, 
und behilft ſich nun mit matten Kompromißvorſchlägen. Doch die 
Gedankenarmut ij ja, wie der Rektor der Univerfität Berlin in 
ſeiner Feſtrede vom 3. Auguſt dargelegt hat, eine allgemeine Er⸗ 
ſcheinung des revolutionären Deutſchlands. \ 
Etwas von den Plänen Beckers für die Reform der Univerſitäts⸗ 
verfaſſung ſei hier erwähnt. Den Eintritt der Extraordinarien und 
Abteilungsvorſteher in die Fakultäten bezeichnet Becker (S. 33 f.) 
als etwas außerordentlich Förderliches. Dadurch ſoll der Fakultät 
neues Leben mitgeteilt, ſie weſentlich gehoben werden. Wir haben 
in Baden ſchon den Eintritt von Nichtordinarien in die Fakultäten. 
Etwas die Sache Förderndes iſt es nicht; ſoviel wiſſen wir bereits 
aus der Erfahrung. Günſtigſtenfalls iſt es etwas Unſchädliches. 
Unſere Fakultätsſitzungen ſind ſeit dem Eintritt von Nichtordinarien 
etwas länger geworden; daß ſie aber irgendwie neues Leben ge⸗ 
wonnen haben, wird niemand behaupten. Natürlich gibt es auch 
genug Nichtordinarien, die die ganze Affaire mit der nötigen Ironie 
anſehen. Gegenüber der offenbar ehrlich gemeinten Verherrlichung 
dieſer Neuerung, wie wir fie bei Becker finden, ſei auf die mit 
feinem Witz geſchriebene Kritik von Chriſtoph Emeritus, „Hände 
weg von den Univerſitäten!“ (Freiburg 1. B., Speyer & Kärner) 
hingewieſen. Dieſe kleine Schrift mit ihren geſunden Lebens— 
anſchauungen zu leſen, fördert die Erkenntnis mehr als die Lektüre 
des Beckerſchen Buchs. Es liegt mir natürlich fern, den Bemühungen 
für Löſung des ſchwierigen Problems, das insbeſondere in der 
Stellung der Abteilungsvorſteher und Aſſiſtenten der mediziniſchen 
und naturwiſſenſchaftlichen Inſtitute liegt, die Bedeutung abzu⸗ 
ſprechen. Aber verkehrt iſt es, die Nichtordinarienfrage mit einer 
Wichtigkeit zu behandeln, als ob davon das Blühen oder Welken 
der Univerſitäten abhänge. Die Hauptſache iſt: nur tüchtige Kräfte 


1307] 7 Soziologie als Lehrfach | 95 
gehören in die Fakultäten. Die Tendenz, Leute unter Umſtänden 
nur deshalb in ſie hineinzubringen, weil ſie am Ort ſelbſt aufwachſen, 
muß ſchädlich wirken 1. | | 

Ganz ſchlimm ſteht es nach Becker (S. 39) mit der „Zulaſſung 
zur Habilitation“. Er ſpricht von „einer Zufälligkeit und Subjektivität, 
die gen Himmel ſchreit“. Er iſt ſo gnädig, „das Urteil der Fakultät 
und des Fachordinarius nicht ganz ausſchalten“ zu wollen. Aber er 
verlangt, daß fortan „die Regierung“ maßgebend mitwirkt. Wer als 
Vertreter der Regierung? Ad. Hoffmann? Häniſch? Becker? Ich habe 


zu Becker größtes Vertrauen, wenn es ſich um orientaliſche Philologie 


handelt. Aber keineswegs, wenn er bei einer anderen Habilitation 
mitſprechen will, ſei es, daß er ſelbſt als Regierungsvertreter auftritt 
oder einen anderen als ſolchen beſtellt. Denn ſein Buch zeigt doch 
auf ſeiner Seite über Nationalökonomie, Geſchichte uſw. eine ſo 
ſchlechte Orientierung, daß man ihm nicht zutrauen darf, die richtige 
Wahl zu treffen. Sein Buch wird diejenigen, die etwa geneigt 
waren, der Regierung einen maßgebenden Anteil bei der Habilitation 
einzuräumen, von einer ſolchen Neigung entgültig zurückbringen. Lehr⸗ 
reich iſt aber die Forderung einer Beſchränkung der Selbſtändigkeit 
der Fakultäten zugunſten des Staats ?. Man hat die Beobachtung 
oft in der Geſchichte gemacht, daß die Demokratie, ſo lange ſie ſich 
in der Oppoſition befindet, als Verteidiger der Selbſtverwaltungs⸗ 
körper auftritt, ſobald ſie aber die Herrſchaft erlangt hat, die Selbſt⸗ 
verwaltung einſchränkt und der Zentraliſation das Wort redet. Ein 
Recht des Staats, bei, der Anſtellung von Profeſſoren, ſtaatlicher 
Beamten, mitzuwirken, haben wir nie beſtritten. Dagegen würde 
eine maßgebende Mitwirkung der Regierung bei der Habilitation der 
freien Privatdozenten formell wie ſachlich unangebracht ſein. Wenn 
wir einräumen, daß bei der Habilitation gelegentlich Mißgriffe vor- 
gekommen ſind, ſo würden fie ſich bei dem Eingreifen einer unkundigen 
Regierung nicht vermindern, zumal die Regierung ſeit der Revolution 
eine Parteiregierung geworden iſt. Die Frage, ob wir eine wahre 

1 Ich möchte mich nicht näher über die Stellung des badiſchen Miniſteriums 
ausſprechen, weil bei den jetzigen politiſchen Zuſtänden auch eine Verteidigung 
einer Behörde ſchaden kann, wie es im alten Rom nach der Schilderung des 
Tacitus der Fall war. So viel aber glaube ich doch ſagen zu dürfen, daß das 
badiſche Miniſterium mehr Zurückhaltung übt als das jetzige preußiſche. N 

2 Wolzendorff kommt in ſeinen mit ſo großem Aplomb angekündigten 
„Reformvorſchlägen“ weſentlich auch nur auf die Forderung des ſtärkeren „Ein⸗ 
griffs von oben“. „ 
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parlamentarische Regierung haben, wird bekanntlich verſchieden be⸗ 
antwortet; jedenfalls haben wir eine bewußte Parteiregierung. Eine 
ſolche Aan doch nur den Wunſch nach Stärkung der Selbſt— 
verwaltungskörper nahe legen. Wenn wir, wie eben bemerkt, 
die Mitwirkung der Regierung bei der Ernennung der Profeſſoren 
nicht im mindeſten beſtreiten, ſo iſt aus jenem Geſichtspunkt eine 
Verſtärkung ihres Rechts nicht empfehlenswert. Becker fordert 
aber auch fie (S. 42 ff.). Wenn er indeſſen betont: „die Regierung 
wird ihre Entſcheidung im öffentlichen Intereſſe treffen,“ ſo fürchten 
wir, daß dies „öffentliche“ oft das Parteiintereſſe ſein wird, vielleicht 
nicht ſelten gegen den Willen des Univerſitätsreferenten. Was ver⸗ 
mag jedoch ein einzelner Univerſitätsbeamter innerhalb einer Partei⸗ 
regierung! Der Univerſitätsreferent ſollte die Fakultäten als ſeine 
Bundesgenoſſen anſehen und nicht leichthin über „Fachpäpſte“ (S. 43) 
ſpotten. Wer kann ſich der Heiterkeit erwehren, wenn Becker aus⸗ 
ruft (S. 43): „Wir brauchen eine ſtarke Regierung, die auch 
den Mut hat, gelegentlich gegen die ſachverſtändigen Voten zu ent⸗ 
ſcheiden!“ Wir würden ſagen: „. . . den Mut hat, gelegentlich 
gegen die politiſchen Parteiintereſſen für die ſachverſtändigen Voten 
einzutreten.“ Man denke an die ſozialiſtiſchen Profeſſoren und 
die ſoziologiſchen Profeſſuren, die ſeit der ö eine Partei⸗ 
forderung ſind l. 

Die Mißgriffe, die bisher bei Habilitationen 1 And; | 
beſtanden weſentlich in einer zu milden Praxis, in einer zu leichten 
Eröffnung des Wegs zur Lehrtätigkeit. Dieſe milde Praxis war 
ohne ſchwerwiegende Folgen, ſo lange der Privatdozent ſich ganz auf 
eigene Gefahr hin habilitierte. Jeder Fortſchritt der Nichtordinarien⸗ 
bewegung ſteigert freilich die ungünſtigen Folgen der milden Praxis, 
weshalb man fortan die „geltenden Beſtimmungen ſchärfer zu hand⸗ 
haben ſich genötigt ſieht. Die Regierung, die bei der Habilitation 
mit ſprechen will, wird anderſeits durch die Natur der Dinge dahin 
kommen, eher ein Auge zuzudrücken als die Zulaſſung zu erſchweren. 
Einen Rückſchluß kann man ſchon daraus ziehen, daß die Regierungen 
(nicht bloß die preußiſche) ſeit der n den Fakukdeten nahe 
35... U 

1 Näher auf das Verhältnis von 88 der Fakultäten und 
ſtaatlichem Ernennungsrecht einzugehen, iſt hier nicht der Ort. Als Hiſtoriker 
weiß ich natürlich, daß das preußiſche Kultusminiſterium oft durch eine ſelb⸗ 
ſtändige Entſcheidung das richtige getroffen hat. Aber die neueſten politiſchen 
Zuſtände fordern gebieteriſch eine Verſtärkung des Rechts der 
Fakultäten. | | > 


1309] | s Zu Sosilogie als ele 1 97 N 


gelegt haben, dieſen oder jenen als Profeſſor anzunehmen, der tat⸗ 
ſächlich nicht vollwertig iſt. Die politiſchen Verhältniſſe haben ſich 
eben bereits geltend gemacht. Und die Ausfälle Beckers gegen die 
„Forſchungsſtätten“ und zugunſten der allgemeinen ſoziologiſchen 
Profeſſuren laſſen ja auch manches ahnen. 

Wir ſehen hier den Zuſammenhang zwiſchen den Beckerſchen 
Plänen der Verfaſſungsreform, über die wir im vorſtehenden einiges 
geſagt haben, und den ſoziologiſchen Profeſſuren. Wenden wir uns 
jetzt zu dieſem unſeren engeren Thema zurück. | 

Ich bin in der Kritik der von Becker unternommenen Schwarz⸗ 
malerei ausführlich geworden, um darzutun, daß ſie durchaus un⸗ 
berechtigt iſt. Für ihn aber hat ſie den hohen Zweck darzutun, wie 
unentbehrlich, wie großartig wirkſam die von Miniſter Ad. Hoffmann 
dekretierte Maßregel der Schaffung von ſoziologiſchen Profeſſuren 
an allen Hochſchulen iſt. Damit wird der politiſche Stumpfſinn 
oder das „politiſche Desintereſſement“ der Profeſſoren beſeitigt, die 
politiſche Bildung bei Profeſſoren, Studenten und im ganzen Volk 
mächtig gefördert, die Syntheſe großartig geſchaffen. „Soziologie 
beſteht nur aus Syntheſe.“ Wir müſſen nun leider wieder unſere 
ironiſche Miene annehmen und unſerem Univerſitätsreferenten be⸗ 
ſcheinigen, daß die Soziologie, die er für „nur Syntheſe“, für die 
umfaſſendſte Wiſſenſchaft hält, nach der Auffaſſung der ernſten Ver⸗ 


treter dieſer Diſziplin eine — Spezialwiſſenſchaft wie, andere Spezial? 


wiſſenſchaften auch iſt. Der Streit um die Berechtigung der Sozio⸗ 
logie iſt der Streit um die Frage, ob ſie als Spezialwiſſenſchaft 
anerkannt werden kann. Iſt das nicht möglich, dann kann ſie über⸗ 
haupt nicht anerkannt werden. Univerſalwiſſenſchaften gibt es natürlich 
nicht. Nur Dilettanten fabeln von einer Univerſalwiſſenſchaft, wie 
etwa von einer allgemeinen Kulturwiſſenſchaft oder allgemeinen Kultur⸗ 
geſchichte, die wohl alle Wiſſenſchaften außer den naturwiſſenſchaftlich⸗ 
mathematiſchen umfaſſen ſoll. „Kulturgeſchichte als eigene Disziplin 
gibt es nicht“ !. 

Soziologie iſt aber nicht nur, nach der Anſicht ihrer ernſten 
Verteidiger, eine Sonderwiſſenſchaft, ſondern es ſpielen in der von 
dieſer abgegrenzten Wiſſenſchaft auch Spezialfragen die gleiche Rolle 
wie in anderen Sonderwiſſenſchaften. Ja, die Auflöſung in Spezial⸗ 


1 So Tröltſch, Vierteljahrsſchrift für Sozial⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte, 
Bd. 15, S. 90. Man de die weiteren N e die er daſelbſt 
anknüpft. | | 
Schmollers ns XIII 4. | | | ö „„ „ 
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fragen würde hier noch größer fein als anderswo. Nennen wir ein 
paar ſolcher einzelnen Themata, die ſchon behandelt worden ſind: 
Soziologie des Adels, des Erbamts, der Treue, der Dankbarkeit, des 
ſchriftlichen Verkehrs (des Briefs), des Schmucks, der Sinne, der 
Panik (Vortragsthema auf einem Soziologenkongreß). Wenn wir 
dann weiter hören von „der Negativität kollektiver Verhaltungsweiſen“, 


von der „pſychologiſchen Schwellenerſcheinung“ uſw., ſo iſt damit wohl 


genügend angedeutet, daß der ſoziologiſche Wiſſenſchaftsbetrieb ſich 
heute von keiner Dijziplin an verfeinerter Spezialiſierung übertreffen 
laſſen will. Und wie weite Wege der analytiſchen Forſchung wird 
der ſoziologiſche Forſcher noch zum Beiſpiel auf dem Gebiet der 
Soziologie des Adels, der Sinne, der Beſchämung, des ſoziologiſchen 
egenſatzes zwiſchen Auge und Ohr (vgl. Simmel S. 650) gehen 
wollen und müſſen! Da bieten doch Nationalökonomie, Jurisprudenz, 


Geſchichte uſw. weit mehr Syntheſe. Nirgends iſt volle Syntheſe | 


| ſo ſchwer zu erreichen wie in der Soziologie. | 
Simmel bemüht ſich in feiner „Soziologie“ (S. 7 ff.) ernſtlich, 
für die Soziologie als eine beſondere Wiſſenſchaft ein beſonderes 


Gebiet abzugrenzen; er empfindet die ganze Schwierigkeit der Sache; 


er glaubt es immerhin wagen zu dürfen. Becker gibt ſeiner Sozio⸗ 
logie den weiteſten Raum: auch, wie er ausdrücklich ſagt, „die 
wiſſenſchaftliche Politik und die Zeitgeſchichte ſollen dazu gehören !. 


1 Wie überall, ſo ſtützt auch hier Becker ſeine Forderungen durch eine 


unrichtige Darſtellung der vorhandenen Zuſtände. Er behauptet, daß „die 


„Histoire contemporaine“ überall gepflegt war; nur bei uns galt ſie als un⸗ 
wiſſenſchaftlicher Dilettantismus“ (S. 9). Unſer Univerſitätsreferent ſcheint die 
Vorleſungskataloge der letzten Jahrzehnte ſeiner Lektüre nicht für würdig zu 
erachten. Sonſt würde er wiſſen, daß Vorleſungen über die jüngſte Zeit ſeit 
lange nichts ſeltenes ſind. Und die Doktordiſſertationen über Themen aus der 
neueſten Geſchichte! Ein Kollege von einer anderen Univerſität, ein National⸗ 
ökonom (der übrigens ſelbſt, wie andere Nationalökonomen, ſeine Schüler über 
neue und neueſte Zeit arbeiten läßt), klagte mir neulich, daß ſein Kollege von 
der neueren Geſchichte die Themen aus der neueſten Gefchichte doch gar zu ſehr 
bevorzuge! Wohin gelangen wir, wenn das, was ſich als ſpontane Entwicklung 
eingeſtellt hat, nun noch durch miniſteriellen Druck, vielleicht durch minifterielle 
Ukaſe, die die Beckerſchen Gedanken verwerten, ungeſund verſtärkt wird! 
Dozenten, die nach den neuen Hoffmann⸗Häniſch⸗Beckerſchen Grundſätzen in 
Profeſſuren gebracht werden, überſchlagen ſich danach etwa im Eifer, die 
Wünſche des Herrn Miniſters auszuführen! Es wäre (um Beckers Lieblings⸗ 
wörter zu gebrauchen), eine „Abkapſelung“, ja ein „Verhängnis“, wenn fortan 
irgendwie das Studium der älteren Zeiten zurückgeſtellt werden ſollte. Ein 
franzöſiſcher Fachgenoſſe ſprach mir vor dem Kriege ſeine lebhafte Zuſtimmung 
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Eine nähere Definition gibt er nicht von ihr; er r läßt fie jedenfalls 
ihrem Weſen nach eine Mehrzahl von Diſziplinen umfaſſen. Zieht 
er Politik und Zeitgeſchichte „auch“ hinein, ſo kann er vor Philoſophie, 
vor Rechtswiſſenſchaft, Nationalökonomie, Ethnographie, Ethnologie, 
Geographie, Philologie, Kunſtwiſſenſchaft, Theologie, vor der älteren 
Geſchichte nicht halt machen. Da haben wir alſo die Univerſal⸗ 
wiſſenſchaft, die die Hoffmann⸗Häniſch⸗ Beckerſchen Profeſſoren der 
Soziologie fortan „an allen Hochſchulen“ vertreten ſollen. 


Eine ſolche Univerſalwiſſenſchaft iſt erſtens nicht nötig, zweitens 


unmöglich. Nicht nötig, weil, wie wir geſehen, die mannigfachſten 
Einzelwiſſenſchaften ſich den ſoziologiſchen Problemen, das heißt den 


Fragen der menſchlichen Gemeinſchaftsbeziehungen, mit ſchönſtem 


Erfolg ſeit lange gewidmet haben und weiter widmen. Da wir 
darüber uns vorhin ausführlich geäußert haben, können wir uns 
jetzt kurz faſſen. Die Beziehungen zwiſchen dem Einzelnen und den 
Gemeinſchaften, in denen er ſteht, find aber nicht bloß von den ver⸗ 
ſchiedenen Wiſſenſchaften mit erfolgreichem Eifer durchforſcht worden, 
ſondern es ſind auch durch gegenſeitige Berührungen und den Aus⸗ 
bau der Grenzgebiete die nötigen Beziehungen unter ihnen aufrecht N 
erhalten und verſtärkt worden. Die Philoſophie hat ferner (ab⸗ 
geſehen davon, daß ſie die ſoziologiſchen Erſcheinungen innerhalb 
ihres eigenen Gebiets verfolgt) die wünſchenswerte Überprüfung der 
Ergebniſſe der andern Wiſſenſchaften vorgenommen, ſei es, daß man 
ihr in dieſer Hinſicht die Stellung einer Zentralwiſſenſchaft zuſpricht, 
ſei es, daß ſie hier als ſpeziell erkenntniskritiſche Inſtanz auftritt. 


Indem wir auf den Vorteil der damit gezogenen Verbindungsfäden 


hinweiſen, ſtellen wir im übrigen feſt, daß die ſoziologiſchen Pro⸗ 
bleme ſtets um ſo erfolgreicher erforſcht worden ſind, je gründlicher 
der betreffende Fachmann ſein Handwerk verſtand und ausübte. 
Oder glaubt man etwa, daß ein Philolog ſtark genug wäre, die 
wirtſchaftlichen Gemeinſchaftsbeziehungen erfolgreich zu erforſchen, 
oder ein Nationalökonom, die Gemeinſchaftsbeziehungen, die ſich in 
der Sprache ausprägen? In der Sprache! Aber die Vielheit der 
Sprachen! Auch ſchon ei Vertreter der allgemeinen Sprachwiſſen⸗ 


ſchaft begrenzt ſich und führt den Titel „allgemein“ nur zum 


Schein. Halten wir uns hierbei gegenwärtig, wie ſehr die ſozio⸗ 


zu der deutſchen Art aus, gleichmäßig die verſchiedenen Zeiten im Studium zu 


berückſichtigen, und beklagte die franzöſiſche Art, einſeitig die Geſchichte der 


franzöſiſchen Revolution zu bevorzugen. 
7 dae 
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logischen Probleme gründliche Nebenbei und a worden 
find, gerade weil die einzelnen Wiſſenſchaften je für ſich ſie mit 
vollem Ernſt in Angriff genommen haben. Ein Muſterbeiſpiel 
liefert die Jurisprudenz. Das geſamte Gebiet eines Forſchers wie 
Gierke, iſt ja im Grunde ſoziologiſche Forſchung. Die ſpezielle 


Frage der Geſchichte des Majoritätsprinzips, die er behandelt hat, 


iſt eine eminent ſoziologiſche Frage. Den Unterſchied der Auf⸗ 


die Arten, die Entſtehung, die Wirkungen der Kartelle. Wir 


brauchen in der Aufzählung von Muſterbeiſpielen nicht weiter zu 


gehen., Die Vertiefung und Verfeinerung der Probleme ließ ſich 
nur ei weiteſtgehender Arbeitsteilung durchführen. Oder will ſich 
etwa ein Einzelner anheiſchig machen, ſämtliche Fineſſen der ver⸗ 
ſchiedenen Wiſſenſchaften zu beherrſchen? Hiermit iſt auch das zweite 


gegeben: jene Univerſalwiſſenſchaft iſt unmöglich. Man denke ſich 
die Hoffmann⸗Häniſch⸗Beckerſchen Soziologen, die alle dieſe Wiſſen⸗ 
ſchaften beherrſchen ſollen, die dann natürlich alles und nichts ver— 
ſtehen, denen die Zuhörer weglaufen, weil ſie über Zwirnsfäden 


ſtolpern und, günſtigenfalls, aus den Lehrbüchern der verſchiedenen 


Diſziplinen ſich das zuſammenſuchen, was der Zuhörer dort ganz 


ebenſo findet. Und gar die literariſchen Arbeiten ſolcher Sozio⸗ 
logen: die Sammelſurien, die uns gelegentlich geboten wurden, 
konnten und durften bisher als nicht zur wiſſenſchaftlichen Literatur 


gehörig bezeichnet werden; jetzt ſollen ſie als Grundlage für den 


e zur Profeſſur gelten. Wollte man aber einwenden, daß 
ja der Soziologe Fachmann in einer Wiſſenſchaft ſein könne, ſo 
wird ein ſolcher Fachmann erwidern: „Ich habe mit der Erforſchung 
der ſoziologiſchen Probleme in meinem engeren Fach ſo viel zu tun, 
daß ich mich mit mehr Obliegenheiten nicht belaſten kann.“ Der 
Nationalökonom kann nicht die ſoziologiſchen Probleme der Sprach⸗ 
wiſſenſchaft mit erledigen, der Juriſt nicht die der Kunſtwiſſenſchaft, 
ohne Beeinträchtigung ſeines eigenem Fachs; er würde ſonſt Schaden 
an ſeiner Seele und Ehre nehmen. Das aber wollen wir allen „all⸗ 
gemeinen“ Soziologen einſchärfen, daß niemand ein „allgemeiner“ 
Soziologe ſein kann, der ſich nicht um die ſoziologiſchen Erſcheinungen 


bemüht, die in dem feinen Geäder der Sprachen beſchloſſen find. 


F faſſung. die die verſchiedenen Völker von dem Verhältnis des 
Einzelnen zu ſeiner Gemeinſchaft haben, zum Ausdruck zu bringen, 
iſt ein Hauptziel von Gierkes Forſchungen. Aber alle Unterſuchungen 
über die Genoſſenſchaften find ja ſoziologiſche Unterſuchungen, ſo 
auch auf dem Gebiete der Nationalökonomie die Unterſuchungen über 


— 
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Mit einigem Gerede über Frauenfrage, Sozialismus, Obrigkeits⸗ 
und Volksſtaat kommt man doch nicht aus. Mit dem Geſagten er⸗ 
gibt ſich endlich, daß die Proklamierung der allgemeinen Soziologie 
drittens auch ſchädlich iſt, um ſo ſchädlicher, als mit ihr der 
Dilettantismus jetzt direkt von Saatswegen empfohlen und groß⸗ 
gezogen wird. Nur eine Art der Schädlichkeit will ich noch beſonders 
hervorheben. Wir haben ſchon ſeit einiger Zeit über einen Einbruch 

der „ſoziologiſchen Auffaſſung“ in die Fachwiſſenſchaft zu klagen: 
der Nationalökonom, der Juriſt, der Hiſtoriker uſw. fol nur noch 
„ſoziologiſch“ denken. Soweit man darunter nichts weiter verſteht, 
als eine objektive, weil allſeitige, Berückſichtigung der Beziehungen 
des einzelnen Tatbeſtands, liegt darin ja eine ganz gute Mahnung. 
Aber es fragt ſich doch immer, welche Beziehungen in dem betreffenden 
Fall für ſeine Beurteilung in Betracht kommen. Jetzt haben wir 
jedenfalls oft die Erſcheinung, daß nationalökonomiſche, juriſtiſche, 
hiſtoriſche Definitionen durch die Hineinmengung „ſoziologiſcher Ge⸗ 
ſichtspunkte“ unmöglich gemacht werden. Man verkennt, daß die 


ſpezifiſch juriſtiſche Definition uſw. für ſich auch ihr gutes Recht 


hat. Natürlich wird die Verwirrung durch die miniſterielle a 
teftion noch größer werden. 

Man könnte ſich verſucht fühlen — wie tatſächlich mir ein 
norddeutſcher Kollege von der Philologie feinen Eindruck dahin ger 


ſchildert hat — anzunehmen, daß der Univerſitätsreferent im Mini: 


ſterium „den Sprung in den Dilettantismus als das Heil anſieht“ 
und daß „es nächſtens als Vorwurf gelten wird „Fachmann“ zu ſein.“ 
Ich will nicht das von Lamprecht in Leipzig geſtiftete In⸗ 
ſtitut, mik dem man das Experiment eines univerſalgeſchichtlichen 
Betriebs durchführen wollte, übergehen 1. Es beruht lediglich dar⸗ 


auf, daß ein Mann ſo viel Geld zur Verfügung hatte, daß er Leute 


aus den verſchiedenſten Fachgebieten anſtellen konnte. Indem dies 
Lamprecht möglich wurde, glaubte er den Beweis geliefert zu haben, 
daß ein univerſalgeſchichtlicher Betrieb möglich, daß eine allgemeine 
Kulturgeſchichte oder gar Kulturwiſſenſchaft keine Utopie ſei. Be⸗ 
wieſen hat er tatſächlich nichts. Denn erſtens fungierte er nur als 
Unternehmer, der über geteilte Arbeit gebot. Zweitens hätte 
eine Fakultät als Leiter des Unternehmens die Sache weit beſſer 
ah weil er eben . die geſamten Diſziplinen e nicht 


1 Zur Kritik ſiehe vierteljahrsſchrift für Sozial⸗ u. Wirtotögeiäigte 
Bd. 15, S. 89. i 
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beherrſchen konnte. Den bisherigen Unterrichtsbetrieb und die Herr⸗ 
ſchaft der Fachleute halten wir auch den ſoziologiſchen Anſprüchen 
gegenüber aufrecht. | 
Die ernſten Soziologen, die übrigens ſämtlich Vertreter einer 
alten Fachwiſſenſchaft ſind, lehnen, wie bemerkt, die Soziologie als 
Univerſalwiſſenſchaft, als Sammelſurium ab. Sehen wir nun zu, 
ob ſich die Konftruftion einer ſoziologiſchen Sonderwiſſenſchaft. 
durchführen läßt. Zwei Fragen ergeben ſich hier. Läßt ſich eine 
Wiſſenſchaft von den Formen der Wechſelwirkung des Einzelnen 
und der Gemeinſchaft oder Vergeſellſchaftung ſo ablöſen, daß ſie 
als ein beſonderes Wiſſenſchaftsgebiet Lebensfähigkeit beſitzt? Wir 
glauben dieſe erſte Frage nicht eingehend zu beantworten zu brauchen, 
da die Beantwortung einer zweiten. ſchon die Entſcheidung gibt, 
nämlich der Frage, ob die Erforſchung jener Formen von einem 
andern als einem beſondern Fachmann in die Hand genommen wer⸗ 
den kann. Und die Antwort hierauf haben wir auch ſchon gegeben. 


Wir können uns damit begnügen, einige Folgerungen aus unſern 


Darlegungen für den. praktiſchen Unterrichtsbetrieb zu ziehen. 
| Denken wir uns einen Profeſſor der Soziologie, der es mit 
| feiner Aufgabe ernſt nimmt. Er iſt vom preußiſchen Kultus⸗ 


| miniſterium in dieſe Stellung gebracht worden. Iſt er auf einem 
beſondern Gebiet Fachmann — ſei es Juriſt oder Nationalökonom 


oder Theologe oder Hiſtoriker uſw. , ſo wird ihn ſeine ernſte 
Auffaſſung von ſeiner Aufgabe dahin führen, ſich immer mehr 


8 in ſein Fach zu vertiefen, gewiß auch das Auge über Nachbar⸗ 


gebiete ſchweifen zu laſſen, jedoch immer weiter in ſeinem eigenen 


Scͤchacht zu arbeiten, da er ſonſt feine Kraft zerſplittern und ſeine 


Arbeit nicht wahrhaft fördern würde. Die Pflichten jeder einzelnen 
Wiſſenſchaft ſind eben heute ſchon ſo unermeßlich, daß ſie einen 
Mann ganz verlangen, daß ſogar einer nicht einmal ſeine geſamte 
Didziplin beherrſchen kann⸗ Wenn jener Fachmann aber ſieht, daß 
er über die weſentliche Beſchränkung auf ſein Fach boch nicht hin— 
auskommen kann, ſo wird er eben ſein Fach vertreten und wird 
dabei größere Befriedigung gewinnen als bei dem Verſuch, als all- . 
gemeiner Soziologe zu erſcheinen. Schließlich iſt ja doch alles, was 
er erforſcht und in Vorleſungen behandelt, mehr oder weniger So⸗ 
ziologie, das heißt ein Komplex von menſchlichen Gemeinſchafts⸗ 
fragen, aus feinem Fachgebiet. Und nun die foziofogifchen Vor⸗ 


lleſungen! Schwerlich läßt ſich ohne Mißbrauch der Sache mehr 


als ein Privatkolleg über Soziologie herauskonſtruieren. Ein ſolches 


E 
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könnte ein Fachmann, zum Beiſpiel ein Juriſt oder Nationalökonom 
oder Hiſtoriker, halten, indem er die ſoziologiſchen Beobachtungen 
aus ſeinem Gebiet zuſammenfaßt und ſie noch durch ſeine Leſefrüchte 
aus der Literatur anderer Fächer etwas zu bereichern ſucht. Was aber 
ſoll der Profeſſor der Soziologie in den andern Semeſtern leſen? 
Füllt er mit dem Kolleg über Soziologie zwei oder gar drei Se⸗ 
meſter, ſo wird er als Dozent höchſt ſpeziell werden und am 
wenigſten den Zweck erfüllen, den ihm Becker ſtellt, nämlich den der 
enzyklopädiſchen Belehrung. Setzen wir ſodann den Fall, daß das 
Miniſterium einen Nichtfachmann zum ſoziologiſchen Profeſſor er⸗ 
nennt, ſo wird er, falls er ehrlich iſt, bald von einem ſolchen Ekel | 
über die Notwendigkeit, feinen Zuhörern unreifes Zeug vorzuſchwa⸗ 
dronieren, erfüllt werden, daß er ſeine Profeſſur aufgibt. Auf keinem 
Gebiet Fachmann zu ſein, das iſt heute für den, der Wiſſenſchafkler 
ſein ſoll, das fürchterlichſte. 

Eine Sonderſtellung nimmt bis zu einem gewiſſen Grade der 
Philoſoph ein. Wie die Philoſophie im allgemeinen noch immer in 
dem einen oder anderen Sinn als Zentralwiſſenſchaft gilt, jo übt fie, 
wie bemerkt, insbeſondere das Recht der begrifflichen Überprüfung 
der Reſultate der Sonderwiſſenſchaften und der erkenntnistheoretiſchen 
Grundlegung für dieſe. Es ſoll etwa eine methodiſche Grundlage 
für die neue Diſziplin gewonnen werden. Von hier aus oder auf 
Grund des Umſtands, daß der Philoſoph danach ſtrebt ein Weltbild 
zu gewinnen, oder weil ſein pfychologiſches Intereſſe ihn dahin führt, 
mag man ihm eine weitergreifende Berechtigung zuſprechen, obwoh, 
ich mir ſeine Funktion gegenüber der Soziologie nicht anders vor⸗ 
zuſtellen vermag als in der Art, daß er gelegentlich als Geſellſchafts⸗ 
philoſoph auftritt, wie er als Geſchichts⸗, als Rechtsphiloſoph ſich 
betätigt, und obwohl ſich bei der Zergliederung des Begriffs Geſell⸗ 
ſchaft und Gemeinſchaft ſofort zeigt, daß hier eine große Vielzahl 
von Einzelwiſſenſchaften mitzuwirken hat. Hauptſächlich zieht wohl 
den Philoſophen zur Soziologie (ich ſage: zu den ſoziologiſchen 
Fragen) die Verknotung mit der Pſychologie. Ein Kollege von der 
Philoſophie meinte mir gegenüber, daß der Stoff der Soziologie 
dieſe mehr zur Nationalökonomie als zur Philoſophie hinweiſe, 
welcher Einwand jedoch dahin erweitert werden muß, daß ihr 
Stoff neben der Nationalökonomie eben noch viele Einzelwiſſen⸗ 
ſchaften beanſprucht. Wie der Forſcher der verſchiedenen 
Diſziplinen der Geiſtes⸗- oder Kulturwiſſenſchaften, 
wo immer er den Spaten einſetzen mag, überall zu- 
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gleich für die Klärung ſoziologiſcher Fragen ar— 
beitet, ſo verlangt die ſoziologiſche Erkenntnis die 
gemeinſame Forſchung aller dieſer Diſziplinen. Die 
Gemeinſchaftsbeziehungen des Menſchen gehören nicht einem einzelnen 


Gebiet, etwa dem der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, vorzugsweiſe an. 


Mag man aber für die Philoſophie, von den angedeuteten Geſichts⸗ 
punkten aus, ein näheres Verhältnis zur Soziologie annehmen, ſo 
ſind jedenfalls zwei Dinge hier zu merken. Erſtens wird auch bei dem 
Philoſophen der Erfolg ſeiner ſoziologiſchen Bemühungen von 
ſeiner fachmäßigen Tüchtigkeit abhängen: je gründlicher der Philo⸗ 
ſoph, deſto gründlicher der Soziolog. Zweitens wird der Philo— 
ſoph, der als Soziolog angeſtellt iſt, immer den Trieb haben, in 
Forſchung und Lehrtätigkeit ſich nicht auf ſoziologiſche Fragen im 
engeren Sinn zu beſchränken, ſondern Philoſphie ‚Überhaupt zu 
treiben. 

Im Aare den Jahrgang des „Hochland“ S. 512 ff. bringt 
Th. Brauer gegen meine Auffaſſung einen Satz des Philoſophen 
Külpe vor, welcher unter den Einzelwiſſenſchaften, die innerhalb der 
Philoſophie für einen ſelbſtändigen Betrieb heranreifen, neben der 
Pſychologie, der Ethik und der Aſthetik auch die Soziologie hervor⸗ 
hebt und weiter bemerkt: „am meiſten vorbereitet iſt dieſe Teilung 
bei der Pſychologie, demnächſt vielleicht bei der Soziologie“. Mir 
find dieſe Außerungen für meine Auffaſſung höchſt willkommen! Zu⸗ 
nächſt konſtatiert Külpe, was auch ich aufs ſchärfſte betone, daß die 
Soziologie nur als Einzelwiſſenſchaft in Betracht kommen kann, 
alſo nicht als Univerſalwiſſenſchaft, wie zum Beiſpiel Becker wünſcht. 
Sodann faßt Külpe fie als eine einzelne Ausſtrahlung der Philo- 
ſophie auf, ſetzt ſie in Parallele mit der Pſychologie, Ethik und 
Aſthetik. Das iſt mir nicht minder willkommen. Wird man denn 
wünſchen, daß eine Profeſſur für Pſychologie oder Ethik jemand ver⸗ 


liehen wird, der nicht die allergründlichſte allgemeine philoſophiſche 


Bildung ſich erworben hat? Wird jemand, der nicht entweder Philo⸗ 
ſoph oder Kunſthiſtoriker von Fach iſt, für würdig erachtet werden, 
eine Profeſſur für Aſthetik zu bekleiden? Und worüber wird der 
Pſycholog, der nichts als Pſycholog iſt, leſen? Nur über Pſycho⸗ 
logie? Die Frage iſt ſchon einmal akut geworden, und die Fachleute 
verweigern die Antwort auf ſie. Alſo ganz wie bei der Soziologie. 
Entweder muß der Pſycholog gründlicher allgemeiner Philoſoph ſein, 
oder, wenn man ſeine Profeſſur etwa ganz naturwiſſenſchaftlich kon⸗ 
ſtruieren will, gründlicher allgemeiner Phyſiolog. om ſchwebt er 
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in der Luft; ſonſt ift er Dilettant, Kurpfuſcher. Mit derſelben Ent- 
rüſtung aber, mit der die ernſte Wiſſenſchaft die Pſychologen, die 


ſich nicht auf eine ſolide alte Fachwiſſenſchaft ſtützen können, ablehnt, 


muß ſie es auch verurteilen, wenn jemand eine Profeſſur für Sozio⸗ | 
logie beanſprucht, ohne gründlichſte allgemeine philoſophiſche Fach⸗ 
bildung, oder etwa gründlichſte allgemeine nationalökonomiſche Fach⸗ 
bildung erworben zu haben. Ganz ſo würde heute Külpe die Streit⸗ 
frage beurteilen. Von ihm unterſcheide ich mich nur inſofern, als 


ich beſondere ſoziologiſche Profeſſuren für ſchlechthin überflüffig halte, 


weil eben doch der Soziolog ſtets Vertreter einer der bisherigen 
Fachwiſſenſchaften ſein muß, ſonſt den realen Boden unter den Füßen 
verliert. Übrigens ſpricht ſelbſt Külpe auch nur von der Möglich⸗ 
keit („demnächſt vielleicht“), daß ſich die Soziologie als philoſophi⸗ 
ſche Sonderwiſſenſchaft abteilen könnte. Und ſchließlich braucht der, 
der die Exiſtenz einer Sonderwiſſenſchaft in irgend einem Sinn be⸗ 
hauptet, deshalb noch nicht die Forderung der Schaffung beſonderer 
Profeſſuren füe eine ſolche aufzuſtellen. Die gar zu weitgehende 
Aufteilung der einzelnen Abſchnitte der verſchiedenen Disziplinen 
auf beſondere Profeſſuren würde dem von Becker aufgeſtellten 
Zweck der Syntheſe, zumal 5 die Vorleſungen, jeoenjelß entgegen⸗ 
wirken. 

Th. Brauer gibt ſeinen Darlegungen eine ganz greifbare Nutz 
anwendung, indem er für Max Scheler eine ſoziologiſche Profeffur 
fordert. „Warum ſollte ein Mann wie Max Scheler ... . nicht 
die Gewähr bieten für eine fruchtbringende ſoziologiſche Lehrtätigkeit! a. 
Selbſtverſtändlich habe ich nichts gegen Scheler als Soziologen. Er 
würde aber meines Erachtens eine beſondere ſoziologiſche Profeſſur 
nicht nötig haben. Denn wenn ihm eine Fakultät eine philoſo⸗ 


phiſche Profeſſur einräumt — er iſt ja Fachphiloſoph —, wird im 


eine „fruchtbringende ſoziologiſche Lehrtätigteit“ durchaus unbe⸗ 
nommen ſein. Wer der Meinung ift, daß Scheler eine befondere, 
ſoziologiſche Profeſſur nötig hat, um eine ſoziologiſche Lehrtätigkeit 
zu entfalten, ſetzt ſeine Bedeutung als Philoſoph herab. Es handelt 
ſich hier wiederum um ein Schulbeiſpiel für die e der 
Forderung ſoziologiſcher Profeſſuren. 

Vielleicht kommt einmal die Zeit, in der mit ſtets fortſchreitender 
Arbeitsteilung die Philoſophie ſich ſo ſehr ſpezialiſiert, daß ſie unter 
anderem einen beſonderen Schößling der Soziologie treibt. Vielleicht 
kommt einmal die Zeit, daß Soziologie Teil I, II, III. in drei Se⸗ 
meſtern oder gar in ſechs vorgetragen wird. Ein ſolcher Zuſtand 
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wäre aber eben gar nicht nach Beckers Sinn; denn der enzyklopädi⸗ 
ſchen Belehrung würde er vollends den Garaus machen. 

Lehrreich iſt die Art von Simmels „Soziologie“, des ernſteſten 
Verſuchs eines ſoziologiſchen Syſtems. Von dem ernſten Philoſophen 
erhält man auch ernſte ſoziologiſche Betrachtungen; man merkt über⸗ 
all den tüchtigen philoſophiſchen Fachmann. Simmel hat ſich ferner 
in der anderweitigen Literatur fleißig umgeſehen, vermöge der Pflicht 
der logiſchen Überprüfung, die ihm als Philoſophen obliegt, und 
noch etwas darüber hinaus. Jeder andere Fachmann, der Hiſtoriker, 
der Juriſt, der Nationalökonom uſw. wird freilich das geſchichtliche, 
das juriſtiſche, das nationalökonomiſche Material, das Simmel ver- 
wertet, noch vermehren, ihn auch noch berichtigen können. Simmel 
hätte ſeine „Philoſophie des Geldes“ wohl auch Soziologie des 
Geldes nennen können; aber treffender iſt zweifellos die von ihm ge- 
wählte Bezeichnung: er behandelt eben als philoſophiſcher e 
die Sache. Er kennt ſeine Grenzen. ' 

Die Hörer des von Becker gewünſchten ſoziologiſchen Kollegs 
würden von Simmels „Soziologie“ abgeſchreckt werden: in die 
Histoire contemporaine werden fie darin nicht eingeweiht, während 
ſie mit einer Fülle von techniſchen Fachausdrücken und mit der diffi⸗ 
zilen Darlegung ſoziologiſcher Einzelfragen überſchüttet werden. In 
dieſer Hinſicht weiſt Simmels „Soziologie“ vielleicht auf den vorhin 
angedeuteten Zukunftsweg. Will Becker die Soziologie Simmelſcher 
Art fördern, ſo würde er die wiſſenſchaftliche Arbeitsteilung fördern, 
was er tatſächlich nicht tun will. 

Ich habe die denkbaren Möglichkeiten ſoziologiſcher Profeſſuren 
beſprochen. Das wirkliche Leben geht aber oft über das, was uns 
zunächſt denkbar erſcheint, noch hinaus, und ſo muß ich denn hier 
feſtſtellen, daß die Erfahrung mich über noch andere Fälle, die vor- 
auszuſetzen uns von Haus aus nicht naheliegt, belehrt hat. Ja ich 
muß ſogar bekennen, daß dies die bisher mir allein bekanntgewordenen 
Fälle ſoziologiſcher Profeſſuren ſind. Ich erſtatte den Bericht. A will 
ein Ordinariat haben, aber nicht eins für ein vorhandenes Fach. 
Er erhält eine ſoziologiſche Profeſſur. Sie iſt ihm in der Tat will⸗ 
kommen. Er wünſcht nicht große Vorleſungen zu leſen; ſeine Neigung 
iſt, wenig zu leſen, vielleicht einmal ein größeres oder kleineres Kolleg 
oder auch gar keins. Mit der ſoziologiſchen Profeſſur iſt dies liebens⸗ 
würdige Syſtem gut vereinbar. Soziologie iſt ja alles und nichts 
ſpezielles. Man kann als Soziologe über alles leſen, braucht aber 
über nichts ſpezielles zu leſen. Für die Ausbildung der Studenten 


; 


1319] N u Soziologie als Lehrfach 107 


ſind ſoziologiſche Vorleſungen überflüſſig; denn die Soziologie durch⸗ 
zieht ja alle ihre Fachvorleſungen. Wollen ſiie etwas Zuſammen⸗ 
faſſendes, ſo hören ſie bei einem guten Philoſophen oder Hiſtoriker 
oder bei irgendeinem anderen guten Fachmann. H. v. Sybel erzählt, 
wie großartig ihm das Gebiet der Kulturgeſchichte in der Pandekten⸗ 
vorleſung von Savigny aufgegangen ſei. Ich weiß den Studenten 
auch heute Juriſten zu nennen, bei denen ſie Kulturgeſchichte und 
Soziologie in Hülle und Fülle in einem Fachkolleg lernen können. 
Der Fall B: B will eine beſtimmte Fachprofeſſur haben. Die Fach⸗ 
leute erachten ihn aber deſſen nicht für würdig, drücken indeſſen ein 
Auge zu, als die Regierung erklärt, er ſolle „nur eine Profeſſur für 
Soziologie“ haben. Nachdem er dieſe erlangt hat, kündigt er ſouve⸗ 
rän die großen Vorleſungen aus dem Fach an, für das er ein Ordi⸗ 
nariat haben wollte. Warum auch nicht? Wenngleich die Sdzio⸗ 
logie zwar nichts ſpezielles iſt, ſo iſt E doch andererſeits alles, und 
der Soziolog kann eben alles. b 

Mein verſtorbener Kollege und 3 Alfred Dove hat die 


Soziologie „Wortmaskenverleihinſtitut“ genannt“. In ſoziologiſchen 


Schriften iſt in der Tat oft ein Spiel mit Worten getrieben worden, 
jo daß dieſer Spott nicht als ganz unberechtigt erſcheint. Unter 
anderm haben ſich da, wo Vergleiche zwiſchen den menſchlichen Ge⸗ 
meinſchaften und natürlichen Organismen gezogen wurden, oft Worte 
eingeſtellt, denen nicht immer ein gleich hoher Sinn entſprach. Nie⸗ 
mand wird Schäffles „Bau und Leben des ſozialen Körpers“ von 
dem Vorwurf freiſprechen, einen großen Luxus in wenig beſagenden 
Vergleichen entfaltet zu haben. Sein Buch iſt ein Denkmal un⸗ 
fruchtbarer ſoziologiſcher Literatur. Er ſchalt auf die durchaus be⸗ 
rechtigte Kritik und mußte ſie doch hinterher anerkennen. Simmel 
möchte ich vor jenem Spott verteidigen, obwohl ja zuzugeben iſt, 
daß er die Kunſt, die Dinge mit wenigen und ſchlichten Worten zu 
ſchildern, nicht gerade virtuos übt. Im allgemeinen bleibt wohl auf 
der angeblichen beſonderen Wiſſenſchaft der Soziologie der Vorwurf 
haften, daß ſie als Ganzes und in dem Einzelnen, was ſie bisher 
geboten hat, ſehr anſpruchsvoll auftritt und ſich und anderen nicht 
ſagt, daß das, was ſie zu tun ſich anheiſchig macht, längſt von anderen 
getan wird, daß man die eingehendſten Belehrungen über ſoziologiſche 


Ich habe ſeine Außerung in meiner oben S. 65 A. 1 erwähnten Schrift 
(S. 102 angeführt. Zur Kritik der Soziologie daſelbſt weiteres. Siehe ferner 
Vierteljahrsſchrift f. Sozial⸗ u. Wirtſchaftsgeſchichte 1907, S. 487; Februarheft 
der Zeitſchrift „Hochland“, Seh 1919, S. 550 fr. 
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Erſcheinungen in Schriften fudet, die fi nicht mit dem hohen Titel 
der Soziologie verbrämen. In diefem Sinn iſt das Wort Soziologie 


ſelbſt eine Wortmaske !. 


Neben dem, was ſo die unter der Firma der Soziologie ſegelnde 


Literatur an nutzloſen Wortſpielen und Wortgefechten zum beſten 


gibt, ſtehen die materialiſtiſchen, naturaliſtiſchen, poſitiviſtiſchen Dar⸗ 


bietungen ſoziologiſchen Inhalts, wobei, um das Bild vollſtändig zu 


zeichnen, vermerkt ſei, daß in der ſoziologiſch titulierten Literatur 
ſich wohl mehr als anderswo hinter abſtrakten Erörterungen und 
dialektiſchen Kunſtſtücken und angeblich der Erfahrung abgelauſchten 


poſitiviſtiſchen Formeln ſehr greifbare Parteiabſichten verſtecken. Wenn 
nun auf miniſterielle Anordnung Profeſſoren auf die Soziologie ver— 


eidigt werden ſollen, ſo wird, wie wir ſchon bemerkten, im Zu⸗ 


ſammenhang mit den allgemeinen politiſchen Wünſchen des jetzigen 


Miniſteriums (ſ. oben S. 60) ein Druck zugunſten dieſer unwiſſen⸗ 


ſchaftlich⸗ politiſchen Richtung ausgeübt. Nicht die Politik als Wiſſen⸗ 


ſchaft (die Becker in unſerem bisherigen wiſſenſchaftlichen Betrieb 


vermißt), ſondern die politiſche Afterwiſſenſchaft oder pſeudowiſſen⸗ 


ſchaftliche Politik wird gefördert. Wir können jedoch von der poli- 
tiſchen Seite der Sache auch ganz abſehen. Die ſoziologiſch titulierte 
Literatur gehört, rein wiſſenſchaftlich betrachtet, zum großen Teil in 
eine abgelegene Zimmerecke. Und wenn wir gern zugeben, daß ſie 
anderſeits auch ernſte Arbeiten aufweiſt, ſo nimmt dieſer beſſere Teil 
jedenfalls nur ein kleines Plätzchen innerhalb der gewaltigen und. 
fruchtbaren Literatur im allgemeinen ein, die die menſchlichen Ge- 
meinſchaftsbeziehungen erforſcht hat und erforſcht. Es iſt unbeſtreit⸗ 
bar, daß deren Erforſchung eine gemeinſame Angelegenheit der mannig— 
faltigſten Einzelwiſſenſchaften bleiben wird und muß. 

So kann denn unſer Urteil nur dahin lauten, daß die vom 


Miniſterium deklarierten „ſoziologiſchen Profeſſuren an allen Hoch— 


ſchulen“ zwar wohl brauchbar ſein mögen, wenn ſie einem beſtimmten 
politiſchen Parteizweck dienen ſollen (ſofern ſie nicht die Partei bloß⸗ 
ſtellen!), daß ſie jedoch vom wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus nicht 
bloß für zwecklos anzuſehen ſind, ſondern daß mit ihnen ſogar die 
Gefahr einer ſchädlichen Wirkung verbunden iſt. Die Abſicht der 
Beſtiftung aller Hochſchulen mit ſoziologiſchen Profeſſuren ſtellt ſich 


1 Spiethoff, in dieſem Jahrbuch 1918, S. 14, ſpricht davon, daß „die 
Soziologie oft in Gefahr war und noch iſt, eine 7 Molluske zu werden.“ 
E. Jung, Das Problem des natürlichen . . 177: „das etwas nebel⸗ 
hafte ee ſoziologiſch'.“ g N 
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uns als eine Außerung der bei den jetzt herrſchenden politiſchen 


Kreiſen vorhandenen Neigung für unproduktive Anlagen dar. Die 


unſchädlichſte Art der ſoziologiſchen Profeſſur, die Sinekure für ältere 
verdiente Gelehrte, wäre immer noch eine unzweckmäßige Verwirk⸗ 
lichung der betreffenden Idee. Neue Profeſſuren find an ſich durch⸗ 


aus erwünſcht: es würde nicht ſchwer ſein, dem Miniſterium ſehr 


geeignete Kräfte für neue Profeſſuren in ſtattlicher Zahl zu benennen. 
Dadurch aber, daß es den — milde ausgedrückt — Luxus der ſozio⸗ 
logiſchen Profeſſuren treibt, vernachläſſigt es tüchtige Kräfte und 
wichtige Fächer und hindert ſo ſelbſt die Erfüllung der Aufgabe, die 
es ſich ſtellt, die Förderung der Syntheſe. | 

Unſer Proteſt darf ſich indeſſen nicht auf die Ablehnung der 
„Profeſſuren für Soziologie“ beſchränken. Nicht weniger gilt er der 
ganzen Art!, mit der die Forderung der ſoziologiſchen Profeſſuren 
begründet wird, der falſchen Beurteilung des bisherigen Wiſſenſchafts⸗ 
betriebs, der Entſtellung in der Schilderung der Kräfte und Richtungen, 
die bisher an den deutſchen Univerſitäten lebendig geweſen ſind, den ver⸗ 
derblichen Grundſätzen, die das jetzige Miniſterium in der Univerſitäts⸗ 
verwaltung zur Anwendung zu bringen die Abſicht zu haben ſcheint?. 
Wenn Becker den deutſchen Wiſſenſchaftsbetrieb tadeln will, ſo lehnen 
wir uns gegen Tadel nicht auf; echte Kritik lieben wir. Allein unſere 
Pflicht iſt es, die Grundſätze, von denen aus Becker feinen Tadel 
ausſpricht und ſeine entſtellende Schilderung entwirft, zurückzuweiſen. 
Sie ſtehen zu dem in Widerſpruch, was die deutſchen Univerſitäten 
groß gemacht hat. 

Vor ein paar Tagen erhielt ich von dem Göttinger National⸗ 
ökonomen Guſtav Cohn eine Rezenſion aus den Göttingiſchen Ge⸗ 
lehrten Anzeigen (Nr. 5 und 6, S. 230 ff.), in der er dem Ver⸗ 


hältnis der Vertreter der Wiſſenſchaft zur Staatsregierung einige 


Worte widmet. Er wirft dabei einen. Rückblick auf einen Vergleich, 
den er vor Jahren zwiſchen der preußiſchen Univerſitätsverwaltung 


1 Im Anhang teilt Becker (S. 66 ff.) einen Erlaß des Miniſters über die 
Hochſchulreform mit, der auch nicht gerade einen günſtigen Eindruck macht. 
Wenn von den Reformwünſchen geſprochen wird, die von „den beteiligten Hoch⸗ 
ſchulen ſelber“ an die Miniſterien gelangt ſeien, ſo lächelt man doch dazu. Der 
künftige Hiſtoriker des jetzigen Miniſteriums wird ja aber dazu das nötige ſagen. 

2 Wir wollen hoffen, daß die Praxis des Miniſteriums beſſer ſein wird 
als ſeine Grundſätze, daß es zu ſehr unter dem Einfluß der guten alten Tra⸗ 
dition ſteht, als daß es ſich ganz von den neumodiſchen Grundſätzen beherrſchen 
läßt. Aber in helleres Licht ſetzen muß man dieſe abſonderlichen Grundſätze. 


— 
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einerſeits und der ſchweizeriſchen und amerikaniſchen anderſeits ge- 
zogen hatte. Damals hatte er hervorgehoben, wie viel freier die 
Univerſitätsverwaltung der preußiſchen Monarchie war, wie dagegen 
die Demokratie in der Schweiz und Amerika die Freiheit der Wiſſen⸗ 
ſchaft zu bedrohen begann. Was er jetzt dazu weiter ſagt, das bildet 
einen geeigneten Abſchluß für unſere Darlegungen. „In dieſem 
Augenblick, wo die Wetterfahnen ſehr verlegen ſind und nicht wiſſen, 
wohin ſich bewegen — in dieſem Augenblick möchte ich das alte i 
Wort, das ich einſt in Zürich niederſchrieb und in der Zeitſchrift ee 
für die geſamte Staatswiſſenſchaft drucken Tieß?, mit verſtärkter 

ö Überzeugung wiederholen: nee voltus instantis tyranni nec civium 

ardor prava iubentium ... Damals war es die kleine Demokratie; 

heute iſt es die große Demokratie im allergrößten Format.“ 


1 Vgl. G. C ohns „Univerſitätsfragen und Erinnerungen“ (Stuttgart 191898. 
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IV 


Am erſten erreichte England ſein Ziel in den Niederlanden. 
Schon einige Zeit vor dem Kriegsausbruch hatten dort wirtſchaftliche 
Schwierigkeiten beſtanden, die nun durch das Vorgehen Englands 
gegen den Überſeehandel bedenklich verſchärft wurden. Holland hatte 
auf die Freiheit ſeiner Verſorgung und ſeines Zwiſchenhandels mit 
Nichtbannware gerechnet und wurde aufs ſchwerſte dadurch getroffen, 
daß ihr weiteres Eintreffen von England verzögert wurde. Die not⸗ 
wendige Verſorgung der Niederlande war ſchon in den erſten Auguſt⸗ 
wochen 1914 in Frage geſtellt. Um ſich wenigſtens genügende Zu⸗ 
fuhren des unbedingt notwendigen Getreides zu ſichern, erklärte ſich 
die niederländiſche Regierung am 23. Auguſt 1914 zum Erlaß eines 
Embargos auf Getreide bereit. England verweigerte trotzdem die 
weitere Zufuhr mit der Begründung, daß das Getreide durch kriege⸗ 
riſche Vorgänge ſchließlich doch in die Hände deutſcher Truppen 
fallen könnte. Eine Garantieerklärung für den weiteren Verbleib 
des Getreides abzugeben, lehnte die niederländiſche Regierung als 
unneutral ab. Als Folge hiervon wurde Schiff auf Schiff in britiſche 
»Häfen eingebracht und erſt nach längerem Aufenthalt, meiſt auch 
erſt nach Abladung eines Teiles der Fracht wieder freigegeben. 
770 000 Buſhel Getreide, die nach Rotterdam beſtimmt waren, 
wurden unterwegs von engliſchen Schiffen angehalten und in e 
land verkauft . 

Um die weitere Verſorgung nicht ganz zum en zu gen 


1 Receuil de diverses communications. .. par rapport à la neutralité 
des Pays-Bas, S. 25. Clapp, a. a. O. S. 28. 


ae 


n a | Georg Brodnitz | | cr [1324 


ließ die niederländiſche Regierung für Güter aus den Vereinigten 
Staaten, auf die ſie Embargo gelegt hatte, durch Bekanntmachung 
vom 6. September 1914 die Konſignation an die Regierungsadreſſe 
zu. Das war aber nur für eine beſchränkte Reihe von Waren 
möglich, während England gegen die Niederlande ſchon deshalb mit 
ſteigender Schärfe vorging, weil ſie durch die Rheinſchiffahrtsakte 
gehindert waren, Durchfuhrverbote gegen Deutſchland zu erlaſſen. 


Um aus dieſen Schwierigkeiten herauszukommen, trat am 21. Sep⸗ 


tember 1914 aus den Kreiſen der Intereſſenten die Kommiſſion für 
den niederländiſchen Handel zuſammen. Ihr gehörten die Herren 
van Aalſt, Kröller, Op ten Noort, Jooſt van Vollenhoven und Prof. 
C. van Vollenhoven an. Sie nahm mit der engliſchen Regierung 
Fühlung und ſchlug die Errichtung einer Vermittlungsſtelle für den 
niederländiſchen Überſeehandel vor, die berufen und geeignet ſein 
jollte, diejenigen Sicherungen England gegenüber zu geben, die die 
Regierung aus Neutralitätsgründen ſelbſt nicht zu gewähren ver- 
mochte. Es iſt begreiflich, daß der damalige Miniſter Treub ſpäter 
ſagte: „Mir fiel ein Stein vom Herzen, als ich Anfang Oktober von 
dieſem Plane vernahm. “Denn die niederländiſche Regierung hatte 
tatſächlich nur zwei Möglichkeiten vor ſich. Entweder konnte ſie 
Englands rechtswidriges Vorgehen ablehnen und womöglich ge— 
meinſam mit den anderen hiervon betroffenen Neutralen zu bekämpfen 
ſiuchen, fie hätte dann aber auch nicht vor den letzten Konſequenzen 
einer Auseinanderſetzung mit England zurückſchrecken dürfen. Oder 
ſie ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß nun einmal Macht vor Recht 
gehe, und dann mußte ihr jedes Mittel genehm ſein, das ihr 
wenigſtens die Aufrechterhaltung ihres Wirtſchaftslebens ermöglichte. 
Sie entſchloß ſich für letzteres, und ſo entſtand die Nederlandsche 
Overzee Trust Maatschappij (N. O. T.), die am 1. Januar 1915 
ihren Geſchäftsbetrieb eröffnete !. | 
An der Errichtung der N. O. T. haben vornehirfie die großen 
Schiffahrtsgeſellſchaften teilgenommen, die Schiffahrtsgeſellſchaft 
Niederland, der Rotterdamer Lloyd, die Dampfſchiffahrtsgeſel chaft 


1 N W. F. Treub, Oorlogstijd. Herinneringen en Indrukken, 2. Aufl. 
1917, S. 326 ff. — Vier Brieven over de N. O. T. Amterdam 1916. A. Versluys. 
— Twee Gesprekken over de N. O. T. s’Gravenhage, N. V. Boekh vh. Gebr. 
Belinfante 1916. — Tönnies, Die niederländiſche Überſee⸗Truſt⸗Geſellſchaft. 
Jena 1916. — Jaſtrow, Völkerrecht und Wirtſchaftskrieg. Breslau 1917, 
S. 23 ff. — G. Keller, N. O. T. De Nederlandsche Oversee Trustmaat- 
schappij. Mit Vorwort von J. K. van Aalſt. 2. Auflage. Amſterdam 1916. 
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Ozean, die Königl. Paketfahrtgeſellſchaft, die Holländiſche Dampf⸗ 


ſchiffahrtsgeſellſchaft, die Holland⸗Amerika⸗Linie, die Königl. Nieder- 


ländiſche Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft, der Weſtindiſche Poſtdienſt und | 
der Holländiſche Lloyd, daneben die Niederländiſch⸗Indiſche Handels⸗ 
bank, die Amſterdamer Bank und die Twentiſche Bankvereinigung, 
und ſchließlich zwei Großhandelsfirmen, R. Mees & Söhne und 
Wm. H. Müller & Co. Sie war formell eine rein private Geſell⸗ 
ſchaft mit einem Kapital von 2,4 Millionen Gulden. Die Hälfte 
der auf Namen lautenden Anteile wurde bei der Gründung unter⸗ 
gebracht, der Reſt mußte bis 1. Juli 1919 von Kunden der N. O. T. 
übernommen werden. Die Übertragung von Anteilen war nur mit 
Zuſtimmung des Verwaltungsrats zuläſſig, der ſie ohne Begründung 
verweigern konnte. Eingefordert wurden 10% des Nominalkapitals. 
Die Dauer der Geſellſchaft war urſprünglich auf fünf Jahre, alſo 
bis 31. Dezember 1919 angenommen, iſt aber augenſcheinlich ſpäter | 
verlängert worden. 

Die N. O. T. hatte ihren Sitz im Haag, den man wählte, um 
der niederländiſchen Regierung und den ausländiſchen Geſandtſchaften 
nahe zu ſein, aber auch um die Eiferſucht der beiden großen Häfen 
des Landes zu vermeiden. Nur die Abteilung für den Verkehr mit 
Wertpapieren iſt in Amſterdam errichtet worden. Die innere 
Organiſation der N. O. T. in Abteilungen erfolgte teilweiſe nach den 
Erforderniſſen des Geſchäftsganges, zum Teil aber auch nach den zu 
bearbeitenden Waren und Ländern !. 

Die N. O. T. betrieb ſelbſt keinen Handel, ſie war nicht auf 
Erwerb abgeſtellt, ſondern begnügte ſich mit einer 4% igen Ver⸗ 
zinſung ihres Kapitals und überweiſt einen etwaigen weiteren Über- 
ſchuß an das Nationale Unterſtützungskomitee. Sie ſah ihre Auf⸗ 
gabe vielmehr darin, als allgemeines Konſignationskontor 


1 Nach einem Bericht vom September 1918 (Nachrichten für Handel uſw. 
1918, Nr. 153) umfaßte die N. O. T. 14 Abteilungen: 1. Sekretariat und all⸗ 
allgemeine Angelegenheiten. 2. Allgemeine Korreſpondenz und Ausfuhr⸗ 
angelegenheiten. 3. Abteilung für Skandinavien. 4. Abteilung für Verträge uſw. 
5. Abteilung für Konnoſſemente. 6. Buchhaltung und Kaſſe. 7. Kontrolle. 
8. Telegramme. 9. Abteilung für Lagerhäuſer. 10. Abteilung für Ole und 
Fette. 11. Abteilung für Häute, Leder und Farbſtoffe. 12. Abteilung für Ge⸗ 
treide und Viehfutter. 13. Abteilung für Kautſchuk. 14. Abteilung für Waren, 
deren Einfuhr beſchränkt war. Verſchiedene Abteilungen waren in Untergruppen 
zerlegt. Der Geſchäftsbetrieb umfaßte 15 eee 
Schmollers Jahr buch XIIII 4. | 8 
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. für alle Waren zu dienen, die nicht, wie Getreide, Futtermittel und 


der geſamte Staatsbedarf, unmittelbar an die Regierung ſelbſt kon⸗ 
ſigniert werden konnten. Wie die N. O. T. es ſelbſt ausdrückte, bot 
fie ſich an zur Vermittlung zwiſchen dem niederländiſchen Handel 
und denjenigen kriegführenden Mächten, die ſich beſtimmt ſahen, die 
Einfuhr von Gütern nach den Niederlanden zu verhindern oder zu 


| beſchränken. 


Die Satzungen der N. 0. . u anfangs nur von der 
„ungeſtörten überſeeiſchen Einfuhr von Artikeln, welche durch 
kriegführende Mächte zu unbedingter, weiter auch zu bedingter Bann⸗ 
ware erklärt worden ſind oder noch erklärt werden können“. Das 
wurde dann dahin geändert, daß die N. O. T. zu dem Ende errichtet 
ſei, „ungeachtet des beſtehenden Kriegszuſtandes die ungeſtörte Ein⸗ 
fuhr von Gütern ſo ſehr als möglich zu ſichern.“ Es iſt damit 


ſowohl die Beſchränkung auf Banngüter wie die Bezugnahme auf | 


den Überſeeverkehr fortgefallen, um wenigſtens formell auch den 


Mittelmächten es zu ermöglichen, ſich der N. O. T. als Kontrollorgan 


zu bedienen. Tatſächlich kam aber die N. O. T. ausſchließlich für 
den Verkehr von und über England in Frage. Am 26. Dezember 
1914; am 11. April und zuletzt (ſoweit bekannt) am 19.20. Juli 
1915 ſind Übereinkommen zwiſchen der engliſchen Regierung und der 
N. O. T. geſchloſſen worden!. Eine geſetzliche Grundlage hierfür 
war in England dadurch geſchaffen, daß Sektion 1 der Customs 
(Exportation Restriction) Act 1915 der Regierung die Befugnis 
erteilte, die Ausfuhr nach einzelnen Ländern nur an beſtimmte, durch 
königliche Verordnung zu benennende Perſonen zu erlauben. Darauf 
| erging die Proklamation vom 25. Juni 1915, welche die N. O. T. 
als einzigen Konſignatar im Sinne dieſes Geſetzes anerkannte. 

N Durch die Abkommen, die ſie mit der N. O. T. abſchloß, ver⸗ 
pflichtete ſich die engliſche Regierung, den Seeverkehr nach holländiſchen 
Häfen nicht wegen Mitführung von Bannware oder von Gütern 
feindlicher Herkunft oder feindlicher Beſtimmung zu unterbrechen, 


wofern die Ladung an die N. O. T. konſigniert war. Eine vorüber⸗ 


gehende Prüfung im engliſchen Hafen ſollte durch dieſe Zuſage nicht 
ausgeſchloſſen ſein. Als Gegenleiſtung für dieſes Entgegenkommen 
garantierte die N. O. T. ihrerſeits den inländiſchen Verbrauch aller 


1 Der Schriftwechſel vom 19./20. Juli 1915 findet ſich in der Rivista di 
Diritto Internazionale 1915, S. 547 ff. 
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an fie konſignierten Einfuhren ſowie der aus ihnen ſpäter hergeſtellten 
Waren. In den „inländiſchen Verbrauch“ wurden hierbei die Güter 
eingerechnet, die nach erfolgter Einfuhr wieder ausgeführt wurden 
entweder nach den holländiſchen Kolonien oder nach einem anderen 
neutralen Lande, wofern die Ware hierbei nicht durch feindliches 
Gebiet geführt wurde und die N. O. T. Sicherheit für den dortigen 
Verbrauch übernahm. Ausgenommen von dieſer Wiederausfuhr 
blieben Getreide, Mehl, Futtermittel, Häute und Kupfer. 

Trotz dieſer allgemeinen und weitgehenden Sicherheitsübernahme 
mußte ſich die N. O. T. England gegenüber verpflichten, in Fällen, 
in denen doch ein Verdacht hinſichtlich der ſchließlichen Endbeſtimmung 
der Waren bei der engliſchen Regierung aufkam, ihrem Vertreter 
alle verfügbaren Unterlagen zur weiteren Unterſuchung zur Verfügung 
zu ſtellen und die Aushändigung der an ſie konſignierten Einfuhr 
dem Empfänger zu verweigern. Richtete ſich der Verdacht gegen 
Nichtbannware, ſo hatte die N. O. T. ſie ſolange einzulagern, bis 
die engliſche Regierung die Angelegenheit für geklärt anſah. Bann⸗ 
ware mußte nach England zur priſengerichtlichen Entſcheidung zurück⸗ 
gebracht werden. 

Die Zusicherungen der N. O. T. ließen bei England immer noch 
den Verdacht offen, daß zwar die Einfuhren der gegebenen Sicherheit 
entſprechend ausſchließlich in den inländiſchen Verbrauch (im Sinne 
dieſes Übereinkommens) gelangten, daß aber dafür andere Beſtände 
und Erzeugniſſe, die durch ſie erſetzbar waren, für die Ausfuhr zu 
den Mittelmächten freigeſetzt werden könnten. Deshalb ging die 
N. O. T. über die Sicherheitsleiſtung hinaus die Verpflichtung ein, 
ſie werde ihr Möglichſtes tun, um die geſamte holländiſche Einfuhr 
nicht über das erforderliche inländiſche Verbrauchsminimum wachſen 
zu laſſen. Soweit die engliſche Regierung auf ſpezielle Artikel be⸗ 
ſonderen Wert lege, werde die N. O. T. die zu geſtattende Einfuhr⸗ 


menge im Einvernehmen mit ihr feſtlegen. Damit hat ſich die 


N. O. T. ſelbſt auch in den Dienſt des engliſchen Rationierungs⸗ 
ſyſtems geſtellt. 

Das Übereinkommen zwiſchen England und der N. O. T. erſtreckte 
ſich grundſätzlich auf die geſamte Überſeeeinfuhr der Niederlande. 
Nur in ganz wenigen Fällen wurde eine ungehinderte Einfuhr ohne 
Konſignation an die N. O. T. zugeſagt. Einmal natürlich für die 
Regierungskonſignationen, ſolange dieſe weiterbeſtanden, ſodann für 


Tabak, Chinin und Kaffee aus den niederländiſchen Kolonien, wenn 
8 * 
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ſie an die Vertreter der Pflanzungen zum Auktionsverkauf konſigniert 
waren, und ſchließlich für Früchte aus Portugal und den alliierten 

Mittelmeergebieten. | 
Auf der anderen Seite gab England eine Reihe von „Lizenz⸗ 

artikeln“ zu unbeſchränkter Ausfuhr frei. Neben Waren von verbürgt 

engliſchem, franzöſiſchem, ruſſiſchem und italieniſchem Urſprung 
blieben unbehindert Sendungen neutraler Staaten, die zur Weiter- 
verſendung aus Holland dorthin gelangt waren. Die eigene holländiſche 

Produktion war natürlich freigegeben, wofern ſie von Urſprungs— 

zeugniſſen begleitet war, die für die Erzeugniſſe der landwirtſchaft⸗ 

lichen Exportinduſtrie nicht gefordert wurden. Keinesfalls aber 
durften die freigegebenen Produkte mehr als 25% feindlicher Ware 
oder feindlicher Arbeit enthalten. Die Ausfuhr feindlicher Erzeugniſſe 
erlaubte England zur Verſorgung der niederländiſchen Kolonien in 

Fällen, die eine Verzögerung der Belieferung nicht geſtatteten, wobei 
ausdrücklich bemerkt wurde, daß Knappheit der Zeit keine Begründung 
für die Vergebung des Auftrages an einen feindlichen Lieferanten 
ſei. Waren wie Mineralwäſſer, Drogen und pharmazeutiſche 
Produkte, die in ausreichenden Mengen nur aus feindlichen Ländern 
zu erlangen waren, unterlagen keiner Beſchränkung bei gutgläubiger 

Ausfuhr in die niederländiſchen Kolonien l. 

Nach Maßgabe dieſer mit England getroffenen Vereinbarungen 
ſtellte ſich die N. O. T. dem holländiſchen Handel zur Vermittlung 
ſeiner Einfuhr zur Verfügung. Sie hatte hierfür kein Monopol, ſie 
übte keinerlei Zwang aus, ſich ihrer zu bedienen. Tatſächlich 
war aber eine Einfuhr ohne N. O. T. ausgeſchloſſen, nachdem Eng⸗ 
land ſie als einzigen Konſignatar (neben der Regierung) anerkannt 
hatte, deſſen Verbindungen ungehindert bleiben ſollten. 

Die Aufgabe der N. O. T. war es nun, die Einfuhr jo zu ge- 
ſtalten, daß ſie den von England geſtellten Forderungen entſprach, 
vor allem alſo den ausſchließlich inländiſchen Verbrauch (immer im 
Sinne des Vertrages) ſicher ſtellte. Sie trat deshalb von vornherein 
nur mit unverdächtigen Importeuren in Verbindung, die Sicherheit 
gewährten, daß ſie in den einzuführenden Waren ſelbſt Handel trieben 
und nicht unmittelbar oder mittelbar von einem Vertreter einer 
kriegführenden Regierung vorgeſchoben wären. Sie verlangte von 


1 Etwas abweichende Beſtimmungen für Waren, die vor dem 1. März 1915 
erworben waren, in den Nachrichten für Landes Induſtrie und ä 
Nr. 35 vom 8. Mai 1915. 
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ihnen zunächſt einen Antrag, in dem die einzuführenden Waren genau 
nach Zahl, Art, Gewicht, Wert (eif einſchließlich des Einfuhrzolls), 
ſowie ihr Herkunftsland und der Verſchiffungshafen anzugeben waren. 
Dieſer Antrag unterlag nach der perſönlichen und ſachlichen Seite 
einer Präventivkontrolle. Sie wurde ausgeübt von der Ausführenden 
Kommiſſion, die, aus fünf Mitgliedern des Verwaltungsrates der 
N. O. T. beſtehend, feſtſtellte, ob dem Antrag ſtattgegeben werden 
ſolle und welche Bedingungen an die Annahme zu knüpfen ſeien. 
Die beabſichtigte Genehmigung wurde dem Verwaltungsrat mit⸗ 
geteilt und war unwiderruflich, wenn nicht binnen drei Tagen von 
drei oder mehr Mitgliedern des Verwaltungsrates weitere Beſchluß⸗ 
faſſung verlangt wurde. War der Antrag genehmigt, ſo wurde mit 
dem Importeur ein Vertrag geſchloſſen, in dem alle Verpflichtungen 
der N. O. T. aus dem mit England geſchloſſenen Übereinkommen 
gleicherweiſe auf ihn übertragen wurden. 

Voran ſtand die Zuſicherung, daß die einzuführenden Waren 
ausſchließlich für den inländiſchen Verbrauch im Sinne des Über: 
einkommens beſtimmt ſeien. Entſprechend der Verpflichtung, welche 


die N. O. T. ſelbſt übernommen hatte, mußte der Importeur fie be⸗ 


vollmächtigen, die einzuführenden Waren anzuhalten, wenn der Ver⸗ 
dacht beſtand, daß fie eine andere als infändifche Beſtimmung hätten. 
Damit die N. O. T. allen Anforderungen Englands, die weiterhin 
noch geſtellt werden konnten, nachzukommen vermochte, behielt ſie ſich 
das Recht vor, die Ablieferung der Güter ſpäter noch von weiteren 
Vorbehalten abhängig zu machen, ſoweit es ihr in Hinſicht auf den 
Zweck der N. O. T. nötig erſcheinen ſollte. 

Damit nun die Zuſicherung des inländiſchen Verbrauchs auch 
wirklich innegehalten wurde, waren in dem Importeurvertrage eine 
Reihe von Kautelen geſchaffen. Der Imißkteur durfte ſeine Rechte 
und Verpflichtungen aus dem Vertrage nur mit ausdrücklicher, 
ſchriftlicher Zuſtimmung der N. O. T. weiter übertragen, ſo daß dieſe 
in der Lage war, den Übergang der Ware an eine ihr oder der 
engliſchen Regierung ungeeignet erſcheinende Perſönlichkeit zu ver⸗ 
hindern. Die Präventivkontrolle, die vor Eingehung des Importeur⸗ 
vertrages ſtattfand, konnte alſo erneut auch bei jeder Weiterveräußerung, 
ausgeübt werden. Genehmigte die N. O. T. die Weiterveräußerung, 
ſo war der Importeur verpflichtet, Maßregeln zu treffen, daß der 
Erwerber der N. O. T. gegenüber dieſelben Verpflichtungen auf ſich 
nahm, die er ſelbſt eingegangen war. Damit dieſe Beſtimmungen 


\ 
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nicht ſo leicht umgangen werden konnten, mußten alle in Lagerhäuſer 
* Waren mit dem Vermerk verſehen werden, daß ſie 
unter N. O. T.⸗Beſtimmungen eingeführt ſeien. 

Der Importeur und nach ihm jeder Erwerber von N.O.T.- 
Waren war verpflichtet, der N. O. T., ſobald ſie einen Verſtoß gegen 
die übernommenen Verpflichtungen vermutete, alle für nötig erachteten 
Auskünfte zu geben unter Vorlegung ſeiner Bücher, Korreſpondenz 
uſw. Um den Importeur ſelbſt an der ſtrikten Beachtung des Ver⸗ 
tragsinhalts zu intereſſieren, wurden für Verſtöße von vornherein 
Bußen feſtgeſetzt, die zuweilen mehrere 100 000 Gulden betrugen. 
Zu ihrer Sicherung war ein Depot zu hinterlegen oder Bankgarantie 
zu leiſten, deren Höhe von Fall zu Fall beſtimmt wurde. Die durch⸗ 
laufenden Bürgſchaften, die anfangs den Hauptkunden der N. O. T. 
bewilligt wurden, ſind praktiſch außer Anwendung gekommen. Be⸗ 
freit von der Bürgſchaftsleiſtung blieben Gemeinden für ihren eigenen 
Verbrauch, wenn der Vertrag von Bürgermeiſter und Schöffen unter⸗ 
zeichnet war. Die Bürgſchaft ſollte mindeſtens in Höhe des wahren 
Weertes geleiſtet werden; bei Gütern, deren hoher Preis beſonders 
zu Vertragsverſtößen anreizen konnte, wie Textilien, Gummi, Olen 
und Fetten, wurde noch darüber hinausgegangen. Die N. O. T. ließ 
ſich bevollmächtigen, verfallene Bußen ohne weiteres Rechtsverfahren 
und ohne Mitwirkung des Verpflichteten von dem Bankhauſe ein- 
zuziehen. Einmal geſtellte Bürgſchaften wurden auch nach Weiter⸗ 
veräußerung der Waren, deren Verbleib ſie ſicherſtellen ſollten, nicht 
freigegeben. Sache des Importeurs war es, ſich ſeinerſeits durch 
Garantieſtellung ſeines Abnehmers vor Schaden zu bewahren. Über⸗ 
haupt erloſch der ganze Importeurvertrag erſt mit der Liquidation 
der N. O. T. | 

Auf Grund des fo: geſchloſſenenen Vertrages erteilte nun die 
N. O. T. den Konſens, der den Importeur ermächtigte, die Waren 
an die N. O. T. konſignieren zu laſſen und damit ihren ungehemmten 
Durchgang durch die engliſche Kontrolle ſicherzuſtellen. Die N. O. T. 
erhob hierfür eine Vermittlungsgebühr von / , mindeſtens 
2,50 Gulden in jedem Falle. Der Konſens hatte eine Gültigkeits⸗ 
dauer von drei Monaten, innerhalb deren die Verſchiffung erledigt 
ſein mußte. Der Importeur hatte ihn zur weiteren Erledigung 
nach London an das War Trade Department zu ſchicken !. Handelte 


1 Im Intereſſe des Kleinhandels waren Erleichterungen von dem kompli⸗ 
zierten Vertrags- und Bürgſchaftsſyſtem vorgeſehen, indem ihm für Bezüge bis 
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es ſich dabei um Waren aus einem neutralen Lande, in dem ein 
der N. O. T. entſprechendes Kontrollorgan beſtand, wie die S. S. S. 
in der Schweiz, ſo war ihm eine dort auszuſtellende Ausfuhr⸗ 
erlaubnis beizufügen, die beide zunächſt der Genehmigung durch den 
engliſchen Geſandten im Haag vorgelegt werden mußten !. 5 

Aber ſelbſt wenn die engliſchen Behörden keine Einwendung 
gegen die Einfuhr erhoben, war der Importeur noch nicht ſicher, daß 
er wirklich über die Waren würde verfügen können. Denn neuer⸗ 
dings vereinbarte die N. O. T., daß ſie das Recht habe, auch ohne 
beſondere Zuſtimmung des Importeurs die an ſie konſignierten und 
in niederländiſchen Häfen angekommenen Güter nach dem Hafen 
eines kriegführenden Landes zurückgelangen zu laſſen, wenn ſie von 
dort angefordert werden ſollten. Dadurch ermöglichte ſich England 
eine jederzeitige Auffüllung ſeiner Vorräte aus den holländiſchen 
Zufuhren, ſtellte dieſe aber dadurch um ſo mehr in Frage und hielt 
die Weiterverſorgung der Niederlande in um ſo größerer Abhängig⸗ 
keit von ſeinen Forderungen, machte ſie um ſo geneigter zu immer 
weiteren Zugeſtändniſſen. 

Welchen Umfang die Geſchäfte der N. O. 7. angenommen haben, 
geht daraus hervor, daß bereits 1915 im Wochendurchſchnitt 
2300 Konſente erteilt wurden. 

Wenn ſich England entſchloſſen hatte, die Zufuhren der N. O. T. : 
Konſignationen gemäß dem getroffenen Übereinkommen ungeſtört zu 
laſſen, ſo war es doch nicht gewillt, ſich mit papierenen Sicherheiten 
zu begnügen. Selbſt die außerordentlich hohen Bußen, die auch 
rückſichtslos eingezogen wurden, wirkten doch erſt, wenn es zu ſpät 


war, und konnten nur erhoben werden, wenn man den Verbleib der 


Waren in den Niederlanden fortlaufend verfolgte, um ſo jeden Ver⸗ 
ſtoß gegen die übernommenen Verpflichtungen alsbald ahnden zu 
können. Deshalb hat England gemeinſam mit der N. O. T. und 


zu 150 Gulden monatlich eine verbandsweiſe Einfuhr ermöglicht wurde. Die 
Handelsvereinigungen in Rotterdam, Harlem und Amſterdam, die Vereinigung 
„Hanſe“ und der Verwaltungsrat der Mittelſtandsvereinigungen im Haag waren 
befugt, Importeurverträge mit der N. 0. T. zu ſchließen und ihrerſeits Sicherung 
durch die Kleinhändler zu ſuchen. Ausgeſchloſſen von dieſen Verträgen waren 
Lebensmittel, Kupfer und Gummiwaren. 

1 Bei Bezügen aus Frankreich wurde eine Beſtätigung des franzöfiſchen 
Generalkonſulats in den Niederlanden über Namen und Staatsangehörigkeit aller 
Teilhaber der importierenden Firma und über die Nationalität des in ihr ar⸗ 
beitenden Kapitals verlangt. „Nord. Allg. Ztg.“ Nr. 7 vom 8. Dezember 1916. 
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unter teilweiſer Unterſtützung durch die holländiſche Regierung ein 
umfaſſendes Kontrollſyſtem ausgebaut. 

Es ſetzte ſchon bei der Verſchiffung ein. Nur beſtimmte Reedereien, 
aus deren Kreiſen ja die Gründer der N. O. T. hauptſächlich hervor⸗ 
gegangen waren, wurden für die Beförderung von N. O. T.⸗Konſig⸗ 
nationen vertraglich zugelaſſen. Sie erhielten dafür ein beſonderes 
Abzeichen, das ihren Schiffen ungeſtörte Fahrt gemäß dem mit Eng⸗ 
land getroffenen Übereinkommen ſicherte. Dieſe N. O. T.⸗Reedereien 
durften Bannwaren zur Beförderung nach holländiſchen Häfen nur 
annehmen, wenn ſie entweder an die N. O. T. oder an die nieder⸗ 
ländiſche Regierung konſigniert und ausſchließlich für den dortigen 
inländiſchen Verbrauch beftimmt waren. Vor der Übernahme hatten 
fie ſich von dem Vorhandenſein des N. O. T.⸗Konſenſes oder der 
Regierungsgenehmigung zur Einfuhr zu vergewiſſern. Banngut 
nach außerholländiſchen Häfen durfte auf Schiffen dieſer Reedereien 
nur mit ausdrücklicher Genehmigung der N. O. T. verladen werden. 
Sie übernahm es, die Reedereien auf dem laufenden zu erhalten, 
was jeweils als Banngut anzuſehen war. Nichtbannwaren konnten 
frei übernommen werden, ſo lange die N. O. T. nicht abweichende 
Beſtimmungen zu treffen genötigt wurde. Bei jeder Fahrt waren 
der N. O. T. rechtzeitig ſchriftliche Angaben zu machen, welche 
Ladungen an ſie oder an die Regierung übernommen und wer die 
Abſender ſeien. Für die Innehaltung dieſer Verpflichtung wurden 
Konventionalſtrafen bis zu 100 000 Gulden vereinbart. 

Die einmal eingeführten Waren unterlagen der Aufſicht durch 
die nach Hunderten zählenden Kontrollbeamten der N. O. T. Nicht 
umſonſt hatte ſie ſich durch den Vertrag mit dem Importeur Ein⸗ 
ſicht in ſeine Bücher und ſeine Korreſpondenz vorbehalten und ihn 
verpflichtet, ihr alle weiterhin gewünſchten Auskünfte zu geben, eine 
Verpflichtung, die der Importeur wie jede andere auch auf die 
ſpäteren Erwerber der eingeführten Waren übertragen mußte. Im 
Februar 1916 wurde dieſe Verpflichtung zur Auskunftserteilung auch 
auf die Lagerhäuſer ausgedehnt, da England gedroht hatte, alle 
weiteren Zufuhren zu ſperren, wofern nicht die Speichergeſellſchaften 
der gleichen Kontrolle wie die Importeure ſelbſt unterworfen würden. 
Am 24. Februar 1916 gaben die Lagerhäuſer in Amſterdam und 
Rotterdam bekannt, daß ſie ſich genötigt ſähen, dieſem durch die 
N. O. T. im öffentlichen Intereſſe geſtellten Verlangen zu entſprechen. 


Sie würden ihr alſo künftig alle gewünſchten Auskünfte über die 


om 
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bei ihnen eingelagerten oder von ihnen noch zu übernehmenden Waren⸗ 
beſtände geben. Und das, obgleich doch die Speichergeſellſchaften in 
keinem Vertragsverhältnis zur N. O. T. ſtanden, ſondern umgekehrt 
ihren Auftraggebern gegenüber zur Wahrung des Geſchäftsgeheimniſſes 
die Schweigepflicht hatten. In gleicher Weiſe iſt die N. O. T. im 
Juli 1916 auch an die Spediteure wegen Auskunftserteilung . 
getreten. 

Im weiteren Verlaufe hat die N. O. T. dahin geſtrebt, das ge⸗ 
ſamte Geſchäft ihrer Kunden, alſo nicht nur in N. O. T.⸗Importen, 
zu kontrollieren. Sie verlangte von ihnen eine Verpflichtung: 

1. Keinen Handel zu treiben (oder zu vermitteln) in ſogenannten 
N. O. T.⸗freien Gütern, es ſei denn, daß dieſe Güter infolge dieſes | 
Geſchäfts unter N. O. T.⸗Kontrolle gebracht würden. | 

2. Für alle an vorher die Einwilligung der N. O. T. 
nachzufragen. 

3. Jeden Sonnabend eine Aufſtellung einzuſenden mit genauer | 
Angabe aller vorhandenen Güter ohne Ausnahme und der vorge⸗ f 
kommenen Veränderungen . | 

Hier lag alſo wieder der Gedanke zugrunde, daß es nicht ges 
nügte, die durch die N. O. T. vermittelten Einfuhren in ihrem weiteren 
Verbleib zu verfolgen, ſondern daß auch alle ſonſtigen Beſtände 
dauernd kontrolliert werden müßten, um ihren etwaigen Erſatz durch 
N. O. T. ⸗Importe mittels Verweigerung weiterer Konſente ee 
zu können. 

Die Aufſicht der N. O. T. war nicht etwa nur eine rein buch⸗ 
mäßige, ſondern durch Sachverſtändige aus den einſchlägigen Handels⸗ 
zweigen wurden auch die Waren ſelbſt kontrolliert, damit nicht durch 
Veränderung oder Vernichtung der Urſprungs⸗ und Fabrikations⸗ 
zeichen eine 5 Verſchiebung von N. O. T.⸗Gütern möglich 
wurde. 

Die N. O. J. war ja ſchon im eigenſten Intereſſe genötigt, ihr 
Kontrollſyſtem möglichſt lückenlos zu geſtalten, um nicht England 
einen mehr oder minder begründeten Anlaß zu geben, wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen das zugrunde liegende Abkommen die weitere Belieferung 
zu unterbrechen. Trotzdem hat die engliſche Regierung nicht auf 
eigene Sicherungsmaßnahmen verzichtet. Ihre Mitwirkung ſetzte 
ſchon bei der Präventivkontrolle ein, die vor dem Abſchluß des 


1 Kieler Kriegswirtſchaftliche Nachrichten, Abteilung II, Nr. 40, S. 277. 
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= Importeurvertrages durch den ausführenden Ausſchuß ausgeübt wurde. 


Die Handhabe hierzu boten Englands Schwarze Liſten: da die 
N. O. T. ſelbſtverſtändlich keinen Feind Englands beliefern durfte 
— und jeder auf die Schwarze Liſte geſetzte holländiſche Kaufmann 
war ja als Feind anzuſehen —, hatte es die engliſche Regierung in 
der Hand, jeden ihr Unerwünſchten von vornherein von den Vorteilen 
der N. O. T. auszuſchließen. Holländiſche Firmen mußten erſt ihre 
deutſchen Angeſtellten entlaſſen, Kakaofabriken ihre mit Deutſchland 
laufenden Verträge einſeitig löſen, ehe ſie weiter beliefert wurden. 

Bei Waren, von denen England in beſonderem Maße ein heim⸗ 
liches Abſtrömen nach Deutſchland befürchtete, richtete es eine Ober⸗ 
aufſicht durch eigene engliſche Vertrauensleute ein: im Dezember 1915 
wurde mit holländiſchen Margarinefabrikanten eine regelmäßige Prüfung 
durch engliſche Bücherreviſoren vereinbart. Die N. O. T. hat die 
Verantwortung hierfür ablehnen wollen, ſie ſei unbeteiligt und be- 
ſchäftige nur holländiſche Aufſichtsbeamte. Die engliſche Aufſicht 
hätten die großen Fabriken wie Van den Bergh 8 Ltd. aus eigenem 
Antrieb eingeführt, um ihre R in jeder Weiſe ſicher⸗ 
zuſtellen. | 

Zur richtigen Beurteilung der Frage, wie ſich die N. O. T. den 
engliſchen Anforderungen gegenüber verhalten hat, muß man berück— 
ſichtigen, daß neben der Kontrolle des holländiſchen Handels durch 
die N. O. T. auch noch eine engliſche Aufſicht über die N. O. T. 
beſteht. So hat Sir Alexander Henderſon im Januar 1916 die 
N. O. T. und ihre Bücher inſpiziert. Über das Ergebnis hat er der 
engliſchen Regierung einen Bericht erſtattet, mit deſſen Ergebnis ſich 
Sir Edward Grey am 26. Januar 1916 im Unter gef zufrieden 
erklärte !. 

Ergänzt wurden dieſe Sicherungen durch einen Grenzſchut, an 
dem die holländiſche Regierung mitbeteiligt war. Um eine Über⸗ 


I Sir Edward Grey, Great Britain's Measures against German 
Trade, S. 10 jagt von Henderſon: „He has produced a report. That report 
. does not say that there is no leakage, but I think, on the whole, it is a 
very satisfactory report. In my opinion it shows that the amount of leakage 
in the trade passing from overseas through these neutral countries to the 
enemy is, considering all the facts of the case, much less than might have 
been supposed. The general tendency of the report is to show that the 
maximum which can be done is being done without serious trouble with 
neutral countries, founded upon the idea that you are really interfering with 
their supplies. | | 
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tretung der Ausfuhrverbote durch Schmuggler zu verhindern, wurde 
am 25. September 1914 der Belagerungszuſtand für einen Grenz⸗ 
ſtreifen in Breite einer Wegſtunde erklärt. Er wurde Ende 1915 fo 
erweitert, daß er auch in der Nacht nicht mehr durchſchritten werden 
konnte. 
Das Geſetz vom 31. Dezember 1915 hohe nicht mehr An- 
haltung, ſondern Einziehung der bei Schmugglern betroffenen Waren 
an; im Februar 1917 erging ein weiteres Geſetz zur ſtrengeren Be⸗ 
ſtrafung des Schmuggelhandels. Es bildeten ſich vier Vereine zur 
Förderung des geregelten Handels und zur Bekämpfung des Schmuggels 
und des Schleichhandels, die das ganze holländiſche Staatsgebiet zu 
regionaler Aufſicht unter ſich verteilten. Die holländiſche Regierung. 
iſt aber ſoweit gegangen, ihre Zollbeamten unmittelbar in den Dienſt 
des Kontrollſyſtems der N. O. T. zu ſtellen. Denn dieſe mußten 
ſeit Auguſt 1915 bei der Ausfuhr von Rohgummi, Margarine und 
einer Reihe von ölhaltigen Rohſtoffen Angabe des erſten Importeurs 
verlangen, der die Waren oder ihre Grundſtoffe nach Holland ein⸗ 
geführt hatte, um dieſe Mitteilungen der N. O. T. zu übermitteln. 
Hierdurch wurde eine Ausfuhrſicherung geſchaffen, die über den Rahmen 
der N. O. T.-Importe hinaus auch die aus den eigenen Kolonien der 
Niederlande bezogenen Rohſtoffe mit umfaßte. | 

Die N.O.T. hatte überhaupt die Tendenz, in ſteigendem Maße 
auch die Einfuhren aus den eigenen Beſitzungen der Niederlande ihrer 
Aufſicht zu unterwerfen, während man anfangs doch das kontinentale 
Holland und ſeine Kolonien als Einheit angeſehen hatte, in deren 
Verkehr nicht hemmend eingegriffen werden ſollte. Aber ſchon im 
Oktober 1915 mußte die N. O. T. die weiteren Konſignationen von 
Tapioka auf engliſchen Druck hin ablehnen und durfte Kopra nur 
noch in zugemeſſenen Kontingenten einführen. Ein⸗ und Ausfuhr 
von holländiſchem Kolonialkaffee war zunächſt unbeſchränkt geweſen, 
bis England argwöhnte, daß unter javaniſcher Bezeichnung auch 
Braſilkaffee nach Holland und von dort nach Deutſchland gelange. 
Es wurde deshalb auch für Javakaffee Konſignation an die N. O. T. 
verlangt, um weitere Ausfuhr unmöglich zu machen. In Holland 
ſuchte man einen Ausweg dadurch zu finden, daß man eine Kommiſſion 
zur Begutachtung des einkommenden Kaffees einſetzte, welche die Ein⸗ 
ſchmuggelung und Wiederausfuhr brafilianifchen Kaffees verhindern 
ſollte. Dadurch wurde die Möglichkeit der Belieferung der Mittel⸗ 
mächte ausſchließlich auf niederländiſchen Kolonialkaffee beſchränkt. 
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Aber mit dieſem Monopol waren die großen Kaffeehändler in London 
und Le Havre gar nicht einverſtanden. Sie hatten große Beſtände 
eingelagert und mußten auf weitere reiche Ernten rechnen. Deshalb 
drängten fie bei der engliſchen Regierung darauf hin, die Kaffee— 
ausfuhr aus Holland bedingungslos freizugeben, da Kaffee kein 
Nahrungsmittel ſei und Deutſchland ſich mit ſeinem Ankauf durch 
den Rückgang ſeiner Deviſen ſelbſt ſchädigen würde. Das engliſche 
Handelsminiſterium war geneigt, ſich dieſer Auffaſſung anzuſchließen, 
das Kriegsminiſterium aber machte weitere Schwierigkeiten, weil es 
befürchtete, daß in den Kaffeeſäcken auch Braſilgummi nach Holland 
und weiterhin nach Deutſchland durchgeſchmuggelt werden könnte. 
Zur Vermeidung weiterer Schwierigkeiten verbot der Generalgouverneur 
von Java am 29. Februar 1916 jede Kaffeeeinfuhr, damit England 
künftighin nicht mehr behaupten könne, daß Braſilkaffee oder gar 


Braſilgummi auf dem Umweg über Java nach Holland und ſchließlich 


zu den Zentralmächten gelange !. | / | 
Nicht beſſer als dem Kaffee erging es dem holländiſchen Kolo⸗ 
nialtee. Er durfte nur in den von der N. O. T. genehmigten 
Speichern eingelagert werden, die ſich vorbehielt, die Lagerräume und 
jdie Bücher der Händler zu beliebiger Zeit durch eigene Aufſichts⸗ 
beamte nachprüfen zu laſſen. Die N. O. T. hatte zur Beauffichtigung, 
des ganzen Teehandels in Amſterdam eine eigene Kommiſſion ein⸗ 
geſetzt, die eine Liſte von gutgläubigen Käufern aufſtellte, an welche 
der eingeführte Tee ausſchließlich weiterverkauft werden durfte. 
Wechſelnd war die Behandlung des Tabaks. Art 22. November 
1915 hatte England ſeine Ausfuhr aus Holland bedingungslos frei⸗ 
gegeben, und nur die holländiſche Regierung ſelbſt hatte ein Verbot 
auf den für die billigen Zigarren bis zu drei Cent erforderlichen 


Tabak gelegt, um nicht durch zu großes Abſtrömen die Preiſe der 


von den Minderbemittelten bevorzugten Zigarrenſorten in die Höhe 
ſchnellen zu laſſen. Seit Januar 1916 war die Tabaksausfuhr nur 
noch zugelaſſen, wenn ein Urſprungsatteſt beigebracht werden konnte, 
und es wurden deshalb zwei Kommiſſionen eingeſetzt, um alle Tabak⸗ 
eingänge auf ihre Herkunft aus Java oder Sumatra zu begutachten. 
Seit Mai 1916 war die weitere Einfuhr von Tabak nur noch gegen 


eine Sonderabgabe von drei Gulden für den Doppelzentner zugelaſſen. 


. 5 


1 Nachrichten für Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft, Nr. 42, 1916. 
2 Ebenda Nr. 9, 1916. ” 
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Soweit ſolcher Tabak ſpäter zur Ausfuhr nach Deutſchland gelangte, 


war er hierdurch mit einem im Widerſpruch zur Rhein⸗Schiffahrts⸗ 
akte ſtehenden Durchfuhrzoll belaſtet, gegen den von deutſcher Seite 
erfolglos Einſpruch erhoben worden iſt. Im weiteren Verlaufe kam 


es einerſeits zur Schließung der deutſchen Grenze gegen holländiſche 


Tabakeinfuhr, während umgekehrt Holland am 20. April 1917 ein 
allgemeines Ausfuhrverbot für den geſamten Rohtabak erließ, aller⸗ 
dings mit der Möglichkeit, gegen hohe Abgaben im e Be⸗ 
freiung vom Verbot zu gewähren. 

Die Erhebung eines Einfuhrzolles durch die N. O. T., alſo durch 
eine private Organiſation, hat ſich auch für Häute eingebürgert. 
Als ſich im Frühjahr 1915 erhebliche Mengen von Häuten in Holland 


angeſammelt hatten, befürchtete England trotz des von der nieber- 5 
ländiſchen Regierung erlaſſenen Ausfuhrverbotes eine Belieferung 


Deutſchlands aus dieſen Beſtänden. Die Lederfabrikanten wurden 
deshalb im Dezember 1915 aufgefordert, den ganzen Vorrat zu feſten 
Preiſen zu übernehmen, da England anderenfalls die Einfuhr von 
Gerbſtoffen ſperren würde. Es wurde ein eigenes Syndikat hierfür 
gebildet, das die Häute nach England abſetzte, aber mit Verluſt. 


Zur Entſchädigung und Abfindung der durch die engliſchen Forde⸗ 


rungen geſchädigten Intereſſenten erhob die N. O. T. von den ſpäter 
eingeführten Häuten eine Proviſion von 5%, deren Ertrag zur Ver⸗ 
teilung unter die Mitglieder des Häuteſyndikats kam. Der Ein⸗ 
ſpruch, den die amerikaniſchen Häuteexporteure gegen dieſe Belaſtung 
in Waſhington erhoben, blieb ohne Erfolg, und es iſt ein ſchwacher 
Troſt für ſie, wenn ein Verteidiger der N. O. T. meint, es wäre 
nicht ein Zoll erhoben worden, ſondern nur een heffing boven het 
usantieele admfnistratieloon !. 

Über den Warenverkehr hinaus hat ſich das Tatigkeitsgebiet der 
N. O. T. erweitert, indem ſie die Kontrolle darüber übernahm, daß 
nicht durch holländiſche Vermittlung Auslandsguthaben der Zentral: 
mächte realiſiert wurden. Sie hat zu dieſem Behufe auf Grund 


eigener Vereinbarungen mit der engliſchen Regierung die Aufſicht 
über den Wertpapierverſand aus niederländiſchen Häfen übernommen. 


Die Verſendung durfte ausſchließlich nur durch die N. O. T. in be⸗ 
ſonderen, von ihr zu ſchließenden Poſtſäcken erfolgen. Bei den 


Stücken ſelbſt wie bei den Zins- und Gewinnanteilſcheinen mußte | 


7 


1 Twee Gesprekken, S. 15. 
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der Nachweis een werden, daß fie ſeit Kriegsbeginn ſich in 
holländiſchem, neutralem oder alliiertem Beſitz befunden hatten und 
daß der Ertrag einer beabſichtigten Veräußerung nicht den Zentral⸗ 
mächten zugute käme. Von allen Sendungen war das Auswärtige 


Amt in London durch üÜberſichten über den Inhalt der Poſtſäcke zu 


unterrichten, die der Zenſor dann nach formeller Prüfung unbeanſtandet 
durchließ. 

In Holland war man ſich über die Lage, die durch die N. O. T. 
geſchaffen wurde, nicht im unklaren. Treub, unter deſſen Miniſter⸗ 
ſchaft ihre Errichtung erfolgte, beſchränkt ſich auf die Feſtſtellung, 


daß die Weiterführung des niederländiſchen Handels mit der N. O. T. 


erſchwert, ohne fie aber einfach unmöglich geweſen wäre .. Man 
hat von holländiſcher Seite glatt heraus erklärt, daß die N. O. T. 
eine mit der Neutralität nicht mehr zu vereinbarende Art Neben⸗ 
regierung geweſen ſei, mit deren Hilfe England mehr gegen Deutſch— 


land ausrichten konnte, als ihm ohne ihr Beſtehen erreichbar geweſen 


wäre?. Darauf wußte man nur zu erwidern, es käme nicht darauf 


an, ob die N. O. T. der Neutralität entſprach, ſondern ob ſie Holland 
die wirtſchaftliche Exiſtenz dadurch ermöglichte, daß ſie ſich dem von 
England nun einmal proklamierten und ausgeübten Seerecht anpaßte: 
Wij hebben moeten bukken voor faitelijk onrecht“. 

Aber trotz weitgehendſter Anpaſſung an den engliſchen Stand- 


punkt ſind der holländiſchen Regierung ſpäter dennoch die größten 


Schwierigkeiten erwachſen, die von ihr am 13. Februar 1917 vor 


der Kammer eingehend dargelegt wurden“. Das Beſtehen der N. O. T. 


habe nicht verhindert, daß in einzelnen Fällen über die Auslegung 
und Abänderung getroffener Vereinbarungen langwierige Ver⸗ 
handlungen gepflogen werden mußten, mit dem Erfolg, daß N. O. T.⸗ 
Güter zuweilen monatelang von England zurückgehalten wurden und 
ſelbſt in holländiſchen Häfen angekommene Güter wegen Einwendungen 
der britiſchen Regierung an die Konſumenten nicht ausgehändigt 
werden konnten. Durch die Verbringung von N. O. T.⸗Gütern vor 
engliſche Priſengerichte und deren überaus langſame Rechtſprechung 


find große Verluſte entſtanden. Viel ſchwerer wog es aber noch, 


daß durch die engliſche Intervention der holländiſche Handel ganz 


1 Treub, Orlogstijd, S. 334. 5 - 
2 Vier Brieven. S. 8. | | 2 
3 Twee Gesprekken, ©. 27. | | 
+ Wippermann⸗Purlitz, Bd. 6, S. 400. 
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aus ſeinem bisherigen Geleiſe und ſeinen gewohnten Beziehungen 
gebracht wurde. England ſchrieb beſtimmte Schiffahrtswege und das 
Anlaufen beſtimmter Häfen vor und machte Holland die Fortführung 
ſeines außerordentlich blühenden Zwiſchenhandels vollkommen un⸗ 
möglich. 8 
Aber Holland hatte nicht einmal den Troſt, daß es ſich ja nur 
um ein durch den Kriegszuſtand unvermeidlich gewordenes Übel 
handelte, denn die N. O. T. hat dem holländiſchen Handel keinen 
Zweifel gelaſſen, daß die einmal übernommenen Verpflichtungen durch 
den Friedensſchluß keineswegs ohne weiteres aufgehoben würden. 
Solange es alſo eine N. O. T. geben wird, ſolange blieben die 
N. O. T.-Einfuhren auch mit den N. O. T.⸗Bedingungen belaſtet !. 


V 


Die Vorgänge in den Niederlanden ſind von beſonderem Ein⸗ 
fluß geworden für die Entſtehung einer entſprechenden Organiſation 
in der Schweiz. Durch die Art der engliſchen Kriegführung hatte 
ſie mit gleichen Schwierigkeiten zu kämpfen wie Holland. Das für 
die Schweiz beſtimmte Getreide wurde auf dem Wege nach Rotter⸗ 
dam von England angehalten und verſteigert. Der Weg rhein⸗ 
aufwärts von Rotterdam wurde der Schweiz durch die englifche Be⸗ 
handlung der relativen Konterbande verſchloſſen. Das Verfahren 
vor den engliſchen Priſengerichten gab Anlaß zu Klagen über die 
hohen Koſten und die ſchleppende Erledigung der anhängigen Sachen?. 

Für die Schweiz geſtalteten ſich die Ausſichten der Weiter⸗ 
verſorgung noch ſchwieriger als für Holland, weil ſie nicht nur von 
der engliſchen Entſcheidung darüber, was an Zufuhren überhaupt 
durchgelaſſen werden ſollte, abhing, ſondern auch auf das Entgegen⸗ 
kommen ihrer Anliegerſtaaten für den Landtransport der überſeeiſchen 
Einfuhren angewieſen war. Frankreich ſtellte den Schweizer Im⸗ 
porteuren Bordeaux, Cette und Marſeille zur Verfügung, aber die 
mangelhaften Einrichtungen dieſer Häfen und ihre Überlaſtung durch 
militäriſche Transporte machten eine glatte Abwicklung der Geſchäfte 

1 Kieler Kriegswirtſchaftliche Nachrichten, Abteilung 2, Nr. 40, S. 275. 

2 Erſter Bericht des Bundesrats an die Bundes verſammlung über die von 
ihm auf Grund des Bundesratsbeſchluſſes vom 3. Auguſt 1914 getroffenen Maß⸗ 
nahmen (Neutralitätsbericht) vom 1. Dezember 1914, S. 12. Dritter Bericht 
vom 15. Mai 1916, S. 17. 
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unmöglich. Dazu kam ein unbegrenztes Mißtrauen über die Ver⸗ 
wendung der Einfuhren. Die Schweiz wurde in peinlichſter Weiſe 
durch ein ganzes Syſtem von Agenten überwacht, die einzelnen Händler 
wurden unter Kontrolle geſtellt, die Inhaber der Firmen aufs ge— 
naueſte beobachtet, zuweilen ihre Korreſpondenz geöffnet. Schwarze 
Liſten wurden aufgeſtellt und bei der Einfuhr gewiſſer Waren aus 
Frankreich Verpflichtungsſcheine verlangt, in denen der Importeur 
den franzöſiſchen Agenten das Recht zur Einſichtnahme in ſeine Bücher, 
Briefe und Fakturen einräumen mußte . 

Nicht beſſer war die Verſorgung über Italien. Der Hafen von 
Genua war ebenfalls überlaſtet, es herrſchte Mangel an rollendem 
Eiſenbahnmaterial, und dazu kam, daß die italieniſche Regierung 
Hunter engliſchem Drucke am 13. November 1914 die Vorſchriften 
über die Ausſtellung von Schiffspapieren für Durchfuhrſendungen 
nach neutralen Ländern abänderte. Ganz unerfreulich wurde die 
Lage, als Italien auch offiziell der Entente beitrat. Damit war die 
Schweiz ringsum von kriegführenden Mächten umgeben, und es blieb 
ihr nichts anderes übrig, als die Konſequenzen hieraus zu ziehen. 

Schon am 9. Januar 1915 war nach holländiſchem Vorbild die 
Getreideeinfuhr auf Grund des Art. 3 des Bundesratsbeſchluſſes 
vom 3. Auguſt 1914 zum Bundesmonopol erklärt worden. Am 
20. Mai 1915, alſo beim Eintritt Italiens in den Krieg, teilten 
die Zeitungen mit, der Bundesrat habe grundſätzlich beſchloſſen, die 
Hand zur Bildung eines Einfuhrtruſtes nach dem in Holland zur 
Anwendung gelangten Syſtem zu bieten. Dieſe Abſicht blieb nicht 
ohne Widerſpruch, und deshalb nahm der Vorſteher des politiſchen 
Departements, Bundesrat Hoffmann, gelegentlich einer Interpellation 
im Ständerat am 18. Juni 1915 ausführlich Stellung zu der ganzen 
Frage?. Er wies darauf hin, daß die wirtſchaftliche Lage der Schweiz 
durch die Entwicklung der kriegeriſchen Ereigniſſe weit ernſter ſei, 
als vielfach angenommen würde. Die Schweiz ſei und bleibe neutral, 
aber durch ihre geographiſche Lage inmitten der kriegführenden Mächte 
werde ſie auch ſo durch alle Maßnahmen des Wirtſchaftskrieges eng 
berührt, denn das Entgegenkommen der beiden feindlichen Parteien 
ſei doch immer durch die notwendige Rückſichtnahme auf ihre mili⸗ 


1 Über dieſe Vorgänge Nachrichten für Handel, Induſtrie und Landwirt⸗ 
f Schaft, Nr. 81 von 1915, S. 10. ö 
2 Wippermann⸗Purlitz, Bd. 2, ©. 816. 
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täriſchen Intereſſen beſchränkt. Der Aufbau der Schweizer Volks⸗ 
wirtſchaft mache es ihr unmöglich, ſich von der einen oder anderen 
Seite vollkommen abzuſchließen, ſie ſei auf Zufuhren von beiden 
Seiten angewieſen. Sie könne aber auf Weiterbelieferung nur dann 
rechnen, wenn ſie Gegenleiſtungen in Ausſicht ſtellen könne. Der 
Ertrag ihrer eigenen Produktion reiche hierfür nicht aus, es ſei un⸗ 
umgänglich, eingeführte Waren zu Kompenſationszwecken zu benutzen, 
d. h. ſie von der einen Partei der Kriegführenden zu beziehen, um 
ſie im Austauſch der anderen zu liefern. Das werde von jeder Seite 
aber nur unter beſtimmten Bedingungen zugelaſſen und deshalb 
empfehle ſich die Errichtung eines Einfuhrtruſtes, der die Innehaltung 
der übernommenen Verpflichtungen ſicherſtelle. Sein Vorteil gegen⸗ 
über den bisherigen Verhältniſſen liege darin, daß damit eine rein 
nationale Aufſichtsſtelle geſchaffen werde, die jede ausländiſche Be⸗ 
vormundung ausſchließe. Die Errichtung des Einfuhrtruſtes werde 
Reibungen vermeiden laſſen und damit der aus een die 
Wahrung der Neutralität erleichtern. 

Die Durchführung des Regierungsplanes erforder noch einige 
Zeit. Man hatte zunächſt den Gedanken gehabt, eine einheitliche 
Kontrollinſtanz für den Verkehr mit beiden feindlichen Mächtegruppen 
zu errichten. Aus praktiſchen Gründen wurde dann in den Ver⸗ 
handlungen mit der deutſchen Regierung hiervon abgeſehen und zur 
Beaufſichtigung der aus Deutſchland eingehenden Waren eine eigene 
Treuhandſtelle eingeſetzt. Sollten deutſche Lieferungen wieder aus⸗ 
geführt werden, ſo erteilte der Treuhänder die Bewilligung, wenn 
er es auf Grund feiner Ermittlungen für ſicher hielt, daß die auf- 
erlegten Bedingungen innegehalten würden. Er konnte hierfür eine 
Bankgarantie verlangen und war berechtigt, durch Sachverſtändige 
an der Hand der Bücher und auf Grund einer Beſichtigung der 
Lager⸗ und Betriebsſtätten die beſtimmungsgemäße Verwendung nach⸗ 
prüfen zu laſſen. Hierfür waren ſchweizeriſche Offiziere zu ver⸗ 
wenden, welche in ihrer bürgerlichen Stellung in den einzelnen in 
Betracht kommenden Warenkategorien beſondere Fachkenntniſſe beſaßen !. 

Die Verhandlungen hierüber mit den Zentralmächten waren 
Mitte Auguſt 1915 abgeſchloſſen, während ſie ſich mit der Entente 
noch länger hinzogen. Am 22. September 1915 konnte erſt die Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesrates zu den weiteren Vorſchlägen des politischen. 
eee bekanntgegeben werden. Am 27. Oktober ergingen die 


I Dritter Neutralitäts bericht vom 15. Mai 1916, S. 32. | 
Schmollers Jahrbuch XLIIL 4. 9 
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Satzungen für den Einfuhrtruſt, und am 18. November 1915 nahm 
er feine Tätigkeit auf!. 

| Über die Entſtehung des Einfuhrtruſtes hat ſich der 
Bundesrat ſpäter eingehend geäußert. „Die Schaffung der Société 
Suisse de Surveillance économique (S. S. S.) iſt nur 
verſtändlich im Lichte der ganz außerordentlichen Verhältniſſe, welche 
der europäiſche Krieg geſchaffen hat. Nach dem geltenden Völker⸗ 
rechte iſt der Binnenhandel zwiſchen den Neutralen und den krieg⸗ 
führeuden Mächten keinen Beſchränkungen unterworfen. Der Neu⸗ 
trale iſt nicht einmal gehalten, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waffen 
und Munition und allem, was für einen Kriegführenden nützlich 
ſein kann, zu hindern. Was die Zufuhren von Waren über Meer 
betrifft, ſo rechtfertigt die bloße Tatſache, daß ein neutrales Schiff 
relative Konterbande aus einem neutralen Lande mit der Beſtimmung 
für ein anderes neutrales Land führt, nicht die Beſchlagnahme dieſer 
Ware. Was endlich den freien Tranſit vom Meerhafen nach dem 
neutralen Binnenlande betrifft, ſo iſt er durch die Handelsverträge 
gewährleiſtet. Auf dieſen rechtlichen Boden hat ſich der Bundesrat 
denn auch von Anbeginn geſtellt, aber er konnte auf der anderen 
Seite ſeine Augen vor der Tatſache nicht verſchließen, daß im Laufe 
der kriegeriſchen Ereigniſſe durch Maßnahmen und Gegenmaßnahmen 
der Kriegführenden ein mit dieſen Rechtsgrundſätzen in völligem 
Widerſpruch ſtehender tatſächlicher Zuſtand geſchaffen worden war, 
dem durch Proteſtationen und Rechtsverwahrungen allein nicht bei⸗ 
zukommen war, mit dem man ſich vielmehr auf Wi praktiſche 
Weiſe auseinanderzuſetzen hatte?.“ 

Den Ausweg aus dieſen Schwierigkeiten fand man in einem 
Kompromiß: die Schweiz traf mit den Weſtmächten, mit England, 
Frankreich und Italien ein völkerrechtliches Abkommen über die 
Regelung ihres Außenhandels, zu deſſen Durchführung die S. S. S. 
gebildet wurde. Daraus erklärt ſich ihr Doppelcharakter, ſie war 
Organ ſowohl der Schweizer Regierung wie der Weſtmächte. Dadurch 
war aber ihre Stellung klarer als die der N. O. T., und dem⸗ 
entſprechend iſt auch der Offentlichkeit ein breiterer Einblick in ber 
Verfaſſung und ihr Wirken möglich geworden s. 


I Die Satzungen in den Nachrichten für Handel uſw., Nr. 77 von 1915. 
2 Dritter Neutralitätsbericht vom 15. Mai 1916, S. 30. 
3 Jaſtrow, a. a. O. S. 27 u. 75. — Fehr, Die ſchweizeriſche Über⸗ 
wachungsgeſellſchaft (S. 8. 8.) Recht und Wirtſchaft, April⸗Mai 1917, 6. Jahrg. 
Nr. 4 u. 5. — Board of Trade Journal vom 9. Mai 1918. 
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Als äußere Rechtsform wählte man für die 8. S. S. die eines 
Vereins mit dem Sitz in Bern, der in das Handelsregiſter eingetragen 


wurde. Er war eine gemiſchte Organiſation, da die an feiner Ent: 


ſtehung beteiligten Mächte auch weiter in ihm mitwirkten. Satzungen 
und die ihnen als integrierender Teil beigefügten Ausführungs⸗ 
beſtimmungen unterlagen der Genehmigung durch den Schweizer Bundes⸗ 
rat. Abänderungen waren aber nur zuläffig, wenn vorher hierüber 
eine Einigung mit den beteiligten Ententeregierungen erfolgte. Der 


Einfluß der Schweizer Regierung wurde ſchon dadurch zum Ausdruck 


gebracht, daß die Direktion der 8. S. S. im Parlamentsgebäude zu 
Bern untergebracht und ihr Leiter ebenſo wie der Präſident ihres 
Verwaltungsrats aus dem Kreiſe der Nationalräte gewählt wurde. 


Der Bundesrat hat den Betriebsfonds der S. S. S. in Höhe von 


1000 000 Fr. zur Verfügung geſtellt und die Haftung für ein etwaiges 
Defizit übernommen. Er wirkte bei der Aufnahme von Mitgliedern 
und bei der Ernennung der Direktion mit, er ſtellte die Liſte der 
Waren auf, deren Einfuhr der Vermittlung durch die S. S. S. be⸗ 
durfte, und wachte darüber, daß die von . gegebenen Vorſchriften 
innegehalten wurden. f 
Die S. S. S. wurde auf unbeſtimmte Dauer errichtet, ihre Liqui⸗ 
dation erfolgt auf Beſchluß der Mitgliederverſammlung. Die Anzahl 
der Mitglieder war auf höchſtens 15 beſchränkt, die ſämtlich im Be⸗ 
ſitz des Schweizer Bürgerrechts ſein mußten. Sie hatten weder Bei⸗ 
träge zu leiſten, noch eine finanzielle Haftung zu übernehmen. Organe 
des Vereins waren die Mitgliederverſammlung, ein dreigliedriger 
Vorſtand und die von der Mitgliederverſammlung ernannte Direktion. 
Die 8.8.8. konnte nach Art eines Kommiſſionärs Rohſtoffe, | 
Halbfabrikate und Fabrikate, welche für den Lebensunterhalt der 
ſchweizeriſchen Bevölkerung und ihres Viehſtandes und für den Be⸗ 
trieb der Landwirtſchaft, der Induſtrie und des Gewerbes notwendig 
waren, für Rechnung Dritter im Auslande erwerben, in die Schweiz 
einführen und hier an Dritte behufs Verwendung oder Verarbeitung 
in der Schweiz überlaſſen. Dagegen war es ihr durch die Satzungen 
ausdrücklich unterſagt, Handelsgeſchäfte auf eigene Rechnung ab⸗ 
zuſchließen. Dementſprechend bezweckte ſie keinen Gewinn, ſondern 
richtete ihre kaufmänniſche Geſchäftsführung ſo ein, daß die Betriebs⸗ 
koſten gerade gedeckt wurden und nur eine jährliche Verzinſung des 
Kapitals verblieb. Darüber hinausgehende Betriebsüberſchüſſe werden 
bei der Liquidation dem Bundesrat eingehändigt und von dieſem 
zu Gewerbeförderungszwecken verwendet werden. 
| | g* 
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Die Aufgabe der S. S. S. war die Vertretung und Förderung 


der nationalen und wirtſchaftlichen Intereſſen der Schweiz gegenüber 
den Erſchwerungen, die der Krieg allen Gebieten des wirtſchaftlichen 
Lebens der Bevölkerung und beſonders der Landwirtſchaft, dem 
Handel, der Induſtrie und dem Gewerbe gebracht hat. Um ihren 
Zweck zu erreichen, übernahm ſie die Überwachung und Garantie 
für die Erfüllung derjenigen Auflagen, welche ſeitens auswärtiger 
Regierungen oder Privater an die Einfuhr von Erzeugniſſen aller 
Art in die Schweiz hinſichtlich ihrer Verwendung geknüpft wurden. 
Sie hat die Verpflichtung übernommen, im beſonderen darüber zu 
wachen, daß die durch ihre Vermittlung dem Bezieher gelieferten 
Waren in rohem oder verarbeitetem Zuſtand nur unter ſolchen Auf— 
lagen ausgeführt wurden, die durch die Regierung des die Einfuhr 
in die Schweiz ermöglichenden Landes vorgeſehen waren. 


Die Grundlage für die Tätigkeit der S. S. S. bildete das vom 


Bundesrat aufgeſtellte „Verzeichnis der durch Vermittlung der 8. S. 8. 
einzuführenden Waren“, das von Fall zu Fall berichtigt und erweitert 
wurde. Es enthielt keineswegs nur Kriegsmaterial, deſſen Vermitt⸗ 
lung auch bei weitgehendſter Interpretation der Rechte der Krieg— 
führenden beanſtandet werden konnte, ſondern umfaßte in mehreren 
100 Poſitionen nahezu alle Sätze des Schweizer Zolltarifs . Etwa 
zwei Drittel der Poſitionen waren auf Grund des Pariſer Überein⸗ 
kommens vom November 1915 kontingentiert. 

Für alle in dieſem Verzeichnis aufgeführten Waren hatte die 
S. S. S. ein Vermittlungsmonopol, die Einfuhr mußte an ſie kon⸗ 
ſingniert werden?. Ausgenommen blieben nur Sendungen an das 
Militärdepartement, die für die ſchweizeriſche Armee beſtimmt waren. 

Alle durch Vermittlung der S. 8. S. eingeführten Waren ebenſo 
wie die aus ihnen hergeſtellten Erzeugniſſe waren ausſchließlich für 
den inneren Verbrauch beſtimmt, unterlagen alſo grundſätzlich einem 
Aus fuhrverbot. Nach Analogie der für die N. O. T. geltenden Be⸗ 
ſtimmungen war dem inneren Verbrauch gleichgeſtellt die Wieder⸗ 
ausfuhr nach einem anderen neutralen Lande, wofern die 8. S. S. 
Sicherheit für ihre dortige Verwendung übernahm. Die Ausfuhr 
durfte dabei durch einen kriegführenden Staat nur mit Zuſtimmung 
des Landes En daß die Einfuhr der Ware in die Schweiz er⸗ 


— — 


| 1 „Neue Züricher Ztg.“ Nr. a vom 4. Auguft 1917: Die Behandlung 
der Schweizer Ausfuhr. 
2 Die N. O. T. hatte im Segenf hierzu kein Monopol 
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möglicht hatte. Natürlich war auch die Wiederausfuhr der in die 
Schweiz eingeführten Erzeugniſſe und der aus ihnen hergeſtelltenn 
Waren in die kriegführenden Bezugsländer und die ihnen verbündeten 


Staaten geſtattet. Zu den Zentralmächten war eine Ausfuhr von 
Erzeugniſſen bloß zuläſſig, wenn ſie Liſtenwaren als weſentlichen 
Beſtandteil nur in unbedeutenden Mengen (nicht mehr als 2% des 
Geſamtwertes der Ware) enthielten. Für gewiſſe Spezialinduſtrien 


der Schweiz (Schokolade, kondenſierte Milch, Uhren und einzelne 


Textilien) waren Erleichterungen vorgeſehen. Hiervon abgeſehen 
durfte eine Wiederausfuhr von Nahrungsmitteln und Kupfer in 


keinem Falle, alſo auch nicht in den obenangeführten Quanten von 


2% ſtattfinden “. 
Für den aktiven und paffinen eee waren beſ ondere 
Beſtimmungen getroffen. 


Die für die Schweiz beſonders wichtige Frage der Wiederaus⸗ 


fuhr zu Kompenſationszwecken iſt nicht grundſätzlich geregelt worden. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu den Satzungen der S. S. S. beſagen 


vielmehr in Art. 11: „Die durch Vermittlung der 8. S. S. in die 
Schweiz eingeführten Waren können nicht zum Austauſch mit anderen 
Ländern benutzt werden. Vorauszuſehende Abkommen, die über dieſe 


Fragen abgeſchloſſen werden, ſollen in jedem einzelnen Falle Gegen 
ſtand beſonderer Unterhandlungen zwiſchen den Regierungen bilden.“ 


Indem die Ententeſtaaten die Schweiz von Fall zu Fall auf den 


Verhandlungsweg wieſen, ſicherten ſie ſich die Möglichkeit, hierbei 
weitergehende Wünſche geltend zu machen und durchzuſetzen. 

Die Einfuhr durch Vermittlung der 8 S. S. erfolgte wie bei 
der N. O. T. in der Form, daß fie eine ſchriftliche, beliebig wider⸗ 
rufliche Ermächtigung zur Konſignation an ſich erteilte. Sie galt 


nur perſönlich für den Bezieher und konnte auf einen Dritten nur 


mit ſchriftlicher Genehmigung der 8. S. S. übertragen werden. Der 
Importeur haftete dafür, daß alle ihm bei der Einfuhr auferlegten 


Verpflichtungen auch allen dritten Perſonen, an welche die Ware 


aus digen denen Rechtsgrund abgetreten wurde, übertragen und von 


1 Von dem Verbot der Kiefern 1 folgende Ausnahmen: 


Länder, die ſelbſt Kupfer lieferten, konnten die daraus hergeſtellten Waren be⸗ 
ziehen. Maſchinen und Apparate, die Kupfer enthielten, das von der 8. S. S. 
eingeführt wurde, konnten ausgeführt werden, wenn in ihnen Kupfer bis höch⸗ 
ſtens 15% (bei elektriſchen Maſchinen niederer Spannung 30 ) enthalten war. 
Die Menge dieſer Kupferausfuhr e im . wierzelfäh lich 50 t nicht 
überſteigen. N 
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| dieſen vollſtändig eingehalten würden. Zur Deckung der Betriebs⸗ 
koſten war die S. S. S. berechtigt, von allen durch ſie vermittelten 
Einfuhren eine Proviſion zu erheben. Sie war in den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen auf // des Fakturawertes feſtgeſetzt, zugleich aber 
der Mitgliederverſammlung das Recht eingeräumt, die Proviſion je 
nach den Erforderniſſen der Betriebskoſten zu ändern. So wurde ſie 
1916 auf // des Fakturawertes zuzüglich Fracht und Zoll bis 
zur Beſtimmungsſtation erhöht. 
| Zur Sicherung der übernommenen Verpflichtungen dienten Kon⸗ 
ventionalſtrafen, die mindeſtens das Dreifache des Wertes der Waren 
im Exportlande betragen mußten. Sie wurden grundſätzlich und der 
Höhe nach endgültig und rechtsverbindlich durch die Mitgliederver- 
ſammlung der 8. S. S. beſtimmt. 
Die Durchführung der. ihr obliegenden Aufſicht erleichterte ſich 
die S. S. S. dadurch, daß fie ihre Kunden zu Garantieſyndikaten in 
der Rechtsform der Genoſſenſchaft zuſammenfaßte. In Ausſicht ge⸗ 
nommen waren fie zunächſt für die Metall-, chemiſche, Farben-, 
Textil⸗ und Nahrungsmittelinduſtrie, doch haben fie ſich erheblich 
über dieſen Rahmen hinaus ausgedehnt. Soweit in einem Gewerbe⸗ 
zweige eine ſolche Genoſſenſchaft errichtet war, lieferte die S8. S. S. nur 
noch an ſie unter Ausſchluß anderer Abnehmer. Die Erwerbung der 
Mittgliedſchaft einer Genoſſenſchaft und damit die Möglichkeit, ſich 
der Vermittlung der S. S. S. zu bedienen, ſtand jeder phyſiſchen und 
juriſtiſchen Perſon zu, welche in das Handelsregiſter eingetragen war. 
Vorausſetzung war dabei nur die Domizilierung des Betriebes in der 


Schweiz, nicht aber das Schweizer Bürgerrecht des Betriebsinhabers. 


Die Ausführungsbeſtimmungen ſagen in Art. 3 ausdrücklich: Keine 
Firma, die im Handelsregiſter eingetragen iſt, kann wegen der Natio⸗ 
nalität ihrer Leiter, Geſellſchafter, Genoſſenſchafter oder Aktionäre 
vom Bezug von Waren durch Vermittlung der S. S. S. ausgeſchloſſen 
werden. Ein Vorbehalt beſtand nur hinſichtlich der Kriegsgeſell— 
ſchaften, d. h. derjenigen ausländiſchen Firmen, die gar nicht oder erſt 
ſeit dem 1. Juli 1914 im Handelsregiſter eingetragen waren. Für 
dieſe zwei Kategorien blieb eine Prüfung der Verhältniſſe durch die 
S. S. S. im Einvernehmen mit den drei Ententeregierungen vor⸗ 
| behalten. Allerdings iſt dieſes Prinzip nicht bis zu einem klagbaren 
Anſpruch auf Mitgliedſchaft eines Garantieſyndikates ausgeſtaltet 
worden. Wer vom Verwaltungsrat einer Einfuhrgenoſſenſchaft mit 
ſeinem Geſuch um Aufnahme zurückgewieſen wurde, was ohne An⸗ 
gabe von Gründen geſchehen durfte, hatte nur den Rekurs an 
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die 8.8.8. Sie entſchied endgültig, der Rechtsweg war aus⸗ 
geſchloſſen. 

Jedes Mitglied einer Einfuhrgenoſſenſchaft hatte nach ſeiner 
Aufnahme mindeſtens einen, höchſtens zehn Anteile zu 1000 Fr. zu 
übernehmen. Er hatte je nach dem Werte ſeiner Vorräte Kaution 
zu ſtellen und weiterhin für die Erfüllung der Verpflichtungen, die 
er beim Bezuge der durch Vermittlung der 8. S. S. eingeführten 
Waren übernahm, Sicherheit entſprechend dem Wert der jeweiligen 
Bezüge zu leiſten. Sie konnte in Waren, in Wertpapieren oder in 
einer Bankgarantie beſtehen. Für die verwirkten Konventionalſtrafen 
hafteten die Sicherheiten aller Genoſſenſchafter gemeinſam. 

Die Kontrolle über die Innehaltung der S.-S.-S.- Verpflichtungen 
war mehrfach. Zunächſt äußerlich dadurch, daß die S8. S. S. ver⸗ 
pflichtet war, der eidgenöſſiſchen Regierung und den drei Entente⸗ 
regierungen am Ende jedes Monats die Geſamtmengen der ver⸗ 
ſchiedenen Waren mitzuteilen, die durch ihre Vermittlung ein⸗ und 
ausgeführt oder veredelt wurden. Die 8.8.8. hatte weiter die 
Aufgabe, den ſchweizeriſchen Behörden beratend zur Seite zu treten 
durch Empfehlung von Maßnahmen, welche ihre kontrollierende 
Tätigkeit erleichtern konnten, wie zum Beiſpiel Aus fuhrverbote, | 
Grenzüberwachungen, ſtatiſtiſche Mitteilungen, Feſtſetzung von Maxi⸗ 
malpreiſen, Errichtung von Kontrollſtationen uſw. Sie konnte aus 
ihrer Mitte Kommiſſionen ernennen, die den Behörden bei der Aus⸗ 
führung ſolcher e e waren, und konnte die zu⸗ 


1 Dieſe Angaben waren für England von hohe Wichtigkeit für de 
Beobachtung feiner Kontingentsvorſchriften und die Durchführung ſeiner See⸗ 
ſperre. Nachrichten für Handel uſw. 1918, Nr. 15: Großbritannien beſteht 
darauf, über eine größere Anzahl von Waren, wie Kautſchuk, Wolle, Zinn, 
Nickel, verſchiedene Arten von Haaren, Antimon, gewiſſe Metalle und deren 
Legierungen, Asbeſt, Lack, chemiſche Erzeugniſſe uſw., die aus Amerika nach der 
Schweiz eingeführt werden, eine ſcharfe Kontrolle auszuüben. Bis Ende November 
1917 verfügte Großbritannien, daß ſämtliche Dampfer, die von Amerika mit 
Beſtimmung Havre, Bordeaux, Marſeille oder Italien fahren, Liverpool an⸗ 
laufen, wo die Dampfer aufs genaueſte unterſucht wurden. In Anbetracht der 
häufigen Reklamationen ſeitens Amerikas und Frankreichs ſowie der Schweizer 
Abnehmer wegen der enormen doppelten Fracht⸗ und Verſicherungsſpeſen, die 
durch Anlaufen des Hafens von Liverpool entſtanden, hat ſich Großbritannien 
entſchloſſen, den Hafen von Halifax als Standort der britiſchen Kontrolle zu 
beſtimmen. Die Ankündigung, auch andere Artikel zu kontrollieren, die bis jetzt 
noch nicht bezeichnet ſind, läßt vermuten, daß das Verhalten Großbritanniens 
zu großer Unzufriedenheit und zu Streitigkeiten führen wird. 
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ſtändigen Behörden zu rechtlichem Einſchreiten, insbeſondere im Fall 
von Schmuggel, veranlaſſen. 

Zu dieſen mehr präventiven Maßnahmen kam die Verpflichtung 
der S. S. S., beim Verdacht von Zuwiderhandlungen gegen die ein— 
gegangenen Verpflichtungen den Vertretern des Bundesrats und der 
alliierten Regierungen alle erforderlichen Aufklärungen zu geben und 
ihnen behilflich zu ſein, auf Grund der Urkunden und Schriftſtücke 
den Tatbeſtand feſtzuſtellen. 

Um hierzu in der Lage zu fein, war der S. S. S. eine unmittel⸗ 
bare Mitwirkung und Aufſicht bei der Geſchäftsführung der Garantie— 
ſyndikate verliehen worden. Sie hatte die Satzungen einer jeden 
Genoſſenſchaft zu genehmigen und war dauernd in ihrem Ver⸗ 
waltungsrat durch ein von ihr zu ernennendes Mitglied vertreten. 
Weiter hatten dann beide, ſowohl die Genoſſenſchaft wie die S. S. S. 
ſelbſt, jede für ſich ein Kontrollrecht gegenüber den einzelnen Im⸗ 
porteuren. Sie waren befugt, jede ihnen gut ſcheinende Nachprüfung. 
über die Einhaltung der übernommenen Verpflichtungen auszuüben. 
Sie konnte vorgenommen werden entweder von Organen der Ge- 
noſſenſchaft oder von beliebigen, von der S. S. S. beauftragten Sach⸗ 
verſtändigen (mit der Einſchränkung, daß die Kontrolle nicht durch 
Perſonen ausgeübt werden durfte, die einem Konkurrenzgeſchäft an- 
gehören, ſofern der zu Kontrollierende nicht fein Einverſtändnis dazu 
gab). Die Kontrollorgane hatten freien Zutritt zu allen Fabrikations- 
räumen, Magazinen und Büros, ebenſo war ihnen freier Einblick 
in alle Bücher und Belege zu gewähren, die über Verwendung der 
S. S. S. Waren Auskunft gaben. Die Koſten dieſer Kontrolle trug 
die S. S. S., ausgenommen in denjenigen Fällen, in denen der Kon⸗ 
trollierte ſeinen ee zuwider gehandelt oder die Kontrolle 
verſchuldet hatte. 

Wie in Holland, ſo war man ſich auch in der Schweiz darüber 
klar, daß die geſchaffene Kontrolleinrichtung der S. S. S. ſich nur als 
Kind der Not rechtfertigen laſſe. „Wer konnte ahnen, daß alle ver⸗ 
traglichen Rechte, daß die Grundſätze der Haager Konvention, die 
völkerrechtlichen Normen überhaupt kein ausreichender Schutz ſein 
würden, um den Fortbeſtand des wirtſchaftlichen Lebens eines neu- 
tralen Staatsweſens zu gewährleiſten? Es iſt tatſächlich ſo, daß 
der ‚Bundesrat gezwungen war, die Fundamente unſerer wirtjchaft- 
lichen Exiſtenz durch Verſtändigung mit den kriegführenden Staaten- 
gruppen neu zu ſetzen und auf dieſen Fundamenten einen Bau zu 
errichten, der ſeinen Halt in den abſoluten Notwendigkeiten des täg⸗ 
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lichen Lebens, in Zweckmäßigkeitsgründen und politiſchen Rückſichten 
findet, in keiner Weiſe dagegen mit den Vorſchriften unſeres Ver⸗ 
faſſungs- und Geſetzesrechts im Einklang ſteht 1.“ Die Schweiz hat 
durch die Errichtung der S. 8. S. den Fortbeſtand ihrer Volkswirt⸗ 
ſchaft während des Krieges zu ſichern verſucht, einen Schutz gegen 
immer weitergehende Anſprüche der Alliierten vermochte ſie dadurch 
nicht zu erreichen?. Ob hierdurch nicht letzten Endes eine Schädi⸗ 
gung der Entente ſelbſt e wurde, läßt ſich heute noch 
nicht abſehens. | 
VI _ 

In den nordiſchen Staaten lagen die Verhältniſſe dadurch 
anders, als in Holland und der Schweiz, daß England hier auch 
ſeinerſeits in gewiſſen Abhängigkeiten ſtand und ſich deshalb zu einer 
anderen Politik entſchließen mußte. Gemeinſam iſt den drei ſkandi⸗ 
naviſchen Ländern, daß ſie wie die anderen Neutralen auf die Ein⸗ 
fuhr von Nahrungs- und Futtermitteln, ſowie von Grundſtoffen der 
Induſtrie angewieſen waren. Aber ſie waren auch ihrerſeits in der 
Lage, Gegenanſprüche geltend machen zu können. Dänemark iſt ein 
kommerzieller Agrarſtaat, bei geringer induſtrieller Entwicklung ver⸗ 
fügt es über eine glänzend ausgebildete Exportlandwirtſchaft. Die 
Verhältniſſe haben ſich ſo geſtaltet, daß man Dänemark im Frieden 
geradezu als eine agrariſche Provinz Englands anſehen konnte. Von 
der Geſamtausfuhr Dänemarks ging die Hälfte nach England, nur 
ein Fünftel nach Deutſchland. Umgekehrt lieferte England nur ein 
Siebentel der däniſchen Einfuhr, Deutſchland dagegen ein Drittel. 
So hatte Dänemark gerade nach England einen Ausfuhrüberſchuß 
durch ſeine Belieferung mit Butter, Eiern und Schweinefleiſch. Die 
Konkurrenten, die es bisher in Rußland, den Vereinigten Staaten 


1 Iwelter Neutralitätsbericht vom 19. Februar 1916, S. 5. 

2 Nach der „Oſtſchweiz“ vom 9. Juni 1917 verlangte die engliſche Handels⸗ 
agentur in Bern von Schweizer Firmen periodiſch genaue Perſonalangaben der 
Angeſtellten. Feindliche n en bei N der Sperre 
entlaſſen werden. 

3 Das franzöſiſche Dekret vom 14. Juli 1917 ließ Durchfuhr durch Frank⸗ 
reich nach der Schweiz nur mit direkten Konnoſſementen zu. Die Folge davon 
war, daß „althergebrachte Handelsbeziehungen der ſchweizeriſchen und franzö⸗ 


ſiſchen Kaufleute geſtört wurden, und daß der ſchweizeriſche Handel, einmal 


daran gewöhnt, während des Krieges direkt überſeeiſch zu kaufen, vielleicht nach 
Friedensſchluß bei dieſem rn bleiben würde“. Achter Neutralitätsbericht, 
S. 49. N 


＋ 
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und Kanada auf dem engliſchen Markte gehabt Ga traten während 
des Krieges von ſelbſt zurück. England konnte nun um fo weniger 
einen beſonders ſcharfen Druck auf Dänemark ausüben, als hier die 
Zahl der Selbſtverſorger natürlich verhältnismäßig ſehr groß iſt, ſo 
daß eine Erſchwerung der überſeeiſchen Lebensmittelzufuhr weniger 
das Land ſelbſt und den inneren Verbrauch, als die Möglichkeit 
zur Weiterbelieferung Englands betroffen hätte. Schweden und 
Norwegen dagegen ſind bei der geringen Entwicklung der eigenen 
Produktion in dieſer Beziehung vollkommen von England abhängig. 
Aber auch ſie verfügten über Handhaben, um einen Gegendruck aus⸗ 


üben zu können. Sie beliefern England mit Holz, vor allem Gru⸗ 


benholz, und Fiſchen. Norwegen verfügt über eine verhältnismäßig 
ſehr hoch entwickelte Schiffahrt und eine Handelsflotte, deren Dienſte 
für England von ſteigendem Werte wurden. Schweden hatte ein 
Druckmittel in ſeinen Erzlieferungen, ſpielte aber vor allem dadurch 
eine wichtige Rolle für die ganze Entente, daß es zunächſt die 
einzige gangbare Brücke zwiſchen Rußland und den übrigen Ver⸗ 
bündeten darſtellte. 
| Auch die drei ſkandinaviſchen Staaten waren von Kriegsbeginn 
an Hemmungen ihres Wirtſchaftsverkehrs und politiſchem Druck 
durch die Alliierten ausgeſetzt. Anfang Dezember 1914 verlangte 
die Entente von Norwegen und Schweden, den Hafen Narwik zur 
Einfuhr von Kriegsbannware nach Rußland zu öffnen und alle 
Waffen⸗ und Munitionsſendungen auf der anſchließenden Bahn un⸗ 


gehindert nach Rußland gelangen zu laſſen !. Dieſe Forderung 


wurde abgelehnt, ſie veranlaßte aber Schweden zu einer gemeinſamen 
Beſprechung mit den beiden anderen ſkandinaviſchen Staaten, die 
am 18. Dezember 1914 in Malmö ſtattfand. Es wurde vereinbart, 
auf Anforderungen und Vorſtellungen kriegführender Parteien nur 
im gegenſeitigen Einverſtändnis Beſchlüſſe zu faſſen. Trotzdem iſt 
es ſpäterhin zu keinem einheitlichen Handeln gekommen. Die Ent- 
wicklung hat dahin geführt, daß auch in jedem der drei nordiſchen 
Staaten ein Kontrollorgan für den auswärtigen Handel entſtand, 
deſſen Maßnahmen die Regierungen durch die Geſetzgebung ſank— 
tionieren mußten: in allen drei Staaten ſind die Klauſelabkommen, 
die nach holländiſchem und Schweizer Muſter abgeſchloſſen wurden, 
unter ſtrafrechtlichen Schutz geſtellt worden. Im einzelnen iſt die 
Organiſation in jedem der drei . Staaten verſchieden 
durchgeführt worden. 


1 Bippermann- m... Bd. 1, S. 578. 
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J. Dänemark. Schon ſeit Ende Auguſt 1914 wurde den 
für Dänemark beſtimmten Sendungen von England aus Schwierig⸗ 
keiten gemacht. Baumwolle wurde zurückgehalten und dafür Geld⸗ 
entſchädigung angeboten, engliſche Koöhlenfendungen drohten ganz 
aufzuhören. Die däniſchen Importeure waren bloß dann einiger⸗ 
maßen ſicher, ihre Waren wirklich ins Land zu bekommen, wenn ſie 
ſich England gegenüber verpflichteten, ſie ausſchließlich im Inland 


zu verwerten. Dieſe Garantieerklärungen waren nur wirkſam, wenn 


die Unverdächtigkeit und Glaubwürdigkeit des Ausſtellers von einem 


der großen däniſchen Wirtſchaftsverbände, dem Großhändlerverein 


oder dem Induſtrierat, beſcheinigt wurde. Man entſchloß ſich, dies 


Verfahren in ein Syſtem zu bringen, und ſo kam der Vertrag vom 
19. November 1915 zwiſchen der engliſchen Regierung und den 


däniſchen Wirtſchaftsverbänden zuſtande !. 


Als Überwachungsorgane im Sinne der N. 0. T. und der 


S. S. S. wirkten nebeneinander die Großerer Sozietät und der In⸗ 


duftrierat?. Sie griffen aber weniger markant in die beſtehenden 


f Handelsbeziehungen ein, da ſie nicht eine Konſignation an ſich ſelbſt 


oder an eine andere beſtimmte Adreſſe verlangten. Sie beſchränkten 


ſich vielmehr darauf, Garantieverpflichtungen zu legaliſieren und die 
Innehaltung der übernommenen Verpflichtungen zu überwachen. 


Jeder däniſche Gewerbetreibende konnte ſich je nach Zuſtändig⸗ 


keit der Vermittlung des Großhändlerbundes oder des Induſtrierates 


bedienen. Kaufleute in Provinzſtädten mußten zunächſt eine Be⸗ 
ſcheinigung ihrer Vertrauenswürdigkeit ſeitens der örtlichen Handels⸗ 


vereinigung beibringen. Der Importeur hatte, der Überwachungs⸗ 


ſtelle eine Verpflichtungsurkunde dahin. auszuſtellen, daß die ein⸗ 


zuführenden Waren nur nach Dänemark, alſo nicht durch Anderung 


der Beſtimmung nach der Abſendung nach irgendeinem anderen 


Lande gebracht würden. Die Waren mußten ausſchließlich für den 


inneren Bedarf beſtimmt ſein, durften alſo in keinerlei Form wieder 


ausgeführt werden, außer nach Großbritannien und den alliierten 
Ländern, ſowie nach Spanien, Portugal, den Niederlanden (unter 


ee der Konſignation an die N. O. T.) und nach n | 


Der Vertrag iſt mitgeteilt in den Nachrichten für Handel uſw. 1915, 
Nr. 99. Das übereinkommen trat in Kraft für Sendungen aus britiſchen 5 


Häfen am 7. Dezember 1915, für alle übrigen am 21. Dezember 1915. 

2 Die Groſſerer Sozietät entſpricht unſeren Handelskammern. Sie beruht 
auf Verordnungen von 1817 und 1842 und auf der Gewerbeordnung von 1857. 
Als ausführendes Organ hat ſie ein Komitee von 13 Mitgliedern 
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Ländern außerhalb Europas. Sonderbeſtimmungen galten für die 


Wiederausfuhr nach Schweden und Norwegen. 
Damit nun die Sendungen ungehindert aus britiſchen Häfen 


oer durch die britiſche Sperrlinie in der Nordſee nach Dänemark 


. 


gelangen konnten, mußte die Überwachungsſtelle der engliſchen Re⸗ 
gierung gegenüber Gewähr für jede einzelne Warenlieferung leiſten. 
Sie erſtreckte ſich darauf: 1. Daß die Einfuhr der Ware nach Däne⸗ 


mark nach beſtem Ermeſſen der Überwachungsſtelle empfohlen werden 
konnte. 2. Daß der Importeur der Überwachungsſtelle gegenüber 


bindende Erklärungen über Beſtimmung und Verbleib abgegeben 
hatte. 3. Daß nicht eine Wiederausfuhr im Widerſtreit mit dem 
Abkommen ſtattfinden werde. 

Die Überwachungsſtelle prüfte in jedem Falle, ob fie dem Im⸗ 
porteur die beantragte Einfuhr durch Abgabe der Gewährleiſtungs⸗ 
erklärung gegenüber der britiſchen Regierung ermöglichen wollte. Zu⸗ 


treffendenfalls wurde die Erklärung dem Importeur ausgehändigt, 


der ſie zuſammen mit einem Geſuch um Ausfuhrbewilligung nach 
London an das War Trade Department ſandte. Die Konſignation 
erfolgte dann unmittelbar an ihn ſelbſt. 

Die eingeführten Waren ſtanden unter Klauſel, d. h. Bedingung 


für jeden Weiterverkauf war, daß der Erwerber und jeder ſpätere 


Käufer die gleiche Verpflichtungserklärung ausſtellte, wie der Im⸗ 
porteur ſelbſt. Dieſe Erklärungen waren den Uberwachungsſtellen 
zur Aufbewahrung abzuliefern. 

Zur Durchführung der erforderlichen Kontrolle mußte ſich der 


Importeur und nach ihm jeder Erwerber bereit erklären, den von 


der Überwachungsſtelle beſtellten Kontrollorganen ungehinderten Zu— 
gang zu ſeinem Kontor, ſeinem Lager und zu ſeinen übrigen Ge— 


ſchäftsräumen zu gewähren, damit fie dort eine Unterſuchung feiner 


eigenen und der unter ſeiner Kontrolle ſtehenden Bücher und Ge— 
ſchäftspapiere vornehmen konnten. Er war verpflichtet, auf Ladung 


ſelbſt zu erſcheinen und ſein Perſonal erſcheinen zu laſſen, um nähere 


Erklärungen und Aufſchlüſſe über die in. Betracht kommenden Ge— 
ſchäfte zu geben. 


Der Bruch der übernommenen Verpflichtungen wurde mit einer 
Buße bis zur Höhe von 10000 Kronen beſtraft. Außerdem war 
eine Konventionalſtrafe verwirkt, die das Doppelte des Wertes der 
Ware auf dem am höchſten notierenden europäiſchen Markte betrug. 


Der Rechtsweg gegenüber den Anordnungen der Überwachungs- 


ſtellen war ausgeſchloſſen. Zweifelsfragen wurden von einem Schieds⸗ 


1353] Die Wirtſchaftsblockade im Weltkrieg 141 


ausſchuß oder einem Schiedsmann entſchieden, deſſen Spruch endgültig 
und verbindlich war. 

Die Überwachungsſtellen haben dann den Schutz der däniſchen 
Regierung dadurch gefunden, daß ſie den Klauſelbruch durch Geſetz 
vom April 1916 für ſtrafrechtlich verfolgbar erklärte und mit Ge⸗ 
fängnisſtrafe bedrohte !. 

Weit ſtärker noch trat der Regierungseinfluß in IJsland her⸗ 
vor. England hatte ſeinerſeits ein erhebliches Intereſſe an gewiſſen 
isländiſchen Produkten, vor allem Heringen, Salzfleiſch und Schaf⸗ 
wolle, während umgekehrt die Inſel hinſichtlich ihrer Verſorgung 
mit Salz, Kohlen und Petroleum vollkommen von England abhing. 
Als ſich nun das Gerücht verbreitete, Deutſchland habe ſich faſt den 
ganzen Heringsfang des Jahres 1915 im voraus geſichert, ſetzten 
Englands Zwangsmaßnahmen gegen Island ein. Deshalb erließ die 
isländiſche Regierung am 19. Juli 1915 ein Geſetz, durch welches 
bei Strafe bis zu 1000 Kronen, im Wiederholungsfalle bei Ge⸗ 
fängnisſtrafe, die Wiederausfuhr von aus England nach Island ein⸗ 
geführten Waren grundſätzlich und allgemein verboten wurde. Da 
das Geſetz vorſah, entſprechende Vorſchriften auch für andere Staaten 
zu erlaſſen, wenn die dortige Zufuhr aufzuhören drohe, gab die 
isländiſche Regierung zu, daß ann gegenüber dieſer Zuſtand 
bereits beſtand. 

Durch das geſetzliche Verbot der Wiederausfuhr hatte England 
in Island den gleichen Schutz erlangt, den ihm in anderen Ländern 
die Klauſelbeſtimmungen gewährten. Trotzdem ſind ſpäter von den 
isländiſchen Importeuren noch beſondere außerordentlich weitgehende 
Garantieſcheine verlangt worden. 

England begnügte ſich aber nicht damit, die von ihm ein⸗ 
geführten Waren für einen ihm genehmen Verbrauch ſicherzuſtellen, 
ſondern es ſtrebte danach, auch die eigene Produktion Islands den 
gleichen Beſchränkungen und ihre Ausfuhr einer entſprechenden Kon⸗ 
trolle zu unterwerfen. Da England immer wieder mit der voll⸗ 
ſtändigen Entziehung von Salz und Brennſtoffen drohte, ſah ſich die 
däniſche Regierung am 24. Mai 1916 genötigt, bekanntzugeben, daß 
es nach Mitteilung des Miniſteriums für Island notwendig ſei, 
weitere Maßregeln zu treffen, damit die Zufuhr von Waren aus 
England nach Island nicht ganz unterbrochen werde. Der König 
ermächtigte den Miniſter, die erforderlichen Schritte zur Sicherung 


— 


1 Nachrichten für Handel uſw. 1916, Nr. 28. 
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der isländiſchen Verſorgung zu treffen. Daraufhin erging das is⸗ 
ländiſche Geſetz von 30. Juni 1916, daß allen Schiffen die Ausfahrt 
aus isländiſchen Häfen mit Waren verbot, wofern ſie ſich nicht ver⸗ 
pflichteten, auf dem Wege nach ihrem Beſtimmungsorte einen bri⸗ 
tiſchen Hafen anzulaufen. Ein Verſtoß gegen dieſe Beſtimmung 
oder gegen die übernommene Verpflichtung wurde mit Strafe bis zu 
50 000 Kronen bedroht. 
Schon kurze Zeit darauf mußten dieſe Beſtimmungen noch 
dweſentlich verſchärft werden, da England als Entgelt für die Weiter⸗ 
verſorgung Islands ein Vorkaufsrecht am Ergebnis der dortigen 
Fiſcherei verlangte. Dementſprechend brachte die Verordnung vom 
28. Juli 1916 ein Verbot, in isländiſchen Häfen Fiſche, Fiſcherei⸗ 
produkte, Salzfleiſch, Wolle oder Felle zu verladen, bevor ſie dem 
engliſchen Regierungsvertreter zum Kauf angeboten worden wären. 
Dieſer hatte eine Friſt von 14 Tagen zur Entſcheidung, ob er ſein 
Vorkaufsrecht ausüben wolle. Die Ausfahrt eines Schiffes aus is⸗ 
ländiſchen Häfen durfte nur erfolgen, wenn nachgewieſen wurde, daß 
dieſer Vorſchrift Genüge geleiſtet war. Befreit davon waren bloß 
Sendungen an die Verdündeten Englands, nach Spanien oder 
Amerika. Dänemark ſelbſt war eine Ausfuhr nur zur Deckung feines 
eigenen Konſums freigegeben. 

Ganz ähnliche Schwierigkeiten wurden den Kaufleuten auf den 
Faröer gemacht. Sie wurden von England nur beliefert, wenn 
ſie ſich vorher mit der engliſchen Handelskontrolle einverſtanden er⸗ 
klärten und der engliſche Konſul ihre Unverdächtigkeit beſcheinigte!. 

In Mai 1917 ging von den Faröern eine Adreſſe mit 
3500 Unterſchriften unmittelbar nach England, alſo unter Umgehung 
der däniſchen Regierung. Man bat darin wenigſtens um Freigabe 
der Schiffahrt zwiſchen Island und den Faröern, denn bei dem bis⸗ 
herigen Zuſtande, nach dem alle Schiffe von Island aus zunächſt 
einen engliſchen Hafen anlaufen mußten, blieb naturgemäß kein ge⸗ 
nügender Beſtand mehr für die Verſorgung der Faröer übrig. 

II. Schweden. Die Hemmungen, denen auch hier die Zu— 
fuhren durch das Vorgehen Englands begegneten, hatten dazu geführt, 
daß Schweden die allerdings ergebnisloſe Beſprechung von Malmö 
im Dezember 1914 anregte. Beſonders erſchwert war die Weiter⸗ 
verſorgung mit Kohle und mit amerikaniſcher Baumwolle, die von 
England nur durchgelaſſen wurde, nachdem ſich ein ſchwediſches 


1 Jaſtrow, a. a. O. S. 40. 
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Daran ntieſyndikat gebildet hatte. Als dazu noch eine rückſichtsloſe 
Se lagnahme der ſchwediſchen Poſt kam, verbot die Regierung als 


Waren, die mit einem ſchwediſchen Ausfuhr verbot belegt waren. 
Dadurch wurde rund die Hälfte der weſtlichen Ausfuhr nach Rußland 
unmöglic gemacht 1. Die Folge hiervon waren engliſch-ſchwediſche 
N . Berhandlungen, die vom 2. Juli bis 10. Auguſt 1915 in Stockholm 
abgehalten wurden, ohne zu einem Reſultat zu führen. Unter der 
an ſuchte man weiter zu einer Einigung zu gelangen, aber Ende 
Oktober wurde in Stockholm bekannt gegeben, daß man die im 


denke, da ſie doch zu keinem Ziel führen würden. Als Grund für 
dieſe ablehnende Haltung gab man die Forderung der engliſchen 
Regierung an, ihr eine eigene Kontrolle der ſchwediſchen Ausfuhr in 
| den dortigen Zollämtern einzuräumen. Da die ſchwediſchen Unter— 
händler hierin unter keinen Umſtänden einwilligen könnten, erweiſe 
ſich die Fortſetzung der Verhandlungen als nutzlos ?. ö 
| 5 * Wenn dadurch auch weitere Beſprechungen abgelehnt wurden, 
% gab man deshalb den Gedanken noch nicht auf, auf irgendeinem 
Wege zu einem Kompromiß zu gelangen. So erklärt ſich die damalige 
Mitteilung des ſchwediſchen Finanzminiſters, man beabſichtige unter 
flaaatliche Mitwirkung eine Einrichtung zur Regelung des ſchwediſchen 
Aus⸗ und Einfuhrhandels zu treffen. An die zu, ſchaffende Stelle 
würden ſich künftig die Geſchäftsleute in allen Fragen zu wenden 


er ſchwediſchen Induſtrie mit ausländiſchen Rohſtoffen beträfen. 
9 it der Durchführung wurde am 10. November 1915 die ſtaatliche 
Handelstonmiſſion beauftragts. Am 27. November 1915 konnte 
dann bereits ein nunmehr doch zuſtande gekommenes Abkommen mit 
ele veröffentlicht werden!. 

Das Übereinkommen ſollte den Tranſitverkehr zwiſchen England 
* 0 Rußland regeln. Es war von der engliſchen Geſandtſchaft und 
18 der ihr beigegebenen Handelsdelegation in Stockholm im Einvernehmen 
8 155 mit den von der engliſchen Regierung beſtätigten Reedereivertretern 
— aushalten worden. Danach wurde der durch 5 nach Oſten 


Ba 1 Wippermann⸗Purlitz, Bd. 2, S. 811. 
9 5 Ebenda Bd. 3, S. 683. 
Re Nachrichten für Handel uſw. 1915, Nr. 88, S. 10 und Nr. 98, S. 11. 
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Hegenmaßnahme am 22. Juni 1915 die weitere Durchfuhr aller 


Auguſt abgebrochenen Verhandlungen nicht wieder aufzunehmen ge⸗ 


baben, welche die Ausfuhr ſchwediſcher Waren oder die Verſorgung 


N 


oder Weſten hindurchgehende Warenverkehr einer engliſchen⸗ruſſiſchen 
Regierungsaufſicht unterworfen. Als ausführendes Organ hierfür 
wurde in Srockholm die Aktiengeſellſchaft Tranſito errichtet, deren 
Leitung der Großkaufmann Axel Bildt übernahm. Sie war gehalten, 
in ſtändiger Verbindung mit der engliſchen und ruſſiſchen Gejandt- 
ſchaft in Stockholm zu bleiben. 

Am eingehendſten war das Verfahren für Durchfuhren in öſt⸗ 
licher Richtung, alſo von England nach Rußland, geregelt. Zunächſt 
mußte ein Antrag nach London an die dortige engliſch⸗ruſſiſche 
Handelskommiſſion gerichtet werden. Nach ſeiner Genehmigung durch 
das Kriegshandelsdepartement wurde er der engliſchen Geſandtſchaft 
in Stockholm übermittelt, die nun vom Tranſito die Durchfuhr— 
erlaubnis zu erwirken hatte. Dieſe wurde wiederum nach London 
weitergeſandt, worauf nun das dortige Kriegsminiſterium die Aus⸗ 
fuhr freigab. Aufgabe des Tranſito war es, dafür zu ſorgen, daß 
Waren, die über Schweden nach Rußland oder in umgekehrter Richtung 
zur Durchfuhr kamen, beſtimmungsgemäß verwendet würden. Zur 
Sicherſtellung der Waren während des Transportes wurden nur 
vier Dampfergeſellſchaften zugelaſſen, die Wilſon⸗Linie in Hull, die 
Bergenske Dampskibeselskat in Bergen, die Nordenfjeldske 
Dampskibeselskat in Drontheim und die Fred Olſen⸗Linie in 
Kriſtiania. Sämtliche Sendungen mußten ausſchließlich an die 
Firma Lars Krogius und Co. in Helſingfors konſigniert ſein, die 
in allen finniſchen Häfen Niederlaſſungen unterhielt. Auf der Rück⸗ 
ſeite des Ladeſcheins war der ruſſiſche Empfänger anzugeben, an den 
die Ware weiter zu befördern war. Der Ladeſchein enthielt eine 
Klauſel, wonach der Reeder im Falle unvorhergeſehener Waren⸗ 
anhäufung oder plötzlicher Verkehrsſtockung ermächtigt wurde, ent— 
weder die Waren einzulagern, oder den vorgeſchriebenen Reiſeweg 
zu ändern oder ſchließlich die Ladung nach England zurückgehen zu 

laſſen. Durch die letztgenannte Möglichkeit war England eine weit- 
gehende Einmiſchung eröffnet, da ſich eine plötzliche Verkehrsſtockung 
natürlich jederzeit herbeiführen ließ. Dieſe Beſtimmungen galten 
nicht nur. für Waren, die unmittelbar aus England bezogen werden 
ſollten, ſondern auch für Durchfuhren aus Frankreich, Spanien, 
Italien, den Vereinigten Staaten und Südamerika. Im Verkehr in 


weſtlicher Richtung kamen ſie in entſprechender Weiſe zur Anwendung. 


Für ſeine Mitwirkung erhob der Tranſito eine Gebühr von 
2 sh 6 d. | | 
Der Tranſito beſchränkte ſich aber nicht auf die Sicherung der 
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Durchfuhr durch Schweden, ſondern übernahm auch, worauf es Eng⸗ 
land ja vor allem ankam, die Kontrolle über den Verbleib der zum 
inneren Verbrauch eingeführten Waren. Die Verträge, die er mit 
den Importeuren abſchloß, hatten den gleichen Inhalt wie bei den 
Überwachungsorganen in andern Ländern: die Wiederausfuhr war 
mit einer Konventionalſtrafe in Höhe des zehnfachen Wertes belegt 
und dieſe Klauſelverpflichtung mußte bei gleicher Strafe von jedem 
ſpäteren Bewerber übernommen werden. Für die Innehaltung der 
Klauſel mußte Sicherheit geleiſtet und dem Tranſito das Prüfungs⸗ 
recht der Handelsbücher und Geſchäftspapiere eingeräumt werden. 

Gegen die Einführung dieſer Klauſeln iſt in Schweden lebhaft 
proteſtiert worden. Man machte geltend, daß der Tranſito ein 
engliſch-ruſſiſches Inſtitut darſtelle im Widerſpruch mit dem Grund⸗ 
ſatz, daß die Kontrolle des ſchwediſchen Handels nur ſchwediſchen 
Behörden zuſtehen könne. Man wies darauf hin, daß nach geltendem 
ſchwediſchen Rechte Unterhandlungen mit fremden Mächten unter 
Umgehung der eigenen Regierung ſtrafbar ſeien. Der Miniſter⸗ 
präſident erklärte darauf am 18. Dezember 1915, es ſei kein Anlaß 
zur Beunruhigung, denn die Regierung werde niemals ihre Hand 
dazu bieten, daß in Schweden unter ausländiſcher Leitung ein Stagt 
im Staat b würde. Dementſprechend kündigte die Thronrede 
vom 17. Januar 1916 an, es werde gegen jeden Verſuch, das 
ſchwediſche Erwerhsleben unter fremde oder angemaßte W zu 
ſtellen, eingeſchritten werden. 8 

Das Ergebnis war das Kriegshandelsgeſetz vom 17. April 1916, 
das deutlich die Kennzeichen des Kompromiſſes trägt. Es war für 
die ſchwediſche Regierung kein Zweifel, daß ohne Mitwirkung des 
Tranſito eine Aufrechterhaltung des äußeren Handelsverkehrs nicht 
möglich blieb; ſie mußte alſo verſuchen, ſich wenigſtens eine tunlichſt 
weitgehende Beteiligung am Geſchäftsverkehr des Tranſito zu ſichern, 
indem ſie die Innehaltung gewiſſer Regeln und Formen erzwang. 
So erklären ſich die ſcheinbaren Widerſprüche des Geſetzes. Auf der 
einen Seite wurden Verfügungen, die die Freiheit des Warenverkehrs 
einſchränken, mit Strafen bis zu 10 000 Kronen oder einem Jahr 
Gefängnis bedroht, ſofern die Beſchränkung den Intereſſen einer 
fremden Macht dient — es ſei denn, daß die Regierung ihre Ge⸗ 
nehmigung zu dem Abkommen erteilt habe. Damit waren wenigſtens 
Verhandlungen unter völliger Ausſchaltung der ſchwediſchen Regierung 
unmöglich gemacht. Entſprechend der Kompromißnatur des Geſetzes 


wurden nun aber genehmigte Klauſeln für den Fall en Ver⸗ 
Schmollers Jahrbuch XLIII 4. | 10 
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| ae unter die gleichen Strafen geſtellt. Der Vorteil für die 
ſchwediſche Regterung lag alfo darin, daß ſie Einfluß auf die For⸗ 
mulierung der Tranſitoverträge erhielt, während die engliſche Re⸗ 
gierung dafür die Einſetzung der ſchwediſchen Staatsautorität für 
die Innehaltung der Klauſelverpflichtungen eintauſchte. England 
erlangte aber noch ein weiteres. Das Kriegshandelsgeſetz bedrohte 
mit Strafen bis zu zwei Jahren Zuchthaus denjenigen, der durch 
Benachrichtigungen und Auskünfte über den eigenen oder fremden 
Geſchäftsbetrieb im Intereſſe einer fremden Macht zur Überwachung 
der Ein⸗ und Ausfuhr beiträgt. Aber von der Anwendung des 
Geſetzes ausgenommen blieben einmal die Geſandten und Konſuln, 
ſoweit ſie fremde Staatsangesörige ſind und in Schweden keinen 
Handel betreiben. Sodann aber ſagte das Geſetz: ſtützt ſich die Tat 
auf Geſetze, Handelsbräuche oder andere Sitten oder hat der Täter 
in Übereinſtimmung mit einer Anweiſung gehandelt, die für beſondere 
Fälle oder ſonſtwie vom König oder von einer Behörde gegeben wurde, 
die gemäß königlicher Verordnung dafür zuſtändig iſt, oder hat er 
lediglich in üblicher Weiſe Rechte geltend gemacht oder iſt er aus 
anderer ſolcher Veranlaſſung zu der Tat befugt geweſen, ſo bleibt 
er ſtraffrei. Durch dieſe ſalvierende Generalklauſel wurde die Straf- 
barkeit der Handelskontrolle zugunſten des Tranſito außer Kraft ge⸗ 
ſetzt. Dementſprechend gab die ſchwediſche Regierung am 26. Oktober 
1917 bekannt, daß ſchwediſche Untertanen vor fremden Konſulats⸗ 
beamten die zur Erlangung von Urſprungszeugniſſen für die Aus⸗ 
fuhr nach Großbritannien und ſeinen Kolonien erforderlichen Er— 
klärungen abgeben dürften, ohne die jedesmalige Erlaubnis der 
Handelskommiſſion einzuholen. 

Trotz dieſer Sicherungen hat die Weiterbelieferung Schwedens 
keineswegs glatt funktioniert. Am 31. Dezember 1917 lagen in 
England für Schweden beſtimmte, aber zurückgehaltene Waren im 
Werte von 58,8 Millionen Kronen, darunter 15,3 Millionen Wolle, 
7,5 Millionen Häute, 6,5 Millionen Kaffee. Vielfach iſt es dahin 
gekommen, daß die Waren nur dann hereinzubekommen waren, wenn 
ſie an den Tranſito ſelbſt verkauft wurden, ſo daß dieſer ſich aus 
einer Überwachungs⸗ in eine Handelsſtelle verwandelte !. 


ö III. Norwegen. Bereits im Oktober 1914 errichtete das 
engliſche Konſulat in Chriſtiania eine beſondere Abteilung zur Aus⸗ 


1 „Kreuzzeitung“ Nr. 53 vom 30. Januar 1918. „Wirtſchaftsdienſt“ 
Nr. 418 vom 9. Februar 1918. 55 
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ſtellung von Urſprungszeugniſſen für die Ausfuhr aus Norwegen und 


für die Abnahme von Verbleibsverpflichtungen bei der Einfuhr aus 
und über England. Das ungeregelte Syſtem privater Garantie 


erklärungen und die Einmiſchung Englands nahm in der Folgezeit 
ſo zu, daß die norwegiſche Regierung ſich zu einer geſetzlichen 
Regelung des Verfahrens genötigt ſah. Das Geſetz erging am 


11. Juni 1915, wurde am 23. Juni 1916 geändert und galt dann 


* 


in der Faſſung vom 14. Mai 1917. Danach wurde mit Geldſtrafe | 
bis zu 100000 Kronen oder Freiheitsſtrafe bis zu zwei Jahren bee 
droht, wer vorſätzlich Waren ausführt oder auszuführen verſucht im 


Widerſtreite zu einer Erklärung, die einer Behörde oder einer privaten 


Einrichtung auf Grund einer von der Regierung anerkannten Ver⸗ 
einbarung abgegeben worden iſt. Die gleiche Strafe traf denjenigen, 


der ſonſt vorſätzlich einer damit übernommenen Verpflichtung zuwider⸗ 


handelt, oder bei der Weiterveräußerung von Klauſelwaren anzugeben 


unterläßt, daß ſie einer ſolchen Verpflichtung unterliegen. Damit 


war den rein privatrechtlichen Klauſelabkommen eine ſtaatliche Sanktion 
durch Strafandrohung gegeben. Auf der anderen Seite ſuchte das 


Geſetz eine gewiſſe Beſchränkung der engliſchen Einmiſchung herbei⸗ N 


zuführen. Denn es bedrohte mit Strafe denjenigen, der einer 
fremden Macht, ihrem Vertreter oder Agenten oder einem aus⸗ 
ländiſchen Staatsbürger Aufſchlüſſe erteilt, die geeignet ſind, be⸗ 
rechtigte norwegiſche Intereſſen hinſichtlich der Beförderung von 
Waren oder hinſichtlich der Abfahrt von Schiffen nach oder aus 


Norwegen zu ſchädigen. Allerdings wurden hiervon die Mitteilungen 


ausgenommen, die den ausländiſchen Angehörigen der Ver⸗ 


tretungen fremder Mächte oder die auf Grund rechtlicher Ver⸗ 


pflichtungen gemacht wurden. Durch dieſe Beſtimmungen wurden 


ſo auf der einen Seite die Auskunftsverpflichtungen der Klauſel⸗ 
abkommen legaliſiert, es wurde uber der Kreis der F 
Aufſichtsperſonen weſentlich eingeſchränkt. 

Die Verpflichtungsſcheine der norwegiſchen p waren 
zum Teil ſehr drückenden Inhalts. So mußte bei der Einfuhr 


amerikaniſcher Baumwolle nicht nur zugeſichert werden, daß weder ö 
die Baumwolle noch das Garn, die Abfälle oder der fertige Stoff 


aus Norwegen wieder ausgeführt werde und dafür Bankſicherheit 


geſtellt werden, ſondern der Importeur mußte auch verſichern, daß er 


ſeit dem 1. Auguſt 1914 kein Land, das ſich im Kriege mit Groß⸗ 


britannien befand, mit Baumwolle oder Baumwollgarn beliefert 


habe. Um dies beurteilen a können, mußte er ſeine Bücher 
ar 10 * 
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ſtellen . 


ut 


und feinen Scr wegen dem Konſul zur Verfügung 


Man hatte Dani W daß in das ungeregelte Erklärungs⸗ 
ſyſtem dadurch. Ordnung gebracht werden könnte, wenn die großen 


. Wirtſchaftsverbände Norwegens, die Gemeinſchaftliche Vereinigung 


für Handwerk und Induſtrie und die Gemeinſchaftliche Vereinigung 


des norwegiſchen Handelsſtandes, als Überwachungsſtellen dienten. 
In dieſem Sinne fanden nach dem Erlaß des Geſetzes vom 11. Juni 
1915, nachdem alſo die Garantieerklärungen ihre grundſätzliche ſtaats 


liche Anerkennung gefunden hatten, Verhandlungen in London zwiſchen 


N # 
— 


der engliſchen Regierung und den norwegiſchen Erwerbsorganiſationen 


ſtatt, die aber zu keinem brauchbaren Ergebnis führten. Daraufhin 


entſchloß man ſich, ſich mit einer Regelung der Verhältniſſe wenigſtens 
in den einzelnen Handelszweigen zu begnügen. Die engliſche Re⸗ 


gierung einigte ſich mit ihnen über Brancheabkommen verſchiedenen 
Inhalts. So erhielten die Konſervenfabriken Kohle, Blech uſw. 
nur dann, wenn ſie ſich durch Bankbürgſchaft und unter der Ver⸗ 


pflichtung zur Entrichtung von Geldſtrafen verbindlich machten, keine 
Konſerven, die in Doſen aus engliſchem Blech gepackt waren, an die 
Feinde des Vierverbandes zu liefern. Zur Innehaltung des Ab— 


kommens wurde ein i Kontrollausſchuß aus den Reihen der Konſerven— 


fabrifanten gewählt?. In ähnlicher Weiſe wurden dann Abkommen 


für die Belieferung mit Kautſchuk und Gerbſtoffen getroffen. 


Auch die norwegiſche Regierung hat ihrerſeits für Innehaltung 


[1360 


der getroffenen Abkommen durch Verwaltungsmaßnahmen zu forgen 


geſucht. Sie hat am 1. Dezember 1915 beſtimmt, daß alle Schiffe 


der Küſtenſchiffahrt, die Klauſelwaren mit ſich führten, die an⸗ 
zulaufenden Häfen vorher anzugeben hätten, um eine Kontrolle über 
den Verbleib der Waren zu ermöglichen. 1916 wurde ganz all⸗ 
gemein angeordnet, daß bei jeder Ausfuhr außer einem Urſprungs⸗ 


zeugnis eine Erklärung abzugeben ſei, daß die Ausfuhr nicht gegen 
eine Garantieerklärung verſtoße. Für Waren, über die keine Branche⸗ 


abkommen beſtanden, wurde eine Garantieerklärung gefordert, die 


vom norwegiſchen Finanzminiſter auszuſtellen und vom britiſchen 


Konſul gegenzuzeichnen wars. 


Eine Kontrolle ähnlicher Art vereinbarte die norme sch Re⸗ 


gierung auch mit Rußland. Sie ſollte nicht nur ein Wiederausführen 


1 Nachrichten für Handel uſw. Nr. 60 vom 4. August 1915. 
2 Ebenda Nr. 3, 1916. 
u nn e Nr. 249 vom 9. November 1916. 
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ruſſiſcher Produkte, ſondern auch der daraus! in Norwegen angefertigten | 


Waren nach feindlichen Ländern verhindern. Die Durchführung über⸗ | 


nahm die norwegische Regierung ſelbſt, die hierfür ein beſonderes ö 
Ausfuhrkontrollkontor errichtete !. | 
In Norwegen fuchte England ähnlich wie in Dänemark neben 
der Wiederausfuhr auch die Ausfuhr der eigenen Produktion zu kon⸗ 
trollieren. Fiſcherei und Konſervenfabriken wurden mit Kohle, Ol 


und Blech nur verſehen, wenn fie ſich den engliſchen, Beſtimmungen 


fügten. Dementſprechend ordnete die norwegiſche Regierung am 
9. Dezember 1915 an, daß die Ausfuhr von Fiſchmehl und Fiſch⸗ 
guano zu den Mittelmächten nur geſtattet werde, wenn die dazu ge⸗ 


brauchten Umhüllungen weder aus England eingeſührt, noch aus 


engliſchem Material hergeſtellt wären. Eine entſprechende Anordnung 
erging am 1. Auguſt 1916 für Sendungen, bei deren Verpackung 
Jute erforderlich war. Zur gleichen Zeit verlangte England, daß 
von dem geſamten Fange derjenigen norwegiſchen Schiffe, die mit 
engliſchem Fiſchereimaterial ausgeſtattet waren, nichts an Deutſch⸗ 


land verkauft werde. Daraufhin erließ die norwegiſche Regierung 


ein Ausfuhrverbot und erteilte Lizenzen zur Ausfuhr nur entſprechend 
dem Werte der entweder von England oder von Deutſchland ger 
lieferten Ausrüſtungen. Für die Richtigkeit ſeiner Angaben hatte 
der Exporteur ein Garantiedepot zu hinterlegen. Die Ausfuhr von, 
Sardinen ließ England nur zu, wofern ihm der Dampfer namhaft 
gemacht wurde, mit dem das Konſervierungsöl nach Norwegen ge⸗ 
langt war, damit geprüft werden konnte, ob das Ol klauſelfrei ſei. 
Da die Konſervenfabriken dieſe Angabe für das von ihnen im freien 
Markte gekaufte Ol nicht zu machen vermochten, war der engliſche 
Zweck erreicht, die Weiterbelieferung der Mittelmächte mit Sardinen 


unmöglich zu machen. Im engliſchen Intereſſe hat die norwegiſche 


Regierung am 4. Mai 1917 das Ausfuhrverbot für Fiſche dahin 
erweitert, daß Makrelen nicht unmittelbar nach dem Fange auf See 
veräußert Wer in einem anderen Lande gelöſcht werden durften. 


Die Hurchfübrung be Wirtſchaftsblockade wurde den Alliierten | 
weſentlich erleichtert, als 1917 auch die großen überſeeiſchen Roh⸗ 
ſtoffgebiete in den Krieg eintraten und dadurch für die ſtrikte Inne⸗ 


{ 


Wirtſchaftlicher Nachrichtendienſt Nr. 331 vom 17, Juli 1917. 
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Haftung der Handelsſperre mitverantwortlich wifi Statt wie 
bisher nur eine Kontrolle ihres Außenhandels durch die Alliierten 
zu geſtatten, mußten ſie im eigenen Intereſſe jetzt ſelbſt die erforder⸗ 
lichen Maßnahmen gegen die Verſorgung der Mittelmächte treffen. 
Dadurch wurden die Sicherungen gegen eine Weiterbelieferung Deutſ ch⸗ 
lands in der entſcheidenden Phaſe des Krieges vollkommen lückenlos. 

Die Vereinigten Staaten erließen Ausfuhrverbote und gewährten 
den europäiſchen Neutralen Lizenzen für ihre eigenen Einkäufe nur 
gegen Sicherheitsleiſtung. War ſomit der Zufluß amerikaniſcher Er— 
zeugniſſe ſchon am Ausgangspunkt kontrolliert, fo mußten die Neu- 
tralen trotzdem für jede Sendung auf Grund der dortigen Ausfuhr: 
erlaubnis weiter noch eine beſondere Letter of Assurance in England 
zur Gewährung unbehinderter Durchfuhr durch die engliſche Sperr⸗ 
linie erwirken und damit e eine nochmalige Kontrolle er- 
möglichen. 

Eine beſondere und noch weit ſchärfere Regelung wurde für 
die Lebensmittelausfuhr von Amerika getroffen, da die Vereinigten 
Staaten die tatſächliche und moraliſche Verantwortung für die Auf— 
rechterhaltung der gefährdeten Verſorgung ihrer europäiſchen Ver— 
bündeten trugen. Es genügte jetzt nicht mehr, jede Belieferung der 
Mittelmächte entſprechend den engliſchen Wünſchen unbedingt zu ver— 
hindern, ſondern die neutralen Anliegerſtaaten Deutſchlands mußten 
auch für ihren eigenen Verbrauch auf das Üußerfte herabgedrückt 
werden, um einen genügenden Spielraum für die Verſorgung der 
Alliierten unter allen Umſtänden ſicherzuſtellen. Es wurde den Neu— 
tralen deshalb auch für ihren garantierten Eigenverbrauch nicht 


mehr der freie Bezug innerhalb der Kontingente zugeſtanden, ſondern 


nur ſo viel überlaſſen, als zur Ergänzung ihrer heimiſchen Erzeugung 
für die Aufrechterhaltung ihrer Exiſtenz gerade noch erforderlich war. 

An die Stelle der quantitativen Rationierung der Lebensmittel— 
ſendungen an die Neutralen wurde jetzt eine Zumeſſung nach phyſio— 
logiſchen Einheiten geſetzt. Ein Memorandum der Vereinigten Staaten 
forderte die neutralen Anliegerſtaaten Deutſchlands im Juli 1917 
auf, Angaben über ihre Lebensmittelvorräte einzureichen, damit hier— 
aus auf Grund der Bevölkerungsziffern ihr Bedarf an phyſiologiſchen 
Nahrungseinheiten — Eiweiß, Fett und Kohlehydraten — errechnet 
werden könnte. Die Deckung dieſes Bedarfs ſollte ihnen geſichert 
werden, aber mit der Maßgabe, daß die zugebilligten Nahrungs⸗ 
einheiten als untereinander vertretbar angeſehen wurden. Es konnten 
alſo nach Ermeſſen der Vereinigten Staaten beliebige Lebensmittel 
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beliefert "werden, wofern nur die errechnete phyſiologiſche Einheits⸗ 
ſumme erreicht wurde. Hiervon wurden aber die Lebensmittel, um⸗ 
gerechnet in phyſiologiſche Einheiten, abgezogen, die etwa aus den 
eigenen Erzeugniſſen der Neutralen den Mittelmächten geliefert würden. 
In dieſem Falle wäre es den Neutralen alſo auch mit Hilfe der 
amerikaniſchen Sendungen nicht mehr möglich geweſen, auch nur 
phyſiologiſch ihren Bedarf zu decken 1. 

Trotzdem die Alliierten durch das Vorgehen der Vereinigten 
Staaten eine ſo entſcheidende Rückendeckung und Sicherung ihrer 
Wirtſchaftsblockade erlangten, haben ſie auch ihre eigenen Maßnahmen 
immer noch weiter ausgebaut. Italien hat im Sommer 1918 einen 
beſonderen Überwachungsausſchuß zur Durchführung der Handels⸗ 
ſperre errichtets. Um dauernd eine lückenloſe Aufſicht über den 
holländiſchen Handel ausüben zu können, haben die Alliierten im 
Juli 1918 eine beſondere Kommiſſion unter der Bezeichnung Ge- 
interallierde Commissie te s’Gravenhage eingeſetzt, die als 
Zentralſtelle für alle bis dahin von den einzelnen Geſandtſchaften 
getrennt bearbeiteten wirtſchaftlichen Fragen dienen ſolltes. In 
dieſer Kommiſſion waren neben England, Frankreich und e 
nun auch die Vereinigten Staaten vertreten. 

Indem Amerika ſo vom anfänglichen Standpunkte entſchiedenen 
Proteſtes über das Tollerari posse ſchließlich zum vollen Eintritt 
in die Wirtſchaftsblockade gelangte, verſtärkte es nicht nur ihre 
materielle Wirkung, ſondern auch ihre völkerrechtliche Bedeutung. 
Die Organiſation der Handelsſperre gegen Deutſchland hatte ihre 
formelle Anerkennung durch die Beſchlüſſe der Pariſer Wirtſchafts⸗ 
konferenz vom Juni 1916 gefunden. Art. III der für die Kriegs⸗ 
dauer gebilligten Maßnahmen beſagt: | 

Neben den Ausfuhrverboten, die durch die inneren Verhältniſſe 
jedes der Alliierten notwendig geworden waren, werden dieſe die 
zur Verhinderung der Verſorgung des Feindes ergriffenen Maß⸗ 
nahmen in ihrem Mutterlande, ihren Dominions, . 
und Kolonien ergänzen 5 

1. indem ſie die Liſten für Bannware und Ausfuhrverbote ver⸗ 

einheitlichen und insbeſondere die Ausfuhr aller zu unbedingter 

oder bedingter Bannware erklärten Gütern verbieten; 


i Wirtſchaftsdienſt Nr. 37 vom 14. September 1917, S. 628, 633, 637. 
2 Wirtſchaftlicher Nachrichtendienſt vom 29. Juli 1918. 
3 Nieuwe Rotterdamsche Courant vom 17. Juli 1918. 
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2. indem fie die Gewährung von Ausfuhrerlaubniſſen nach neu— 
tralen Ländern, aus denen eine Ausfuhr nach den feindlichen 
Gebieten möglich iſt, abhängig machen entweder von dem 
Vorhandenſein von den Alliierten genehmigter allgemeiner 
Kontrollorganiſationen oder bei ihrem Fehlen von beſonderen 
Sicherungen, wie Beſchränkung der ausgeführten Mengen, 
ö Aufſicht durch Konſulatsbeamte der Alliierten uſw. 
Mit Recht hat man auf die Bedeutung hingewieſen, die den 
Beſchlüſſen der Pariſer Wirtſchaftskonferenz für die Fortbildung des 
Völkerrechts zukomme, da ſie außer von Italien, Belgien, Portugal 
und Serbien auch von England, Frankreich, Rußland und Japan 
unterzeichnet worden find!. Um wieviel ſchwerwiegender aber find 
ſie geworden, nachdem auch die Vereinigten Staaten ihnen zwar 
nicht formell, wohl aber tatſächlich vollkommen beigetreten ſind. 


1 Jaſtrow, Völkerrecht und Wirtſchaftskrieg, S. 17. 
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Ju der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts war die Außen⸗ | 


handelspolitik Oſterreichs im allgemeinen ſowie im großen und 


ganzen auch jene Deutſchlands von merkantiliſtiſchen Ideen getragen. 


Freihändleriſche Maßnahmen waren ſelten und wurden nur zufällig 
in handelspolitiſchen Einzelfragen ergriffen. Wie weit dieſe Haltung 
der Regierung eine Folge der von den öſterreichiſchen handels⸗ 
politiſchen Theoretikern vertretenen Anſichten war oder wie ſtark die 
Theorie von eben jener Handelspolitik beeinflußt wurde, läßt ſich 
ſchwer beſtimmen. Jedenfalls aber ſehen wir auf dem Gebiet der 
Theorie das gleiche wie auf dem Gebiet der Praxis: im allgemeinen 
Merkantilismus und doch daneben ein allmähliches noch unſyſtema⸗ 
tiſches Hinüberſchwenken zu freihändleriſchen Anſchauungen. Auch 
in den Schriften von Juſti und Sonnenfels, den beiden größten 
öſterreichiſchen Wirtſchaftstheoretikern jener Zeit, die mit zu den be⸗ 
deutendſten Merkantiliſten der deutſchen Wiſſenſchaft zählen, finden 
ſich zahlreiche Ausführungen zugunſten einer größeren Handelsfreiheit. 
Im Gegenſatz zu Schröder, Becher und Hörnigk ſchlichen ſich in ihre 
Lehre ſchon Zweifel an der Richtigkeit der merkantiliſtiſchen Theorie 
ein; ernſtere Folgerungen aber zogen fie hieraus noch nicht. Das 
blieb einem Manne vorbehalten, der den Anſtoß hierzu von zwei 
verſchiedenen Seiten empfing, nämlich dem Grafen Karl von Zinzen⸗ 
dorf. Deutlicher als den Theoretikern zeigten ſich den Wirtſchafts⸗ 
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praktikern die Schäden, welche das Merkantilſyſtem für Oſterreich 
mit ſich brachte. Und wenn Zinzendorf ſchon auf dem Wege der 
Praxis, wie andere öſterreichiſche Staatsmänner auch, darauf hin— 
gewieſen ward, an der Richtigkeit des Merkantilismus zu zweifeln, 
wurde er hierin auch noch durch das Studium engliſcher Theoretiker 
beſtärkt. So war er denn einer der erſten, die bewußt und konſequent 
für den Freihandel eintraten und ihr Verhalten auch theoretiſch zu 
| begründen ſuchten. 

Zinzendorf war Beamter und die meiſten ſeiner handels— 
politiſchen und theoretiſchen Schriften dienten irgendeinem beſonderen 
handelspolitiſchen Zwecke. Sie waren nicht für die Offentlichkeit 
beſtimmt und wurden auch mit wenigen Ausnahmen nicht gedruckt. 
Seine Theorie des Außenhandels hat er im Jahre 1771 zuſammen⸗ 
hängend in einer größeren Schrift „Des Grafen Karl von Zinzen: 
dorf Gedanken über die Zölle und Mäuthen, theoretiſcher Theil“, 
dargeſtellt. Aber auch in zahlreichen von ihm verfaßten Gutachten, 
Vorträgen, Reiſeberichten, Randgloſſen zu handelspolitiſchen Gut⸗ 
achten anderer Staatsmänner ſinden ſich theoretiſche Ausführungen 
über den Außenhandel; erſt ihre Zuſammenſtellung ergibt ein voll⸗ 
ſtändiges Bild ſeiner Anſchauung. Die für die Kenntnis ſeiner 
Freihandelstheorie wichtigen Schriften ſind: Seine Autobiographie, 
einige Aufſätze in den „Ephemeriden der Menſchheit“, ſeine Tage⸗ 
bücher (60 handſchriftliche Bände), mehrere Faſzikel mit Akten, 
116 mit der Hand geſchriebene Foliobände, die teils Reiſeberichte, 
teils Sammlungen von Vorträgen, Gutachten, wirtſchaftspolitiſche 

Studien und die Überſetzung eines Werkes von Joſiah Tucker ent⸗ 
halten 1. Seine handelstheoretiſchen Schriften verteilen ſich, ihrer 


1 Das geſamte handſchriftliche Material befindet ſich im Wiener Staats⸗ 
archiv. An Literatur über Zinzendorf wurde bisher veröffentlicht: 
1. Ludwig und Karl Grafen und Herren von Zinzendorf. Ihre Selbſt— 
biographien nebſt einer kurzen Geſchichte des Hauſes Zinzendorf, herausg. 
von Ed. Gaſton Grafen von Pettenegg. Mit zwei Portraits und 
zwölf Stammtafeln. Wien 1879. 
II. Artikel über Zinzendorf in der Allgemeinen Deutſchen Biographie. 
III. Artikel über Zinzendorf in Wurzbachs Biographiſchem Lexikon. 
IV. Artikel über Zinzendorf in der Oſterreichiſchen National⸗Enzyklopädie, 
herausg. von Czikann und Graffe. 5 
V. Gſterreichiſche Biedermannschronik. Wien 1784. 
VI. Nekrolog in den Vaterländiſchen Blättern für den öſterreichiſchen Kaiſer⸗ 
ſtaat. Wien, Jahrgang 1813. 
VII. Adolf Beer, Ein öſterreichiſcher Freihändler im 18. Jahrhundert. 
Neue Freie Preſſe, 20. N 1888. 
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Entſtehung nach, hauptſächlich auf die letzten 40 Jahre des 18. Jahr⸗ 


hunderts, auf die Zeit zwiſchen ſeinem 20. und 60. Lebensjahre. 
Johann Karl Chriſtian Heinrich des h. R. R. Graf und 
Herr von Zinzendorf und Pottendorf wurde am 5. Januar 1739 
in Dresden als Sohn des Grafen Friedrich Chriſtian von Zinzen⸗ 
dorf und Pottendorf geboren. Er war ein Neffe des Grafen Niko⸗ 
laus Ludwig von Zinzendorf, des Begründers der Herrnhuteriſchen 
Brüdergemeinde und ein Bruder des Grafen Ludwig Friedrich 


Julius von Zinzendorf, der unter Maria Thereſia als Präſident 


der Hofrechenkammer und als Staatsminiſter diente. Graf Karl 


Zinzendorf ſtudierte von 1757 bis 1761 in Jena und trat im März, 
1762 als wirklicher k. k. Kommerzienrat beim niederöſterreichiſchen 


Kommerzkonſeß in kaiſerliche Dienſte. 1763 unternahm er ſeine erſte 


Kommerzialreiſe, die ihn nach Danzig führte. In der Zeit von 
1764 bis 1770 bereiſte er die Schweiz, Frankreich, Italien, Spanien, 


Deutſchland, die öſterreichiſchen Niederlande, Portugal, England, 


verwendete er zu Reifen durch die deutſchen und ungariſchen Erb⸗ 
lande der Kaiſerin; 1774 fuhr er nach Rußland und von dort nach 
Schweden, Norwegen und Dänemark. Auf dieſen Reiſen machte er 
die Bekanntſchaft von Rouſſeau, Haller, Voltaire, des Malers Greuze, 
der Pariſer Phyſiokraten, die ſich bei Mirabeau, dem Alteren, ver⸗ 
ſammelten, von Turgot, Mably, Neckler, Mallet, Holbach, Helvetius, 


Grimm, Forbonnais und Diderot, von Franklin, Angelika Kaufmann 
und Hume, in Upſala von Linné und wurde allen Mitgliedern der 
Höfe, an die er kam, auch Friedrich dem Großen, vorgeſtellt. In 
Brüſſel arbeitete er ein Jahr lang in den verſchiedenen wirtſchafts⸗ 


politiſchen Amtern; überall auf den Reiſen ſtudierte er die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe, beſuchte Fabriken und Bergwerke, ließ ſich 
in die Verwaltungseinrichtungen einführen und ſchrieb über all dies 
ausführliche Berichte nach Wien. Inzwiſchen war er 1765 in den 
Deutſchen Ritterorden eingetreten und wurde 1770 in Mergentheim 
eingekleidet; 1801 ward er Landkomtur der Ballei Oſterreich. Als 
er im Herbſt 1770 von ſeiner Reiſe durch Weſteuropa nach Wien 
zurückkehrte, trat er als Hofrat in die Hofrechenkammer ein. 1776 
wurde er zum Gouverneur von Trieſt ernannt, wo er bis 1782 in 
dieſer Stellung verblieb. In dieſem Jahre wurde er Präſident der 
Hofrechenkammer, 1784 Präſident der Robot⸗Abolitions⸗Hofkommiſſion; 
1792 Staatsminiſter in inländiſchen Angelegenheiten; 1800 nieder⸗ 
öſterreichiſcher Landmarſchall, 1808 dirigierender Staats⸗ und Kon⸗ 
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Schottland und Irland ſowie Holland. Die Jahre 1771 bis 17718 
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ferenzminiſter. Am 5. Januar a ſtarb er in der Deutſchen 
Ordenslandkommende in Wien. Sein Grab befindet ſich neben dem 
ſeines Bruders Ludwig Friedrich in Karlſtätten in Niederöſterreich. 
Die Bedeutung Zinzendorfs als Handelstheoriker iſt eine doppelte. 
Erſtens trat er mit ſyſtematiſchen Begründungen zu einer Zeit für 
den Freihandel ein, da dieſer theoretiſch in Oſterreich und Deutſchland 
noch faſt gar nicht vertreten wurde, und andererſeits war er doch 
wiederum gewiſſermaßen ein Typus des mit dem herrſchenden handels— 
politiſchen Syſtems unzufriedenen öſterreichiſchen Staatsmannes. Der 
Merkantilismus wurde in Deutſchland im allgemeinen erſt durch die 
Freihandelstheorie in der ihr von Smith verliehenen Formulierung 
überwunden. Die früheren engliſchen Freihändler fanden bei den 
deutſchen Theoretikern wenig Anklang. Noch Sonnenfels, der doch 
ſchon manche Modifikationen an der merkantiliſtiſchen Lehre guthieß, 
ſtand den die Theorie von der Handelsbilanz widerlegenden Aus⸗ 
führungen Humes verſtändnislos gegenüber. In ſeinen Grundſätzen 
der Polizey, Handlung und Finanzwiſſenſchaft erzählt er, daß Hume 
den Grundſatz aufſtelle, „daß eine Nation, deren Waaren von anderen 
Nationen mit Vorzug geſucht (werden), bey ihrem Handel verliere. 
Soll dies angenommene werden“, fährt Sonnenfels fort, „jo muß im 
Gegenteil die Nation gewinnen, deren Waaren von Fremden nicht 
geſucht werden. Die Nation wird alſo am meiſten gewinnen, die 
keine auswärtige Handlung hat. Heißt das nicht alle Begriffe der 


Handlung über den Haufen werfen“ !? Erſt Adam Smith fand 


mehr Verſtändnis bei den deutſchen Gelehrten. Einer der erſten 
übrigens, der ihn zitierte, war Graf Zinzendorf, der ſeiner in jeinem. 


Tagebuch am 8. und 9. Februar 1780 erwähnt?. In den nächſten 


drei Jahrzehnten begann dann Smiths „Völkerreichtum“ ſeinen 
Siegeslauf durch Deutſchland. 1787 erwähnt es Sonnenfels zum 
erſten Male, allerdings nicht bezüglich der Handelstheorie, ſondern 

indem er das Beiſpiel der Nadelfabrik bei der Beſprechung der 
Arbeitsteilung ausführlich wiedergibt?. Dann war es Chriſtian Jacob 
Kraus, der 1795 in Königsberg Smiths Werk als Hauptquelle für 
ſeine nationalökonomiſchen Vorleſungen benützte “. Gleichzeitig mit 


Grundſätze der Polizey, Handlung und Finanzwiſſenſchaft. 7. Aufl. 


1819/2, 2. Bd., S. 525, Anm. 


4 Hermann Bidermann, Ueber den Merkantilismus; ı ein Vortrag. 
Innsbruck 1870, S. 35/6. N 

8 Sonnenfels Grundſätze. 5. Aufl. Wien 1787, 2. Bd., S. 197 f. 
4 Richard n Die Wirtſchaftspolitik der hiſtoriſchen Schule. 
Berlin 1899, S. 21. 
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ihm hielt auch Sartorius in Göttingen Vorleſungen im Sinne von 
Smith. Im Jahre 1806 aber konnte Sartorius ſchon feſtſtellen, 
daß „die Werke, welche Smith veranlaßt habe, bereits eine kleine 
Bibliothek ausmachen und es gar nicht zu bezweifeln ſei, daß ihre 
Zahl im Laufe der Zeiten noch bedeutend zunehmen werde“ ?. Vor 
Kraus und Sartorius aber, ja ſogar noch vor dem Erſcheinen von 
Smiths „Völkerreichtum“?, trat in Oſterreich Karl Zinzendorf für 
den Freihandel ein. Soweit er nicht ſelbſtändig auf Grund ſeiner 
5 praktiſchen Erfahrungen zu dieſer Stellungnahme gekommen, dürfte 
ihn wohl die Lektüre der engliſchen freihändleriſchen Schriften hier⸗ 
zu veranlaßt haben. Im Jahre 1763 übertrug er Joſiah Tuckers 
„Reflexions on the expediency of a law for the naturalisation N 


ol foreign protestants“ aus der ‚von Turgot verfaßten franzöſiſchen 


überſetzung „Questions importantes sur le commerce à l' occasion 
des oppositions au dernier Bill de Naturalisation“ !“ ins Deutſche s. 

Humes Arbeiten ſtudierte er ſpäteſtens 1768 als er ſich nahezu ein 
Jahr in England aufhielt“; den Verfaſſer lernte er dort ſelbſt kennen 
und hatte wiederholt längere Geſpräche mit ihm über wirtſchaftliche, 
beſonders finanzielle Fragen, Bankweſen, Steuern und über die oſt⸗ 
indiſche Handelskompagnie. Auch der Verkehr mit den Phyſiokraten, 
ſowie die Lektüre ihrer Schriften dürften ihm die Überwindung ſeiner 

merkantiliſtiſchen Anſchauungen erleichtert haben. Und, wie ſchon 
früher bemerkt, war er auch durchaus nicht der einzige unter den 
öſterreichiſchen Staatsmännern ſeiner Zeit, der von der merkantiliſti⸗ 
Theorie abwich. Zwar war die Handelspolitik unter Maria Thereſia 
und beſonders unter Joſeph II. noch ſtreng merkantiliſtiſch und das 
Zollſyſtem prohibitiv; aber der Widerſtand gegen dieſe Politik wuchs 
immer mehr. Zu je ſchärferen prohibitioniſtiſchen Maßnahmen 


u Joſeph II. griff, deſto . wurde auch die A dagegen 


; 1 Schüller, a. a. O. S. 47. 
N 2 Sartorius, Elemente des W Göttingen 1806. Vor⸗ 

rede S. VI. 
i s Erſchienen 1776. 

141755. ö 

5 Einige den Handel betreffende Fragen bey Gelegenheit der Wiederſprüche, 

die die leztere Bill zu Naturaliſation der Ausländer in Großbritannien erlitten, 
aufgeworfen durch Joſiah Tucker, Rectoren des S. Steffens Collegii zu Briſtol 

und Caplan des daſigen Biſchoffs. London 1755. Aus dem franzöſiſchen ins 
Teutſche überſetzt durch Johann Karl Chriſtian Heinrich Grafen und gm 
von Zinzendorf und Pottendorf. Wien 1763. a Bd. 124. 

* zo 1768. 
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von ſeiten ſeiner Staatsmänner. Beſonders deutlich zeigte ſich das 
in der Zeit von 1782 bis 1784 während der Vorarbeiten und der 
Fertigſtellung der am 27. Auguſt 1784 veröffentlichten Zollordnung. 
Zur Oppoſition gehörten damals, außer Zinzendorf insbeſondere 
Kaunitz, Reiſchach, Martini und Kollowrat !. Aber auch ſchon im 
Jahre 1773, als Maria Thereſia eine Enquste über die Verbeſſerung 
des Zolltarifs veranſtaltet hatte, konnte Zinzendorf feſtſtellen, daß 
von 28 eingelaufenen Gutſchriften nur zwei für die Beibehaltung 
aller Ein⸗ und Ausfuhrverbote und neun für die völlige Anand 
aller Handelsbeſchränkungen gewejen?. 
| Während alfo Zinzendorf unter den öſterreichiſchen Theoretikern 
‚feiner Zeit eine Sonderſtellung einnahm, ſtand er unter feinen wirt- 
ſchaftspolitiſchen Mitarbeitern mit feiner freihändleriſchen Anſchauungs— 
weiſe durchaus nicht vereinzelt da. Nur eines unterſchied ihn von 
den meiſten anderen: „das ſorgloſe Beharren auf vorgefaßten Ideen“, 
wie Foſeph II. es erbittert nannte“, eine Konſequenz, die ihm, im 
Gegenſatz zu den anderen Staatsmännern, das Bewußtſein verlieh, 
daß ſich ſeine Meinung nicht nur auf Erfahrungen aus der handels— 
politiſchen Entwicklung Oſterreichs gründe, die man allenfalls auch 
anders deuten könnte, ſondern auf eine Theorie, von deren Richtig— 
keit er überzeugt war. Der Mangel an Erfahrung darüber, wie ſich 
die Wirtſchaft auf freihändleriſcher Grundlage entwickeln würde, 
der die anderen Staatsmänner vor der Aufhebung merkantiliſtiſcher 
Maßnahmen zurückſchreckte, konnte für Zinzendorf kein Grund ſein, 
davon abzuſtehen, da er, wie es in ſeinen Schriften ausdrücklich 
heißt“, davon überzeugt war, daß „die theoeetiſchen und praktiſchen 


1 Dr. Carl Freiherr von Hock, Der öſterreichiſche Staatsrath, eine 
geſchichtliche Studie. Wien 1868, S. 541—559. 

2 Votum separatum des Grafen Zinzendorf ad protocollum der am 
12. 13., 18. und 19. Mai 1773 bei dem Kommerzienfath abgehaltenen außer⸗ 
ordentlichen Sitzung über die Frage, ob die bisher hier in Gebrauch geweſene 
Verbotsgeſeze der Einfuhr fremder fertiger Waaren und die Ausfuhr inländiſcher 
erſter Materialien ferner beyzubehalten oder aufzuheben ſeyen.“ Nebſt einem 
Auszug aus den Berichten der Ländergubernien und Kommerzkommiſſionen über 
die Verbote. Wien, den 28. Januar, 9. April, 18. Mai 1773. 203 Seiten. 
Nachlaß Bd. 29. Aus des Grafen Karl von Zinzendorf über verſchiedene 
in die Staatshaushaltung einſchlagende A abgeſtattete Berichte, 
Vol. 3. 

3 Joſef II. Am 27. Januar 1789, ſ. Hock, a. a. O. S. 142. 

4 Gutachten Zinzendorfs, die Grundſätze der Verbeſſerung des gegen 
wärtigen Mauthſyſtems betreffend. 25. Mai 1788. e Bd. 117. Com- 
Dr, Douanes, Manufactures. 
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Grundſätze der Mauthbelegungen die nämlichen“ ſeien und daß das, 
was in der Theorie richtig ſei, auch für die Praxis gelten müſſe. 
Auch konnte ihn die Tatſache, daß ſich die öſterreichiſche Volkswirt⸗ 
ſchaft in der Zeit der Merkantilismus gehoben hatte, nicht von der 
Richtigkeit der merkantiliſtiſchen Politik überzeugen, da er den Stand⸗ 
punkt vertrat, daß der Aufſchwung unter der Herrſchaft des Frei⸗ 
handels noch größer geweſen wäre. Bezeichnend für Zinzendorf in 
dieſer Beziehung und für ſeine, von jener der meiſten anderen Staats⸗ 
männer und des Kaiſers, abweichende Art ſeine wirtſchaftspolitiſche 
Stellungnahme zu begründen, iſt ein Schreiben Joſephs II., womit 
dieſer die von Zinzendorf bekämpfte regelmäßige Abfaſſung der 
Merkantiltabellen befahl !. „Übrigens bin ich“, ſchrieb der Kaiſer 
an Zinzendorf, „von der Güte der derzeit beſtehenden Verbotsgeſeze 
durch die zum Vortheil des Staates dienende mehrjährige Erfahrung 
vollkommen überzeugt und wird mich kein Raiſonnement, ſo nur auf 
Worte gebaut iſt, jemals irre machen und können ſie daher in Hin⸗ 
kunft Ihre diesfällige ſtützige Bemühung zur Wiedereinführung der 
gänzlichen Freiheit im in⸗ und ausländiſchen Verkehr gänzlich er⸗ 
ſparen“. Dergleichen ungnädige Äußerungen ſcheinen Graf Zinzen⸗ 
dorf aber kaum oder nur für kurze Zeit zum Schweigen gebracht zu 
haben. Kaum war Joſeph II. geſtorben, und hatte Leopold II. den 
Thron beſtiegen, ſo trat auch. Zinzendorf mit ſeiner Forderung nach 
allgemeiner Handelsfreiheit wieder hervor und verurteilte in einem 

ausführlichen Vortrage das von Joſeph II. geſchaffene Prohibitiv- 
ſyſtem?. Einleitend hob er damals hervor, daß ſeine „Grundſätze 
in dieſem Betref bekannt ſeien; ſie leuchten“, heißt es weiter, „aus 
ſeinen zahlreichen bey dem ehemaligen Kommerzhofrath gelieferten 
Ausarbeitungen über faſt alle Provinzen der Monarchie, in welchen 
er ſelbſt Tatſachen und Localkenntniſſe mühſam geſammelt, hervor, . 
ſowie aus ſeinen verſchiedenen in den Jahren 1771 bis 1773 und 
ſeit 1783 über den eigentlichen Gegenſtand der Mäuthe und Zölle, 
Ein⸗ und Ausfuhrverbote, der ſogenannten Merkantiltabellen, über 
Importen und Exporten zu allerhöchſten Handen abgegebenen Be⸗ 
richten und Vorträgen“. Zinzendorfs Stellungnahme ſelbſt, ſowie 
die Art ihrer Begründung hat ſich auch tatſächlich während ſeines 
ganzen Lebens wenig geändert, ſo daß man im allgemeinen theoretiſche 


1 Joſef II. 12. Juni 1788, ſ. Hock, a. a. O. S. 557. 
2 Vortrag, 6. Dezember 1790. Nachlaß Bd. 115 a. Douanes, Sel, Tabac, 
Prohibitions. | 
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Sätze aus den verſchiedenen Zeiten ſeines Lebens ahne weiteres zu⸗ 
ſammenſtellen und zu einer einheitlichen Lehre verbinden kann. Die 


Grundlage hierfür bilden, wie ſchon erwähnt, ſeine „Gedanken über 


— 


die Zölle und Mäuthen, theoretiſcher Theil“ !. 

Zinzendorf hat hierzu einen „Vorbericht“ geſchrieben, der für 
das Ziel, das er ſich ſetzte, und für ſeine Art der Wee be⸗ 
zeichnend iſt; er lautet: 

„Die nachfolgenden Blätter enthalten eine Reihe von Sätzen, das 
Mauth⸗ und Zollweſen betreffend, die in einer Kette miteinander ver⸗ 


bunden ſind. Die erſteren gehen die Zollauflagen überhaupt an; die 


folgenden handeln von den Zöllen bey der Einfuhr und Ausfuhr und 


Durchfuhre, von der Wiederausfuhre. Zuletzt (im praktiſchen Theil) 


hat man eine unmaßgebige Meynung über die Fehler des gegen— 


wärtigen Mautſyſtems in den k. k. teutſch⸗hungariſchen Erblanden und 
über die Mittel, dieſe Fehler zu verbeſſern, geäußert. 

Hätte man fi begnügen dürfen, die Grundſätze, nach welchen 
alle Tariffen in der Welt abgfaßt werden ſollten, ganz trocken und 


ohne praktiſche Erklärungen aufzuſetzen, ſo würde die Abhandlung 


nur wenige Seiten erfordert haben, denn die Grundwahrheiten in 
allen und jeden menſchlichen Geſchäften und Känntniſſen find ein- 
fach und von geringer Anzahl. 

Allein es ſchien nothwendig, den gewöhnlichen Einwurf zu ver⸗ 


nchen daß dieſe Arbeit ſich mit theoretiſchen Hirngeſpinſten be⸗ 


ſchäftige und in der Ausübung unmöglich ſei. 
Es ſchiene nothwendig, alle diejenigen Einwürfe zu erwähnen, 
und zu widerlegen, die aus der gegenwärtigen Methode, den Handel 


und die Induſtrie vermittelſt der Mautbelegungen zu befördern, her: 


genommen werden oder werden können. 


Es war nothwendig zu zeigen, daß dieſe Methode auf lauter 


einzelnen Sätzen beruht, die keinen Zuſammenhang unter ſich haben, 


die daher keine Unterſuchung auszuſtehen fähig ſind, die ſowohl 


einander ſelbſt widerſprechen, als auch dem Endzweck, den fie be- 


fördern ſollen, nämlich der. Beförderung der inländiſchen Induſtrie 


ſchnurſtraks entgegen ſind. 


Wenn daher dieſe Abhandlung etwas weitläuftig geraten, ſo war 


8 dieſe m e zu vermeiden. Jude ſchmeichelt man 


1 Des Grafen Karl von Zinzendorf Gedanken über die Zölle und Mäuthen 
nebſt deren Anwendung auf das Gegenwärtige, in denen k. k. teutſch⸗hungariſchen 
Erblanden vorwaltende Mauthſiſtem. Theoretiſcher Teil 1771, Nachlaß Bd. 28. 


r 
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| ſich, die vielen zur Unterſtützung der Theorie angeführten Facta und 


Erfahrungen werden die bey einem ſyſtematiſchen Werke öfters un⸗ 
e Trockenheit in etwas e haben.“ 


1 Die an von Sensors Theorie des Außenhandels 


| iſt die Überzeugung, daß „kein Clima und kein Land alle und jede 
Naturerzeugniſſe hervorbringe“ und „keines die Möglichkeit habe, alle 


und jede Manufacturen in ſich zu faſſen“ 1. Denn die einzelnen 


_ Völker hätten ein verſchiedenes Klima, verſchiedenen Boden und. ver- 


ſchiedene Anlagen erhalten, die ſie von einander unterfcheiden?. An 


dieſer Tatſache waren auch die Merkantiliſten nicht blind vorbei⸗ 
gegangen. So oft es ſich um die Möglichkeit der Ausfuhr heimiſcher 


Waren handelte, vertraten ſie den Standpunkt, daß jedes Land in⸗ 
folge ſeiner beſonderen Beſchaffenheit Güter beſitzen müſſe, nach denen 


in anderen Staaten, die ſie nicht erzeugen könnten, lebhafte Nachfrage 
herrſches. Bei Beobachtung des Einfuhrhandels aber waren die 


Merkantiliſten geneigt, dies zu überſehen und die Tatſache, daß 
„kaum irgendein Staat ., wenigſtens in gegenwärtiger Lage der 
Umſtände und bei der 1 eingeführten Art zu leben, ſich ganz 


zx!ureichen“ könne, war ihnen, wie den Phyſiokraten der geſamte 
Außenhandel, nur „ein notwendiges Übel“ s, ein vorübergehender 


AZBiuſtand, an deſſen Stelle einmal Autarkie, verbunden mit Ausfuhr 


des Überfluſſes der Erzeugung, treten ſolltes. Nach Anſicht Zinzen⸗ 


1 Zinzendorf, Gedanken S. 19/20. | ee 
2 „ . . le souverain législateur ... en donnant à tous les peuples 
un climät, un sol et un genie, qui les distingue les uns des autres par 


= des differences particulieres à chacun d’eux.“ Observations du Comte 
Charles de Zinzendorf pendant ses voyages par la Grande Bretagne et 


PIrlande, l’an 1768, Kap. 8. Constitution Angloise, population, grande 
police, commerce, S. 37/2. Reifen Bd. 4. Nachlaß Bd. 26. f 


3 Siehe Ju ſti, Staatswirtſchaft oder ſyſtematiſche Abhandlung aller 5 
ökonomiſchen und Cameralwiſſenſchaften, die zur Regierung eines Landes er⸗ 


fordert werden. 2. Aufl. Leipzig 1758. I. Teil, S. 204. 


4 Sonnenfels Grundſätze. Wien 1819/22. 2. Teil, S. 19. Anti auch 


= Juſti, a. a. O. S. 196. 


5 Mercier de la La Rivière Ordre naturell en sociétés politiques 
1767, S. 548, zitiert bei Charles Gide und Charles Riſt, Geſchichte der 


ö volkswirtſchaftlichen . Deutſch von F. . und 
R. Horn. Jena 1913, S. 31. | | 


6 Hörnigkh, Öfterreich über Alles, wann es nur will. 2. Aufl. Wien 


1708, S. 5, 29 u. 187/8. 1 
waren Jahrbuch XIIII 4. 5 | 11 
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dorfs aber war eben dies „die ſo weiſe Ordnung der Natur, welche 
ganzen Nationen ſo gut als dem einzelnen Menſchen Geſelligkeit und 
wechſelſeitige Hilfe zur unvermeidlichen Pflicht gemacht“ und deshalb 
„die Erde mit aller zur Unterſtützung nothwendigen Produftenab- 
wechflung verſehen und deren Vertheilung in die zerſchiedenen Länder 
allen zur Nothwendigkeit und zum Glück verordnet hat“ !. In ähn⸗ 
licher Weiſe hatten auch die auf den Boden des Deismus ſtehenden 
früheſten engliſchen Freihändler, wie Vanderlint, Decker, Hume und 
Tucker, die Notwendigkeit der internationalen Arbeitsteilung begründet?. 
Zinzendorf dürfte die Weltanſchauung von Smiths Vorgängern im 
allgemeinen geteilt haben. Wenn er die weiſen Einrichtungen der 
Welt ſchildert, ſpricht er ſelten von Gott, ſondern meiſt unbeſtimmter 
von dem „höchſten Gejeßgeber“ ? oder von der „Natur““. Aber immer 
iſt es ihm eine außerhalb der Welt ſtehende Kraft, die alles lenkt 
und die auch ſtrenge „alle Verſchwörungen gegen ihre weiſen Geſäze 
(welche wechſelweiſe Harmonie und Unterſtützung zwiſchen den Nazionen 
vorschreiben) beftraft” 5. Zu dieſen „Verſchwörungen“ gehört eben 
auch das Beſtreben der merkantiliſtiſchen Staatsmänner, in jedem 
einzelnen Lande die Erzeugung womöglich aller Natur- und Induſtrie⸗ 
produkte zu erzwingen. Es ſei auch „nicht nöthig“, meint Zinzendorf, 
„gerade dieſe oder jene beſtimmte Manufactur in unſerem Lande zu 
haben, vielmehr ſei es eine unerlaubte Hartnäckigkeit, dieſelben durch 
Zwangsmittel zu erhalten zu ſuchen, wenn ſich das Clima, der theure 
Arbeitslohn oder andere Gründe ihrem Flor unwiederruflich wieder⸗ 
ſetzen““. Vielmehr iſt es „die größte Weisheit des Geſäzgebers, 
diejenigen Natur⸗ und Kunſterzeugniſſe kennen zu lernen, deren An⸗ 
bau oder Anlegung ſich für feine Staaten am meiſten ſchickt“ 7. Die 
anderen benötigten Güter habe ſich jedes Land durch Einfuhr aus- 
ländiſcher Waren zu beſchaffen. Denn „der Handel iſt das Band 
2a Nazionen“ , 1, wie Smith ſpäter ſagte, e Band der Einigung 


. DEREN. * 


1 Protokollauszug der Hofrechenkammer vom 6. Auguſt 1790. Nachlaß 
Bd. 2, Akten I, Faſz. 2, Konw. 2. 
2 Friedrich Raffel, Engliſche Freihändler vor Adam Anh Tübingen 
1905, S. 108 und 133. 0 
f 3 Observations, Kap. 8, S. 37112. | 
+ Protokollauszug der Hofrechenkammer vom 6. Auguſt und 18. Oktober 1790. 
5 Ebenda vom 18. Oktober N | 
Gedanken S. 26. \ 
7 Ebenda ©. 26/27. 
s Siehe oben S. 158, Anm. 4. 
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und Freundſchaft“ !. Er bewirkt, daß „es keine rethoriſche Figur, 
kein pium desiderium, kein Traum eines ehrlichen Menſchenfreundes 
(bleibt), daß alle Staaten auf dem ganzen Erdboden eine einzige 
Geſellſchaft ausmachen“ ?2. In ähnlicher Weiſe warfen auch die 
Phyſiokraten vielen Schriftſtellern vor, daß ſie bei Aufbau volks⸗ 
wirtſchaftlicher Theorien nicht vergeſſen könnten, „daß es voneinander 
getrennte und verſchieden regierte Staaten gibt“. 

Nur bezüglich des „Anbaues oder der Kultur der erſten Ma⸗ 
terialen oder Naturerzeugniſſe“ hielt Zinzendorf Autarkie für wünſchens⸗ 
wert!, allerdings teilweiſe aus einem außerwirtſchaftlichen Grunde. 
Es ſei nämlich „ſicherer““, die Rohſtoffe ſelbſt zu erzeugen, als auf 
ihre Einfuhr angewieſen zu ſein, offenbar, da dieſe durch außer⸗ 
wirtſchaftliche Umſtände einmal unterbunden werden könnte s. 

Im Übrigen war das Ziel, das Zinzendorf der Handelspolitik 
als Schlußfolgerung ſeiner Theorie ſetzte, die Verſorgung der Be⸗ 
völkerung mit möglichſt guten und billigen Waren. „Denn das 
Hauptabſehen muß jederzeit auf die Conſumenten, welche die größere 
Zahl ausmachen, (nicht auf die Produzenten) gerichtet jeyn®.” Im 
Gegenſatz hierzu habe die merkantiliſtiſche Handelspolitik einzelne 
kleine Bevölkerungsgruppen zum Schaden der großen Menge bevor⸗ 
zugen wollen. „Einem weiſen und gütigen Landesherrn (aber) ſind 
alle und jede feine nützliche Unterthanen gleich lieb und werth, Er 
wird nie eine Claſſe derſelben zum Nachtheil der anderen begünftigen“ ? 
Für den Vorteil der Mehrzahl, nämlich jenen der Konſumenten müſſe 
man ſorgen, „denn es (wäre) unbillig, daß alle e der But | 


Smith, Wealth of Nations, 4. Buch, 3. Kap., 2. Teil. „Commerce, 
which ought naturally to be, among nations, as among individuals a 
bond of union and friendship, has become the most fertile source of 
discord and animosity.“ | 

2 Gedanken S. 20. | u 

3 Turgot, a an Mlle. gefpinafe 1770, zitiert bei Gide⸗Riſt, 
a. a. O. S. 11. | | Ä 

4 Gedanken S. 104. a | = 

5 Daß Zinzendorf an dieſer Stelle ſagt, es ſei „ſicherer und einträg- 
licher“ die erſten Materialien ſelbſt zu haben .... dürfte für ſeine Theorie 
wenig Bedeutung haben. Denn erſtens wiederholt er, ſoweit bekannt, an keiner 
Stelle feiner Schriften dieſe Behauptung, die ganz aus dem Rahmen ſeiner 
Lehre herausfällt, und zweitens zieht er aus ihr ſowie aus der Betonung der 
größeren Sicherheit der inländiſchen Rohſtoffproduktioon im Gegenſatz zu den 
Merkantiliſten die Forderung nach freier Ausfuhr aller Rohſtoffe. Gedanken S. 104 

6 Gedanken S. 81. Ebenda S. 46/47 en 
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thanen des Staates eine neue Auflage (infolge der Verteuerung der 
Waren durch die Einfuhrzölle oder Verbote) zahlen, um 50 oder auch 
100, ja 1000 Fabrikanten zu ernähren“ !. Allerdings blieb Zinzen⸗ 
dorf nicht ganz konſequent bei dieſer Forderung nach einer wirt⸗ 
ſchaftlichen Gerechtigkeit, die ſich auf das Majoritätsprinzip gründet. 
Unter dem Einfluß der Phyſiokraten oder vielleicht ſo wie dieſe ſelbſt, 
unmittelbar unter dem Eindruck der zu großen Begünſtigung der 
Induſtrie und der ſchlechten Lage des Bauernſtandes legte Zinzendorf 
beſonderen Wert darauf, daß „der Handwerksmann nie zum Nachteil 
(insbeſondere) des Landmannes begünſtigt werde“. Ebenſo wenig 
wie die Produzenten ſoll man aber auch die Handelsleute zum 
Schaden der Konſumenten begünſtigen, denn „Kauf- und Handels— 
leute ſind nur Mittler und Unterhändler zwiſchen (den) zwei Haupt⸗ 
perſonen, den Erzeugern und Konſumenten“?. Ein Gedankengang, 
der auf Zinſendorfs enge Beziehungen zu den Phyſiokraten hin⸗ 
weiſen dürfte“. 

Ahnliche Außerungen, die auf eine beſondere Bevorzugung der 
. Landwirtſchaft ſchließen laſſen, ſind jedoch bei Zinzendorf ſelten; ſein 


eigentliches theoretiſches Syſtem iſt vielmehr auf der Forderung auf⸗ 


gebaut, „alles verſchiedentliche Intereſſe in einem Staat in Überein⸗ 
ſtimmung zu bringen” *, was nur durch „völlige Handelsfreiheit und 
uneingeſchränkte Konkurrenz zwiſchen allen Kaufleuten und Rheedern, 
Spediteurs und Fuhrleuten“! erreicht werden könne. Der Staat 
ſoll, wie beim Außenhandel, auch in der inneren Wirſchaftspolitik, 
den Dingen möglichft freien Lauf laſſen. So ſoll er auch nicht 
„unter dem Vorwand den Armen für Unterdrückung zu ſchüzen, des 
Reichen Induſtrie durch Geſeze einſchränken“s; es könne ſich hierbei 
ja nicht um jene großen Maſſen der armen Bevölkerung handeln, 
„die weiter nichts haben als ihre Arme und bloß von dem Verdienſt 
(leben), den ihnen Grundeigenthümer und Fabrikunternehmer zu— 
wenden“, denn dieſe werden deſto mehr Arbeits- und Dienſtlohn 
finden, je freier, je uneingeſchränkter die Reichen ihre Kapitatien. 

verwenden können“ s. Die Einſchränkung großer Gewerbe könne di 


„ her nur zugunſten kleiner geſchehen und das ſei ungerecht, weil es 


1 Gedanken S. 46/47. 
2 Siehe oben S. 162 Anm. 1. 

8 Tagebücher 1767, 1768 und 1769. 

4 „Über die Einſchränkung großer Gewerbe zugunſten kleiner.“ In Ephe⸗ 
meriden der Menſchheit, Jahrg. 1781, Bd. 2, S. 61-90; S. 73. | 
| 5 a. a. O. S. 61. 


, 
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> 
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eine geringe Zahl von Menſchen gegenüber einer weit größeren be⸗ 


vorzugen heiße. Überlaſſe man die Wirtſchaft ſich ſelbſt, jo werde 
die größte Zahl der Menſchen ihren Vorteil dabei finden. Denn 
jeder wiſſe ſelbſt am beſten, was für ihn gut ſei und jedermann 
arbeite, wenn er nicht durch ſtaatliche Beſchränkungen daran gehindert 
werde, auch ohne Geſetz, um ſein Brot zu verdienen 1; „der natürliche, 


jedem Menſchen eingeprägte Trieb zur Geſchäftigkeit, bringt nützliche 
Speculationen einſehender Handelsleute von ſelbſt zuwege und be⸗ 


fördert deren Ausführung“ 2. Man müſſe die Menſchen nur ge⸗ 


währen laſſen. 


Zinzendorf tritt hiermit für unbedingte Wirtſchaftsfreiheit, etwa 
nach der Art der Phyſiokraten oder Adam Smiths ein und begründet 
dies, wenn auch nicht eingehend mit ähnlichen Argumenten wie letzterer, 
indem er die Überzeugung ausſpricht, daß (nach der Formulierung 
von Smith) „die Kapitalien der Einzelnen naturgemäß in der für | 
das Volk erſprießlichſten Weiſe verwendet werden“ ?. „Koſten dem 
Konſumenten“, ſagt Zinzendorf einmal, „ſeine Bedürfniſſe (infolge 
der freigegebenen Einfuhr ausländiſcher Güter) weniger, ſo kann er 
das durch den geringeren Aufwand erſparte Geld auf eine nützliche 
Induſtrie verwenden““. Ganz folgerichtig hielt Zinzendorf aber nicht 
an dieſer Anſicht feſt. So trat er, wie ſpäter zu zeigen ſein wird, 
für eine Erſchwerung des Importes von Luxuswaren ein, und ſeine 
Theorie ſtellt in dieſer Beziehung. gewiſſermaßen einen Übergang vom 
alles regeln wollenden Merkantilismus zum völligen Freihandel dar. 
In ähnlicher Weiſe hatte in England Tucker nicht wie die Phyſio⸗ 
kraten und Smith die Übereinſtimmung des privaten Egoismus mit 
dem Intereſſe der Allgemeinheit gelehrt, ſondern die Anſicht vertreten, 
daß es die Aufgabe der Wirtſchaftspolitik ſein müſſe, die Eigenliebe 
ſo zu lenken, daß jeder einzelne, er möge wollen oder nicht, die 


— Gedanken S. 2824 4 
2 Ohnmaßgebliche Erörterung der Frage, was des türkiſchen Handels 


wegen bey bequemer Gelegenheit bey der Pforte für Vortheile auszuwirken 


ſeyen? und wie der levantiniſche Handel für die k. k. Erblande activ zu machen? 


230. November 1771, ſ. auch Dr. Marianne von Herzfeld, Zur Geſchichte der 


Orienthandelspolitik Oſterreichs unter Maria Thereſia in der Zeit von 1740 — 71. 


Wien 1919. In Archiv für öſterreichiſche Geſchichte, Bd. 108, nu L; Drau: 2 


von der Akademie der Wiſſenſchaften in Wien. 
Smith, a. a. O. 2. Buch, 5. Kap. | | 

ni; „Über die Aufhebung der Handelsverbote in ungleich ae Lände⸗ 
reien“; in n der Menſchheit, Sn 1781, Bd. 2, S. 257—283; 
©. 259/560. 
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Wohlfahrt ſeines Landes und der Menſchheit fördere, indem er für 
ſeinen eigenen Vorteil arbeitet !. 

Anerkannte alſo Zinzendorf die Notwendigkeit gewiſſer Be— 
ſchränkungen der wirtſchaftlichen Freiheit, ſoweit dieſe den Intereſſen 
der Allgemeinheit entgegenſtünden, ſo meint er, daß auf dem Gebiete 
des Außenhandels eine einzige derartige Maßnahme notwendig ſei, 
nämlich die ſchon erwähnte höhere Zollbelegung der eingeführten aus⸗ 
ländiſchen Luxuswaren; nur dürfe man „in dieſe Kategorie keine 
dem gemeinen Mann unentbehrliche gewordenen Waren, dergleichen 
Gewürze find, rechnen“ 2. Als „bloße Gegenſtände der Üppigfeit“ ® 
ſeien vielmehr zum Beiſpiel für Oſtereich „feiner Zucker, levantiniſcher 
Kaffee, Chocolade, Cacao, reiche Zeuge etc.“ anzuſehen?. Luxus⸗ 
artikel ſeien im allgemeinen keine Waren, die als „Vedürfniſſe der 
arbeitſamen Klaſſen““ gelten könnten, denn, „was der gemeine Mann 
trägt, wird in allen großen Staaten ſicherlich ſelbſt fabriciret“ 5. 
Die Verteuerung der Luxuswaren durch die Zölle oder Verbote ſei 
daher für ein Land nicht ſchädlich. Während nämlich Zölle auf 
Gegenſtände, die von den arbeitenden Klaſſen der Bevölkerung ge— 
kauft werden, notwendigerweiſe den Arbeitslohn und damit die Preiſe 
der im Inlande erzeugten Güter in die Höhe treiben, würden durch 
die Verteuerung der Luxuswaren die Inlandspreiſe nach Zinzendorfs 
Anſicht nicht getroffen“. 

Wie hinſichtlich der Notwendigkeit die Harmonie zwiſchen den 
Intereſſen des einzelnen und jenen der Allgemeinheit herzuſtellen, die 
Zinzendorf veranlaßte, höhere Zölle für ausländiſche Luxuswaren zu 
verlangen, ſo war auch bezüglich dieſer Forderung ſelbſt Tucker unter 
den Freihandelstheoretikern ſeinerzeit der einzige, der eine ähnliche 
Meinung vertrat wie Zinzendorf®. Allerdings war Tucker nicht für 
Zölle auf ausländiſche Luxuswaren, ſondern für die Einführung 
einer allgemeinen Luxusſteuer, zu der ſchon Decker geraten hatte“, 


1 Raffel, a. a. O. S. 120. a 

2 Gedanken S. 100. 3 Ebenda S. 97. 

Ebenda S. 91/92. 5 Ebenda S. 98. 

A Brief Essay on the Advantages and Disadvantages, which 
respectively allend France and Great Britain with Regard to Trade. 
3. Aufl. 1753, S. 153 f. zitiert bei Raffel, a. a. O. S. 152 f. 

1 Serions Considerations on the several High Duties which the 
Nation . . . labours under . . . with a Proposal for. .. Raising all the 
Publick Supplies by one Single Tax. 7. Aufl. 1751, S. 76 f., zitiert bei 
Raffel, a. a. O. S. 99 ff. 
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aber im Gegenſatz zu letzterem für eine derartige Veranlagung dieſer 
Steuer, daß ſie beſonders die ausländiſchen Luxuswaren getroffen 
hätte!. Bei Zinzendorfs ſpäter noch zu beſprechender Meinung, 
daß Zölle nichts anderes ſeien oder ſein dürften als Steuern, waren 
die von ihm geforderten Luxuszölle und die von Tucker vorgeſchlagene 
Luxusſteuer nichts weſentlich Verſchiedenes. Beiden gemeinſam war 
das Beſtreben, die allgemeine Wirtſchaftfreiheit ſoweit einzuſchränken, 
als es die Intereſſen der Allgemeinheit, daß ſind nach ihrer Anſicht 
jene der Konſumenten, verlangten; zumeiſt allerdings forderten dieſe 
Handelsfreiheit. Bezüglich des Außenhandels ſpreche hierfür, nach 
Zinzendorfs Anſchauung, noch folgender Umſtand: eine plötzliche 
Erhöhung der Preiſe auf den ausländiſchen Märkten, woher die be - 
treffenden Waren bezogen werden, dauere bei Freihandel „öfters nur 
ſehr kurze Zeit“ und treffe daher „meiſtentheils das Kaufmanns⸗ 
gewerbe allein, deſſen Gewinſte auf einige Zeit vermindert werden. 
Ehe die vertheuerte Waare unter die letzten Konſumenten kommt, 
iſt ihr Preis in den großen europäiſchen Märkten ſchon wiederum 
vermindert und der Kaufmann muß aus Furcht vor der fremden 
Konkurrenz ſeine Preiſe herabſetzen; eine Wohlthat, die nur bey 
freyem Handel möglich iſt“?. 

Der Freihandel iſt nach Zinzendorf überhaupt von der größten 
Bedeutung für eine den Bedürfniſſen der Konſumenten entſprechende 
Preisbildung. Hierüber befindet ſich in ſeinen „Gedanken über die 
Zölle und Mäuthen“ eine Stelle?, die den Verſuch darſtellt, dieſe 


Frage im Sinne des Geſetzes von Angebot und Nachfrage zu löſen. 


„Damit eine Waare zu dem möglichſt größten Verſchleiß gelangen 
möge“, heißt es dort, „muß ſie einen der Anfrage, das iſt der 
Menge der Käufer und Verkäufer und dem vorhandenen Vorrath 
der Waare proportionierten Preis haben. Einen ſolchen proportio⸗ 
nierten Kaufpreis ſind keine Taxen zu beſtimmen vermögend, ſondern 
er entſteht lediglich durch die vollkommenſte Freyheit von Handel und 
Wandel. Ein ſolcher proportionierter Kaufpreis kann nicht be⸗ 


1 Siehe oben S. 166 Anm. 6. 

2 Gutachten Zinzendorfs vom 16. März 1782 über die von Joſef II. be⸗ 
fürwortete und von Zinzendorf abgelehnte Aufhebung des Tabakapalto in den 
deutſchen Erblanden und Galizien, „wenn man dafür den gegenwärtigen freyen 
Handel mit einer großen Menge ausländiſcher Waaren . . einer ausſchließenden 
Handelsgeſellſchaft auch pachtweiſe einräumte.“ Nachlaß Bd. 117, Commerce, 
Douanes, Manufactures, Bd. 1. A 

3 Gedanken S. 80. 
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ſtändig der nämliche ſeyn, er muß vielmehr (mit den Veränderungen 
von Angebot und Nachfrage) ab⸗ oder zunehmen. Der Preis ſteige, 
wenn die Zahl der Käufer im Verhältnis zu jener der Verkäufer 
und der Menge der angebotenen Ware wachſe, er ſinke, „wenn ent- 
weder die Zahl der Verkäuſer ſteige oder wenn die Menge der an— 
gebotenen Waren vermehrt werde!.“ Bei Freihandel würden die 
beiden letztgenannten Bedingungen erfüllt und gelangten daher die 
inländiſchen Konfumenten billiger zu den benötigten Gütern, als unter 
der Herrſchaft merkantiliſtiſcher Handelsbeſchränkungen. 

Mit dieſer Preistheorie ſtand Zinzendorf unter feinen Zeit⸗ 
genoſſen vereinzelt da. Die Vorſtellung, daß Angebot und Nach— 
frage die Preisbildung beherrſchen, hatte zwar ſchon ſeit der Mitte 
des 17. Jahrhunderts Eingang in die engliſche, im 18. Jahrhundert 
auch in die italieniſche, franzöſiſche und deutſche Volkswirtſchafts⸗ 
lehre gefunden?. Aber die Zerlegung des Angebotes in ein ſach— 
liches und ein perſönliches, wie Zinzendorf ſie vornahm, findet ſich 
in dieſer Form bei keinem anderen Schriftſteller. Denn Locke, der 
bald davon ſprach, daß die Zahl der Käufer und Verkäufer, bald 
davon, daß die Menge der vorhandenen Waren und die Geſchwindig— 
keit des Abſatzes den Preis regele, dürfte wohl die Menge der vor— 
handenen Waren nur als eine nähere Beſtimmung des Begriffes der 
Verkäufer nicht als ein neben ihnen bei der Preisbildung wirkendes 
Moment aufgefaßt haben ?. Barbon, der Lockes Preislehre über- 
nahm, baute ſie durch Zergliederung des Begriffes der Nachfrage 
weiter aus, ohne aber das Angebot näher zu unterſuchen“ und auch 
James Steuart unterſchied zwar auf Seite der Nachfrage drei ver— 
ſchiedene Umſtände, nahm aber auf Seite des Angebotes keine 
wdweitere Unterteilung vor?. Die meiſten anderen Lehren über die 
Bildung des Marktpreiſes, die hiefür Angebot und Nachfrage als 

maßgebend anſahen, merkantiliſtiſche, phyſiokratiſche, die Theorien der 


Italiener des 18. Jahrhunderts, der engliſchen Freihändler vor 


1 Gedanken S. 80. 

2 Siehe Dr. Rudolf Kaulla, Die geſchichtliche Entwicklung der 
modernen Werttheorien, Tübingen 1906, und Dr. Wilhelm Hasbach, Unter- 
ſuchungen über Adam Smith, und die Entwicklung der Politiſchen Okonomie. 
Leipzig 1891. 

3 Siehe Kaulla, a. a. O. S. 76 f. und Wilhelm Liebknecht, Zur 
Geſchichte der Werttheorie in England. Jena 1902, S. 8 f. 

4 Siehe Kaulla, a. a. O. S. 80 f. 

5 Siehe Liebknecht, a. a. O. S. 17 f. und Kaulla, a. a. O. S. 96 f. 
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Adam Smith, ſowie dieſer ſelbſt nahmen Angebot und Nachfrage 
als zwei einheitliche und unteilbare Begriffe an !. 

Nähert ſich alſo Zinzendorfs Preistheorie am meiſten der von 
James Steuart aufgeſtellten, ſo folgert er aus ihr im völligen 
Gegenſatz zu Steuart die Notwendigkeit der freien Konkurrenz ins⸗ 


| beſondere für den Außenhandel. Denn nur die Konkurrenz des Aus⸗ 


Kap. 7. 


landes könne den Fabrikanten veranlaſſen, ſeine Waren preiswert 
abzugeben. „Nichts als die Vergleichung der innländiſchen Waaren 
mit den fremden erweckt in den innländiſchen Fabrikanten die nüß- 
liche Nacheiferung, die Begierde, den Conſumenten ebenſowohl zu 
bedienen, als er durch die fremden Waaren bedient zu werden 
pflegt. Macht man die Vergleichung durch den Verboth die fremde 
Waare einzuführen (oder durch zu hohe Einfuhrzölle) unmöglich, ſo 
iſt kein Beweggrund mehr da, warum ſich der innländiſche Fabrikant 
nicht auf die faule Seite legen und ſchlechte Waare verfertigen 
ſollte. Denn das Verboth der Einfuhr verſichert ihm den (in⸗ 
ländiſchen) Verſchleiß, feine Waare mag gut oder ſchlecht ſeyn ?.“ 
Die Verſchlechterung und Verteuerung der Waren räche ſich aber 
auch an den Fabrikanten ſelbſt. „Denn der billige Preis der inn⸗ 
ländiſchen Waaren iſt die einzige Hoffnung und der Grund ihren 
Verſchleiß in der Fremde zu verſprechen?;“ man könne durch Zwang 
den Fabrikanten den heimiſchen Abſatz „allenfalls verſichern; auf den 
auswärtigen Verſchleiß aber muß er ſich nie eine Rechnung machen,“ 
wenn feine Waren nicht preiswert find*. Hingegen finde „jede kauf⸗ 
bare Ware ihren Weg von ſelbſt in die ganze Welts.“ 

Auf dieſe Argumente hatten vor Zinzendorf und Smith ſchon 
Decker und Hume großen Nachdruck gelegt“. Auch für die Phyſio⸗ 
kraten war die günſtige Preisbildung durch den Freihandel ein 
Grund für letzteren einzutreten. Aber ſie dachten hiebei offenbar 


weniger daran, daß durch die Freigabe der Einfuhr die Preiſe der 


inländiſchen Induſtriewaren ſinken, ſondern daran, daß durch den 
Wettbewerb des Auslandes beim Kauf heimiſcher Rohſtoffe die 
f Preiſe De Güter all, den N die . „guten Preis“ 


; . 5 Siehe Kaulla, a. a. O. und dektor Denis, Histoire des onen 
Economiques et ee Bd. 1, Paris 1904; nd a. a. O. 1. Bud, 


Gedanken S. 49/50. 3 Ebenda S. 53. + Ebenda S. 53/54. 
7 in „airsenborfs vom 2. September 1776; Br auch Herzfeld. 
a. a. O. S. 5 

waffen a. a. O. S. 92f. 
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ſteigen müßten . Zinzendorf ſtimmte hierin mit ihnen überein; 
auch er wandte ſich gegen die Erſchwerung oder Verhinderung der 
Ausfuhr inländiſcher Rohſtoffe. Sie diene nur dazu „dem Erzeuger 
ſeinen ſauren Schweiß wohlfeil abzudruken“?. Auf die Dauer ſei 
dies gar nicht möglich, denn „wenn der Landmann ſich auf keinen 
Verſchleiß in die Fremde Rechnung machen kann, ſo wird er ſich 
hüten ſeinen Anbau zu vermehren. Er wird denſelben vielmehr ver— 
mindern, weil der Ausfuhrverboth ihn hindert ſeine Feldfrüchte, 
Flachs, Wolle uſw. hoch genug zu verkaufen, um ſeiner Anbaukoſten 
reichlich entſchädigt zu werden?.“ Es ſei auch gar nicht zu be— 
fürchten, daß bei ſchlechten Ernten, infolge ber Handelsfreiheit alle 
Rohſtoffe in das Ausland abſtrömten und im Inlande Mangel und 
Hungersnot entſtünde, denn „durch einen Mißwachs ſteige der Preis 
der erſten Materialen ſo hoch, daß ihre Ausfuhr von ſelbſt auf— 
hört” *, da für fie dann die ee auf den Auslandsmärkten 
unmöglich wird. 

Als Vorwand für die Ein⸗ und Ausfuhrbeſchränkungen diene 
den Merkantiliſten gewöhnlich die Behauptung, daß dieſe Maß— 
nahmen zur Gründung oder Förderung der einheimiſchen Induſtrie 
nötig ſeien. Während es nun aber, nach Zinzendorfs Anſicht, immer 
ungewiß bleibe, ob hiedurch auch wirklich der erwünſchte Erfolg er— 
zielt werde, unterliege es gar keinem Zweifel, daß auf dieſe Weiſe 
eine Reihe berechtigter Intereſſen verletzt würde: durch die Er— 
ſchwerung der Einfuhr von Induſtriewaren jene der Konſumenten, 
durch die Verhinderung der Rohſtoffausfuhr jene der Rohſtoff— 
produzenten. Eine Regierung, die den Außenhandel einſchränke, 
gleiche daher dem Hund der äſopiſchen Fabel, der ein Stück Fleiſch 
fallen laſſe, um nach einem Schatten zu ſchnappen s. Induſtrien, 
die nicht ohne Einfuhrverbote oder übermäßige Zölle auf die ent- 
ſprechenden ausländiſchen Waren beſtehen können, ſollen nach Zinzen— 
dorfs Anſicht gar nicht unterſtützt werden. Tatſächlich verlangten, 
wie er hervorhebt, die bedeutenderen unter ihnen auch nie derartige 
beſondere Zollbegünſtigungen, ſondern die Klagen über die Konkurrenz 
des Auslandes ſtammen nur von ſchlecht gehenden Fabriken, die 
keine Daſeinsberechtigung hätten“. Zinzendorf trat mit dieſer Ver⸗ 


1 Gide⸗Riſt, a. a. O. S. 33. 

2 Siehe oben S. 162 Anm. 5. 

3 Gedanken S. 105. Ebenda S. 108. 5 Ebenda S. 106/7. 

6 Kritik Zinzendorfs zu dem Zolltarif vom 28 Auguſf 1784; ſiehe den 
Nachlaß, Bd. 129. 
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urteilung der Schußzölle in Gegenſatz nicht nur zu den Merkanti⸗ 
liſten, ſondern auch zu manchen Freihändlern, wie zum Beiſpiel zu 
Hume, der die Berechtigung der Schutzzölle anerkannte und nur jene 
Zölle verwarf, die der Handelseiferſucht ihre Entſtehung verdankten !. 


Unter den Vorgängern von Smith hatten nur Decker und Tucker | 


die Schutzzölle ausdrücklich als nachteilig bezeichnet; fie hatten hier⸗ 
für ungefähr die gleichen Gründe angeführt, wie Zinzendorf?. Nur 
den Einwurf, daß die innländiſche Konkurrenz diejenige des Aus⸗ 
landes erſetzen könne, ſuchten ſie im Gegenſatz zu Zinzendorf nicht 


eingehend zu widerlegen. Letzterer ſcheint ſich hiermit auch haupt⸗ 


ſächlich nur gegen ein von Sonnenfels ® beſonders betontes Argument 


gewendet zu haben, indem er darauf hinwies, daß die inländiſche 


Konkurrenz die ausländiſche nur dann zu erſetzen vermöchte, wenn 
ſie ebenſo billig arbeite wie dieſe; dann aber wären die Einfuhr⸗ 
verbote ganz überflüſſig, da ja ohnehin niemand ausländiſche Waren 
kaufe, wenn die inländiſchen ebenſo gut und billig wären und noch 
den Vorteil der geringeren Transportkoſten für ſich hätten“. 

Ebenſowenig wie die Konkurrenz fremder Waren ſchade, nach 
Zinzendorf, jene der Ausländer ſelbſt, die das Land durchreiſen oder 
ſich darin niederlaſſen. Dieſe ſeien vielmehr „eine Urſache ungemein 
vieler Lebhaftigkeit und Geſchäftigkeit ... Der reiſende Handels⸗ 
mann verzehrt Brod, Fleiſch, Wein; er nutzt verſchiedene Kleidungs⸗ 
ſtücke ab, er wird mithin dem Landmann, dem Gaſtwirt, dem 
Schuſter, dem Schneider, dem Weber, endlich den landesfürſtlichen 
Maut:, Weg- und Conſumtionsgefällen nützlich?“. Ein Gedanken⸗ 
gang, mit dem ſich insbeſondere Tucker in der von Zinzendorf im: 
ſetzten Schrift eingehend befaßt hatte ®. 

Weiter als Tucker ging Zinzendorf in der Forderung der Be⸗ 
ſeitigung aller privilegierten Handelsgeſellſchaften und anderer Mono⸗ 
pole, obwohl er hierbei an Ausführlichkeit der Begründung hinter 
den meiſten engliſchen Freihändlern zurückblieb'. Freie Konkurrenz 


Hume, Essays and Treatises on several subjects. London 1764, 
Bd. 1, S. 367/8; auch Raffel, a. a. O. S. 1137/4. 

2 Raffel, a. a. O. S. 93 f. und 150 f. 

3 Grundſätze der Polizey- Handlung und Finanzwiſſenſchaft, 7. al 
Wien 1819/22, 2. Teil, S. 255/6. | 

4 Gedanken S. 46/7 und 50. 

° Ohnmaßgebige Erörterung, 30. Nov. 1771, ſiehe oben S. 165, Anm. 2. 

8 Siehe S. 5, Nachlaß Bd. 124. 

Siehe Raffel, a. a. O. S. S. 161 f. 
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ſagte er, nütze in jeder Beziehung der Volkswirtſchaft und jede 
Unterbindung des Wettbewerbes ſei für die geſamte Bevölkerung 
ungünſtig. Ebenſo ſchädlich wie eine Beſchränkung der Einfuhr 
wäre es auch, wenn man dieſe zwar nicht verböte oder durch allzu 
hohe Zölle erſchwerte, ſie aber als Monopol an eine Geſellſchaft 
verpachtete. Denn dieſe Geſellſchaft würde dann notwendigerweiſe 
auch den ganzen Ausfuhrhandel an ſich reißen und die Preiſe der 
eingeführten Waren beliebig erhöhen, jene der ausgeführten Güter 
beliebig herabdrücken. „Alle und jede ausländiſche Waaren, die bis— 
her allein den Mauthgebühren und zum Theil Impoſten ... unter⸗ 
worfen geweſen, (würden dann) außerdem ... noch zu dem den 
Pachtern an das Ararium zu entrichten habenden Pachtſchilling und 
überdies zu dem beträchtlichen Gewinn dieſer Handlungspacht bey— 
tragen“ müſſen. Privilegierte Handelsgeſellſchaften ſeien noch ſchäd⸗ 
licher als Produktionsmonopole und bedrücken ſtets die ganze Be— 
völkerung des Staates zum Nutzen einiger weniger Menſchen ). 
Übrigens verlören alle genannten Einſchränkungen der freien 
Konkurrenz auf die Dauer an Bedeutung, da ſie unfehlbar vom 
Schleichhandel durchbrochen würden. „Die bey übertriebenen Zöllen 
unvermeidliche Einſchwärzung verhindert den Nachtheil der dem 


Handel durch dergleichen übertriebene Belegungen hätte zuwachſen. 


können?.“ Dann „werde aller redliche Handel ... verbannt und 
der Konterbandier allein bereichert ſich?.“ Auch Smith ſchildert 
ſolche Verhältniſſe und führt ſie als Beweis für die Nachteile des 
Merkantilſyſtems an“. Am meiſten leiden hierbei, nach Zinzendorf, 
die Einkünfte des Staates, da dieſer im Gegenſatz zu den Kaufleuten 
die am Schleichhandel verdienen könnten durch nichts für die Ab— 
nahme des geſetzlichen Handels / infolge der Verbote oder der zu hohen 
Zölle entſchädigt würde?. Handelsbeſchränkungen erzielten daher 
gerade das Gegenteil von dem, was ſie erreichen ſollten: Abnahme 
der Staatseinkünfte und doch keine Verhinderung des als ſchädlich 
angeſehenen Handels. Je ſchärfer und ausgedehnter die Handels— 
beſchränkungen, deſto unwahrſcheinlicher ſei es, daß ſie beobachtet 


würden, „qui trop embrasse, mal etreint é.“ Abgeſehen von allen 


wirtſchaftlichen Nachteilen, ſchade das aber auch dem Anſehen der 


1 Siehe oben S. 167 Anm. 2. 

2 Siehe oben S. 167 Anm. 3. 

3 Siehe oben S. 162 Anm. 5. 

4 Smith, a. a. O. 4. Buch, 3. Kap., 1. Teil und 4. Buch 9. Kap. 
5 Gedanken S. 3. 6 Ebenda S. 7. 
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Regierung und ſchon deshalb ſolle der „Geſezgeber ſich ſorgfälltig 
hüten, Geſeze zu geben, die nicht beobachtet werden können!.“ 

Die Unmöglichkeit, den Schleichhandel und die Einfuhr der ſo⸗ 
genannten ſchädlichen Waren auf die Dauer zu verhindern, war 


nun, nach Zinzendorf, ein Beweis dafür, daß keine Gewalt imſtande 


ſei, die Handelsbilanz eines Landes ſtändig aktiv zu erhalten. 
Zinzendorf war der Meinung, daß es überhaupt unrichtig ſei, die 
Handelsbilanz in den Mittelpunkt der handelspolitiſchen Betrachtungen 
zu ſtellen, wie es die merkantiliſtiſche Theorie verlangte. Die Auf⸗ 
ſtellung der Handelsbilanz ſei, ſchon aus ganz äußerlichen Gründen, 
nicht möglich. Die Zolltabellen, auf die ſich die Merkantiliſten bei 
ihren Berechnungen zu ſtützen pflegen, ſeien ſo mangelhaft, daß ſie 
kein richtiges Bild des Warenverkehrs zu geben vermöchten?. Für 
die Kenntnis der wirklichen Bilanz eines Landes würden ſie aber 
auch dann nicht genügen, wenn ſie noch ſo vollſtändig und zuver⸗ 
läſſig wären, denn auf jeden Fall müßte man hierbei neben dem 


Warenhandel auch jenen „mit Wechſeln“ in Betracht ziehen, ferner 


„die jährlich in die Fremde zu zahlenden Intereſſen von Staats⸗ 
ſchulden, von dem Creditweſen des Staates und von dem in der 
Fremde aufgenommenen und ausgezahlten Darlehens.“ Dieſe 
Forderung nach Erweiterung der Handelsbilanz zu einer Zahlungs 
bilanz war zur Zeit Zinzendorfs durchaus nichts Neues, denn auch 
die Mehrheit der Merkantiliſten anerkannte die Notwendigkeit dieſer 
Modifikation ihrer urſprünglichen Lehre; von Thomas Mun bis 
Sonnenfels hatten die meiſten unter ihnen nur der Einfachheit 
wegen von der Handelsbilanz ſtatt von der Zahlungsbilanz ge⸗ 
ſprochen und bei ihrer Bilanzlehre die letztere im Auge gehabt“. 


Den Hinweis auf die Schwierigkeit der Berechnung der Handels: 


bilanz infolge der Fehlerhaftigkeit jeder Statiſtik hatte Zinzendorf 
insbeſondere mit Barbon® und Hume“ gemein, die dies fo wie er 
bei der Widerlegung der Bilanztheorie hervorhoben. 

Zinzendorf blieb aber keineswegs bei dieſen ä ſtehen. 


| 1 Grundſäte zur Asfaffung ächter Tariſſe, . den Nachlaß Bd. 2, I Atten. 
Faſz. 2 Konw. 
— 2 Gedanken S. 13/14 und Hock, a. a. O. S. 557. 
8 Gedanken S. 15. 
Siehe Dr. Leo Petritſch. Die Lehre der ſogenannten günſtigen und 
ungünſtigen Handelsbilanz. Graz 1902, S. 5. 
5. Siehe Raffel, a. a. O. S. 124 
5 Ebenda S. 165. 


das Streben nach Aktivität des Handels unſinnig, denn Aktivität ſei 
ein „weitſchweifiges Wort“, „man kann ſich den kleinſten nachbar— 
lichen Verkehr von einem Dorf zum anderen nicht vorſtellen, ohne 
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Die Handelsbilanz war für ihn überhaupt ein „Hirngeſpinſt“ 12; 


zugleich den Begriff einer nützlichen Aktivität damit zu verknüpfen“; 
wenn die Merkantiliſten den Paſſivhandel vermindern und den Aktiv⸗ 
handel vermehren wollen, ſo ſei dies ganz undurchführbar, denn „aller 
Handel iſt activ“ “, weil jeder zur Geſchäftigkeit und damit zur Ver- 
mehrung des Wohlſtandes der Bevölkerung beitrage. Die Bezeichnung 


des Ausfuhrhandels als aktiv, des Einfuhrhandels als paſſiv iſt daher, 
nach Zinzendorf, falſch und ein Überwiegen der Ausfuhr in der 
Jahresbilanz nicht günſtiger als ein Überwiegen der Einfuhr. Aber 


auch, wenn man erſteres für einen Vorteil, letzteres für einen Nach— 
teil anſehen wollte, ſo wäre es doch ganz unmöglich, ſich dieſen 
Vorteil auf die Dauer zu erhalten, denn „jede frey entſtandene 


Waareneinfuhr iſt nothwendig auf eine beyläufig ebenſo beträchtliche 


4 


Ausfuhr unſerer Erzeugniſſe begründet und kann ohne ſelbe nicht 
beſtehen. Kein ſogenannter Aktivhandel kann ohne einen ihm die 


Wage haltenden ſogenannten Paſſivhandel ins Aufnehmen kommen““. 
Werde die Wareneinfuhr verboten oder erſchwert, ſo komme als 
Gegenwert für die Ausfuhr bares Geld in das Land. Wenn aber 


ein „Land mit Gelde überhäuft wird“, fährt Zinzendorf im Sinne 
von Humes Quantitätstheorie fort, „werden da nicht alle Lebens— 


mittel, der Arbeitslohn und der Preis aller ... . Feilſchaften fo 


hoch ſteigen, daß .... les) die Concurrenz mit denen weiter ent- 


fernten Nationen .... auf dem gemeinen Kaufplatz oder Markte 
verlieren (müſſe)? Werden nicht ſodann die Manufacturen ſich von 
(dieſem Lande) weg und gerade zu den verarmten Nachbarn hin— 


gegeben, allwo weniger Geld und der Arbeitslohn folglich geringer 


iſt?“ v. Deshalb könne das Beſtreben der meiſten Regierungen, das 


Geld im Land zu erhalten und zu vermehren, auf die Dauer nie 
Erfolg haben; es ſei „unmöglich, das Geld über ſeinem Niveau zu 
erhalten“. Ebenſo unbegründet ſei die Furcht der Regierungen, 


1 Siehe oben S. 162 Anm. 5. 
2 Siehe oben S. 170 Anm. 6. 
Siehe oben S. 171 Anm. 5. 
f . Randbemerkungen Zinzendorfs zu einem ihm von Joſef II. am 18. April 
1783 geſchickten Entwurf der Kommerzſtellen für den neuen Zolltarif. 
s Gedanken S. 21/22. 
6 „Impossible de tenir au dessds de leur e monnoy6es) niveau.“ 


| Observations 1768, S. 37112, 


— 
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einen Teil ihres Geldes zu verlieren, da ja feine Menge auch nie 


„unter dieſes ſelbe Niveau“ ſinken könne !. Die durch Unterbindung 
des Freihandels für kurze Zeit mögliche Vermehrung des Geldes in 
einem Lande ſei aber für dieſes von keinem Nutzen, wenn das Geld 
„nicht in Umlauf kommt und durch ſeinen Umlauf den freyen Um⸗ 


lauf der Waare befördert“, „weil überhaupt Geld, wie andere Feil⸗ 


ſchaften, frei ein⸗ und ausgehen ſoll, ſonſt ſind die Vertauſchungen 


nicht frei und kein Handel iſt möglich.“? 


Außer der Nivellierungstheorie, die ſowohl an die von den 


Phyſiokraten gebrachte Widerlegung der Lehre von der Handels⸗ 


bilanz“, als auch Satz für Satz an die Ausführungen Humes über 


denſelben Gegenſtand? und in ihrer Schlußfolgerung an den von 


Hume aufgeſtellten Vergleich der Geldmengen in den einzelnen Ländern 
mit dem Waſſer in kommunizierenden Gefäßen erinnert“, ſuchte Zinzen⸗ 
dorf noch einen anderen Beweis dafür zu erbringen, daß ein Land 


infolge einer paſſiven Handelsbilanz nicht verarmen könne. In ähn⸗ 


licher Weiſe wie Tucker? weiſt er darauf hin, daß der „Hang nach 
ausländiſchen Waaren“ s, den die Merkantiliſten ſo eifrig zu be⸗ 


kämpfen bemüht waren, nicht unter den breiten Maſſen der Be⸗ 
völkerung, ſondern „nur an den Höfen“ beſtehe. Dieſes Vorurteil 


ſei aber in allen Ländern vorhanden, ſo daß ſich ſeine Wirkung von 
ſelbſt aufhebe. Oſterreich insbeſondere habe hiebei gar kein Unheil 
zu befürchten, denn „da“, wie Zinzendorf ſpöttiſch hervorhebt, „der 


Wiener Hof lange ſo glänzend nicht iſt, als der franzöſiſche und als 


genommen, deſſen Gegenſtände doch wohl nicht aus der Fremde ein⸗ 
geführt werden, lange nicht jo viel Üppigkeit und Verſchwendung 
ſtatt habe als zu Paris, St. Petersburg uſw., ſo kann man mit 
der größten Wahrſcheinlichkeit behaupten, daß bey dieſem allgemeinen 
und wechſelweiſen Hang der reichen Leute unter allen Nazionen zu 


ı Egalement impossible, que la quantite 988 especes baisse au dessous 
de ce m&me niveau.“ Observations S. 37/2. 

2 Siehe oben S. 158 Anm. 4. 

Siehe oben S. 162 Anm. 5. 

4 Gide-Riſt, a. a. O. S. 35. 

5 Raffel, a. a. O. S. 112. 

6 Eſſays 1752, 2. Teil. Of the Balance of m S. 383. 

"Raffel,a. a. O. S. 135/36. 

ss Siehe oben S. 172 Anm. 6. 
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ausländiſchen Produkten die öſterreichiſchen Staaten in De Hirn⸗ 
geſpinſt der Handlungsbilanz eher gewinnen als verlieren“ | 

Ganz konſequent hielt Zinzendorf allerdings nicht an dieſer 
Verwerfung der Bilanztheorie feſt. So meinte er, es wäre beſſer, 
die benötigten ausländiſchen Waren aus einem Lande zu beziehen, 
dem man dafür einheimiſche Rohſtoffe liefern könne, ſtatt ſie von 
einem anderen für bares Geld zu kaufen, denn dann wäre es mög— 
lich, „die Summen im Lande du erhalten“, die hiefür bisher in das 
Ausland gegangen ſeien?s. Im allgemeinen aber war Zinzendorf 
der Anſicht, daß „Reichthum der Nazionen nicht Aufhäufung von 
barem Gelde“ jei®. 

„Der wahre Handelsgeiſt einer Nation iſt daher nicht, andere 
Völker auszuſaugen und ihr Geld an ſich zu ziehen, ſondern viel— 
mehr allen möglichen Vortheil von unſeren eigenen Erzeugniſſen zu 
ziehen, um einen Überfluß an denſelben zu erlangen, den wir gegen 
dasjenige, was uns an den Natur⸗ und Kunſterzeugniſſen unſerer 
Nachbarn und anderer Nationen nöthig iſt, mit Nutzen austauſchen 
können““. Jedem Land müſſe daher an der „Wohlfahrt“ ſeiner 
Nachbarn gelegen ſein; denn ſie ſind die „natürlichſten Konſumenten 
unſeres Überfluſſes“ “. „Je beſſer fie ſtehen, je beſſere Preiſe werden 
ſie uns für unſere Erzeugniſſe zahlen, je wohlfeiler werden ſie uns 
unſere Bedürfniſſe verkaufen. Jeder beſonderen Nation Intereſſe er: 
fordert aller anderen Nationen Glück. zu ſehen und ſich über deren 
Glück zu freuen“ ®; der Handel iſt nicht wofür ihn die Merkantiliſten 


anſehen, ein „bellum ommnium contra ommnes, ſondern das Band 


der Nazionen“ 5. Auch für ein Land, das infolge ſeiner natürlichen 
Beſchaffenheit oder ſeiner Steuerpolitik für ſeine eigenen Waren 
höhere Preiſe zahlen müſſe, als das Ausland, wäre die günſtige 
wirtſchafttiche Lage ſeiner Nachbarn bei Freihandel nur von Vorteil. 
Denn dann könnte es wenigſtens die eingeführten Waren billiger er— 


L. 


1 Siehe oben S. 172 Anm. 6. 

2 „Peutötre... Fiume devoit-il tirer du sücre brüt du Portugal 
plütöt que de la France, quandméme en le payeroit un peu plus cher 
aux Portugais; puisque on peut le leur payer en denrées et conserver 
dans le pais les sommes, qui alloint en France pour ce materiel.“ Ob- 
servations 1768, S. 363—865. 

8 Siehe oben S. 162 Anm. 6. 

4 Gedanken S. 24/25. 

5 Siehe oben S. 158 Anm. 4. 

6 Gedanken S. 20. f 
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halten als die inländiſchen 1. Eine ähnliche Argumentation fudet 
ſich vor Smith? insbeſondere ſchon bei Hume?, der zur Bekämpfung 
des immerwährenden Handelskrieges um Erlangung einer günſtigen 
Bilanz die Notwendigkeit des Reichtums aller Staaten ins Treffen 
führt. Zinzendorf wies überdies noch auf einen weiteren Umſtand 
hin, der die Bemühungen, die Bilanz durch handelspolitiſche Maß⸗ 
nahmen aktiv zu geſtalten, bedenklich erſcheinen laſſe: Nämlich auf 
die Gefahr, daß die anderen Völker zu Repreſſalien greifen würden“, 
ein Umſtand, den auch die meiſten engliſchen Freihändler vor Smith 
anführten s. 

Trotzdem war Zinzendorf durchaus kein Gegner jeglicher Zölle 
Nur dürfe man ſie nicht „als ein Mittel anſehen . ..., wodurch 
der Handel gemeiſtert und in die gehörigen Wege geleitet wied; das 
iſt nichts anderes als ein Irrtum,“ „denn Nazionalhandel und 
Nazionalinduſtrie würden beyde am ſicherſten und am ungehinderſten 
blühen, wenn die Freiheit der Vertauſchungen .. .. durch gar keine 
Mauthe und Zölle aufgehalten und erſchwert würde 6. „Man kann 
(daher) die Ein⸗ Aus- und Durchfuhrzölle ſchlechterdings für nichts 
anderes anſehen, als für eine Auflage, durch welche, wenn ſie gehörig 
organiſiert iſt, die Einwohner eines Staates auf eine für die gemeine 
Wolfart ſo ziemlich unſchädliche Art in die Beyſteuer zu den gemeinen 
Laſten gezogen werdens. Zölle müſſen, gleich allen anderen Finanz⸗ 
impoſten mäßig fein” “; andernfalls wären fie noch 3 als 
andere zu hohe Steuern, denn „fie greifen .. .... den Handel und die 
Emſigkeit an der Wurzel an, ſie erſticken ihn in der Geburt, während 
übermäßige Territorialauflagen, Perſonalſteuern und Conſumtions⸗ 
aufſchläge (deſſen) bereits blühende Aſte verwelken machen“ s. Auf 
die Einhebung von mäßigen Zöllen als einer Art indirekter Steuer 
könne der Staat nicht verzichten, „bis der allem Anſehen nach noch 
zimlich weit entfernte Zeitpunkt kommen wird, da, nach den Grund⸗ 
ſätzen einer weiſen Vereinfachung der Geſchäfte, ſtatt der unzahlbaren 
Gattungen von indirecten Auflagen nur zwey Auflagen in dem Staat 
bekannt ſeyn werden, nemlich die auf eine vollkommene Rectification 
ſich gründende Territorialſteuer und daneben eine dem wahren Ge⸗ 

— ’ 7 


über die Wirkung der aufgehobenen Handelsverbote. Ephemeriden ne 
2 Smith, a. a. O. 4. Buch, 3. Kap., 2. Teil. 
Hume, Eſſays 1752, S. 345/ und Raffel, a. a. O. S. 108. 


Gedanken S. 25. S5 Siehe Raffel, a. a. O. 
6 Siehe oben S. 173 Anm. 1. | 
7 Gedanken ©. 2. 8 Ebenda S. 2/3. 


Schmollers Jahr buch XLIII 4. 
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winn aller Gattungen von Induſtrie ſoviel möglich proportionirte 
Klaſſenſteuer“ . Das finanzpolitiſche Ideal, von dem Zinzendorf 


hier ſpricht, ſtimmt nahezu völlig mit den ſteuerpolitiſchen Forderungen 


Juſtis überein?. Die vorläufige Beibehaltung der Finanzzölle wurde 
aber auch von Smith gutgeheißen ?. Zinzendorf ſucht fie außer aus 
dem obgenannten praktiſchen Grunde auch theoretiſch zu rechtfertigen. 

„Der Einfuhrzoll“, ſagt er, „iſt im eigentlichen Verſtande ein 
Conſumtionszoll, vermittelſt deſſen man den ausländiſchen Waaren 
einen Beitrag zu den gemeinen Laſten eines Landes abfordert, und 
ſie dadurch mit denen im Land verfertigten Waaren, welche ihren 

Beitrag bereits indirect abgeführt, in gleiche Umſtände zu verſetzen 
ſucht““. „Der Preis einer jeden im Lande verfertigten Feilſchaft 
ſchließz die vornehmſten unter den innländiſchen Auflagen ſowohl 
auf die liegenden Gründe, als auf die Conſumtionen in ſich ..... 
Alle dieſe Auflagen haben ihren Einfluß auf den Arbeitslohn, und 
der Arbeitslohn hat einen nothwendigen Einfluß auf den Preis der 
Elle Tuch. Die Elle ausländiſche Leinwand hat nicht eine einzige 
unter dieſen Territorial- oder Conſumtionsauflagen gezahlt,. Da— 
raus folge, „daß alle und jede ausländiſche Waaren mit 
einem Zoll an der Einfuhr zu belegen ſeyen, . Rohſtoffe für die 
inländiſche Induſtrie und „Fabrikenwerkzeuge““ werden nach der Ein— 


fuhr „im Lande verarbeitet und werden daher künftig an den inn- 


ländiſchen Conſumtionsaufſchlägen indirecte Antheil nehmen“ s. Des⸗ 
halb brauchen ſie keinen Einfuhrzoll zu zahlen, umſoweniger als „dem 
Staate an dem wohlfeilen Preis, der aus dieſen erſten Materialien 
verfertigt werden ſollenden innländiſchen Waaren liegt“ ?. Für Halb- 
fabrikate fol / %% oder 1% ihres Wertes als Einfuhrzoll erlegt 
werdens; Fertigfabrikate müſſen in „nothwendige“ und „bloße Gegen: 


ſtände der Üppigkeit“ unterſchieden werdens; erſtere hätten 15%, 


letztere 20 bis 25% Zoll zu entrichten“. „Die Zollſätze bey der 
Ausfuhr werden nach den nämlichen Grundſätzen, die bey Gelegen— 
heit der Einfuhrzölle angemerkt worden, nur in umgelehrter Ordnung 
eingerichtet.“. Fertigfabrikate „haben bereits ihren Theil an allen 


1 Siehe oben S. 173 Anm. 1. 9 
2 Has bach, a. a. O. S. 286/7. 
3 Smith, a. a. O. 4. Buch, 2. Kap. und 5. 815 2. Kap., 2. Teil. 


4 Gedanken S. 87. 5 Ebenda S. 88. 
6 Ebenda S. 89. 7 Ebenda S. 94. 
8 Ebenda S. 95. 9 Ebenda S. 97/100. 


10 Ebenda S. 103. 
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Landesauflagen und Conſumtionsaufſchlägen getragen, müſſen daher 


ganz frey ausgehen“ !. „Die Materialien zahlen mehr oder weniger 
bey der Ausfuhr, nachdem ſie mehr oder weniger an den Landes⸗ 
auflagen theil genommen haben“, aber nicht mehr als 5% 1. „Der 
Durchfuhrzoll iſt eigentlich nichts anderes als eine Abgabe, welche 
uns fremde, durch unſer Land gehende Güter und Feilſchaften dafür 
entrichten, daß ſie unſere Wege und Straßen nutzen“?. Er ſoll da⸗ 
her im Gegenſatz zu den Ein- und Ausfuhrzöllen, die nach dem Wert 
zu berechnen ſeien?, „nach dem Gewicht abgenommen werden“ ?. 
„Der Durchfuhrzollſatz muß ſehr geringe ſeyn“, nicht höher als 2% 4, 
„denn es iſt für das Land eine große Wohlthat, einen ſtarken Durch⸗ 
zug zu haben. Das Straßengewerbe bringt den Unterthanen viel 
Gewinn und vermehrt die landesfürſtlichen Conſumtionsaufſchläge“ ?. 
Daher ſoll man ſich hüten, den Durchfuhrhandel, wie jeden Handel 
überhaupt, an gewiſſe Kommerzialſtraßen? und den Verkauf von 


Waren an beſtimmte Legſtätten zu binden?. Schädlich wäre ferner u 


aus technischen Gründen, auch eine zu große Detaillierung der Zoll⸗ 
tarife“, ſowie deren häufige Anderung s. Zu hohe Zölle kämen in 
ihrer Wirkung Ein- und Ausfuhrverboten gleich?; fie vermindern 
den Handel und ſchädigen dadurch auch die Staatseinkünfte anſtatt 
fie zu vermehren, denn „bey blühendem Handel tragen 
. die Mauthen am meiſten ein!“. 

Wie Smith!“, ſah mithin auch Zinzendorf die einzige Recht⸗ 
fertigung der Zölle in ihrer finanzpolitiſchen Bedeutung. Wie Smith 
ſelbſt !!, verlangte auch er nicht die ſofortige und gleichzeitige Be⸗ 
ſeitigung aller, den Forderungen ſeiner Theorie widerſprechenden 
handelspolitiſchen Maßnahmen, ſondern deren allmählichen Abbau; 
ſo ſollen die Handelsverbote zuerſt bei jenen Waren aufgehoben 
werden, „die mit den Manufacturen nichts gemein haben“, weil da 


1 Gedanken S. 103. 2 Ebenda S. 115. s Ebenda S. 3. 

4 Ebenda S. 115. Die Anſicht Zinzendorfs über die zweckmäßigſte Höhe 
der Zollſätze ſchwankte allerdings im Laufe der Zeiten; 1783 (25. Mai) empfahl 
er in einem Gutachten über den neueinzuführenden Zolltarif folgende Zollſätze: 
Bei der Einfuhr für Lebensmittel und Rohſtoffe für die Induſtrie / %, für 
Halbfabrikate 5 Yo, für Fertigfabrikate 10—15 %; bei der Ausfuhr als Zoll⸗ 
maximum 3 % ; bei der Durchfuhr als Zollmaximum 1.0%. 


5 Gedanken S. 118/9. Vgl. oben S. 158 Anm. 4. 
Gedanken S. 7. 8 Ebenda S. 12. 
9 Ebenda ©. 59. 10 Raffel, a. a. O. S. 184. 


11 Smith, a. a. O. 4. Buch, 3. up und Raffel, a. a. O. 5 
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weniger Widerſpruch zu befürchten fei!. Und als Zinzendorf ein 
andermal in einem längeren Gutachten für die völlige Aufhebung 
aller Einfuhrverbote eingetreten war, fügte er zum Schluß doch hin— 
zu: „Sollte aller angeführten Gründe für die Aufhebung aller 
Verbotsgeſeze ungeachtet, dennoch etwa aus Furcht vieles Aufſehen 


zu machen, ein ſo heilſamer Entſchluß nicht gefaß e. werden; 
in dieſem Falle conformire ich mich lediglich den Majoribus (die für 
teilweiſe Aufhebung der Verbote geſtimmt hatten)... . . „daß der 


Einfuhrverot nur bey jenen fremden Waarengattungen fernerhin ſtatt— 
haben könne, von welchen man mit einigem Grunde der Wahrſcheinlich— 
keit behaupten kan, daß ſie in den Erblanden in quali, quanto et 
pretio den fremden gleich verfertigt werden“ !. 


Dies wären nun die Grundzüge von Zinzendorfs Theorie des 
Außenhandels. Sie bedeutete zur Zeit, da ſie aufgeſtellt wurde, auf 
deutſchem Boden im großen und ganzen ſicherlich etwas Neues. Wie 
weit ſie auf ſelbſtändiger Gedankenarbeit Zinzendorfs beruht, wie 
weit ſie nur eine Übertragung der phyſiokratiſchen und der engliſchen 
Freihandelslehre war, dürfte kaum feſtzuſtellen ſein. Sie iſt eben 
ein Beipiel dafür, daß die neuen Ideen auch zur Zeit ihrer Ent— 
ſtehung ſelten das alleinige Eigentum derjenigen waren, die als ihre 
Urheber bezeichnet werden. In allen Abſtufungen, als unklare Vor— 
ſtellung, als vollendeter Gedankenbau, leben ſie meiſt ſchon eine Zeit 
lang in den Köpfen der Zeitgenoſſen bis der eine kommt, der dem 
Gedanken die Form gibt, worin ihm die Unſterblichkeit beſtimmt 
war. Der Merkantilismus war teilweiſe ſchon durch die ſpäteren 
Merkantiliſten ſelbſt überwunden worden und hatte allmählich liberalen 
Grundſätzen weichen müſſen; die meiſten Probleme des Wirtſchafts— 
lebens waren ſchon vor Adam Smith von engliſchen Schriftſtellern 
im Sinne des Freihandels erörtert worden. Der Quantitätstheorie, 
welche die Grundlage für die liberale Lehre des zwiſchenſtaatlichen 
Verkehrs bildete, hatte Hume die klaſſiſche Form gegeben, während 
Smiths Ausführungen über dieſen Gegenſtand gegenüber jenen ſeines 
Vorgängers eher einen Rückſchritt bedeuten. Zinzendorfs Theorie 
ſtützte ſich auf alle von Hume zugunſten des Freihandels vorgebrachten 
Argumente und in dem einen Punkt, in dem Hume gegenüber Smith 
noch rückſtändig war, in der Frage der Schutzzölle, zog Zinzendorf 

1 Siehe oben S. 159 Anm. 2. 
2 Siehe oben S. 158 Anm. 2. 
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aus ſeiner Lehre die Konſequenz, vor der Hume noch zurückgeſcheut 
war. Und doch gilt mit Recht kein anderer Wirtſchaftstheoretiker 
des 18. Jahrhunderts, auch nicht Hume, als Begründer der Freihandels⸗ 
lehre, ſondern nur Smith. Denn während die anderen entweder nur 
einzelne wirtſchaftliche Probleme erörtert oder nur teilweiſe freiheit⸗ 
liche Ideen verfochten hatten, war er der erſte, der eine ſyſtematiſche 
Darſtellung des Liberalismus mit Rückſicht auf nahezu alle Gebiete 
des Wirtſchaftslebens gab. Zinzendorf hatte vor den Vorgängern 
von Adam Smith wohl das voraus, daß er durchaus liberal war 
und auch alle volkswirtſchaftlichen Fragen unterſuchte, mit denen ſich 
Smith in ſeinem Hauptwerk befaßte, aber bei ihm fehlt wiederum 
nahezu vollſtändig die ſyſtematiſche Darſtellung. Zu größerer wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Arbeit hat ſich Zinzendorf nie Zeit genommen; dazu waren 
ſeine Beſchäftigungen und ſeine Intereſſen zu mannigfaltig. Staats⸗ 
mann, Verwaltungsbeamter, Grundbeſitzer und Kavalier, ſentimental 


und lebensluſtig, ehrgeizig und religiös, voll Intereſſe für Politik 
und Naturwiſſenſchaften, für Geſchichte und Schauſpielkunſt, nötigten 


ihn ſoziale Stellung und perſönliche Neigung den größten Teil ſeiner 


Zeit zwiſchen amtlicher Arbeit und geſellſchaftlichen Verpflichtungen 


zu teilen. Und ſo wie er in ſeiner ſchöngeiſtigen Vielſeitigkeit ganz 


ein Kind ſeiner Zeit geweſen, ſo war auch ſeine Theorie nichts als 
ein Spiegelbild der damals vielfach noch „ aber 


doch ſchon weit verbreiteten liberalen Ideen. 
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Fragen des Preis es 


Von Dr. Oskar Engländer 
=. Privatdozent an der deutſchen Uniperfieä 2 


Zweiter Teil 


Zuhaltsverzeichnis: III. Die Geſtalt der Nachfragefigur. Abſteigende 


Richtung. Begründung durch den fallenden Grenznutzen unzureichend. Dar⸗ 


ſtellung als kontinuierliche Linie. Geſamtpreisangebot. Unzuläſſigkeit der 


Summierung von Preisangeboten für Stücke aus verſchiedenen Mengen zum 
Geſamtpreisangebot. Richtige Ermittlung als Vielfaches des Preisangebotes 
für ein Stück der gegebenen Menge. Dies jedoch keine Werterſcheinung. 


Wieſers gegenteilige Anſicht. Geringeres Geſamtangebot für eine größere 


als eine geringere Menge. Preisparadoxon, nicht Wertparadoxon. Marſhalls 
Konſumentengewinn. Unrichtige Ermittlung. Zweifelhafter Erkenntniswert. 
Preiſe unter der Höchſtangebotsgrenze. Conrad. Zwei Arten von Voraus⸗ 


fegungen für dieſe Preiſe S. 184 203. — IV. Ermittlung des not⸗ 


wendigen Preiſes innerhalb Ober⸗ und Untergrenze. Wett⸗ 
bewerb der Käufer, Koſten. Wettbewerb der Käufer ergibt Grenzen 
des Preiſes, keinen notwendigen Preis. Ablehnung der ſubjektiven Schätzung 
des Verkäufers als Preisbeſtimhnungsgrund. Preiskampf kein hinreichender 
ergänzender Preisbeſtimmungsgrund. Koſten. Zuſammenhang von Koſten 
und Preis nicht aus Wertidentität von Produktionsmittel und Produkt er⸗ 


. Härbar. Kapitalzins nicht Koſten. Koſtengeſetz erklärt nicht vollſtändig. 


Ergibt Preisverhältniſſe und verweiſt auf Beſtimmungsgründe bei Gütern 
letzter Ordnung. Dieſe nicht Arbeitsleid und Warten, ſondern gegebene 
Mengen. Verſuche einer Vereinigung dieſes Preisbeſtimmungsgrundes mit 


den beim Käufer wirkenden Preisbeſtimmungsgründen S. 203—226. — 
V. Höchſtpreiſe und Rationierung. Höchſtpreiſe und Rationierung 
als die beiden Preismaßnahmen zur Erzielung einer richtigen Verteilung. 
beſchränkt vorhandener Güter. Höchſtpreiſe nicht an ſich unrichtig, jedoch 


nur unter beſtimmten Vorausſetzungen zuläſſig. Ober⸗ und Untergrenze des 


Preiſes bei gegebener Menge eines Gutes. Ein Höchſtpreis als Ruhepreis 


ergibt keine unbefriedigte Nachfrage und daher kein Überbieten der Käufer. 


Der Höchſtpreis muß den Verkäufern angemeſſenen Gewinn laſſen. Höchſt⸗ 


preiſe niedriger als Preiſe auf dem freien Markte. Folgen zu niedriger 
Höchſtpreiſe. Überbietungen der Käufer. Preis an der Obergrenze oder über 
derſelben für einzelne Käufer oder für alle Käufer bei Verbleiben eines un⸗ 
verkauften Reſtes. Bei Einhalten zu niedriger Höchſtpreiſe ungünſtige Ver⸗ 


teilung. Unanwendbarkeit der Höchſtpreiſe bei zu geringer Menge des Gutes. 
Zwei Wege zur Abhilfe. Ausgleichung der Einkommensunterſchiede nur be⸗ 


ſchränkt verwendbar. Rationierung. Preis dabei unter der Höchſtgebots⸗ 


- grenze des Grenzkäufers. Rationierung keine ſozialiſtiſche Maßnahme. Zu: 


ſammenhang mit theoretiſchen Fragen S. 226 —246. — Schluß: Zwei 
Grundfragen der Preistheorie ungelöſt S. 246. 
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I. Die Geſtalt der Nachfragefigur 


Die Frage, wie ſich auf Grund der Wertung des Käufers ſein 
beſtimmtes Wertangebot für ein Gut beſtimmter Art beſtimmter 
Menge ergibt, blieb ungelöſt. Wir wollen die Beantwortung dieſer 
Frage hier nicht verſuchen. Denn es handelt ſich hier nicht um 
einen poſitiven Aufbau der Preistheorie, ſondern vornehmlich um 
die Kritik und um'den Nachweis offener Fragen. Wir wenden uns 
daher, ohne uns mit der Frage des Zuſtandekommens der Nachfrage— 
linie weiter zu beſchäftigen, ihrer Geſtalt zu. 

Der eine Punkt, um den es ſich dabei handelt, iſt der der 
Richtung. Die Nachfragekurve wird allgemein als abſteigend ge— 
zeichnet, wenn man beſondere Fälle außer acht läßt. Das Höchſt— 
gebot für ein Stück aus einer größeren Menge einer Güterart iſt 
kleiner als das Höchſtgebot für ein Stück aus einer geringeren 
Menge derſelben Güterart. Mit dem Fortſchreiten der Menge auf 
der Abſziſſe ſinkt der Preis auf der Ordinate. Es handelt ſich nun 
um die Erklärung dieſer Erſcheinung. Wenn man das Höchſtgebot 
als Ausdruck der Wertſchätzung des Grenznutzens durch den Käufer 
auffaßt, iſt die Erklärung ſehr naheliegend, das Sinken des Höchſt— 
gebotes ſei eine Folge des Sinkens des Grenznutzens bei Steigen 
der Menge. Es iſt das auch ein Hauptargument für die Richtigkeit 
der Grenznutzenlehre. Die innere Erfahrung zeigt in ſehr vielen, 
ja den weitaus meiſten Fällen das Sinken des Ranges des von dem 
einzelnen Stücke abhängigen Bedürfniſſes mit Zunahme der Menge 
einer Güterart. Die äußere Erfahrung zeigt ein Sinken des Preiſes. 
bei zunehmender Menge derſelben Güterart. Nichts lag näher, als 
dieſe Tatſachen in Verbindung zu bringen, das Sinken des Preiſes 
mit dem Sinken des Grenznutzens zu erklären und damit zugleich 
einen Beweis dafür zu erbringen, daß der Preis als Ausdruck der 
Preiswilligkeit eines beſtimmten Käufers zugleich der Ausdruck ſeiner 
Grenznutzenſchätzung ſei. Und doch iſt beides unrichtig. Weder iſt 
der Preis oder die Preiswilligkeit der Ausdruck eines Grenznutzens 
gemeſſen in Geld, noch auch läßt ſich ein Fallen der Preiswilligkeit 
bei Vermehrung der Menge des Gutes unmittelbar mit einem Fallen 
des Grenznutzens dieſer Menge erklären. Vielmehr läßt ſich nach— 
weiſen, daß mit einem Steigen der abzunehmenden Menge einer 
Güterart die Preiswilligkeit für ein Stück aus dieſer Menge ab- 
nehmen muß, auch wenn der Grenznutzen einmal ausnahmsweiſe der 
gleiche bleibt, und daß ferner eine Abnahme der Preiswilligkeit bei 
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Steigen der Menge unter einer beſtimmten Vorausſetzung in gleicher 
Weiſe eintritt, ob nun der Grenznutzen ſinkt oder nicht. Das Sinken 
des Grenznutzens kann daher nicht unmittelbare Urſache des Sinkens 
der Preiswilligkeit bei Zunahme der Menge ſein. Dem Sinken des 
Grenznutzens kommt wohl für das Sinken der Preiswilligkeit eine 
beſtimmte Rolle zu, aber nicht die, das Sinken der eee 
unmittelbar zu bewirken. 8 
Soviel über die Richtung der Nachfragefigur. Wenden wir 
uns nun zu ihrer Geſtalt. Zum Ausgangspunkte nehmen wir wieder 
eine Anleitung Schumpeters: „Man verbinde die Flächenpunkte, die 
man durch Auftrag der verſchiedenen Mengen auf der Abſziſſenachſe 
und der Preiſe auf der Ordinatenachſe gewonnen hat, zu einer 
kontinuierlichen Kurve.“ Die Nachfragefigur fol. alſo eine kon⸗ 
tinuierliche Linie ſein. Nun bemerkt Schumpeter ſelbſt, die Ver⸗ 
bindung durch Interpolation ſei eine Fiktion, weil nicht jede Menge 
in praxi möglich iſt, da viele Güter nicht beliebig teilbar ſind und 
auch die phyſiſch teilbaren nur in gewiſſen Quantitäten getauſcht 
werden können. Wir gehen nun aber noch weiter und behaupten, 
auch wenn man annehme, ein Gut ſei praktiſch beliebig teilbar und 
in beliebigen Mengen abſetzbar wie -etwa Brot, ſtelle die Nachfrage⸗ 
figur keine kontinuierliche Kurve im Sinne Schumpeters dar. Die 
Nachfragefigur iſt keine kontinuierliche Kurve, ſie iſt grundſätzlich 
überhaupt keine kontinuierliche Linie. Sie läßt eine Interpolation 
nicht zu. Die Nachfragefigur könnte nämlich nur dann eine kon⸗ 
tinuierliche Kurve darſtellen, wenn nicht nur jeder Anderung der 
angebotenen Menge einer Güterart eine Anderung der Preiswillig⸗ 
keit (Höchſtgebot) des Käufers für ein Stück aus dieſer Menge, 
ſondern auch jeder Anderung des Preiſes eine Anderung der zu 


dieſem Preiſe vom Käufer nachgefragten Menge dieſer Güterart 


entſprechen würde. Das aber trifft nicht zu. Wohl entſpricht einer 
jeden Anderung der dem einzelnen Käufer angebotenen Menge einer 
Güterart eine Anderung ſeiner Preiswilligkeit für ein Stück aus 
dieſer Menge, dagegen entſpricht nicht einer jeden Anderung des 
Preiſes einer Güterart eine Anderung der zu dieſem Preiſe vom 
Käufer nachgefragten Menge. Vielmehr treten nur bei ganz be⸗ 
ſtimmten Anderungen der Preiſe Anderungen der ſeitens des ein⸗ 
zelnen Käufers nachgefragten Menge einer Güterart ein. Nur an 
ganz beſtimmten Punkten trifft in der Nachfragefigur eine Anderung 


des Preiſes mit einer Anderung der Menge zuſammen. Aus dieſem 


Grunde ſtehen die einzelnen Punkte der Nachfragefigur, die Ande⸗ 


ji 
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rungen der nachgefragten Menge entſprechen, voneinander ab, ohne 
daß grundſätzlich dieſer Abſtand durch Interpolation ausgefüllt werden 
dürfte. Die Nachfragefigur bildet, ſoweit ſie die Preiswilligkeit des 
Käufers für je ein Stück aus verſchiedenen Mengen einer Güterart 
darſtellt, keine kontinuierliche bw. kontinuierlich ergänzte Kurve, 
2 N | ſondern ein grundſätzlich dis— 
N | kontinuierliches Syſtem ein: 
zelner Punkte (Fig. 2). 
Die Nachfragefigur können 
wir nun in dem Sinne er— 
gänzen, daß wir nicht nur 
fragen, welche Preiswilligkeit 
höchſtens für ein Stück aus 
verſchiedenen Mengen einer 
Güterart ſich bei einem Käufer 
| ergibt — die Frage, auf 
60 Grund deren allein, wie wir 
ſahen, Schumpeter die Nach: 
fragekurve konſtruierte —, 
Fig. 2 ſondern auch fragen, welche 
ö Menge dieſer Güterart von 
einem Käufer bei verſchiedenen 
Preiſen nachgefragt wird. 
Dieſe Frage ergibt ſich als 
beſondere Frage erſt auf Grund 
der Einſicht, daß nicht jeder 
Preisänderung einer Güter— 
art eine Anderung der nach— 
gefragten Menge derſelben 
entſpreche, jo daß durch bloße 
Mengenänderungen der Güter— 
| art alle möglichen Preiſe der— 
Sig. 8 | jelben nicht erfaßt werden 
können. Stellen wir nun die Frage nach den bei den einzelnen 


+ 5 - 3 
O2-ab-Be-2d- 1. 
amı bu co: u. 20:8 ::. 


Preiſen abſetzbaren Mengen, jo ergänzt ſich uns die Nachfragefigur 


zu, einem Syſtem unzuſammenhängender Ordinatenlinien (Fig. 3). 
Die höchſten Punkte dieſer Ordinaten (m, n, o, p) ſtehen von— 
einander ſenkrecht mit verſchiedenen Abſtänden ab und bedeuten die 
Preiswilligkeit des Käufers für je ein Stück der auf der Abſziſſe 
aufgetragenen verſchiedenen kontinuierlich aufeinander folgenden 


. 
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Mengen a, b, e, d der betreffenden Güterart. Die unteren Punkte 
der Ordinaten n., o.. p. bedeuten die Preiſe, bei denen vom Käufer 
keine größere Menge nachgefragt wird, als zu dem auf der Spitze 
der betreffenden Ordinate angezeigten Preiſe. Bei einer Preis⸗ 
änderung der Güterart zwiſchen m und n,, n und o,, o und p. 
tritt keine Anderung der nachgefragten Mengen dieſer Güterart ein. 

Nehmen wir ein Beiſpiel. Die Preiswilligkeit des Käufers für 
ein einziges Stück einer Güterart ſei 10 K, für 1 Stück von 
2 Stücken dieſer Güterart 4 K, für 1 Stück von 3 Stücken 2 K, 
für 1 Stück von 4 Stücken 1 K. Stellen wir dies graphiſch dar, 
ſo bilden die Punkte, die wir durch Auftragen von 1, 2, 3, 4 auf 
der Abſziſſenachſe und durch Auftragen von 10, 4, 2, 1 auf. der 
Ordinatenachſe und Ziehen der betreffenden Senkrechten gewinnen, 
die Preiswilligkeitsfigur. Die einzelnen Punkte dieſer Figur ſtehen 
voneinander ab (10, 4, 2, J), ohne daß der Abſtand durch Anderung 
der Mengen ausgefüllt werden könnte, da die Mengenänderung kon⸗ 
tinuierlich iſt (1, 2, 3, 4) und ſomit keine Zwiſchenpunkte mehr 
zuläßt. Eine Ergänzung der Figur kann daher nur in der Weiſe 
vorgenommen werden, daß man die Mengen unverändert läßt und 
nur die Preiſe variiert. Bei einem Preis von 10 wird 1 Stück 
nachgefragt, bei einem Preiſe von 9 auch nur 1 Stück, bei einem 
Preiſe von 7, 6, 5 immer nur 1 Stück der betreffenden Güterart. 
Wir können daher von dem oberſten (10) Punkte eine Ordinate bis 


ganz nahe zu 4 ziehen. Jedem Punkte dieſer Ordinate entſpricht 
dieſelbe Nachfrage wie dem oberſten Punkte, nämlich 1. Dieſe Linie 


iſt aber eben eine Ordinate, weil alle ihre Punkte derſelben Menge 


entſprechen, ſie hat keinen Zuſammenhang mit jenem Punkte (4), . 


der der erſten geänderten Menge (2) entſpricht. Bei einem Preiſe 
von 4 werden 2 Stücke nachgefragt, bei einem Preiſe von 3 eben⸗ 
falls 2 Stücke. Wir können wieder die Ordinate von 4 bis nahe 
an 2 ziehen und jedem Punkte dieſer Ordinate entſpricht wieder die 
gleiche Nachfrage nach 2 Stücken. So ergibt ſich, wenn wir neben 
Preiswilligkeiten auch die zu den verſchiedenen Preiſen nachgefragten 
Mengen berückſichtigen, ein en eee e Ordinaten 
als Nachfragefigur. | 
Daß fih nun die Nachfrage des einzelnen Käufers tatſächlich 
ſo ſtellt, wie wir es hier behaupten, daß, um es kurz auszudrücken, 
kontinuierlichen Anderungen der angebotenen Mengen einer Güterart 
grundſätzlich diskontinuierliche Preiswilligkeitsänderungen des Käufers 
für ein Stück aus dieſen me entſprechen, ſo daß umgekehrt 
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kontinuierlichen Preisänderungen nur an beftimmten Punkten Ande⸗ 
rungen der nachgefragten Mengen entſprechen, können wir hier nicht 
nachweiſen. Wir müßten dabei doch auf die Frage der Bildung 
des Höchſtgebotes beim Käufer pofitiv eingehen, was wir, wie er- 
wähnt, vermeiden wollen. So ſteht vorläufig Behauptung gegen 
Behauptung. Soviel aber können wir wohl ſagen, daß wir eine 
diskontinuierliche Geſtaltung der Nachfragefigur wenigſtens als 
möglich dargetan haben. Daraus folgt aber, daß man, ohne auf 
die Bildung des Höchſtgebotes des einzelnen Käufers einzugehen und 
die Art dieſer Bildung feſtzuſtellen, nicht von vornherein eine Kon- 
tinuität der Nachfragekurve bzw. die Möglichkeit ihrer Interpolation 
zu einer kontinuierlichen Linie annehmen darf. N 

Ausdrücklich ſei bemerkt, daß es ſich bei der Nachfragefigur um 
die Nachfrage eines einzelnen für ſich ſtehenden Käufers, nicht um 
die Nachfrage einer Mehrzahl von Käufern verſchiedenen Vermögens 
und verſchiedenen Wertverhaltens — verſchiedener allgemeiner Preis— 
willigkeit — handelt. Dieſe Nachfragefigur einer Mehrzahl von 
Käufern verſchiedener Verhältniſſe kann — muß aber nicht — eine 
kontinuierliche Linie darſtellen, die freilich bei det etwa gegebenen 
Kontinuität eine ſehr unregelmäßige Geſtaltung annehmen dürfte. 

Aus den vorſtehenden Ausführungen ergibt ſich, daß wir die 
bei theoretiſchen Abhandlungen über den Preis gerne gewählten Bei⸗ 
ſpiele mit kontinuierlich ſinkenden Preiswilligkeiten grundſätzlich für 
verfehlt erachten. Wenn es heißt, A ſchätzt ein einziges Pferd auf 
300, 1 Pferd von 2 Pferden auf 290, 1 Pferd von 3 Pferden 
auf 280, 1 Pferd von 4 Pferden auf 270, ſo erſcheint uns ein 
ſolches Beiſpiel — ganz abgeſehen davon, daß nicht geſagt wird, 
wie der betreffende Käufer zu der Schätzung kommt — in ſich als 
unrichtig. Es widerſpricht der tatſächlichen Bildung der Nachfrage— 
figur. Richtig könnte das Beiſpiel nur etwa ſo lauten: A ſchätzt 
ein einziges Pferd auf 300 K, 1 Pferd von 2 Pferden auf 140 K, 
1 Pferd von 3 Pferden auf 50 K, 1 Pferd von 4 Pferden auf 
30 K. Nur ein ſolches Beiſpiel entſpräche der notwendigen Dis— 
kontinuität der Preiswilligkeiten eines Käufers für je 1 Stück aus ver⸗ 
ſchiedenen kontinuierlich aufeinander folgenden Mengen einer Güterart. 

Das führt uns wieder zu Marſhall. Das Beiſpiel, das Mar— 
ſhall für die Nachfrage eines Käufers nach verſchiedenen Mengen 
einer Güterart anführt, zeigt ausgeſprochen diskontinuierliche Preis— 
willigkeiten. „Wir können auf dieſe Weiſe zum Beiſpiel finden 
— ſagt er —, daß der Käufer kaufen würde: 
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Die Diskontinuität der Preiswilligkeiten geht vielleicht nicht weit 
genug, insbeſondere in den letzten Stufen verſchwindet ſie; ſie iſt 
aber jedenfalls wenigſtens in den früheren Stufen vorhanden. Dann 
aber ſagt Marſhall doch weiter: „Nach Ausfüllung aller Zwiſchen⸗ 
beträge mit den entſprechenden Preiſen beſitzen wir eine genaue 
Aufſtellung ſeiner Nachfragen,“ und konſtruiert eine kontinuierliche 
Nachfragekurve. Da muß man denn doch fragen, warum Marſhall 
nicht ſchon im Beiſpiel ſolche Mengeneinheiten genommen hat, daß 
ſich die Kontinuität der Preiswilligkeiten — Penny auf Penny — 
auch im Beiſpiel auf allen Stufen ergibt. Der Grund iſt, daß 
dies nicht gegangen wäre, da ein Variieren der nachgefragten Menge 
bei Variieren des Preiſes um je einen Penny der Erfahrung wider⸗ 


ſprochen hätte. Nun ſagt freilich Marſhall ſelbſt, die Nachfrage | 


nach gewiſſen Gütern ſeitens einer einzelnen Perſon ſei nicht ftetig, 
aber die geſamte Nachfrage vieler Perſonen zeige mit jeder Ver⸗ 
mehrung der Menge einen fallenden Nachfragepreis. Auch der 
kleinſte Preisfall ‚eines allgemein gebrauchten Gutes werde unter 
ſonſt gleichen Verhältniſſen die Geſamtverkäufe eines allgemeinen 
Gebrauchsgutes vermehren. Die Tatſache ſelbſt iſt wohl nun nicht 
ſo ſicher, wie Marſhall anzunehmen ſcheint. Allein ſelbſt wenn ſie 
zugegeben würde, muß nochmals wiederholt werden, daß die Nach⸗ 
fragelinie in dieſem Falle, wenn ſie ſchon kontinuierlich wäre, ſicher 
eine ſehr unregelmäßige Form annehmen wird. Die Erklärung dieſer 
Form iſt ein Teil des Preisproblems. Einfach aus dem Fallen des 
Grenznutzens bei ſteigender Menge, allenfalls noch mit einer ver⸗ 
ſchiedenen Schätzung des Geldes verbunden, läßt ſich die Form der 
Nachfragekurve einer ganzen Bevölkerung noch viel weniger erklären 
als bei dem einzelnen Käufer. Dabei iſt es charakteriſtiſch, daß 
Marſhall immer mit einer ganz regelmäßigen Form der Nachfragekurve 
operiert, die, wenn ſchon Kontinuität bei einer Mehrzahl verſchiedener 
Käufer gegeben ſein ſollte, wie erwähnt, grundſätzlich nicht zutrifft. 

Übergehen wir nun zu einem anderen Punkte, der mit per eben 
behandelten Frage enge zuſammenhängt, und zwar zu dem Geſaſut⸗ 
nachfragepreis des einzelnen Käufers für Güter beſtimmter Art. 
Nach Schumpeter iſt in der Nachfragekurve MN die Kurve der 
Intenſitäten, die Wertfunktion. Ihr Integral, die Fläche AC DB, 
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ift der Geſamtwert. BD ift die Wertintenſität des letzten Teilchens, 
ein ſehr ſchmales Flächenſtück von der Höhe BD bildet den Wert 
des letzten Teilchens, den Grenznutzen (Fig. 4. Demgegenüber 
vertreten wir den Standpunkt, daß die Linie CD keine Wertlinie 

iſt, ſondern daß vielmehr die Ordinaten von A C bis BD lediglich 
Preiswilligkeiten des Käufers für je ein Stück aus den verſchiedenen 
Mengen A bis B darſtellen, jo daß dann auch A CD B keinen Ge— 
ſamtwert und DB keinen Grenznutzen darſtellen können. Nun 
| iſt aber die Fläche AC DB 
nicht nur keine Darſtellung des 
Geſamtwertes, ſie iſt auch 
keine Darſtellung des Geſamt— 
nachfragenpreiſes eines Käu— 
fers, wenn wir unter Geſamt— 
nachfragepreis das Geſamt— 
preisangebot für eine beſtimmte, 
dem Käufer angebotene Menge 
der betreffenden Güterart ver— 
ſtehen. Berückſichtigen wir ſtatt 
der Fig. 4 die von uns für 
richtig gehaltene Fig. 5, iſt 
das Geſamtpreisangebot bei 
der Menge d nicht etwa die 
Fig. Ommnopd. Vielmehr 
iſt das Geſamtpreisangebot des 
Käufers bei der Menge a und 
dem dieſer Menge entſprechen— 
den Höchſtpreiſe eines Stückes 
m das Rechteck Omma, bei 
der Menge b und dem dieſer 
Menge entſprechenden Höchſt— 
preiſe eines Stückes n das Rechteck Onnb, bei der Menge e und 
dem Höchſtpreis eines Stückes o das Rechteck Oo oe, bei der Menge d 
und dem Höchſtpreiſe eines Stückes p das Rechteck Oppd. Die 
Geſamtpreisangebote ſind Rechtecke mit jeweils gleich hohen Ordi— 
naten Om — am, On — bn, Oo co, Op—dp. 

* In Worten ausgedrückt, heißt dies, der Geſamtnachfragepreis 
eines Käufers oder die Preiswilligkeit eines Käufers für eine be— 
ſtimmte Menge einer Güterart iſt keinesfalls gleich der Summe der 
Preisangebote des Käufers für je ein Stück aus den aufeinander⸗ 


Fig. 5 
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folgenden Mengen der Güterart, ſondern gleich dem Höchſtgebote des 
Käufers für ein beliebiges Stück der zu erwerbenden Menge verviel⸗ 
facht mit der Anzahl der zu erwerbenden Stücke. Das aber hat feinen. 
Grund darin, daß ſich in den weitaus meiſten Fällen für einen und 
denſelben Käufer gleiche Preiſe für Güter gleicher Art ergeben und 
daß der Käufer mit dieſen gleichen Preiſen rechnet, woraus ſich dann 
eben als Höchſtgebot des Käufers für eine beſtimmte Menge einer 
Güterart das betreffende Vielfache ſeines Höchſtgebotes für ein be⸗ 
liebiges Stück dieſer Güterart ergibt. Gleiche Preiſe für Güter 
gleicher Art ſind überhaupt die Vorausſetzung dafür, von einem 
Preisangebot des Käufers für ein Stück aus einer gegebenen Menge 
einer Güterart zu ſprechen. Wird dieſe Vorausſetzung fallen gelaſſen, 
alſo angenommen, daß Güter gleicher Art bei demſelben Käufer zu 
gleicher Zeit verſchiedene Preiſe erzielen, muß das Preisangebot für 
ein Stück aus einer gegebenen Menge einer Güterart ganz anders 
ermittelt werden, nämlich ebenſo wie wenn einem einzigen Stücke 
einer Güterart Stücke fremder Güterarten gegenüberſtehen würden. 
In dieſem Falle iſt mit den gegebenen Preiſen und nicht mit Höchſt⸗ 
preisgeboten früherer Stücke der betreffenden Güterart zu rechnen. 
Hingegen iſt eine Summierung der verſchiedenen Preisangebote für 
je ein Stück aus verſchiedenen Mengen einer Güterart grundjäglich 
unzuläſſig. Dies aus dem Grunde, weil Höchſtgebote für je ein 
Stück aus verſchiedenen Mengen einer Güterart nebeneinander ebenſo⸗ 
wenig beſtehen können wie Höchſtgebote für Güter verſchiedener Art 
verſchiedenen Ranges. Näher hierauf einzugehen, ift hier nicht der 
Ort und inſofern auch keine Veranlaſſung, als die Gleichheit des 
Preiſes von gleichzeitig erworbenen Gütern gleicher Art für denſelben 
Käufer als allgemeine Erfahrungstatſache der Verkehrswirtſchaft an⸗ 
geſehen werden kann. Den Grund der Erſcheinung der Gleichheit 
von Preiſen für Güter gleicher Art für denſelben Käufer können 
wir hier weiter nicht verfolgen. Nur ſoviel iſt feſtzuſtellen, daß es 
ſich dabei um eine Preiserſcheinung, keine Werterſcheinung handelt, 
und daß daher insbeſondere auch der Satz, daß das Angebot des 
Käufers für eine beſtimmte Menge einer Güterart gleich iſt ſeinem 
Angebot für ein Stück aus dieſer Menge vervielfacht mit der An⸗ 
zahl der Stücke dieſer Menge, auf den ſubjektiven Wert nicht. über⸗ 
tragen, noch weniger dann aus dem ſubjektiven Werte erklärt werden 
darf. Vom Werte trifft in keiner Weiſe zu, daß der Wert einer 
beſtimmten Menge einer Güterart für ein Wirtſchaftsſubjekt gleich 
wäre dem Grenznutzen vervielfacht mit der a) der Stücke. N 
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Letzteres iſt bekanntlich die Anſicht Wieſers. Wieſer ſagt 
a. a. O. S. 194: „Das Grundgeſetz der wirtſchaftlichen Nutz— 
komputation lautet, daß alle Einheiten (Teilmengen, Stücke) eines 
Vorrates gleichmäßig mit dem Grenznutzen komputiert werden. Wir 
werden dieſes Geſetz als das Geſetz des Grenznutzens oder kürzer 
als das Grenzgeſetz bezeichnen. Aus dem Grenzgeſetz ergibt ſich die 
Folgerung, daß jeder teilbare Vorrat wirtſchaftlich mit dem Viel⸗ 
fachen des Grenznutzens komputiert wird, welches der Zahl der Ein⸗ 
heiten entſpricht.“ Hierzu iſt zu bemerken: Das Grenzgeſetz — der 
erſte der zitierten zwei Sätze — iſt nicht eindeutig formuliert. Es 
ſoll nicht heißen „alle Einheiten eines Vorrates werden nach dem 
Grenznutzen geſchätzt“, ſondern „eine beliebige Einheit aus einem 
Vorrat“, weil tatſächlich immer nur eine, wenn auch beliebige, Ein— 
heit aus einem Vorrat nach dem Grenznutzen gefchätzt, das iſt ſub— 


jektiv gewertet werden kann, wobei die Verfügung über den ganzen 


übrigen Vorrat eben die Vorausſetzung der Schätzung eines Stückes 
nach dem Grenznutzen bildet. Wird das Grenzgeſetz aber jo for— 
muliert, daß man ſtatt jedes Stück „ein beliebiges Stück“ ſetzt, ſo 
ergibt ſich ſogleich, daß der zweite Satz bezüglich der Schätzung von 
Vorräten nach dem Vielfachen des Grenznutzens aus dem erſten Satz 
gar nicht folgen kann. Denn da in jedem Augenblick nur ein ein⸗ 
ziges Gut eines Vorrates das Grenzgut ſein kann, nur ein einziges 
Gut gerade nur mit dem Grenznutzen verbunden vorgeſtellt werden 
kann, nie aber alle Stücke der betreffenden Güterart gleichzeitig, bei 
allen anderen Stücken vielmehr gleichzeitig das Bewußtſein des 
höheren abhängigen Nutzens gegeben ſein muß, ſo kann die Wirtſchaft 
doch gar nicht annehmen, daß der Vorrat nur ein Vielfaches des 
Grenznutzens vorſtelle, kann daher in keiner Weiſe den Vorrat nur 
mit dem vervielfachten Grenznutzen werten. Wieſers Anſchauung 
von dem Werte von Vorräten wurde denn auch fchon, wie er ſie im 
„Natürlichen Wert“ ausſprach, als mit dem Weſen der ſubjektiven 
Werttheorie in Widerſpruch ſtehend bekämpft. So von Böhm: Bawerk 
in der Poſitiven Theorie des Kapitals, S. 257. Böhm— Bawerk 
ſtellt ausdrücklich feſt, daß der Satz „ein Vorrat überhaupt hat 
einen Wert, der gleichkommt dem Produkt der Stückanzahl mit dem 
jeweiligen Grenznutzen“, in der Anwendung auf den ſubjektiven 
Wert von Vorräten als Regel ſicherlich falſch iſt. Der Wert des 
Vorrates bemißt ſich vielmehr nach dem Grenznutzen des ganzen 


Vorrates, scil. wenn wir neben dem betreffenden Vorrat noch einen 


anderen Vorrat derſelben Güterart beſitzen. Sonſt ſchätzen wir den 
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Vorrat nach dem geſamten von allen Stücken vermittelten Nutzen. 
Ferner von Kraus in der Schrift: „Zur Theorie des Wertes“, in 
der wir den Hinweis auf die Verwechſlung von „alle Güter“ und 
„ein jedes beliebige Gut“ finden. Wieſer hat demgegenüber in der 
wiederholt angeführten neueſten Arbeit, wie aus dem Zitat hervor⸗ 
geht, an ſeiner Anſicht vollinhaltlich feſtgehalten, und zwar beruft 
er ſich zum Beweis der Richtigkeit ſeiner Annahme auf die Erfahrung: 
„Die täglich wiederholte Erfahrung von Millionen und Millionen 
Fällen erweiſt, daß die Konſumenten alle Stücke eines Vorrates, die 
ſie einkaufen, nach dem Grenznutzen komputieren, ſie bezahlen und 
komputieren keines höher als nach dem Grenznutzen; einen höheren 
Preis für irgendein Stück zu bezahlen, wäre ja ganz unwirtſchaftlich, 
es wäre beſſer, auf den Einkauf des Stückes zu verzichten.“ Und 
weiter: „Wie will eine Theorie, welche das Geſetz des Grenznutzens 
nur alternativ gelten läßt, das Verhalten der Arbeiterfrau erklären, 


die beim Einkauf alle Stücke Brot gleich hoch komputiert und die 


damit dasſelbe tut, was jeder Käufer auf dem freien Markt immer 
getan hat und immer tun wird?“ Dem iſt zu entgegnen: Es iſt 
nicht richtig, daß die Konſumenten alle Stücke eines Vorrates gleich 


hoch nach dem Grenznutzen ſchätzen, aus dieſem Grunde für alle 
Stücke nur denſelben Preis bewilligen und eine Ungleichheit des 


Preiſes als unwirtſchaftlich ablehnen müſſen. Der Käufer hat viel⸗ 
mehr gar kein Intereſſe an einem Einheitspreis, wenn der Preis 
nur im übrigen ſeinen wirtſchaftlichen Erwägungen entſpricht, ihm 
im Hinblick auf ſeine wirtſchaftliche Lage gerechtfertigt erſcheint. 


Wenn der Arbeiterfrau, wie es früher vorkam, eine Semmel zu 4 h, 


drei Semmeln dagegen um 10 h, alſo die dritte Semmel um 2 h 
angeboten wurde, iſt es ihr nicht eingefallen, dieſes Angebot grund⸗ 
ſätzlich wegen Verſchiedenheit der Preiſe der einzelnen Stücke ab⸗ 
zulehnen, ſondern ſie hat es unter gewiſſen Vorausſetzungen, nämlich 
wenn ſie nach ihrer wirtſchaftlichen Lage 10 h für den Genuß von 
drei Semmeln aufwenden konnte, angenommen. Jedenfalls hat ſie 
das Angebot nicht deswegen abgelehnt, weil der Preis für die ein⸗ 
zelnen Stücke nicht gleich war. Dem Käufer liegt gar nichts an 
einem Einheitspreis, wenn er bei verſchiedenen Preiſen für die ein⸗ 
zelnen Stücke beſſer fährt und die Preiſe ſich im übrigen im Rahmen 
ſeines Höchſtgebotes als des Betrages halten, den er für die be⸗ 
treffende Gütermenge höchſtens ausgeben darf. Die Erfahrung zeigt 


uns nicht, daß die Menſchen alle Güter eines Vorrates trotz ver⸗ 


ſchiedenen abhängigen Nutzens 2a ſchätzen, fie zeigt uns nur, 1 
Schmollers Jahrbuch XLIII A. 


0) DODgstůar Engländer „ Ie 
ſich für Güter gleicher Art für denſelben Käufer gleiche Preiſe 
bilden. Das aber iſt keine Erfahrung der einfachen Wirtſchaft, 
ſondern iſt eine Erfahrung der in die verkehrswirtſchaftliche Orga— 
niſation eingebundenen Wirtſchaft, und es iſt eine Erfahrung, die 
mit unmittelbaren Wertſchätzungen des Käufers nichts zu tun hat, 
ſondern durch beſondere Bedingungen der Verkehrswirtſchaft begründet 
iſt. Wieſer hat an Stelle einer Werterfahrung eine Preiserfahrung 
geſetzt. Er vermeint ſich auf Werterſcheinungen zu berufen und be— 
ruft ſich auf Preiserſcheinungen. Der Satz, daß im allgemeinen 
Güter gleicher Art bei demſelben Käufer zu gleicher Zeit gleiche 


= Preiſe erzielen, beruht auf keinem Wertgeſetz, und ebenſo beruht es. 


auch nicht auf dem Wertgeſetz, ſondern ſetzt die Gleichheit der Preiſe 


voraus, wenn der Käufer für eine beſtimmte Menge von Gütern einer 


Art das Vielfache des Höchſtgebotes für ein Stück aus dieſer Menge 
bietet. Wenn ſomit Schumpeter, um wieder zu ihm zurückzukehren, 
den Geſamtwert eines Vorrates durch Integration beſtimmt, jo ver⸗ 

fährt er an ſich richtig. Da aber die Nachfragefigur eine Preis- 
willigkeitsfigur und keine Wertfigur darſtellt, iſt die Integration 
auf dieſe Figur nicht anwendbar, und ſomit irrt er in dem ent- 
ſcheidenden Punkte. Das Geſamtpreisangebot in der Nachfragefigur 
des einzelnen Käufers ergibt ſich tatſächlich — und hier hat Wieſer 
recht — als das Vielfache des Höchſtgebotes für ein Stück der zu 


. erwerbenden Menge und der Anzahl ihrer Stücke. 


Vergleichen wir nun den Flächeninhalt der das Geſamtpreis⸗ 
angebot eines Käufers bei verſchiedenen Mengen veranſchaulichenden 
Rechtecke, ſo finden wir, daß das Geſamtpreisangebot für eine größere 
Menge jeweils kleiner iſt als das für die kleinere. Das Rechteck 
Omma hat einen größeren Flächeninhalt als das Rechteck On nb, 
dieſes wieder einen größeren Flächeninhalt als das Rechteck Oo oe uſw. 
Alſo nicht nur die Preiswilligkeit für ein Stück aus einer Menge 
einer Güterart ſinkt mit dem Steigen einer Menge (ma)nb)oc)pd, 
wenn Oa (Ob Oc Od ift), ſondern es ſinken auch die Produkte aus 
Menge und Preiswilligkeit mit Zunahme der Menge, oder mit anderen 
Worten, das. Preisangebot finkt- raſcher als die Menge zunimmt. 
Wir finden hier das ſogenannte Wertparadoxon, welches freilich nicht 
ſo, ſondern nur als Preisparadoxon oder richtiger Preiswilligkeits⸗ 


paradoxon bezeichnet werden darf. Die Geſamtpreiswilligkeit eines 


Käufers für eine ihm angebotene Menge einer Güterart iſt unter 
der Vorausſetzung, daß es dem Käufer vollkommen freiſteht, wieviel 
Stücke der Menge er erwerben will, für eine größere Menge kleiner 
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als für die kleinere. Zum Preiswilligkeitsparadoxon kommen wir 
durch eine ganz beſtimmte Konſtruktion der Nachſragefigur, eben 
dadurch, daß wir die Preiswilligkeit für die einzelnen Stücke ſtärker 
finfen laſſen als die Menge zunimmt. Daß und aus welchem Grunde 
dieſe Annahme tatſächlich gemacht werden kann und muß, gehört 
zur poſitiven Konſtruktion der Höchſtgebotfigur und it daher wieder 
nicht der Gegenſtand der Erörterung. 


Dieſe Ausführungen über das Geſamtangebot eines Käufers für | 


eine beſtimmte Menge einer Güterart führen uns zu einer Erſchei⸗ 
nung, der Marſhall einen beſonderen Namen geben zu ſollen ver⸗ 
meinte, dem Konſumentengewinn. Marſhall verweiſt darauf (a. a. O. 
S. 165 ff.), daß die Befriedigung, die dem Käufer der Kauf ver⸗ 
ſchafft, im allgemeinen diejenige überſteigen müſſe, welche er in der 
Hingabe der Preisſumme aufgibt. Er erziele alſo aus dem Kaufe 
einen Mehrwert an Befriedigung. Der Überſchuß des Preiſes, den 
er höchſtens zahlen will über den, welchen er in Wirklichkeit zahlt, 
bilde den wirtſchaftlichen Maßſtab dieſes Mehrwerts an Befriedigung 
Dies bezeichnet Marſhall als Konſumentengewinn. Dazu iſt nun zu 
bemerken: Wir wollen es dahingeſtellt ſein laſſen, ob und in welchem 


Sinne die Befriedigung, die man durch einen Kauf erlangt, jene 


überſteigen muß, die man durch Hingabe der Kaufſumme aufgibt. 
Jedenfalls erzielt man, wenn man ein Gut um einen geringeren 
Preis erwirbt, als man höchſtens dafür geben würde, einen Vorteil. 
Dieſer Vorteil iſt nun entweder dargeſtellt durch die erſparte 
Geldſumme oder durch jene Güter, die man um die erſparte Geld⸗ 
ſumme neben dem in Betracht kommenden Gute anſchafft. Durch 
eines von beiden. Hingegen iſt es unzuläſſig, die erſparte Geld⸗ 
ſumme als Maßſtab des Mehrwertes zu bezeichnen. Entweder man 
denkt nur an die erſparte Geldſumme, dann haben wir im Konſu⸗ 
mentengewinn keinen Mehrwert, ſondern einen Geldüberſchuß zu 
erblicken. Oder man denkt an die mit dem Geldüberſchuß an⸗ 
geſchafften Güter, dann haben wir einen Mehrwert, der durch den 
Geldüberſchuß verſchafft, aber nicht gemeſſen wird. Das wird noch 
klarer, wenn wir den Konſumentengewinn in Betracht ziehen, der 
bei Erwerbung mehrerer Stücke einer Güterart im Hinblick darauf 
erzielt wird, daß das Höchſtgebot für ein Stück aus einer geringeren 
Menge höher iſt als das Höchſtgebot für ein Stück aus einer größeren 5 
Menge und ſomit jedenfalls auch höher als der Preis für ein Stück 
aus einer größeren Menge. Das Höchſtgebot für ein Stück von 
6, 5, 4, 3, 2, 1 Stücken einer Güterart iſt höher als das Höchſt⸗ 
13 * 
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gebot für ein Stück von 7. Stücken dieſer Güterart. Iſt der Preis 
ſo niedrig, daß 7 Stücke erworben werden können, und zwar alle zu 


demſelben Preis, muß jedenfalls ein Konſumentengewinn erzielt 


werden. Das iſt der Fall, an den Marſhall vorwiegend denkt. 
Marſhall berechnet den Konſumentengewinn in dieſem Falle folgender— 
maßen: Der Käufer kauft, wenn der Preis des Gutes auf 2 sh ge— 
fallen iſt, 7 Pfund. Dieſe haben für ihn verſchiedene Werte, und 
zwar 20, 14, 10, 6, 4, 3 und 2 sh, das ſind zuſammen 59 sh. Da 
er für die 7 Pfund nur 14 sh bezahlt, iſt der Unterſchied zwiſchen 
59 und 14 sh, alſo 45 sh ſein Konſumentengewinn. Graphiſch 
ſtellt er das folgendermaßen dar (Fig. 6) wobei er freilich die 
Nachfrage einer großen Anzahl von Käufern in Betracht zieht. Die 
Fläche DCA, die den Unterſchied zwiſchen der Summe der Höchſt⸗ 
| * | gebote DOHA und dem Gejamt- 
Ian preis CO HA darſtellt, ſoll der 
Konſumentengewinn ſein. 

Dieſe Art der Berechnung 
des Konſumentengewinns nun iſt, 
ſoweit ſie ſich, wie im Beiſpiel, 

| auf einen einzelnen Käufer mit 
E einer Mehrzahl erworbener Stücke 

a bezieht, grundſätzlich unrichtig, und 
Fig. 6 zwar deshalb, weil, wie wir oben 

bemerkt haben, ein Zuſammenzählen der Höchſtgebote für je ein Stück 
aus verſchiedenen Mengen einer Güterart grundſätzlich unzuläſſig 
iſt. Der Geſamtnachfragepreis eines Käufers für eine beſtimmte 
Menge einer Güterart kann ſich nicht aus den Nachfragepreiſen für 
je ein Stück aus den verſchiedenen, der Menge vorangehenden Mengen 
der Güterart zuſammenſetzen, weil dieſe Nachfragepreiſe nicht neben— 
einander beſtehen können, inſofern, als das Höchſtgebot für ein Stück 
aus einer geringeren Menge das Höchſtgebot für ein Stück aus einer 
größeren Menge neben ſich ausſchließt. Die Fläche DO HA als 
Geſamtpreisangebot iſt unmöglich. Wenn jemand für ein einziges 
Pfund Tee 20 sh zu geben bereit iſt, kann er, falls dies wirklich 
ſein Höchſtgebot iſt, nicht daneben 14 sh für ein zweites Pfund an- 
bieten. Das wird durch die Art der Bildung des Höchſtgebotes 
grundſätzlich ausgeſchloſſen. Wir ſprechen daher auch immer von 
dem Höchſtgebote für ein Stück von n Stücken und nicht, wie es 
zumeiſt geſchieht, von einem Höchſtgebot für ein ntes Stück einer 
Güterart. Wenn es heißt: „A gibt für ein 10 tes Pfund Tee 2 sh,“ 
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ſo ſoll es richtig heißen: „A gibt für 1 Pfund von 10 Pfund Tee 
2 sh“. Dieſe letztere Ausdrucksweiſe iſt deshalb allein die ent⸗ 
ſprechende, weil es nicht ein beliebiges, aber eben nur ein einziges, 
letzes Pfund Tee iſt, für das der Käufer 2 sh bietet, ſondern 
weil er 2 sh für ein jedes von den 10 Pfund bietet, neben dem 
Angebot von 2 sh für ein Stück nicht für ein anderes Stück der⸗ 
ſelben Menge mehr bieten kann. Für den Grenznutzen gilt die 
Ausdrucksweiſe „ein n tes Stück“, weil nur einem einzigen Stücke 
der Grenznutzen zukommt. Das Preisangebot hingegen bezieht ſich 
in gleicher Weiſe auf alle Stücke der gegebenen Menge nebeneinander. 
Berückſichtigen wir dies, ſo kommen wir zu dem Schluſſe, daß der 
Konſumentengewinn auf die von Marſhall angegebene Art, durch 
Zuſammenzählen der Unterſchiede zwiſchen den einzelnen Höchſtgeboten 
und dem Einheitspreiſe der | 
tatſächlich erworbenen Menge, 
grundſätzlich nicht berechnet 
werden kann. Vielmehr könnte 
ſich der Konſumentengewinn 
im Sinne Marſhalls nur / 
als Unterſchied zwiſchen dem 
Preiſe der tatſächlich er⸗ 
worbenen Menge und dem 
höchſten der Geſamthöchſt⸗ 
gebote für die in Betracht 
kommende oder eine geringere f 
Menge ergeben. Nun iſt, wie Fig. 7 
wir bemerkt haben, das höchſte 

der Geſamthöchſtgebote jenes für ein einziges Stück der betreffenden 
Güterart. Danach wäre der Konſumentengewinn bei Erwerbung 
mehrerer Stücke einer Güterart der Unterſchied zwiſchen dem Höchſt⸗ 
gebot für ein einziges Stück der betreffenden Güterart und dem für 
die wirklich erworbene Menge gezahlten Geſamtpreis. Stellen wir 
dies graphiſch dar, ſo wäre bei Erwerbung von Od Stücken einer 
Güterart zum Preiſe Os der Konſumentengewinn der Flächenunter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Rechteck Omma, wobei Oa = 1, und dem 
Rechteck Ossd. Tatſächlich kann er aber hierdurch nicht erſchöpft 
ſein. Das ergibt folgende Beobachtung: Der Preis Os kann mit 
dem Höchſtgebot für ein Stück von Od Stücken, das iſt mit Op 
zuſammenfallen. Dann bildet den gezahlten Preis das Rechteck O ppd. 
Dieſes Rechteck kann nun aber, wenn dies auch nur eine ſeltene 
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Ausnahme darſtellen wird, mit dem Rechtecke or flächengleich 
ſein. In dieſem Falle hätte der Konſument trotz geringeren Preiſes 
eines Stückes aus einer größeren Menge keinen Konſumentengewinn, 
was ſicher nicht richtig ſein kann. Tatſächlich ergibt oder erſchöpft 
ſich der Konſumentengewinn nicht in der Summe der Unterſchiede 
der Höchſtgebote gegenüber dem gezahlten Preiſe, ſondern der Kon- 
ſumentengewinn beſteht außer in dem allfälligen Unterſchiede von 
Omma und Oppd noch in dem Genuß der Stücke, die um den 
Preis p mehr erworben werden als um den Preis m. Hieraus er- 
gibt ſich alfo, daß bei dem Erwerb von mehr Stücken einer Güter- 
art der geſamte Konſumentengewinn durch eine Geldſumme gar nicht 
ausgedrückt werden kann. Er beſteht in einem Mehrwert, dem pri: 
mären Wert der von mehr Stücken erlangten Bedürfnisbefriedigung 
und außerdem in einer Geldſumme, an deren Stelle, falls ſie zur 
Anſchaffung von Konſumgütern verwendet wird, als weiterer Mehr⸗ 
wert der Bedürfniswert dieſer Güter hinzutritt. 

| Die Tatſache, daß man, wenn man eine Güterart zu einem 
billigeren Preiſe bekommt, mehr Stücke kaufen kann und dazu noch 
allenfalls Güter anderer Art, als wenn ſie teuerer iſt, iſt ganz offen- 
kundig. Eine Berechnung des hierdurch erzielten Konſumentengewinnes 
in Geld fanden wir ausgeſchloſſen. Mit Rückſicht hierauf erſcheint 
es zweifelhaft, ob mit der Einführung des Begriffes des Konſumenten⸗ 
gewinnes der Wiſſenſchaft tatſächlich ein Dienſt geleiſtet wurde. Be⸗ 
ſondere Erkenntniſſe laſſen ſich wohl an den Begriff nicht knüpfen, 
eher Irrtümer, wenn man zum Beiſpiel den Konſumentengewinn 
— der einen zahlenmäßigen Gewinn darſtellen ſoll — zum Gegen— 
ſtande einer Beſteuerung machen wollte. Wertvolle Erkenntniſſe hin- 
gegen vermittelt unſeres Erachtens eine Erſcheinung, die mit dem 
Konſumentengewinn eine gewiſſe Ahnlichkeit aufweiſt, in weſentlichen 
Punkten freilich wieder von ihm abweicht. Die Erſcheinung, die wir 
meinen, iſt die, daß ein Käufer für ein Stück aus der von ihm er- 
worbenen Menge einer Güterart häufig nicht jenen Preis zu zahlen 
gezwungen iſt, den er äußerſten Falles für ein Stück aus dieſer 
Menge bewilligen würde, daß alſo der Preis der Ware häufig hinter 
dem Höchſtgebote des Käufers für ein Stück aus der von ihm tat— 
ſächlich erworbenen Menge der Ware zurückbleibt. Der Käufer würde 
zum Beiſpiel für 1 Pfund von 10 Pfund Tee bis 3 sh bezahlen, für 
1 Pfund von 11 Pfund nur 1 sh 6 d. Der Preis des Tees ſei 2 sh. 
In dieſem Falle kauft der Käufer 10 Pfund, wobei der Preis geringer 
iſt, als der Betrag, den der Käufer für 1 Pfund Tee von 10 Pfund 
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Tee höchſtens zahlen würde. Es iſt dies ein Fall des Konſumenten⸗ 
gewinnes, aber ein Fall, den Marſhall im allgemeinen nicht im Auge 
hat. Er ſagt zwar, daß der Konſumentengewinn in dem Überſchuß 
des Preiſes, den der Käufer höchſtens zahlen würde, über dem wirk⸗ 
lichen Preis beſteht. Allein er denkt beim Konſumentengewinn doch 


„ 


vornehmlich an den bei Erwerbung „früherer“ Stücke einer Güterart 


erzielten Gewinn, er denkt vornehmlich, wie er es ausdrückt, an den 
Unterſchied vom Totalnutzen und Grenznutzen. Darauf deutet auch 
ſeine graphiſche Darſtellung. Wir dagegen berückſichtigen ausſchließ⸗ 
lich den etwa gegebenen Unterſchied zwiſchen dem Höchſtgebot des 
Käufers für ein Stück aus der von ihm tatſächlich erworbenen Menge 
und dem von ihm für die erworbene Menge der Ware tatſächlich 
gezahlten Einheitspreis. Einen ſolchen Einheitspreis, der gegenüber 
dem Höchſtgebot für ein Stück der tatſächlich erworbenen Menge 
zurückbleibt, möchten wir Preis unter der Höchſtgebotsgrenze nennen, 
d. h. einen Preis, der ſich unter der Grenze jenes Betrages bewegt, 
der bei gleichen Preiſen aller erworbenen Stücke für das Grenzgut 
hinzugeben für den Käufer eben noch wirtſchaftlich gerechtfertigt wäre. 
In der Figur 7 iſt jeder Preis, der höher als Op, jedoch geringer 
als Oo, oder höher als Oo, aber geringer als On, oder höher als 
On, aber geringer als Om iſt, für die Mengen c, b, a unter der 
Hoöchſtgebotsgrenze des betreffenden Käufers. Im Beiſpiel iſt ein 
Preis von 2 sh für 1 Pfund Tee, zu welchem Preiſe der Käufer 
10 Pfund kauft, ein Preis unter der Höchſtgebotsgrenze des Käufers. 
Iſt nun der eine Unterſchied zwiſchen dem Konſumentengewinn und 
Preis unter der Höchſtgebotsgrenze der, daß der letztere ſich nur auf 
das Zurückbleiben des Einheitspreiſes gegenüber dem einheitlichen 
Höchſtgebot für ein beliebiges Stück aus der tatſächlich erworbenen 
Menge bezieht, während der Konſumentengewinn hinſichtlich jedes 
einzelnen Stückes aus der tatſächlich erworbenen Menge ein anderer 
ſein ſoll, ſo iſt der andere Unterſchied in der Bedeutung gelegen, die 
der Erſcheinung von uns beigelegt wird. Der Preis unter der Höchſt⸗ 
gebotsgrenze ſoll keineswegs irgendeinen beſonderen Vorteil des Käufers 
zum Ausdrucke bringen oder gar meſſen. Vielmehr ſuchen wir die 
Bedeutung der Preiſe unter der Höchſtgebotsgrenze in ganz anderer 
Richtung. Dieſe Bedeutung liegt darin, daß ein Preis, der unter 
der Höchſtgebotsgrenze iſt, höher werden kann, ohne daß ſich die 
Nachfrage des betreffenden Käufers nach Gütern der betreffenden Art 
der Menge nach vermindert und daß andererſeits ein Fallen des 
Preiſes keine . der Nachfrage des betreffenden . mit 
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ſich bringt, wenn der Preis eben nur unter die Höchſtgebotsgrenze 
des betreffenden Käufers fällt. In der Figur bringt ein Fallen oder 
Steigen der Preiſe zwiſchen Om — On — 00 -p kein Steigen 
oder Fallen der Nachfrage des Käufers a, b, c mit ſich. Das iſt 
eben die Diskontinuität der Preiswilligkeiten, auf die wir oben hin⸗ 
gewieſen haben und deren Bedeutung jetzt zutage tritt. Im Beiſpiel 
iſt ein Preis von 2 sh unter der Höchſtgebotsgrenze. Er kann bis 
auf 3 sh ſteigen oder bis auf 1 sh 6 d zurückgehen, ohne daß ſich 
die Nachfrage des betreffenden Käufers nach 10 Pfund der Menge 
nach ändert. 

Dieſe Erſcheinung iſt nun ſicher von beſonderer Bedeutung. 
Sie ſchwebt, um von Marſhall zu einem anderen Autor überzugehen, 
Conrad vor, wenn er in ſeiner Lehre vom ſubjektiven Werte (ſ. oben) 
darauf hinweiſt, daß in den allermeiſten Fällen die wichtigen Güter 
zu Preiſen erhältlich ſind, die weit unter dem Schätzungsniveau 
liegen; es ſeien auch nur die wenigſten Leute genötigt, mit der 
Preisbewilligung bis an die Grenze der Wertſchätzung zu gehen. 
Er beſchäftigt ſich dabei mit dem Beiſpiel der belagerten Stadt. 
Böhm⸗ ⸗Bawerk meine, die abnormen Preiſe für Nahrungsmittel in 
der belagerten Stadt ſeien auf das Steigen des Grenznutzens zurück— 
zuführen. Demgegenüber behauptet Conrad, daß Brot auch in 
normalen Zeiten regelmäßig zum Stillen des Hungers und nicht 
zur Befriedigung minder wichtiger Bedürfniſſe verwendet werde, 
ſo daß alſo für ein Emporſchnellen des Grenznutzens kein Anlaß 
vorhanden ſei. Tatſächlich haben ſowohl Böhm⸗Bawerk als auch 
Conrad teilweiſe recht und teilweiſe unrecht. Recht hat Conrad, 
wenn er behauptet, daß der Preis der Lebensmittel in der belagerten 
Stadt einfach wegen Ausſchluſſes der Möglichkeit einer anderweitigen 
Beſchaffung fteigen, und zwar weſentlich ſteigen könne, ohne daß ſich 
die Verſorgung mit dem betreffenden Gute und damit der Grenz⸗ 
nutzen desſelben ändern müſſe. Der Preis war eben früher unter 
der Höchſtgebotsgrenze und ſteigt jetzt bis zu ihr. Allein Böhm— 
Bawerk hat recht, wenn er auch auf die Herabminderung der Ver⸗ 
ſorgung verweiſt, die eine Erhöhung des Grenznutzens nach ſich zieht. 
Dieſe ruft dann eine weitere Preiserhöhung über die Höchſtgebots— 
grenze der früheren größeren Menge hervor, die freilich zu der Er⸗ 
höhung des Grenznutzens, die als ſolche ziffermäßig nicht beſtimmbar 
iſt, keinesfalls in einem gleichen Verhältniſſe ſteht. 

Conrad ſtellt nun weiter feſt, daß es nicht wahr iſt, wenn die 
Grenznutzenlehre behauptet, daß die wichtigen Güter gering, die 
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weniger wichtigen hoch bewertet werden und daß erſt der Hinweis 
auf den Grenznutzen über dieſe Schwierigkeit hinweghelfe. Hier hat 
Conrad, wenn auch vielleicht nicht ganz in der Form, ſo doch in 
der Sache recht. Das berühmte Beiſpiel von Brot und Diamanten, 
daß Brot trotz anfänglicher Wichtigkeit ſchließlich zu einem geringeren 
Grenznutzen komme als der Diamant, und daß aus dieſem Grunde 
der Preis der Diamanten höher ſei als der Preis des Brotes, ent⸗ 
ſpricht tatſächlich nicht der Wirklichkeit. Wie Conrad feſtſtellt, gehört 
die Frage, warum der Preis der wichtigeren Güter ſehr häufig weit 
niedriger ſteht als der der weniger wichtigen Güter, auf ein ganz 
anderes Blatt. Sie iſt durch den Hinweis auf das Fallen des 
Grenznutzens mit ſteigender Menge nicht beantwortet. Nach Conrad 
nun löſt ſich die Schwierigkeit, daß Güter höheren Wertes (Grenz⸗ 
nutzens) häufig einen geringeren Preis erzielen als Güter geringeren 
Wertes (Grenznutzens), höchſt einfach durch den Hinweis auf die 
Koſten. Bei geringen Koſten werde der Preis einer Güterart niedrig 
gehalten, mögen dem Gute auch noch ſo viele und noch ſo hohe 
Wertſchätzungen entgegengebracht werden. Erfordert hingegen die 
Hervorbringung eines Gutes hohe Koſten, dann wird der Preis hoch 


gehalten, wenn auch das Gut im allgemeinen niedrig und nur von 


wenigen hoch geſchätzt wird. Nun ſtehe die Sache glücklicherweiſe 
ſo, daß die meiſten wichtigen Güter einen verhältnismäßig geringen 
Arbeitsaufwand erfordern. So erkläre ſich der niedrige Preis vieler 
wichtiger und der hohe Preis vieler weniger wichtiger Dinge auf 
die allereinfachſte Weiſe. Conrad fügt hinzu, er vermöge nicht zu 
erkennen, wo hier eine Schwierigkeit für die theoretische Erklärung 
liegen ſolle. 

Tatſächlich ergibt ſich aber doch eine, und zwar ſehr beträchtliche 
Schwierigkeit. Wir müſſen von einem Käufer ausgehen, der in 
der Lage iſt, ſowohl das wichtige als auch das minder wichtige Gut 
anzuſchaffen, und der das wichtige Gut zu dem geringen Preis und 
das minder wichtige Gut zu dem höheren Preiſe anſchafft. Die 
Frage, die ſich ergibt, iſt die: wenn das minder wichtige Gut aus 
welchem Grunde immer — ſagen wir wegen der Koſten — teuerer 
iſt als das wichtigere Gut, warum ſchafft dann der Käufer nicht 
ſtatt des teueren minder wichtigen Gutes ein weiteres Stück des 
billigeren und dabei wichtigeren Gutes an? Man wird wahrſcheinlich 
antworten: weil der Käufer von dem wichtigen Gute genug hat und 
nunmehr auch Stücke von dem minder wichtigen Gute haben möchte. 
Allein mit dieſer Antwort würde man ſich eben auf den Standpunkt 
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der Grenznutzenlehre ſtellen. Denn was heißt die Behauptung, man 
habe von einem Gute genug Stücke und möchte nun Stücke einer 
anderen Güterart haben, auch wenn ihr Preis höher iſt, anderes, 
als daß der Grenznutzen der erſteren Art, auch wenn ſie zunächſt 
wichtiger war, unter den Grenznutzen der anderen Art geſunken iſt. 
Es ſind alſo zwei Möglichkeiten gegeben: entweder man gibt zu, der 
Grenznutzen der zunächſt wichtigeren und dabei billigeren Art ſei 


unter den Grenznutzen der minder wichtigen Art geſunken — dann 


nimmt man die Lehre der Grenznutzenſchule an — oder man beſteht 
dabei — wie Conrad es tut —, daß auch der Grenznutzen der 
wichtigeren und dabei billigeren Art höher ſei als der der minder 
wichtigen, dann muß man aber erklären, warum der Käufer trotz 
dieſes Umſtandes und trotz des höheren Preiſes die Anſchaffung der 

wichtigeren Güterart abbricht und zur Auſchaffun der minder wich— 
tigen Güterart übergeht. 

Wir ſind nun der Anſicht, daß tatſächlich in ſehr vielen 
Fällen — und nicht nur in den von Böhm⸗Bawerk angeführten 
Ausnahmefällen — unter den von einem Käufer angeſchafften 
Gütern der Preis eines Gutes höheren Grenznutzens geringer iſt 
als der Preis eines Gutes geringeren Grenznutzens. Brot hat bei 
ganz unverhältnismäßig geringerem Preis für den Reichen einen 
höheren Grenznutzen als Diamanten. Daraus ergibt ſich eben die 
„Erſcheinung der Preiſe unter dem Höchſtgebot. Denn wenn der 
Preis einer Güterart trotz höheren Grenznutzens nicht nur nicht 

höher, ſondern ſogar geringer iſt als der Preis einer Güterart 
geringeren Grenznutzens, muß doch offenbar der Preis der erſteren 
Güterart ſich unter dem Höchſtgebot, und zwar weit unter dem 
Höchſtgebot des betreffenden Käufers für ein Stück aus der von ihm 
tatſächlich erworbenen Menge des Gutes bewegen. Denn wenn auch 
das Preisangebot ſicher kein Ausdruck des Grenznutzens in Geld iſt, 
ſo ergibt ſich doch eben ſo ſicher für ein Gut höheren Grenznutzens 
zumindeſt ein gleiches, zumeiſt aber ein höheres Preisangebot als 
für ein Gut geringeren Grenznutzens. Iſt alſo der Preis des letzteren 
Gutes höher als der des erſteren Gutes, ſo iſt der Preis dieſes 


Gutes, des Gutes höheren Grenznutzens, jedenfalls geringer als 


jener Betrag, den der Käufer höchſtens für dieſes Gut ohne Ande— 
rung der nachgefragten Menge geben würde. Das Höchſtgebot des 
Reichen für Brot iſt — ſo paradox dies zunächſt erſcheint — auch 
für ein Stück aus der von ihm tatſächlich erworbenen Menge im 
Hinblick auf den höheren Grenznutzen dieſer Menge höher als für 
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Diamanten. Der Reiche würde von Tag zu Tag ſicher lieber auf 
den Genuß des Beſitzes eines Diamanten als auf den Verluſt der 
letzten Einheit Brot — ſelbſtverſtändlich ohne Erſatz — verzichten 
und daher, falls es erforderlich wäre, Geldmittel, die er heute für 
Diamanten auslegt, zur Anſchaffung der bisherigen Menge Brotes zu 
legen. Wenn nun Brot billiger iſt als Diamanten, iſt offenbar der 
Preis des Brotes für den Reichen ungemein weit unter der Grenze 
ſeines Höchſtgebotes. Dieſe Erſcheinung nun, daß der Preis eines 
Gutes höheren oder gleichen Grenznutzens geringer iſt als der Preis 
eines von demſelben Käufer angeſchafften Gutes geringeren oder 
gleichen Grenznutzens, hat zwei zuſammenwirkende Urſachen oder 
Vorausſetzungen. Die eine liegt außerhalb des Käufers. Eine Art 
dieſer Urſachen, und zwar die wichtigſte, iſt die von Conrad an⸗ 
geführte, nämlich das Koſtengeſetz. Die andere Urſache, deren Er⸗ 
fordernis Conrad überſieht, liegt beim Käufer. Sie führt es herbei, 
daß der Käufer trotz höheren Grenznutzens und geringeren Preiſes 
in der Anſchaffung des Gutes nicht fortfährt, vielmehr nach dem 
Gute einer Art höheren Grenznutzens geringeren Preiſes das Gut 
anderer Art geringeren Grenznutzens höheren Preiſes anſchafft. 
Welches. dieſe beim Käufer erforderliche Vorausſetzung ift, iſt hier 

nicht weiter zu erörtern. Es wird ſich vielleicht Gelegenheit Ban 
auf fie an anderer Stelle en | 


| IV. Die Ermittlung des 1 Preiſes innerhalb 
| Ober⸗ und Antergrenze 


Wir beſchäftigten uns bisher nur mit dem Betrage, den ein 
Käufer für ein Stück aus verſchiedenen Mengen einer und derſelben 
Güterart höchſtens aufwenden würde, ſeinem Höchſtgebote, wir ſprachen 


aber nicht über einen notwendigen Preis. In dieſer Beziehung wäre | 


folgendes feſtzuſtellen: Zunächſt ließen wir die Frage beifeite, von 
welcher Menge einer Güterart als angeboten tatſächlich auszugehen 
iſt. Sehen wir von dieſem Umſtande ab und betrachten wir die 
angebotene Menge der Güterart als gegeben, ſo fragten wir bisher 
nur, welchen Preis der Käufer für ein Stück aus dieſer Menge 
höchſtens zu geben in der Lage iſt, allein nichts berechtigt uns zu 
der Annahme, daß der Käufer dieſen Preis auch tatſächlich zahlen 
muß. Vielmehr müſſen wir mit dem Beſtreben des Käufers rechnen, 
den von ihm gezahlten Preis möglichſt unter den Höchſtbetrag, den 
er äußerſten Falles bewilligen würde, herabzudrücken. Daß dieſes 


| 
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Beſtreben ergebnislos bleiben müßte, darf jedenfalls nicht von vorn⸗ 
„herein angenommen werden. Dabei haben wir zu berüdjichtigen, 
daß, wie oben feſtgeſtellt wurde, derſelben angebotenen und abgeſetzten 
Menge einer Güterart bei demſelben Käufer verſchiedene Preiſe dieſer 
Güterart entſprechen können, zu denen er nur dieſe Menge und nicht 
mehr begehrt. Es kann alſo der Preis einer Güterart innerhalb 
beſtimmter Grenzen variieren, ehe daß ſich die Nachfrage des Käufers 
nach dieſer Güterart der Menge nach ändern würde. Es kann aber 
vom Standpunkte des einzelnen Käufers der Preis auch noch auf 
oder unter jenen Betrag fallen, bei dem ſich vom Standpunkte dieſes 
Käufers weitere Nachfrage ergibt, auch wenn es nicht möglich iſt, 
dieſe weitere Nachfrage des Käufers zu befriedigen. Denn vom 
Standpunkte des einzelnen Käufers ergibt ſich gar kein Hindernis 
dagegen, daß er für ein Gut einen Preis zahlt, bei dem er von dem 
Gute mehr abnehmen würde als ihm angeboten wird. Er bekommt 
dann eben weniger, als er zu dieſem Preiſe nachfragt, allein das 
wird ihn ſelbſtverſtändlich nicht veranlaſſen, mit dem Preisangebot 
ſo lange hinaufzugehen, bis er zu dem betreffenden Preiſe nicht mehr 
Stücke nachfragt als ihm angeboten werden. Vom Standpunkte 
des einzelnen Käufers ergibt ſich bei gegebener Menge einer Güterart 
wohl eine Obergrenze, aber nicht eine Untergrenze des Preiſes, ge- 
ſchweige denn ein notwendiger Preis. 

Vergegenwärtigen wir uns dies kurz an einem Beiſpiel. Die 
Preiswilligkeit eines beſtimmten Käufers für 1 Stück von 2 Stücken 
einer Güterart ſei 4 K, für 1 Stück von 3 Stücken 2 K. Kommt 
nun eine ſolche Menge der Güterart auf den Markt, daß der 
betreffende Käufer 2 Stücke aufnehmen muß, damit die ganze 
auf den Markt gebrachte Menge abgeſetzt werde, ſo kann der 
Preis den Betrag von 4 K nicht überſteigen. Er kann aber auch 
3 K betragen. Bei dieſem Preiſe werden von dem betreffenden 
Käufer gleichfalls nicht mehr als 2 Stücke nachgefragt. Schließlich 
kann der Preis aber auch noch auf 2 K und darunter ſinken. Bei 
dieſem Preife wird zwar der Käufer mehr Stücke nachfragen als er 
erhält, allein das iſt vom Standpunkte des Käufers kein Hindernis, 
daß ſich der Preis auf dieſen Betrag ſtellt, denn der einzelne Käufer 
wird ſelbſtverſtändlich nicht deshalb auf einem höheren Preis be— 
ſtehen, weil er zu dem niedrigen Preiſe nicht ſo viel erhält, als er 
wollte. Vom Standpunkte des einzelnen Käufers kann bei gegebenen 
Mengen einer Güterart deren Preis eine beſtimmte Obergrenze zwar 
nicht überſteigen, ſich aber beliebig tief ſtellen. 


t 
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Es handelt ſich alſo darum, wenn man die bei einer gegebenen 


Menge einer Güterart bei dem einzelnen Käufer aus den bei ihm 
wirkenden Preisbeſtimmungsgründen ſich ergebende Obergrenze des 
Preiſes dieſer Güterart gefunden hat — eine Aufgabe, die jedoch, 


wie wir ſahen, bisher nicht als gelöſt betrachtet werden kann — 
nunmehr auch die Untergrenze des Preiſes und ſodann den not⸗ 


wendigen Preis zu ermitteln. Zu dieſem Zwecke genügt nun die 
Beobachtung der beim einzelnen wirtſchaftlichen Individuum ſich ab⸗ 


ſpielenden Vorgänge nicht mehr. Vielmehr muß eine Mehrzahl von 


Individuen, und zwar zunächſt eine Mehrzahl von auf den Markt 
gelangenden Käufern berückſichtigt werden. Die eine Frage iſt dabei 


die, welche Obergrenze des Preiſes ſich bei einer Mehrzahl von 


Käufern ergibt, bei denen eine gegebene Menge einer Güterart ab⸗ 
geſetzt werden ſoll. Bei einem einzelnen Käufer war Obergrenze des 
Preiſes jener Betrag, den dieſer Käufer für ein Stück aus der von ihm 
abzunehmenden Menge der Güterart höchſtens zu bewilligen in der 
Lage iſt. Bei einer Mehrzahl von Käufern iſt Obergrenze des Preiſes 
jener Betrag, den für ein Stück aus der von ihm abzunehmenden 
Teilmenge jener Käufer zu geben bereit iſt, der dieſe Teilmenge 
eben noch abnehmen muß, damit die ganze auf den Markt gebrachte 
Menge der Güterart abgeſetzt werde oder kürzer geſagt, Obergrenze 
des Preiſes bildet die geringſte noch in Anſpruch zu nehmende 
beſondere Preiswilligkeit eines Käufers. Soll eine gegebene Menge 
einer Güterart bei einer Mehrzahl von Käufern abgeſetzt werden, 
muß der Preis wenigſtens bis auf den Betrag dieſer geringſten noch 
in Anſpruch genommenen Preiswilligkeit eines beſtimmten Käufers 
für ein Stück einer beſtimmten, von ihm abzunehmenden Teilmenge 
dieſer Güterart herabgehen. Würde der Preis den Betrag dieſer 
Preiswilligkeit überſchreiten, ſo könnte dieſer Käufer nicht ſo viel von 
dieſer Güterart abnehmen, als er abnehmen muß, damit die ganze 


auf den Markt gebrachte Menge der Güterart abgeſetzt werde. In 


dieſer Weiſe bildet die Preiswilligkeit eines beſtimmten Käufers für 
ein Stück aus einer beſtimmten Teilmenge die Höchſtgrenze des 
Preiſes einer in einer beſtimmten Menge auf den Markt gebrachten 
Güterart. Dieſer Obergrenze des Preiſes ſteht nun aber bei dem 
Wettbewerbe einer Mehrzahl von Käufern auch eine Untergrenze des 
Preiſes gegenüber. Dieſe Untergrenze iſt der Betrag der höchſten nicht 
mehr zum Kaufe gelangenden Preiswilligkeit. Wenn der Preis auf 
dieſe oder unter dieſe Grenze herabginge, würde ſich bei den auf 
dem Markte erſchienenen Kaufluſtigen eine Nachfrage für mehr Stücke 
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ergeben, als auf dem Markte angeboten werden. Dadurch wäre die 
Möglichkeit gegeben, daß einzelne Käufer zu dieſem Preiſe jo viel 
Stücke erhielten, als ſie zu dem billigen Preiſe verlangen, während 
andere Käufer nicht einmal ſo viele Stücke erhalten, als ſie zu einem 
höheren Preiſe aufnehmen würden. Das muß dieſe letzteren Käufer | 
veranlafien, ihr Preisangebot über den niedrigen Preis zu erhöhen, 
um wenigſtens ſo viele Stücke zu erlangen, als ſie zu dem höheren 
Preiſe abnehmen würden. Ein ſolches Verhalten der nicht voll— 
befriedigten Käufer aber muß zur Erhöhung des Preiſes bis zu 
jener Grenze führen, bei der nicht mehr als die angebotenen Stücke 


nachgefragt werden. Bei einem Preiſe, der ſich innerhalb der 


angeführten Grenzen — Ober⸗ und Untergrenze — hält, ergibt 
ſich dann weder eine unbefriedigte Nachfrage noch ein unbe— 
friedigtes Angebot. Es iſt ein Gleichgewichts⸗ oder beſſer geſagt 
Ruhepreis. 

Wir werden uns mit der Geſtaltung von Ober- und Unter⸗ 
grenze des Preiſes bei einer Mehrzahl von Käufern in einem be- 
ſonderen (V.) Abſchnitt eingehender beſchäftigen. Hier handelt es 
ſich nur um die Frage, wie ſich im Hinblick auf Ober⸗ und Unter⸗ 
grenze des Preiſes der tatſächliche Preis bildet. Die eine der hier 
in Betracht kommenden Anſichten iſt nun die, daß die beim Wett— 
bewerbe mehrerer Käufer ſich ergebende Ober⸗ und Untergrenze des 
Preiſes ſo nahe aneinanderſtoßen, daß die Obergrenze des Preiſes 
zugleich den notwendigen Preis ergibt. „Man ſagt, es bilde ſich 
jener Preis, bei welchem die Verſorgung mit dem Gute deshalb 
allein möglich iſt, weil auf die einzelnen Stücke oder Teilmengen 
keine durch höhere Preisangebote wirkſamen beſſeren Anſprüche er⸗ 
hoben werden.“ (Zuckerkandl, Art. „Preis“ im H. W. d. St. W.) 
Prüfen wir nun dieſe Annahme des Zuſammenfallens von Ober— 
und Untergrenze des Preiſes beim Wettbewerb mehrerer Käufer 
näher, ſo ergibt ſich folgendes: Die Ober⸗ und die Untergrenze des 
Preiſes, die beim Wettbewerbe der Käufer den Preis nach oben und 
unten begrenzen, können nur dann einen mit der Obergrenze des 
Preiſes notwendig zuſammenfallenden Preis herbeiführen, wenn 
zwiſchen dem Betrage der geringſten Preiswilligkeit, die bei einem 
Käufer in Anſpruch genommen werden muß, damit die ganze auf 
den Markt gebrachte Menge der Güterart abgefetzt werde, als der 
Obergrenze des Preiſes und dem Betrage einer nächſt geringeren 
Preiswilligkeit, bei der ſich bereits Nachfrage nach einer größeren als 
der abzuſetzenden Menge ergibt, als Untergrenze des Preiſes ein 


1419] =; Fragen des Preiſes | 207 


ganz geringer Zwiſchenraum beſteht, ſo daß jedes Unterſchreiten der 
noch in Anſpruch zu nehmenden Preiswilligkeit ein Erreichen der 
geringeren Preiswilligkeit mit zu großer Nachfrage bedeuten würde, 
wodurch die noch in Anſpruch zu nehmende Preiswilligkeit nicht nur 
Obergrenze des Preiſes, ſondern tatſächlicher notwendiger Preis ſelbſt 
wird. Vorausſetzung dafür, daß der Betrag der Obergrenze des 
Preiſes zugleich notwendiger Preis wird, iſt alſo Aneinanderſtoßen 
von Ober- und Untergrenze des Preiſes, kontinuierliches Aufeinander⸗ 
folgen der in Betracht kommenden Grenzpreiswilligkeiten. 
Eine ſolche Kontinuität, ein ſolches Zuſammenſtoßen der Preis⸗ 
willigkeiten für eine beſtimmte und eine nächſthöhere Menge wird 
nun tatſächlich angenommen. Böhm⸗Bawerk ſagt: „Sind die Käufer 
ſehr zahlreich, ſo iſt der Abſtand der Schätzungsziffer je zweier auf⸗ 
einanderfolgender Kaufluſtigen ein ſo kleiner, daß die Zone, die von 
der Schätzungsziffer des letzten Käufers und jener des erſten aus⸗ 
geſchloſſenen Bewerbers begrenzt wird, ſich faſt auf einen Punkt ver⸗ 
engt.“ Dieſer Annahme nun können wir uns nicht von vornherein 
anſchließen. Wir verweiſen dabei darauf, was wir oben hinſichtlich 
der Diskontinuität der Höchſtgebote eines Käufers für eine Güterart 
bei kontinuierlich zunehmender Menge bemerkt haben. Wir zeigten 
oben die Möglichkeit, daß einem von Einheit zu Einheit ſteigenden 
Mengenangebot ein jeweils um mehrere Geldeinheiten, und zwar 
jeweils um verſchieden große Geldſummen fallendes Preisangebot des 
Käufers für die betreffende Güterart entſpreche. Das galt nun frei⸗ 
lich nur von dem Preisangebot eines einzelnen Käufers. Es iſt aber 
klar, daß die Diskontinuität der Höchſtgebote bleibt, wenn es ſich 
ſtatt um einen einzelnen Käufer, um eine Schicht von Käufern gleicher 
allgemeiner Preiswilligkeit — gleichen Vermögens und gleicher 
Wertdispoſition — handelt. Wenn ein Käufer für 1 Stück von 
4 Stücken einer Güterart höchſtens 20 K und für 1 Stück von 
5 Stücken derſelben Güterart höchſtens 13 K zu bieten in der Lage 
iſt, ſo werden bei 100 Käufern der gleichen allgemeinen Preiswillig⸗ 
keit 400 Stücke zum Preiſe von höchſtens 20 K abgeſetzt werden, 
ein größerer Abſatz aber erſt bei einer Herabſetzung des Preiſes von 
20 K auf 13 K erzielt werden. Zwiſchen 20 K einſchließlich und 
13 K ausſchließlich kann ſich der Preis der 400 Stücke bilden, inner⸗ 
halb dieſer Grenzen werden immer nur 400 Stücke nachgefragt und 
es kann daher der Preis von der Obergrenze von 20 K bis zum 
Betrage von 13 K (ausſchließlich) hinuntergehen, ohne daß ſich eine 
unbefriedigte Nachfrage ergeben würde. Die Obergrenze des Preiſes 


! 
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von 20 K bildet in keiner Weiſe den notwendigen Preis. Die 
Diskontinuität des Preisangebotes und damit die Möglichkeit, daß 
ſich der Preis trotz Wettbewerbes der Käufer unter der Obergrenze 
bildet, gilt alſo für eine einheitliche Käuferſchicht ebenſo wie für den 
einzelnen Käufer. Nun könnte freilich durch den Wettbewerb von 
Käufern verſchiedener allgemeiner Preiswilligkeit die Diskontinuität 
der Preiswilligkeiten beſeitigt werden. Ob dies tatſächlich zutrifft, 
iſt hier nicht weiter zu unterſuchen. Wir haben bisher ja auch nicht 
die Diskontinuität der Preisangebote des einzelnen Käufers nach— 
gewieſen, ſondern nur die Möglichkeit einer ſolchen Diskontinuität 
beim einzelnen Käufer und einer einheitlichen Käuferſchicht feſtgeſtellt. 
Wir begnügen uns daher auch jetzt damit, nur die Möglichkeit der 
Diskontinuität der Preisangebote beim Vorhandenſein mehrerer Käufer 
verschiedener allgemeinen Preiswilligkeit feſtzuſtellen. Dieſe Möglich— 
keit beſteht jedenfalls. Ihr gegenüber erſcheint die Annahme Böhm— 
Bawerks, daß Ober⸗ und Untergrenze des Preiſes ſich auf einen 
Punkt verengen, als eine erſt zu beweiſenden Behauptung. Solange 
dieſer Beweis nicht geführt wird, erhalten wir auf Grund des dar— 
gelegten Gedankenganges aus dem Wettbewerb von Käufern bei einer 
gegebenen Menge der Ware nur Preisgrenzen, nicht notwendige Preiſe. 
Es kann ſich bei dieſer gegebenen Menge der Preis auf allen Stufen 
zwiſchen dem Betrage der noch in Anſpruch zu nehmenden Preis— 
willigkeit einſchließlich und der nicht mehr in Anſpruch genommenen 
Preiswilligkeit ausſchließlich bilden, ohne daß einem dieſer möglichen 
Preiſe der Wettbewerb der Käufer entgegenſtehen würde. 

Wird nun zugegeben, daß ſich auf Grund des Wettbewerbes der 
Käufer nur Ober⸗ und Untergrenze des Preiſes bildet, ſo entſteht 
die weitere Aufgabe, innerhalb dieſer Grenzen, die einen mehr oder 
minder großen Spielraum laſſen, die notwendigen Preiſe beziehungs— 
weiſe jenen Umſtand zu ermitteln, der den Preis an einem beſtimmten 
Punkte innerhalb dieſer Grenzen ſich bilden läßt. Dabei könnte man 
vielleicht zunächſt an die Schätzung der Verkäufer denken, die eine 
eigene Untergrenze des Preiſes herbeiführen könnte, die ſo nahe an 
die bei den Käufern ſich bildende Obergrenze heranrückt, daß ſich ein 
notwendiger Preis ergibt. Allein abgeſehen davon, daß auch von 
dieſer Untergrenze nicht mit Beſtimmtheit behauptet werden könnte, 
daß ſie der Obergrenze des Preiſes ſo nahe ſtehen müßte, um einen 
notwendigen Preis zu ergeben, iſt von der — ſubjektiven — Schätzung 
der Ware durch den Verkäufer und einer ſich hieraus ergebenden 
Untergrenze des Preiſes als Preisbeſtimmungsgrund in der verkehrs— 
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wirtſchaftlich e Volkswirtſchaft uberhaupt grundſätzlich ab⸗ 
zuſehen. Die Schätzung der Ware durch den Verkäufer wird zwar 
in theoretiſchen Auseinanderſetzungen über den Preis ſehr häufig ein⸗ 
geführt, indem man vom echten Tauſch als vermeintlich einfachſter 
Form der Kaufpreisbildung ausgeht, ſchließlich wird aber dieſe 
Schätzung doch für praktiſch bedeutungslos erklärt. Wo dies letztere 
nicht geſchieht, die Schätzung des Verkäufers alſo zur Erklärung des 
Preiſes, und zwar des Kaufpreiſes in der verkehrswirtſchaftlich 
organiſierten Volkswirtſchaft auch weiterhin herangezogen wird, ge⸗ 
langt man zu unrichtigen oder unverwendbaren Ergebniſſen. Denn 
die Annahme einer unmittelbaren Schätzung der Ware durch den 
Verkäufer widerſpricht dem Weſen der verkehrswirtſchaftlich organi⸗ 
ſierten Volkswirtſchaft und iſt daher grundſätzlich auszuſcheiden. 
Fälle, in denen eine ſolche Schätzung allenfalls in Betracht kommt’ 
— Veräußerung von Gebrauchsgegenſtänden in Fällen von Not — 
bilden in der Verkehrswirtſchaft zu vernachläſſigenden Ausnahmsfälle. 
Aus der unmittelbaren Schätzung der Ware durch den Verkäufer läßt 
ſich alſo eine Untergrenze des Preiſes oder gar ein notwendiger Preis 
nicht ableiten. Wir meinen dabei jedoch nur eine unmittelbare, auf 
ſubjektiven Momenten beruhende Schätzung der Ware durch den Ver⸗ 
käufer, die der des Käufers analog wäre, ſich alſo auf dem primären 
Wert einer vom / Gute abhängigen Bedürfnisbefriedigung aufbauen 
würde. Ob ſich nicht aus anderen Erwägungen des Verkäufers, 
ſeinen Koſtenerwägungen, ein Preisbeſtimmungsgrund ergibt, iſt da⸗ 
mit nicht entſchieden. 

Bevor wir jedoch auf dieſen letzteren Umſtand. als einen der 
wichtigſten eingehen, wollen wir noch einen Ausweg in Betracht 
ziehen, der ſich hinſichtlich der Beſtimmung des Preiſes zwiſchen 
Ober⸗ und Untergrenze zu bieten ſcheint, nämlich den Preiskampf. 
Der zwiſchen Verkäufern und Käufern geführte Preiskampf könnte 
es ſein, der den Preis an einem beſtimmten Punkte zwiſchen Ober⸗ 
und Untergrenze ſich bilden läßt. Daß Preiskampf zwiſchen Käufern 


und Verkäufern beſteht, iſt notoriſch Es ſcheint daher nichts der | 


Annahme entgegenzuſtehen, daß er es iſt, der neben den bei den 
Käufern wirkenden Preisbeſtimmungsgründen, aus denen ſich Ober⸗ 
und Untergrenze des Preiſes ergibt, das ergänzende preisbeſtimmende 
Moment darſtellt. Allein es ergeben ſich doch wieder Bedenken. Wir 
müſſen uns vergegenwärtigen, daß durch den bloßen Hinweis auf 
den Preiskampf ein poſitiver Beweis noch nicht erbracht erſcheint, 


daß dem Preiskampfe eine preisbeſtimmende Wirkung im eee | 
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Umfange auch tatſächlich zukommt. Im Gegenteil werden wir an— 
nehmen müſſen, daß dem Preiskampf die angeführte Wirkung nicht 
zugeſchrieben werden kann, wenn ſich zeigen ſollte, daß die Preiſe 
von Gütern verſchiedener Art zueinander in einem Verhältniſſe ſtehen, 
das ſich weder aus der Preiswilligkeit der Käufer noch aus dem 
Preiskampf erklären läßt. Ein ſolches Verhältnis beſteht nun tat- 


ſächlich, und zwar im Hinblick auf die Koſten. Es ift eine von der 


Theorie von allem Anfang an beachtete Tatſache, daß die Preiſe un⸗ 
gezählt vieler Güterarten in einem Verhältniſſe zueinander ſtehen, 
das wenigſtens annähernd dem Verhältniſſe der auf das einzelne 
Stück der verſchiedenen Güterarten aufgewendeten Geldkoſten ent⸗ 
ſpricht. Dieſes Verhältnis ſteht mit der Annahme, daß es der Preis⸗ 

kampf iſt, der innerhalb der durch die Preiswilligkeit der Käufer ge: 

gebenen Ober⸗ und Untergrenze des Preiſes den notwendigen Preis 
ergibt, in Widerſpruch. Denn der Preiskampf wird hinſichtlich der 

verſchiedenen Güterarten zwiſchen verſchiedenen Parteien, anderen 
Käufern und anderen Verkäufern, ausgeführt und kann daher ſchon 
deshalb grundſätzlich nicht zu einem allgemeinen feſten Preisverhält⸗ 
niſſe von Gütern verſchiedener Art führen. Wir müſſen daher die 
Annahme, daß der Preiskampf zwiſchen Käufern und Verkäufern 
innerhalb der bei einer gegebenen Menge der Ware durch den Wett— 


bewerb der Käufer gebildete Grenzen über den endgültigen Preis 


entſcheidet, ablehnen und nach einem anderen zuſätzlichen Preis- 
beſtimmungsgrund ſuchen. Dem Preiskampf werden wir dabei einen 
gewiſſen Einfluß immerhin zuzuſchreiben haben, einerſeits den Ein- 
fluß, ſonſtige Preisbeſtimmungsgründe erſt zur eigentlichen Wirkung 
zu bringen, andererſeits den Einfluß, die Wirkung ſonſtiger Preis- 
beſtimmungsgründe zu verdunkeln. Im letzteren Fall werden wir 
dem Preiskampf vom Standpunkte der reinen Theorie den Charakter 
einer Störungsurſache zuzuſprechen haben, inſofern als der Preis- 
kampf die Wirkungen der allgemein ſich geltend machenden Preis— 
beſtimmungsgründe in verſchiedenen Fällen verſchieden beeinflußt, ohne 
daß ſich ſeine Wirkung in feſte Formeln faſſen ließe. 
| Dabei möchten wir einer Annahme Conrads in feiner mehrfach 
angeführten Lehre vom ſubjektiven Wert widerſprechen. Conrad ſagt 
ganz richtig, wenn die Warenmenge gegeben ſei, dürfe der Preis den 
Punkt nicht überſchreiten, bei dem die gleiche Menge der Ware be— 
gehrt wird. Würde er höher gehalten, dann würden ſich nicht genug 
Kaufluſtige melden und ein Teil der Ware bliebe unverkauft. Nun 
fügt er aber hinzu, der Preis könne unter jenem Punkt auch nicht 
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dauernd herabſinken. Denn die Verkäufer ſuchten möglichſt teuer zu 
verkaufen; ſie gehen mit ihrer Preisforderung nur ſoweit herab, als 
es nötig ſei, um der Ware Abſatz zu verſchaffen. Dieſe Schluß⸗ 
folgerung iſt nicht richtig. Wohl haben die Verkäufer das Beſtreben, 
möglichſt teuer zu verkaufen, aber ebenſo haben, wie Conrad ſelbſt 
anführt, die Käufer das Beſtreben, möglichſt billig zu kaufen. Daß 
es immer gerade den Verkäufern gelingen müßte — von dem Aus⸗ 
nahmsfall des Monopols abgeſehen —, den höchſtmöglichen Preis, 
den an der Obergrenze, zu erzielen, iſt nirgends geſagt. Vielmehr 
bildet ſich der Preis, ſoweit der eigentliche Preiskampf nicht durch 
ein anderes Preisbeſtimmungselement ganz oder faſt ganz aus⸗ 
geſchloſſen ift\ eben infolge der einander gegenüberſtehenden Be⸗ 
ſtrebungen von Käufern und Verkäufern und ihrer an ſich gleichen 
wirtſchaftlichen Machtſtellung keineswegs notwendig an der Ober⸗ 
grenze, ſondern irgendwo zwiſchen Ober⸗ und Untergrenze des Preiſes. 
Allein eben nur ſoweit der Preiskampf nicht durch ein anderes Preis⸗ 
beſtimmungselement ganz pder teilweiſe ausgeſchloſſen iſt. Und dieſes 
Element iſt eben zu ſuchen, bevor man auf den ſich nur als letztes 
Erklärungsmittel darbietenden Preiskampf zurückkommt. 

Die Aufgabe bleibt alſo doch die, neben den bei den einzelnen 
Käufern wirkenden Preisbeſtimmungsgründen, die nur Preisgrenzen, 
aber keinen notwendigen Preis ergeben, einen ſie ganz allgemein 
in beſtimmter Weiſe ergänzenden Preisbeſtimmungsgrund zu ſuchen. 
Da lenkt ſich unſere Aufmerkſamkeit nun auf die Koſten. Die vom 
Verkäufer auf das einzelne Stück aufgewendeten Geldkoſten könnten 
es ſein, die den Preis der betreffenden Güterart innerhalb der bei 
der gegebenen Menge durch den Wettbewerb der Käufer gegebenen 
Grenzen beſtimmen. Allein ſobald wir den Koſten einmal preis⸗ 
beſtimmende Wirkung zuerkennen, können wir die Beſchränkung, daß 
ſie nur innerhalb der aus dem Wettbewerbe der Käufer bei einer 


gegebenen Menge der Ware ſich ergebenden Ober- und Untergrenze 


als ergänzender Preisbeſtimmungsgrund wirken, nicht mehr aufrecht 
halten. Falls die Koſten den Preis beſtimmen, beſtimmen ſie ihn 
ohne Rückſicht auf die angeführte Ober⸗ und Untergrenze des Preiſes, 
und zwar auch ſchon aus dem Grunde, weil wir, ſoweit der Preis 
einer Güterart durch die Koſten beſtimmt wird, von gegebenen ab⸗ 
zuſetzenden Mengen dieſer Güterart nicht ſprechen können. Der aus 
der Preiswilligkeit der Käufer ſich ergebenden Ober⸗ und Untergrenze 
des Preiſes kommt dann eben eine andere als eine preisbeſtimmende 


Wirkung zu. Die Obergrenze bedeutet dann, daß, falls die Koſten 
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und damit der Preis des Gutes eine beſtimmte Größe überfteigen 
würden, ein Abſatz nicht mehr in dem bisherigen Umfange möglich 
wäre und das betreffende Gut daher nicht mehr in dem bisherigen 
Umfange erzeugt werden könnte. Die Untergrenze aber bedeutet, daß, 
ſolange die Koſten und damit der Preis nicht unter den Betrag der 
Untergrenze fallen, eine Vermehrung des Abſatzes nicht eintritt. 
Wenn bei einer abgeſetzten Menge von 400 Stücken die aus den bei 
den Käufern wirkenden Preisbeſtimmungsgründen ſich ergebende Ober— 
grenze des Preiſes 20 K und die Untergrenze 13 K beträgt, heißt 
das im Hinblick auf eine von Koſten abhängige Preisbildung nicht, 
daß ſich der Preis zwiſchen 20 K und 13 K bilden müſſe oder könne, 
denn der Preis iſt durch die Koſten unabhängig von Unter- und 
Obergrenze auf einem beſtimmten Punkte feſtgelegt, ſondern die an⸗ 
geführten Grenzen bedeuten nur, daß, wenn die Koſten höher ſind 
oder werden als 20 K, ein Abſatz von 400 Stücken nicht mehr mög— 
lich iſt, und daß, ſolange die Koſten nicht geringer werden als 13 K, 
eine Erhöhung des Abſatzes über 400 Stück nicht eintreten wird. Die 
aus den Preisbeſtimmungsgründen bei den Käufern ſich ergebende Ober— 
und Untergrenze des Preiſes wird gegenüber dem Preisbeſtimmungs— 
grund der Koſten lediglich Beſtimmungsgrund der abzuſetzenden Menge, 
nicht des Preiſes der betreffenden Güterart. Dieſen ſollen die Koſten 
beſtimmen. In welcher Weiſe, ſoll nun noch behandelt werden. 
Bei der Erörterung des Zuſammenhanges von Preis und Koſten 
begegnen wir häufig der Schlußfolgerung, Preis und Koſten müßten 
ſich deshalb grundſätzlich gleichſtellen, weil ſich der Wert der Produf- 
tionsmittel auf den Wert der Produkte gründe. Der Wert der 
Produkte, der Güter näherer Ordnung, beſtimme den Wert der 
Produktionsmittel, der Güter entfernterer Ordnung. Inſofern als 
ſich der Wert der erſteren im Preis und der Wert der letzteren in 
den Koſten ausdrücke, müßten beide zuſammenfallen. Wir lehnen 
dieſe Begründung einer notwendigen Gleichheit von Preis und Koſten 
ab, nicht nur deshalb, weil wir es überhaupt für verfehlt erachten, 
den Preis als Ausdruck des Wertes aufzufaſſen, ſo daß an ſich trotz 
Gleichheit des Wertes von Produktionsmittel und Produkt ihre Preiſe 
doch verſchieden ſein könnten, ſondern auch, weil eine Gleichheit des 
Wertes von Produktionsmittel und Produkt überhaupt nicht von 
vornherein angenommen werden kann. Eine ſolche Gleichheit beſteht 
nur inſoweit, als das Wirtſchaftsſubjekt, in deſſen Beſitze ſich ein 
Produktionsmittel befindet, in der Lage und gewillt iſt, aus dieſem 
nicht nur die Produkte zu erzeugen, ſondern auch für ſich zu ver- 
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wenden. Nur für dieſes Wirtſchaftsſubjekt iſt der Wert des Produk⸗ 
tionsmittels nicht nur gleich dem Werte des Produktes, ſondern beide 
ſind identiſch. Ebenſo wie dem Produkte die Bedeutung der Be⸗ 
dürfnisbefriedigung beigelegt wird, die von dieſem Produkte ab⸗ 
hängig iſt, ebenſo wird dieſe Bedeutung vom Produkte dann auf das 
Produktionsmittel rückverlegt, aus dem das Produkt erzeugt werden 


ſoll. So hat für das Wirtſchaftsſubjekt ein Stück Holz die Bedeutung 


der Bedürfnisbefriedigung eines beſtimmten aus dieſem Holze zu ver⸗ 
fertigenden Gutes. Der Umſtand, daß eine Wirtſchaft aus einem 
Produktionsmittel ein Produkt für den eigenen Gebrauch erzeugt, ift- 


als Organiſationsprinzip für die geſchloſſene Wirtſchaft charakteriſtiſch. 


Ganz anders in der verkehrsteiligen Wirtſchaftsorganiſation. Freilich 
werden auch bei dieſer in gewiſſem Umfange innerhalb der Wirtſchaft 


ſelbſt Güter entfernterer Ordnung in ſolche erſter Ordnung um⸗ 


gewandelt. Soweit dies der Fall iſt, gilt dasſelbe wie oben. Eine 
Wirtſchaft, die Mehl kauft, legt dieſem Mehl die Bedeutung der 
Mehlſpeiſe bei, die ſie aus dem Mehle verfertigen will. Allein dieſe 
Fälle ſind für die verkehrswirtſchaftliche Organiſation eben nicht die 
charakteriſtiſchen. Sie ſtehen außerhalb dieſer Organiſationsform. 
Sie tragen auch nicht zur Löſung der Frage nach dem Preisverhält⸗ 


niſſe von Produktionsmittel und Produkt bei. Der Preis der Mehl⸗ 


ſpeiſe, die eine Wirtſchaft aus gekauftem Mehl ſelbſt erzeugt, iſt 
nicht etwa gleich dem Preiſe des Mehles, ſondern er beſteht un⸗ 
mittelbar in dem Preiſe des Mehles. Von einem Zuſammenhange 
von Preis des Produktionsmittels als Koſten und Preis des Produktes 
iſt alſo in dieſem Falle keine Rede. Die charakteriſtiſchen Fälle der 
verkehrswirtſchaftlichen Organiſation, um die allein es ſich handelt, 
ſind demgegenüber die, daß die Wirtſchaft fertige Güter erſter Ord⸗ 


nung oder ſehr naher Ordnung kauft, ohne über die Produktions⸗ 


mittel dieſer Güter irgendwie zu verfügen, und daß anderſeits jene 
Wirtſchaft, die aus den Produktionsmitteln Güter erſter Ordnung 
erzeugt und den Verbrauchern anbietet, die erzeugten Güter für ſich 
nicht verwenden kann, ſie daher auch nicht unmittelbar ſchätzen kann 
und daher gar nicht imſtande iſt, die Bedeutung der an das Produkt 
geknüpften Bedürfnisbefriedigung auf das Produktionsmittel zu über⸗ 
tragen 1. Es handelt ſich in der verkehrswirtſchaftlich organiſierten 
ch eigentlich mindeſtens um drei Wirtſchaften, die eine, 
5 ' 


ı Vgl. hierzu die Ausführungen in meiner Theorie des Produktivkapital⸗ 
zinſes. Halle 1908, Niemayer. ö 
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die das Produktionsmittel verkauft, die mittlere, die das Produktions⸗ 
mittel kauft, daraus das Produkt erzeugt und dieſes weiter verkauft, 
die dritte, die das Produkt kauft und für ſich verwendet. Das, was 
die mittlere Wirtſchaft von der dritten für das Produkt erhält, ſoll 
gleich fein und iſt in gewiſſer Beziehung gleich dem, was die mitt- 
lere Wirtſchaft der erſten Wirtſchaft für das Produktionsmittel zahlt. 
Nur die mittlere Wirtſchaft beſitzt Produktionsmittel und Produkt. 
Die erſte Wirtſchaft weiß vielleicht gar nicht, welche Produkte aus 
dem von ihr erzeugten Produktionsmittel erzeugt werden, die dritte 
Wirtſchaft wieder nicht, aus welchen Produktionsmitteln die von 
ihr bezogenen Produkte hergeſtellt wurden. Bei dieſen Wirtſchaften 
kann alſo offenbar von einer Gleichheit des Wertes von Produktions⸗ 
mittel und Produkt gar keine Rede ſein. Die Gleichheit des Wertes 
beſteht nun aber auch nicht bei der mittleren Wirtſchaft, die Produk 
tionsmittel und Produkt nacheinander in den Beſitz erhält, eben weil 
dieſe Wirtſchaft das Produkt als Gut erſter Ordnung zu ſchätzen 
gar nicht imſtande iſt. Aber ſelbſt, wenn bei dieſer Wirtſchaft die 
Gleichheit des Wertes gegeben ſein ſollte, wie ſoll dieſe Gleichheit 
des Wertes innerhalb einer Wirtſchaft es herbeiführen, daß dieſe 
Wirtſchaft von der dritten Wirtſchaft nicht mehr an Geldpreis erhält, 
als ſie der erſten bezahlt hat oder umgekehrt? Es fehlt da doch jeder 
unmittelbare Zuſammenhang. Dabei beſtreiten wir ſelbſtverſtändlich 
nicht, daß das Produktionsmittel nur deshalb einen Preis erzielt, weil 
das daraus zu erzeugende Produkt einen Wert für jemanden beſitzt. 
Der Käufer zahlt einen Preis für das Produkt, weil es für ihn Wert 
hat, und fo kann der Produzent wieder für das Produktionsmittel 
einen Preis zahlen. Dieſer Zuſammenhang iſt klar. Allein er er— 
gibt keine Identität des Wertes von Produktionsmittel und Produkt 
und noch weniger dann eine Gleichheit ihrer Preiſe. Wenn es alſo 
Böhm⸗Bawerk in ſeinem Exkurs VIII über das Verhältnis von Wert 
und Koſten als gemeinſame Überzeugung aller an der Kontroverſe 


beteiligten Parteien bezeichnet, daß der Wert der Produkte und der 


ihrer Koſtengüter überhaupt durch ein Band kauſaler Natur mit— 
einander verbunden ſind, und daß wohl niemand leugne, daß eine 
Tendenz zu einer gewiſſen Harmonie der Wertgröße beider beſteht, 
die niemand als zufällige anſehe (S. 236), und daß die Kontroverſe 
für das kauſale Verhältnis des Preiſes der Produkte gegenüber dem 
ihrer Koſtengüter zweifellos dieſelbe Entſcheidung erfordere, wie für 
das Verhältnis der beiderſeitigen ſubjektiven Werte (S. 238), ſo 
beſtreiten wir das eben entſchiedenſt. Nicht Wert der Produkte und 
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Wert der ſtengurer ſind in der verkehrswirtſchaftlichen Organiſation, 


um die allein es ſich handelt, miteinander verbunden, ſondern s | 


lich Preis der Produkte und Preis der Koſtengüter. 
Das Koſtengeſetz, die Erfahrungstatſache, daß der Preis der 


Produktionsmittel und der Preis der Produkte in gegenſeitiger Ver⸗ 


bindung ſtehen derart, daß der Preis des Produktes im großen 


Ganzen einen Betrag ausmacht, der dem Preis des Produktions- 


mittels mehr einem allgemein erzielbaren Gewinn vom ausgelegten 


Geldkapital gleichkommt, läßt ſich alſo aus einer Wertgleichheit von 
Produktionsmitteln und Produkt nicht erklären. Der Zuſammenhangg 
zwiſchen Preis von Produkt und Koſten — Preis der Produktions⸗ 
mittel — muß eben rein verkehrswirtſchaftlich erklärt werden. Dieſe 
Erklärung ſteht im engen Zuſammenhange mit der Tatſache des 


Ausgleiches der Erwerbsgewinne, und beſteht darin, daß ein Preis 
des Produktes, der dem Verkäufer außer ſeinen Koſten einen höheren 
als den ſonſt vom ausgelegten Geldkapital erzielbaren Gewinn läßt, 
den Wettbewerb anzieht, das Angebot des betreffenden Produktes 
vermehrt und deſſen Preis herunterdrückt, während ein Preis, der 
dem Erzeuger nicht einmal den ſonſt erzielbaren Gewinn übrig läßt, 
die entgegengeſetzten Wirkungen auslöſt. So ergibt ſich jeweils ein 
Mengenangebot der ſogenannten beliebig reproduzierbaren Güter — ein 


ſehr anfechtbarer Ausdruck —, das den Preis um einen Punkt ; 
ſchwanken läßt, der den vom Erzeuger aufzuwendenden Koſten mehr 


einem vom inveflierten Geldkapital allgemein erzielbaren Gewinne 
entſpricht. Auf dieſe Weiſe läßt ſich auch die Tatſache eines Zu⸗ 
ſammenhanges von Preis und Koſten mit der Tatſache des Kapital⸗ 
gewinnes ohne weiteres vereinbaren. Koſtengeſetz, das iſt Erſatz der 


Koſten im Preiſe der Erzeugniſſe, und Kapitalzins, das iſt Durch⸗ 


ſchnittsgewinn über den Betrag der Koſten, ſind keine entgegen⸗ 
geſetzten, ſondern unmittelbar eng in Verbindung ſtehende, aus den⸗ 


ſelben Grundtatſachen ſich ergebende Erſcheinungen. Der erſte Satz 


muß unmittelbar durch den zweiten ergänzt werden, ſonſt iſt er un⸗ 
richtig. Nicht nur den Betrag der Koſten, ſondern auch den Durch— 


ſchnittggewinn vom ausgelegten Geldkapital muß der Preis des 


Erzeugniſſes einbringen. Für den im Preiſe des Erzeugniſſes zu 


erzielenden Kapitalzins gilt hinſichtlich der grundſätzlichen Erklärung 


dasſelbe wie für den Erſatz der Koſten. Der Kapitalzins muß für 


den, der Kapital in eine Unternehmung einſetzt, ganz ebenſo in 
Ausſicht ſtehen wie der Erſatz des Kapitals, das iſt eben der Koſten 
ſelbſt, um ihn zur Unternehmung zu veranlaſſen. Der Unternehmer 
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unternimmt ein Unternehmen ebenſowenig, wenn es ihm keinen Ge— 
> winn über die Koſten in Ausſicht ſtellt, wie er es nicht unternimmt, 
wenn er auch nicht einmal den Rückerſatz der Koſten erwarten kann. 
Koſtengeſetz und Tatſache des Kapitalzinſes gehen auf dieſelbe 
identiſche Urſache zurück. Deshalb darf man aber den Kapitalzins 
doch auch wieder nicht als Koſten erklären. Echte Koſten iſt nur der 
ausgelegte Geldhetrag ohne Zins. Der Zins von dieſem Betrag iſt 
eein Überſchuß über die echten Koſten und als Überſchuß erklärungs— 
bedürftig. Den Zins als echte Koſten erklären zu wollen, zum Beis 
ſpiel als Erſatz für Warten als Unluſt, iſt, abgeſehen davon, daß 
es zweifelhaft iſt, ob ſich dieſes Unluſtmoment auch nur bei dem 
Grenzkapital tatſächlich ſtets vorfindet, grundſätzlich deshalb unzu— 
länglich, da man dann doch noch einen Überſchuß über dieſe echten 
Koſten des Wartens anzunehmen und zu erklären hätte, der für den 
Beſitzer des Kapitals das Motiv bilden müßte, um das Opfer des 
Wartens zu übernehmen. Bloßer Erſatz des Wartens genügte 
krinesfalls. Kapitalzins iſt alſo nicht als echte Koſten zu erklären. 
Wohl aber iſt die Erklärung des Kapitalzinſes damit zu beginnen, 
daß man die Tatſache des Kapitalzinſes und das Koſtengeſetz in der 
angegebenen Weiſe in Verbindung ſetzt, ſie, ohne Zins und Koſten 
zu identifizieren, auf dieſelbe Grundurſache zurückführt. Damit er⸗ 
ſcheint die Erklärung des Kapitalzinſes, wenn auch nicht durchgeführt 
— für die Erklärung der Höhe des Kapitalzinſes ergeben ſich noch 
keine Anhaltspunkte —, ſo doch eingeleitet, und zwar mit einem 
wichtigen Schritte eingeleitet. Wie die Erklärung allenfalls fort- 
zuführen wäre, kann 8 natürlich auch nicht einmal angedeutet 

werden. 
Der Zuſammenhang von Preis und Koſten in der angegebenen 
Weiſe, daß ſich der Preis von Gütern näherer Ordnung dem Preiſe 
der zu ihrer Erzeugung verwendeten Güter entfernterer Ordnung 
mehr einem dem aufgewendeten Kapital entſprechenden Gewinne 
mehr oder minder annähert, iſt eine durch die Erfahrung tauſendfach 
beſtätigte Tatſache. Es handelt ſich nun darum, inwiefern dieſe 
Tatſache eine Erklärung der Preiſe der verſchiedenen Güterarten er— 
gibt. Da erheben ſich die zwei bekannten Einwendungen gegen die 
Verwendung des Koſtenprinzips zur Erklärung der Preiſe. Die eine 
Einwendung geht dahin, daß die Koſtenerklärung keine eigentliche 
Erklärung der Preiſe gebe. Denn die Koſten ſeien ſelbſt wieder nur 
Preiſe, und fo erkläre man bei der Koſtenerklärung Preiſe durch 
andere Preiſe, ohne je zu einem Ende gelangen zu können. Der 
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zweite Einwand geht dahin, daß ſich die Erklärung der Preiſe aus 

den Koſten auf gewiſſe Gütergattungen von vornherein nicht an⸗ 
wenden laſſe. Es ſind dies, abgeſehen von gewiſſen minder wich⸗ 
tigen Güterarten gegebener Menge, wie Gemälde, Wein beſonderer 
Lagen uſw., jene Güterarten letzter Ordnung, mit deren Hilfe die 
meiſten Güter näherer Ordnung erzeugt werden, nämlich Arbeit, 
vielleicht auch Boden- und Kapitalnutzungen. Auf die Preisbildung 
dieſer Güterarten entfernteſter Ordnung finde das Koſtengeſetz keine 
Anwendung. Das Koſtengeſetz erkläre alſo in doppeltem Sinne 
nicht zu Ende, indem es Preiſe durch Preiſe erklärt und indem es 
auf Güter letzter Ordnung nicht Anwendung findet. Demgegenüber 


iſt zunächſt zu berückſichtigen, daß es für eine Erklärung des Preiſes | 


einer Güterart, ſoweit nicht ein rein theoretiſches Intereſſe in Be⸗ 
tracht kommt, ſehr häufig nicht darauf ankommt, bis zum Schluſſe 
zu erklären, daß es vielmehr genügt, wenn man den Preis eines 
Gutes aus den Preiſen anderer Güter, die zu dieſem Gute im 
Koſtenverhältniſſe ſtehen, erklären kann. Aber auch für die letzte 
Erklärung von Preiſen leiſtet das Koſtengeſetz wichtige Dienſte. Das 
Koſtengeſetz gibt uns keine letzte Erklärung der Preiſe. Was es uns 
aber jagt, iſt zunächſt, daß ſich die Preiſe der Güter näherer Ord⸗ 
nung im Verhältniſſe der Mengen der Güter höherer Ordnung bil⸗ 
den, die auf die Güter näherer Ordnung aufgewendet wurden. Dann 
aber ſagt uns das Koſtengeſetz, daß wir letzte Preisbeſtimmungs⸗ 
gründe der Güter näherer Ordnung bei den Gütern letzter Ordnung 


zu ſuchen haben, und es ergibt ſich jetzt die weitere Frage, welches 


dieſe bei den Gütern letzter Ordnung oder von ihnen her wirkenden 
Preisbeſtimmungsgründe eigentlich ſind. 

Die eine Anſicht, die wir prägnant zum Beiſpiel bei Marſhall 
finden und die- wir ſchon berührt haben, iſt die folgende: „Die 
Hervorbringung eines Gutes im allgemeinen erfordert Arbeit und 
Nutzung von Kapital. Die Anſtrengungen, welche mit verſchiedenen 
Arten von Arbeit zur Herſtellung eines Gutes verbunden ſind, und 
die Warteopfer, welche getragen werden müſſen, damit das zur Güter⸗ 
erzeugung benutzte Kapital erſpart werde, bilden die wirklichen realen 
Produktionskoſten des betreffenden Gutes. Die Geldſummen, welche 
für dieſe Mühen und Opfer zu zahlen ſind, ſind die Preiſe, welche 
zu zahlen ſind, um ein entſprechendes Angebot von Mühe und Ent⸗ 
behrungen hervorzurufen, oder mit anderen Worten, ſie ſind der 
Angebotpreis des Gutes“ (S. 354). „Sind ſich die ſo beſtimmten 
Angebotspreiſe und die durch die ſubjektive Wertſchätzung des Käufers 
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beſtimmten Nachfragepreiſe gleich, entſteht ein Gleichgewichtspreis, 
das Produktionsquantum befindet ſich im Gleichgewicht“ (S. 357). 
Wir erachten dieſen Gedankengang nicht für richtig. Wir leugnen, 
was den Arbeitslohn anbelangt, die Möglichkeit, daß der Arbeiter 


ſeine Arbeitsplage in Geld ausdrücken und fo für einen beſtimmten 


Arbeitsaufwand einen beſtimmten Angebotspreis der Arbeit feſtſetzen 
könne. Was aber das Kapital anbelangt, haben wir eben unſeren 
Zweifel ausgedrückt, daß das Unluſtmoment auf die Bildung des 
Kapitals einen weſentlichen Einfluß hätte, und auch bemerkt, daß 
der Kapitalzins das Unluſtmoment überſteigen müßte. Aber ſelbſt 
wenn von dieſen Einwendungen abgeſehen wird, gilt dieſelbe grund— 
ſätzliche Einwendung wie beim Arbeitslohne, nämlich, daß ſich dieſes 
Unluſtmoment in Geld nicht ausdrücken laſſe und ſomit auch zu 
keinem Angebotpreis des Kapitals führen könne. 

Es ſind alſo unſeres Erachtens bei den Gütern letzter Ordnung 
keine den bei den Gütern erſter Ordnung wirkenden analoge, das ſind 
ſubjektive, auf primärer Wertung beruhende Preisbeſtimmungsgründe 
zu ſuchen. Vielmehr find die bei den Gütern letzter Ordnung wir— 
kenden Preisbeſtimmungsgründe einfach ihre gegebene Menge, ein 
Gedanke, der übrigens auch Marſhall nicht fremd iſt. Wir können 
dies hier nicht weiter begründen, möchten jedoch bemerken, daß wir 
dabei hinſichtlich der Art der Güter, deren gegebene Menge preis— 
beſtimmend wirkt, nicht beſchränkt ſind, vielmehr als Güter letzter 
Ordnung in dieſem Sinne alle jene auffaſſen können, bei denen ein 
Zuſammenhang der Preiſe mit den Koſten nicht in Betracht kommt. 
Nehmen wir nun die gegebenen Mengen als die von den Gütern 
letzter Ordnung her wirkenden Preisbeſtimmungsgründe, ſo erklärt 
ſich uns zugleich, wie es in letzter Reihe zu einem ziffermäßig 
beſtimmten Angebot in den einzelnen Güterarten näherer Ordnung 
kommt. Eine ſolche Angabe haben wir bisher nicht erhalten. Es 
wurde unterſucht, wie ſich bei einer gegebenen Menge eines Gutes 
erſter Ordnung ein notwendiger Preis oder wenigſtens Grenzen des 
Preiſes aus dem ſubjektiven Verhalten beſtimmter Käufer ergeben. 
Wie es aber zu der ziffermäßig beſtimmten Menge des Gutes erſter 
Ordnung kommt, die beim Käufer abzuſetzen iſt, wobei das Gut 
ausdrücklich als beliebig vermehrbar bezeichnet wird, wurde nicht 
geſagt. Es iſt dies ein Mangel, den beſonders Liefmann der Grenz— 
nutzentheorie mit den ſchärfſten Ausdrücken vorgeworfen hat. Freilich 
ganz mit Unrecht. Wir finden zum Beiſpiel bei Böhm-Bawerk 
ausdrücklich den Hinweis auf die gegebene Menge der Güter letzter 
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Ordnung als Preisbeſtimmungsgrund der Güter erſter Ordnung. 
„Völlig koordinierte Beſtimmungsgründe des Güterwertes ſind der 
Stand der Befriedigung heiſchenden Bedürfniſſe nach Menge und 
Wichtigkeit einerſeits, ... . in allerletzter Linie... der Stand der 
verfügbaren Produktivkräfte andererſeits“ (a. a. O:. Exkurs VIII, 
S. 249). Er ſagt ferner, daß der Umfang und die Dringlichkeit 
der Bedürfniſſe nur für die Mengenverhältniſſe, in welchen die ein⸗ 
zelnen Güterarten erzeugt werden, oder für die beſtimmten Ver⸗ 
wendungsrichtungen, nach welchen hin unſer Urfonds von Produktiv⸗ 
kräften aufgeteilt wird, Kraft zu beten ſcheint, nicht für die 
— in letzter Linie entſcheidende — Größe dieſes Urfonds ſelbſt. Der 
Vorwurf, daß ſich die Grenznutzentheorie mit der Frage, wie es 
zu einem beſtimmten Mengenangebot in den einzelnen Güterarten 
erſter Ordnung komme, nicht beſchäftigt hätte, iſt alſo jedenfalls 
unbegründet. Sie hat die gegebene Menge von Gütern letzter Ord⸗ 
nung als Preisbeſtimmungsgrund der Güter erſter Ordnung an⸗ 
erkannt. Es handelt ſich nur darum, wie dieſer Preisbeſtimmungs⸗ 
grund wirkt. a er 

Die eine Antwort auf diefe Frage erhalten wir wieder durch 


das Koſtengeſetz, nämlich, daß bei allen Güterarten erſter Ordnung 


die aufgewendete Einheit des Gutes letzter Ordnung den gleichen 
Preis erzielt. Das iſt, wie eben erwähnt wurde, die eine Einſicht, 
die uns das Koſtengeſetz vermittelt. Allein damit iſt die Sache noch 
bei weitem nicht erledigt. Denn es handelt ſich jetzt darum, die 
Tatſachen des Koſtengeſetzes — Verhältnis der Preiſe von Gütern 
näherer Ordnung gleich dem Verhältniſſe der auf ſie aufgewendeten 
Mengen von Gütern entfernterer Ordnung, gegebene Menge der 
Güter letzter Ordnung als Preisbeſtimmungsgrund dieſer und der 
Güter näherer Ordnung — mit jenen Tatſachen, die beim einzelnen 
Käufer ein beſtimmtes Preisangebot für ein Stück aus einer gegebenen 
Menge einer Güterart erſter Ordnung ergeben, zu einer abgeſchloſſenen 
widerſpruchsloſen Erklärung der Preiſe zu vereinigen und — worauf 
es eigentlich ankommt — ſo zur Erklärung von abſoluten Preiſen 
der Güterarten, nicht bloß der Preisverhältniſſe zu gelangen. Einen 
Verſuch in dieſer Richtung finden wir in folgenden Ausführungen: 
„Unter den Genußgüterarten, die aus derſelben Produktionsgüterart 
hervorgehen und deren Herſtellung wirtſchaftlich geſtattet iſt, gibt es 
eine, die die geringſte iſt, die als die letzte an die Reihe kam und 
bei einer Einſchränkung als erſte wegfallen würde. Der Preis der 
einzelnen Teilmenge dieſer Genußgüterart wird feſtgeſetzt nach dem 
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Grenznutzen des betreffenden Güterquantums für die ſchwächſte Käufer⸗ 


ſchicht und dem bei dieſer gegebenen ſubjektiven Tauſchwert des Geldes. 


An dieſem Preis partizipiert der Produktionsfaktor, wie hier an⸗ 


genommen wird, nach Maßgabe feines produktiven Beitrages. Der 
ſich hierdurch ergebende Preis der Einheit des Produktionsmittels iſt 
beſtimmend für deſſen Preis überhaupt. Mit dieſem Preiſe wird 
das Produktionsmittel allgemein in Rechnung geſtellt. Danach be= 


ziffert man im einzelnen Falle die Koſten, und die verſchiedenartigen 


Produkte, bei deren Herſtellung dieſelbe Produktionsmittelart mit⸗ 


wirkt, unterſcheiden fi in ihrem Preiſe mit Bezug auf diefes- 
| Brobuftionsmittel nur durch das Mehr oder Weniger feiner Ver⸗ 


wendung.“ (Zuckerkandl, ee in H. 15 St. W., VI. Bd., 
S. 1146.) 

Gegen dieſen Gedankengang ergeben ſich verſchiedene Ein⸗ 
wendungen. Zunächſt beſtreiten wir, daß ſich der Preis der bei der 
Erzeugung eines Gutes mitwirkenden verſchiedenen Produktionsmittel 


nach Maßgaße ihres produktiven Beitrages ergebe. Es handelt ſich 


dabei um die Frage der Zurechnung, die in dem Zitat vom Stand— 


punkte Wieſers im Sinne der aufteilenden Zurechnung beantwortet 


wird. Wir wollen dieſe Frage nicht weiter verfolgen und, um ſie 
zu umgehen, annehmen, bei der Erzeugung der Güter erſter Ord— 
nung ſei nur eine einzige Art von Gütern letzter Ordnung, zum 
Beiſpiel Arbeit, beteiligt. Um jedes Mißverſtändnis auszuſchließen, 


bemerken wir ausdrücklich, daß wir dieſe Annahme ſonſt nicht für 


richtig erachten und ſie nur deshalb in dieſem Falle zulaſſen, um die 
Frage zu vereinfachen, wie ſich aus dem Zuſammentreffen der Preis— 
beſtimmungsgründe ſeitens der Güter erſter und letzter Ordnung der 
Preis ergibt. Ein weiterer Einwand gegen die zitierte Löſung iſt der, 


daß ſich aus Grenznutzen und Tauſchwert des Geldes kein Preis— 
angebot des Käufers, noch viel weniger dann ein Preis eines Gutes 


ergibt. Das haben wir oben des weiteren auseinandergeſetzt. Übrigens 


iſt die Rolle, die nach der jetzt behandelten Löſung dem Grenznugen. 


zukommen würde, eine theoretiſch zwar ſehr wichtige, praktiſch aber 


flaſt bedeutungsloſe. Der Preis wird zwar vom Grenznutzen bes 


ſtimmt. Aber dieſe Beſtimmung gilt grundſätzlich nur für eine ein⸗ 


zige der unendlich vielen von einem Gute letzter Ordnung abgeleiteten 


Güterarten und dabei kommt nur der bei einem einzigen Käufer oder 


höchſtens einer Käuferſchicht ſich ergebende Grenznutzen dieſer Güter⸗ 
art in Betracht. Der Preis aller anderen von derſelben Güterart 


letzter Ordnung abgeleiteten Güterarten, mögen fie bei demjelben: 
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oder bei einem anderen Käufer abgeſetzt werden, richtet ſich nicht 
mehr nach dem Grenznutzen der Güterart, ſondern nach Preis und 
Menge des verwendeten Gutes letzter Ordnung. Damit fällt aber 
auch die Annahme einer notwendigen Proportionalität von Preis 
und Grenzuutzen verſchiedener Güterarten, ſoweit ſich dieſe Annahme 
aus dem Satze ableitet, daß das Preisangebot der Geldausdruck des 
Grenznutzens einer Güterart für ein beſtimmtes Wirtſchaftsſubjekt 
iſt, übrigens kein Fehler, ſondern ein Vorzug der behandelten Löſung. 
Doch das nur nebenbei. Um nun auch dieſen zweiten auf die Art 
der Bildung des Preisangebotes ſich beziehenden Einwand aus⸗ 
zuſchließen und auf den Kernpunkt zu kommen, wollen wir den an⸗ 
geführten Satz in der Weiſe farblos machen, daß wir ſagen, für den 


Preis aller aus einem Gute letzter Ordnung erzeugten Güter ſei der 


Preis maßgebend, den das Gut letzter Ordnung bei dem zuletzt an 
die Reihe kommenden Gute erſter Ordnung erzielt. Wie dieſer Preis 
ſich bildet, bleibt dabei dahingeſtellt, und die Frage iſt nur die, ob 
tatſächlich die bei dem zuletzt an die Reihe kommenden Gute erſter 
Ordnung vom Käufer her wirkenden Preisbeſtimmungsgründe mit 
der gegebenen Menge des Gutes letzter Ordnung nach Maßgabe des 
Koſtengeſetzes den Preis aller abgeleiteten Güter beſtimmen. 

Allein auch in dieſer modifizierten Form erachten wir die Löſung 
nicht für zutreffend. Wir erachten es nicht für dem Sachverhalt 
entſprechend, daß die Preisbeſtimmungsgründe des rangletzten Gutes 
erſter Ordnung für den Preis aller produktionsverwandten Güter 
erſter Ordnung maßgebend ſind. Und zwar gründet ſich unſer ab⸗ 
lehnender Standpunkt darauf, daß ſich auf Grund der beim Käufer 
wirkenden Preisbeſtimmungsgründe der Preis eines im Range nach⸗ 
ſtehenden Gutes vor dem Preiſe eines im Range vorhergehenden 
Gutes überhaupt nicht bilden kann, ſo daß eben der Preis eines 
Gutes niederer Ordnung für den Preis eines Gutes höherer Ordnung 
nicht richtunggebend ſein kann. Den Beweis für dieſen Satz können 
wir hier nicht erbringen. Er iſt eine Folgerung aus der Art der 
Bildung des Höchſtgebotes beim einzelnen Käufer, deren Ermittlung 
eben nicht umgangen werden kann, ſollen die in Betracht kommenden 
Probleme befriedigend gelöſt werden. Wir wollen alſo hier unſeren 
Satz zwar nicht beweiſen, aber wenigſtens die Möglichkeit ſeines 
Zutreffens feſtſtellen. Es iſt mit der Möglichkeit zu rechnen, daß 
die beim einzelnen Käufer wirkenden Preisbeſtimmungsgründe zu 
einem Preisangebot dieſes Käufers für ein Gut geringerer Wichtig⸗ 
keit vor einem Preis des Gutes höherer Wichtigkeit nicht führen 
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können. In dieſem Satze liegt weder ein logiſcher Widerſpruch, noch 
auch wird er von den Tatſachen unmittelbar widerlegt. Es iſt alſo 
mit ihm als wenigſtens möglicherweiſe zutreffend zu rechnen. Berück⸗ 
ſichtigen wir aber dieſe Möglichkeit, ſo ergibt ſich anderſeits die 
Möglichkeit der Unzuläſſigkeit des jetzt behandelten Erklärungs— 


verſuches. Seine Unrichtigkeit iſt nicht nachgewieſen, wohl aber die 


Möglichkeit, daß er nicht zutrifft. Wenn die beim einzelnen Käufer 
wikkenden Preisbeſtimmungsgründe beim Gute geringeren Ranges 


nicht früher wirken könnten als beim Gut höheren Ranges, könnte 


nicht ein notwendigerweiſe früher ſich bildender Preis des am 
wenigſten wichtigen Gutes für den Preis aller im Range höher— 
ſtehenden produktionsverwandten Güter maßgebend ſein. 
Vergegenwärtigen wir uns dies an einem Beiſpiel. Wir hätten 
die Güter a, b ufd c, die aus verſchiedenen Mengen m, n und o 
des gemeinſamen Gutes letzter Ordnung A erzeugt werden. Der 
jetzt behandelte Erklärungsverſuch iſt der folgende: Das Gut c er- 
zielt als letztes an die Reihe kommende Gut einen Preis Pe. Aus 
dieſem Preiſe Pe ergibt ſich als Einheitspreis für das Gut A der 


Betrag 85 Auf dieſen Preis muß A herabgehen, damit auch noch 


e und damit die ganze von A auf den Markt gebrachte Menge ab- 
geſetzt werde. Sit nun aber der Preis von A gleich > jo fann 


% 
nach dem Koſtengeſetz der Preis von a nur be. m und der Preis 


von b nur e. a betragen. So bildete ſich der Preis aller pro⸗ 


duktionsverwandten Güter aus den vom Käufer beim Gute geringſten 
Ranges wirkenden Preisbeſtimmungsgründen und der gegebenen Menge 
des Gutes letzter Ordnung. Dem wenden wir nun ein, es ſei mög— 
lich, daß ſich der Preis von c vor dem Preiſe von a und b über- 
haupt nicht bilden könne, weil der Preis von a und b zu den bei 
dem Käufer für e wirkenden Preisbeſtimmungsgründen mit gehört. 
In dieſem Falle wäre die Erklärung hinfällig. Es iſt hier alſo 
nicht die Unrichtigkeit der Erklärung dargetan, da wir nicht bewieſen 
haben, daß ſich ein Preis von e ohne den Preis von a und b nicht 
bilden könne, ſondern nur die Möglichkeit, daß ſie nicht zutrifft. Dabei 
haben wir jedoch zu berückſichtigen, daß der behandelte Erklärungs— 
verſuch nur eine Hypotheſe iſt, eine Hypotheſe, die manches für ſich 
hat, aber doch nur eine Hypotheſe iſt. Er beruht nicht auf un- 
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mittelbarer Beobachtung der Tatſachen. Sollte er ſich daher als mit 
Beobachtungen in Widerſpruch ſtehend erweiſen — und eine ſolche 
Beobachtung wäre der von uns als Möglichkeit angeführte Sad: 
verhalt — müßte er aufgegeben werden. Als endgültig und über⸗ 
zeugend können wir alſo den behandelten Erklärungsverſuch nicht 
hinnehmen, wenn ſich auch ſeine Unzuläſſigkeit erſt nachweiſen läßt, 
wenn wir die oben erwähnte Möglichkeit, daß ein Preis von Gütern 
geringeren Ranges ſich vor dem Preiſe von Gütern höheren Ranges 
nicht bilden kann, als zutreffend erweiſen. 

. Dabei darf man aber nicht etwa die Sache umkehren und dem 
Einwande dadurch zu begegnen verſuchen, daß man ſagt, der beim 
Gute höchſten Ranges für das Produktionsmittel erzielte Preis ſei 
für das Gut geringeren Ranges maßgebend. Das wäre jedenfalls 
unrichtig. Zwar der angeführte Einwand entfällt. Der Preis des 
Gutes höheren Ranges kann ſich ohne den Preis des Gutes geringeren 

Ranges bilden. Allein anderſeits iſt Vorausſetzung dafür, daß das 
Gut geringeren Ranges abgeſetzt werde, doch wieder die, daß ſein 
Preis nicht höher iſt als der Preiswilligkeit des Käufers für dieſes 
Gut entſpricht. Inſofern ſetzt wieder der Abſatz der gegebenen 
Menge des Produktionsmittels einen beſtimmten Preis des Gutes 
geringeren Ranges voraus, der alſo inſofern an den Preis des Gutes 
höheren Ranges nicht gebunden fein kann. In unſerem Beiſpiel 
können wir nicht ſagen, der Preis des 4 A bilde 


| | ſich beim ranghöchſten Gute. a. Diefer Preis I — — ſei für die zer 


ber Güter b und e maßgebend, die ſomit . 'n bzw. =. 0 bead 


Der Einwand, daß ein Preis von a ahne einen Preis von b unde 
nicht möglich ſei, entfällt zwar, denn ein Preisangebot für ein Gut. 
höheren Ranges kann ſich ohne Rückſicht auf den Preis eines Gutes 
geringeren Ranges bilden. Allein wenn ſich der Preis von A nur 

im Hinblick auf das ranghöchſte Gut a bilden würde, könnte es ge⸗ 
2 ſchehen, daß er einen Betrag erreicht, der dem Käufer die Anſchaffung 
von b und e unmöglich macht. Dann aber würde die auf den 
Markt gebrachte Menge des Produktionsmittels A nicht abgeſetzt 
werden, was zu einer Herabſetzung des Preiſes dieſes Produktions⸗ 
mittels führen muß, die durch die Preiswilligkeit und den Preis 
des Gutes a nicht begründet werden kann. Wir können alſo auch 
nicht ſagen, daß der bei dem Gute höchſten Ranges ſich bildende 
Preis des Produktionsmittels für den Preis der Güter niederen 
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Ranges maßgebend ſei. Die Frage der Vereinigung von Koſtengeſetz 
in der oben angeführten erweiterten Form und Preisbeſtimmungs⸗ 
gründen beim Käufer bleibt eben nicht gelöſt. 
Die Möglichkeit, daß die Preiswilligkeit des Grenzkäufers hin— 
ſichtlich des aus dem Produktionsmittelvorrat erzeugten Grenzſtückes 
der Grenzart für den Preis aller produktionsverwandten Güter maß— 
gebend ſei, wird von Otto Conrad entſchieden beſtritten. Er jagt 
(a. a. O. S. 62), man würde dann zu dem Ergebniſſe kommen, daß 
der Marktpreis von den perſönlichen Umſtänden eines einzigen 
Menſchen abhängt, während doch nichts gewiſſer ſei, als daß er 
durch die auf dem Markte herrſchenden Nachfrage- und Angebots— 
verhältniſſe beſtimmt werde. Dem iſt zu entgegnen, daß es ſich bei 
dem Grenzkäufer ſelbſtverſtändlich nicht um einen einzigen Käufer, 
ſondern um eine Grenzkäuferſchicht handelt, und daß ferner der 
Satz von der maßgebenden Preiswilligkeit des Grenzkäufers mit dem 
Satze von Angebot und Nachfrage in keinem Widerſpruch ſteht, 
dieſem Satze vielmehr erſt die Grundlage geben ſoll. Wenn ferner 
Conrad ſagt, im Gegenteil entſcheide der Preis über die Perſon des 
letzten Käufers, ſo zeigt er nicht, wie der Preis ohne die Perſon, 
das iſt die perſönlichen Verhältniſſe, des letzten Käufers zuſtande 
kommen ſoll. Conrad führt zum Beweiſe an, ändere ſich die Schätzung 
des letzten Käufers, fo habe dies auf den Preis faſt gar keinen Ein- 
fluß. Nur die Perſon des letzten Käufers werde eine andere. Auch 
das iſt nicht richtig, wenn wir, wie geſagt, unter Berückſichtigung 
der volkswirtſchaftlichen Reibung ſtatt eines Grenzkäufers eine 
Grenzkäuferſchicht ſetzen. Wenn ein einzelner Grenzkäufer reicher 
oder ärmer wird, hat dies auf den Abſatz eines Maſſengutes keinen 
Einfluß, wohl aber wenn die ganze Grenzkäuferſchicht reicher ader 
ärmer wird. Jedenfalls iſt dann die Wirkung nicht einfach die, 
daß an Stelle der einen Grenzkäuferſchicht eine andere teilt. So 
hat denn Conrad das entſcheidende Argument gegen die preis— 
beſtimmende Wirkung der Preiswilligkeit des Grenzkäufers nicht ge⸗ 
bracht, wenn er auch ae Erachtens in der Ablehnung an ſich 
recht hat. 

Der von Conrad ſelbſt gebrachte Löſungsverſuch, den er jedoch 
nicht als eigene Löſung, ſondern als den Punkt bezeichnet, bei dem 
die Preistheorie gegenwärtig (1912) hält, iſt der folgende: Auch 
er geht von dem unſeres Erachtens richtigen Satze aus, daß die 
Menge der in der Volkswirtſchaft produzierten Güter erſter Ordnung 
in ihrer Geſamtheit durch die Menge der letzten Produktionsmittel 


beftimmt Pede die in der Volkswirtſchaft zur Verfügung ſtehen. 


Als letztes Produktionsmittel erſcheint ihm dabei die Arbeitskraft, ee 
und die Frage ift für ihn im Weſen die, wie ſich die Verteilung 
der Arbeitskräfte auf die Güter erfter Ordnung regelt. Daß iſt 
nun, wie wir bereits oben angeführt haben, nicht richtig. Neben 


die Frage der Verteilung der Arbeitskräfte als Gutes letzter Ordnung 


gegebener Menge tritt als gleichberechtigte Frage die nach der ver⸗ 
teilung von Geldkapital und von Grund und Boden, die neben . 
Arbeitskraft in der kapitaliſtiſch⸗verkehrswirtſchaftlichen Organiſation „ 
ebenſo zu den gegebenen Produktionsmitteln der Volkswirtſchaft ge: 
hören. Der Beſitz dieſer Produktionsmittel darf keineswegs ad 
bloße Beſchränkung des freien Wettbewerbes der Arbeit aufgefaßt 


werden. Die Arbeit als einziges letztes Produktionsmittel zu nehmen 
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iſt zwar für die Preistheorie ein ſehr wichtiges heuriſtiſches Mittel, 
eine Abſtraktion, aber auch nichts als eine ſolche, der ſodann die 
Integrativn mit den anderen Elementen folgen muß. Wenn alſo 


Conrad zu dem Satze gelangt, daß der Preis der Güter letzter 


N Ordnung mit dem Lohne zuſammenfallen müſſe, den die Arbeit für 
die Hervorbringung der Güter erhält, und daß der Preis nicht tiefer 
als der Lohn ſinken kann, den Lohn auf die Dauer aber auch nicht 


überſteigen kann, ſo ergibt ſich hieraus in keiner Weiſe ein Argument 


für die Notwendigkeit einer beſonderen Erklärung des Kapitalzinſes 


als Störung oder Ahnliches. Denn der Satz wurde nur dadurch 


N alſo an ſich zunächſt nichts als eine Tautologie. Von dem Satze aus, 


| Dduzierten Gütermengen über die Höhe des Lohnes entſcheidet. Das 75 . 
iſt jedenfalls ganz unklar. Denn Conrad hatte wohl gezeigt, daß 


ſelben bedinge, und daß eine beſtimmte Mengenkonſtellation von 


daß der Preis der Güter dem Lohne gleichkommen muß, gelangt ſo⸗ 


dann Conrad zu dem weiteren Satze, daß die Geſamtheit der pro⸗ 


eine beſtimmte Menge einer Güterart einen beſtimmten Preis der⸗ 


u Gütern verſchiedener Art eine beſtimmte Preiskonſtellation mit ſich 


führe, wie aber die Geſamtheit der produzierten Gütermengen den | ee 


Lohn beſtimmen ſoll, der für dieſe Güter bezahlt wird, dieſe Frage 


= Güter die „Decke“ für den Lohn iſt, genügt doch jedenfalls nicht. 


Allenfalls könnte man den Satz auch ſo auffaſſen, daß man ſagt, 


die Geſamtheit der Güter entſcheide über den Preis und der Geſamt⸗ 
preis bilde den Lohn. Allein dann bewegt man ſich im Zirkel; der 


Lohn beſtimmt den Einzelpreis, aber er wu ſelbſt wieder vom 
Schmollers Jahrbuch XIIII 4. „ i 


gewonnen, daß man den Kapitalzins zunächſt ausſchied, und bedeutet = 


— 


bleibt vollkommen ungelöſt. Die Angabe, daß die Geſamtheit der 
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Geſamtpreis beſtimmt. Tatſächlich find die Sätze, zu denen Conrad 


kommt, keine anderen als jene, die wir oben aus dem Koſtengeſetz 
abgeleitet haben, nämlich daß es die gegebene Menge der Produktions- 


mittel letzter Ordnung iſt, die den Preis beſtimmt, und daß die 


Preiſe der einzelnen Güterarten zueinander im Verhältniſſe der auf 
fein Stück der betreffenden Güterart augewendeten Menge von Pro— 
duktionsmitteln ſtehen. Daß uns dieſe Sätze für ſich ſelbſt die 


LCLioiſung des Preisproblems nicht bringen, wurde oben gezeigt. Viel⸗ 


mehr iſt es notwendig, noch ein Element einzuführen, um wenig— 
ſtens in den allgemeinſten Zügen zu einer geſchloſſenen Erklärung 
der Preiſe zu gelangen. Iſt dies gelungen, muß ſodann zu jenen 
Fragen übergegangen werden, die man zunächſt ungelöſt laſſen 
konnte. Die erſte dieſer weiteren Aufgaben iſt, an Stelle des ein— 
zigen letzten Produktionsmittels Arbeit alle Produktionsmittel 
letzter Ordnung gegebener Menge einzuführen. Das zweite Problem 


iſt, zu beſtimmen, wie ſich die Mengenkonſtellation der einzelnen 


abgeleiteten Güterarten ergibt, wenn ihre Preiskonſtellation durch 
die Menge der auf das einzelne Stück der verſchiedenen Güterarten 
verwendeten Produktionsmittel gegeben iſt. Die dritte Frage iſt die, 
wie ſich die Preiskonſtellation von Güterarten ergibt, die nicht auf 
die gleichen letzten Güter gegebenen Menge zurückzuführen ſind. So 
ſehen wir uns einer Menge von Fragen gegenüber, auf die wir 
keine befriedigende Antwort erlangen. 


V. Höchſtpreiſe und Nationierung 


Von theoretiſchen Fragen des Preiſes, wollen wir in dieſem 
Abſchnitte zu einer praktiſchen Frage übergehen, der Frage, in 
welchem Verhältniſſe die beiden wichtigſten Maßnahmen der Kriegs⸗ 
wirtſchaft auf dem Gebiete der Preisbildung zueinander ſtehen, die 
Maßnahmen der Höchſtpreisbeſtimmung einerſeits und der Ratio⸗ 
nierung anderſeits. 

Der Weltkrieg hat die Volkswirtſchaft der blockierten Staaten 
vor die ſchwerwiegendſten volkswirtſchaftlichen Probleme geſtellt. 
Eines dieſer Probleme, und zwar mit das wichtigſte, war und iſt 
die Vorſorge für eine richtige Verteilung der der Volkswirtſchaft in 
beſchränkter Menge zur Verfügung ſtehenden notwendigen Lebens— 
mittel, dieſen Begriff in weiterem Sinne genommen. Grundſätzlich 
ſind es dabei zwei Arten von Maßnahmen, die für die Erreichung 
des Zweckes der richtigen Verteilung in Betracht kommen. Die eine 
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iſt die Beſtimmung von Höchſtpreiſen, wobei der freie Verkehr in 
der betreffenden Güterart aufrecht bleibt, die zweite Maßnahme iſt 
die öffentliche Bewirtſchaftung des betreffenden Gutes, die Zuteilung 
des Gutes an die einzelnen Wirtſchaften nach Maßgabe ihres Be⸗ 
darfes und Beſtimmung ſolcher Preiſe, die auch der ärmſten Wirt⸗ 
ſchaft die Erwerbung der auf ſie entfallenden Teilmenge des Gutes 
ermöglichen. Die zweite Maßnahme geht viel weiter als die erſte, 
iſt mit weit größeren Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit, mit 
einem weit größeren Aufwand uſw. verbunden. Wir wollen nun 
unterſuchen, unter welchen Vorausſetzungen die erſte und unter wel⸗ 
chen Vorausſetzungen die zweite Maßnahme anzuwenden iſt. 
Betrachten wir zunächſt die erſte Maßnahme, die Beſtimmung 


bon Höchſtpreiſen. Gegen ihre Zuläſſigkeit überhaupt erheben ſich 


ernſte Bedenken. In ungemein vielen Fällen zeigte die Erfahrung, 
daß die Beſtimmung von Höchſtpreiſen die erwünſchte Wirkung nicht 
ergab, vielmehr das Gegenteil von dem bewirkte, was ſie beabſichtigte, 

Verſchwinden der Ware vom offenen Markte und übermäßige Preiſe 
im geheimen. Und doch müſſen wir es beſtreiten, daß die Beſtim⸗ 
mung von Höchſtpreiſen eine in ſich verfehlte Maßnahme wäre. 
Höchſtpreiſe waren und ſind begründet, aber freilich nur unter ganz 
beſtimmten Vorausſetzungen. Dieſe Vorausſetzungen wollen wir 
nunmehr vom Standpunkte der Preistheorie feſtſtellen. 

Wir bemerkten oben, daß bei einer beſtimmten auf den Markt 
gebrachten Menge eines Genußgutes vom Standpunkte des Verhaltens 
der Käufer zwei Grenzen für den Preis gegeben ſind: eine Ober⸗ 
grenze, die durch die Preiswilligkeit jenes Käufers oder jener Käufer⸗ 
ſchicht gebildet wird, die noch zum Kaufe gelangen muß, damit die 
auf den Markt gelangte Menge der Ware abgeſetzt werde, und eine 
Untergrenze, die von der Preiswilligkeit jenes Käufers oder jener 
Käuferſchicht gebildet wird, der nicht mehr zum Kaufe gelangen darf, 
da für ihn eine entſprechende Menge der Ware nicht zur Verfügung 

ſteht. Wir bemerkten ferner, daß keine Notwendigkeit beſteht, daß 
ber⸗ und Untergrenze des Preiſes zuſammenfallen müſſen, daß 
vielmehr mit einem Spielraum des Preiſes zwiſchen dieſen Grenzen 
gerechnet werden kann. An welchem Punkte innerhalb dieſer Grenzen 
ſich der Preis bei freiem Marktverkehr bildet, beſchäftigt uns jetzt 
nicht. Uns kommt es jetzt nur darauf an, feſtzuſtellen, daß bei einer 
und derſelben auf den Markt gebrachten Menge einer Ware zunächſt 
verſchiedene Preiſe möglich ſind, die alle beſtehen können, ohne daß 
ſich ſeitens der Käufer einerſeits unbefriedigte, anderſeits ungenügende 
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Nachfrage ergeben würde, die alſo alle in gleicher Weiſe Gleich— 
gewichtspreiſe oder, wie man beſſer ſagen kann, Ruhepreiſe darſtellen, 
Preiſe, die in fi keine Tendenz haben, ſich zu ändern. Daraus 
ergibt ſich folgende wichtige Folgerung. Wird von der Obrigkeit 
für ein Gut ein Höchſtpreis beſtimmt, der ſich innerhalb der an— 
geführten Grenzen hält, ſo kann ſich dieſer Preis aufrecht halten, 
ohne daß hierzu beſondere Vorkehrungen notwendig wären. Es 
kommt dieſem Preiſe die Eigenſchaft eines Ruhepreiſes zu. Zu 
dieſem Preiſe kann die auf den Markt gelangende Menge der be— 
treffenden Ware abgeſetzt werden, ohne daß ſich unbefriedigtes An— 
gebot eines Verkäufers oder — worauf es allein ankommt — un- 
befriedigte Nachfrage eines Käufers ergeben würde. Nur auf den 
Umſtand, daß der Höchſtpreis keine unbefriedigte Nachfrage ſchafft, 
kommt es an. Denn der Höchſtpreis wird ſtets eher zu tief als zu 
hoch bemeſſen ſein, und wenn er zu hoch bemeſſen wäre und ſich 
daher unbefriedigtes Angebot der Verkäufer ergeben ſollte, ſteht nichts 
im Wege, daß ſich die Verkäufer durch Herabſetzen der Preiſe den 
erwünſchten Abſatz ſchaffen. Das iſt eben der Unterſchied zwiſchen 
einer Höchſtpreisbeſtimmung und einer Mindeſtpreisbeſtimmung, wie 
ſie etwa die Zünfte handhabten. Die Gefahr des Höchſtpreiſes iſt 
eine unbefriedigte Nachfrage der Käufer. Der Begriff der unbefrie— 
digten Nachfrage iſt dabei in einem ganz beſtimmten Sinne zu 
‚nehmen. Selbſtverſtändlich werden bei einem richtig beſtimmten 
Höchſtpreis nicht alle Käufer ſo viel von der Ware erhalten, als ſie 
überhaupt zu erhalten wünſchen. Ein ſolcher Zuſtand wird über— 
5 haupt, wenn wir nicht die ſogenannten freien Güter, ſondern Güter 
in Betracht ziehen, für die ein Preis gezahlt wird, nur ſehr ſelten 
einmal hinſichtlich einer beſtimmten Güterart und einer beſtimmten 
Perſon eintreten, ſo wenn etwa der Reiche ſo viel Brot erwirbt, als 
er erwerben würde, auch wenn es vollkommen unentgeltlich wäre. 
Hingegen ſind in den weitaus meiſten Fällen dem Wunſche des 
Menſchen nach Gütern eben durch den Preis des Gutes und das 
verfügbare Vermögen des Wirtſchafters Schranken gezogen. Auch 
bei einem Höchſtpreiſe, der ſich als Ruhepreis darſtellt, werden alſo 
gewiſſe Geſellſchaftsſchichten vielleicht überhaupt nichts von der Ware 
erhalten, weil der Preis ihre Preiswilligkeit auch nur für ein 
einziges Stück überſchreitet, und andere Wirtſchaften würden jeden— 
falls nicht ſo viel erhalten, als ſie wünſchen, weil der Preis ihre 
Preiswilligkeit für ein Stück aus einer größeren zu erwerbenden 
Menge überſchreitet. In dieſem Sinne wird es unbefriedigte Nach— 


! 
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frage nach einem Gute ſtets und in jeder volkswirtſchaftlichen Orga⸗ 
niſation geben. Nur in dem Sinne wird ſich bei Höchſtpreiſen, die 
ſich innerhalb der angeführten Grenzen halten, keine unbefriedigte 
Nachfrage nach dem betreffenden Gute ergeben, als keine Käufer auf 
dem Markte ſein werden, die den feſtgeſetzten Preis zahlen möchten 
und die Ware doch nicht erhalten. Vielmehr erhalten alle Käufer 
jene Anzahl von Stücken, die ihrer Kaufwilligkeit bei dem feſtgeſetzten 
Preiſe gleichkommt. Das aber hat zur Folge, daß kein Käufer ein 
Intereſſe oder auch nur die wirtſchaftliche Möglichkeit hat, Mit⸗ 
bewerber durch Anbieten höherer Preiſe als die feſtgeſetzten zu über⸗ 
bieten. Denn ſo viel Stücke, als er zum feſtgeſetzten Preiſe erwerben 
ö möchte, erhält ein jeder Käufer, mehr Stücke aber könnte er nur zu 
einem geringeren als dem Höchſtpreis kaufen, ſo daß alſo für den 
Kaäufer das Anbieten eines höheren Preiſes, als es der Höchſtpreis 
iſt, keinen Sinn hätte. | | 

Nehmen wir ein Beiſpiel. Es wäre die Geſamtnachfrage auf 
dem Markte: — | 8 | 


Unter den Käufern befinden ſich zwei, 
A und B, deren Preiswilligkeit beträgt 
= Ä A B 


bei einem Preiſe 
von 100 bis 90 K 100 Stücke 
: 89 85 K 150 
84 80 K 250 
„ 79 74 K 400 
- 73 70 K 900 
„ 69 40 K 1800 


Es kommen 400 Stücke auf den Markt. Der Höchſtpreis wird 
mit 74 feſtgeſetzt. Dieſer Preis kann ſich halten, ohne daß ſich un⸗ 
befriedigte Nachfrage ergeben würde. A erhält bei dieſem Preiſe 
23 Stücke, B 2 Stücke. Mehr verlangen fie zu dieſem Preiſe nicht. 

Der Preis müßte auf 68 ſinken, damit B noch ein 3. Stück, und 
auf 40, damit A noch ein 4. Stück verlangte. In eben derſelben 

Weiſe verlangen andere Käufer je eine beſtimmte Anzahl von Stücken 
der Ware, was dann eben die Nachfrage von 400 ausmacht. Zu 
einem Überbieten eines Käufers durch einen anderen iſt m keinen 
Käufer ein Anlaß gegeben. 

Von ſeiten der Käufer begegnet ſomit ein Höchstpreis, der ſich 
innerhalb der angegebenen Grenzen hält, keinen Schwierigkeiten. Es 
handelt ſich nun um die Verkäufer. Was dieſe betrifft, darf der 
Preis nicht geringer ſein, als dem Anſchaffungspreis mehr einem 
von dem ausgelegten Kapitale ſonſt erzielbaren Gewinn entſpricht. 
Denn ſonſt würden die Verkäufer nichts auf den Markt bringen 


für 1 einziges Stück 500 K 400 K 
- 1 Stück von 2 St. 200 K 150 K 
E 1 2 = 3 = 80 K 68 K 
„ 1 = 4 40 K 30 K 


* * 


* 
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und damit wäre eine Hauptvorausſetzung der angeführten Kalkulation, 
nämlich eine beſtimmte auf den Markt gebrachte Menge der Ware, 


nicht erfüllt. Indes wird der angeführten Bedingung bei Beſtim— 


mung der Höchſtpreiſe in Notſtandszeiten leicht entſprochen werden 
können. Zunächſt handelt es ſich vielfach. um Bodenprodukte, bei 
denen der Faktor Grundrente im Preiſe mit einer beſtimmten Höhe 
nicht berückſichtigt zu werden braucht. An Stelle deſſen kommt die 
Möglichkeit einer Gewinnung anderer Produkte durch die betreffenden 
Bodenbeſitzer in Betracht, eine Möglichkeit, der durch Beſtimmung 
von Höchſtpreiſen auch für dieſe Erſatzprodukte, durch Verbot der— 
ſelben uſw. begegnet werden muß. Soweit Bodenprodukte nicht in 
Betracht kommen, handelt es ſich doch wieder zumeiſt um Güter, die 
in einer gegebenen, nicht „beliebig vermehrbaren“ Menge auf den 
Markt kommen und bei denen ſomit das Koſtengeſetz nicht wirkt, 
wie ja überhaupt unter den Verhältniſſen der Kriegs⸗ und Nach— 
kriegszeit die Wirkſamkeit des Koſtengeſetzes in weitem Umfange 
ausgeſchaltet iſt. Im übrigen läßt ſich aber der Forderung, daß 
der Höchſtpreis den Anſchaffungspreis des Verkäufers nebſt ſonſt er- 
zielbarem Gewinne umfaſſen muß, ohne weiteres entſprechen. 
Höchſtpreiſe, die nach den angeführten Bedingungen erſtellt find, 
ſich zwiſchen der der angebotenen Menge entſprechenden Ober- und 
Untergrenze halten und anderſeits den Verkäufern den ſonſt erziel⸗ 
baren Gewinn übrig laſſen, können ſich aufrecht erhalten. Wir 
fragen nun, ob die Beſtimmung ſolcher Preiſe überhaupt einen Sinn 
hat, ob ſich Preiſe, die dieſen Bedingungen entſprechen, nicht im 
freien Verkehr auch ohne obrigkeitliche Anordnung bilden würden. 
Darauf iſt zu antworten: Unter normalen Verhältniſſen iſt bei 
freiem Marktverkehr für eine obrigkeitliche Beſtimmung von Preiſen 
tatſächlich wenig Spielraum geboten. Anders in Kriegs- und Nach— 


kriegszeiten. Zu dieſen Zeiten vollzieht ſich die Preisbildung wie 


erwähnt, vornehmlich nach Grundſätzen der Preisbildung bei ge— 
gebenen Mengen. Wenn nun zu ſolchen Zeiten eine gegebene Menge 
einer Güterart auf den Markt kommt, ſo iſt es nicht nur möglich, 
ſondern wahrſcheinlich, daß bei dem Übergewicht, das unter dieſen 
Verhältniſſen die Verkäufer über die Käufer beſitzen, bei der Angſt 
der Käufer, die benötigte Ware auch tatſächlich zu erlangen uſw., 
die Preiſe ſich nicht an der Unter-, ſondern an der Obergrenze 
bilden, ſo daß die Verkäufer einen unberechtigten, volkswirtſchaftlich 
ſchädlichen Gewinn erzielen und die Möglichkeit der Verſorgung der 
Käufer mit Gütern anderer Art beeinträchtigt wird. Dem kann 
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durch die Beſtimmung der Höchſtpreiſe, die ſich fehr an der Unter⸗ 
grenze des Preiſes halten, begegnet werden. Dieſe Preiſe ſchränken 
den Gewinn der Verkäufer ein und laſſen den Käufern die Mittel, 
ſich auch noch minder wichtige Güter anderer Art — wenn auch 
nicht weitere Stücke derſelben Art — zu beſchaffen. In unſerem 
Beiſpiel war bei einer gegebenen Menge von 400 Stücken die Ober⸗ 
grenze des Preiſes 80 und die erreichbare Untergrenze des Preiſes 74. | 


Bei Preisbildung mit freiem Wettbewerb würde ſich der Preis in 


Kriegs- und Nachkriegszeiten wahrſcheinlich auf 80 ſtellen oder 
dieſem Betrag ziemlich nahe kommen. Die Obrigkeit kann den 


Preis mit 74 feſtſtellen, wodurch der Gewinn der Verkäufer geringer 


wird und den Käufern noch Geld zur Anſchaffung von Gütern 
anderer Art minderer Wichtigkeit übrig bleibt. Dabei kann ſich der 


Preis von 74 aufrecht halten, ohne durch den Wettbewerb der Käufer cs 


gefährdet zu werden. 
Allein unbedingte Vorausſetzung hierfür bleibt, daß der ni; 


| keitlich feſtgeſetzte Höchſtpreis die eigentliche Untergrenze des Preifes, 5 


das iſt jenen Betrag, bei dem die Käufer mehr Stücke verlangen 
als auf den Markt gebracht werden, nicht erreicht oder wenigſtens 


u nicht weſentlich unterſchreitet. Wird dies außer acht gelaſſen, der 5 


Preis alſo zu niedrig angeſetzt, ſo ergibt ſich unbefriedigte Nachfrage 
und damit im Zuſammenhang volkswirtſchaftlich ſchädliche Folgen. 
Dies aus folgenden Gründen: Ein Preis, der niedriger iſt als der 
geringſte Preis, bei dem noch die beſtimmte auf den Markt gebrachte 
Menge der Ware und nicht mehr nachgefragt wird, bringt, wie wir 
bereits erwähnten, die Möglichkeit mit ſich, daß zu dieſem Preiſe. 
einzelne Käufer jo viel von der Ware nicht nur verlangen, ſondern 
tatſächlich erlangen, als ſie zu dieſem Preiſe zu erlangen wünſchen, 
während als notwendiges Gegenſtücks hierzu andere Käufer nicht 
einmal ſo viel von der Ware bekommen, als fie zu einem höheren 
als dem amtlich feſtgeſetzten Höchſtpreiſe erwerben würden, ja viel⸗ 

leicht überhaupt nichts bekommen. Das aber wird mit größter 


Wahrſcheinlichkeit dazu führen, daß dieſe Käufer eben einen höheren 


Preis als den amtlich feſtgeſetzten Höchſtpreis bieten werden, um 
etwas von der Ware oder ſo viel von ihr zu erhalten, als ihrer 
höheren Preiswilligkeit für eine geringere abzunehmende Menge der 
Ware entſpricht. Die Folge iſt dann ein Überſchreiten der obrig⸗ 
keitlich feſtgeſetzten Preiſe. Das wäre an ſich noch kein unmittel⸗ 
bares Übel. Die obrigkeitliche Maßnahme wäre dann eben unwirk⸗ 
ſam und das Abel beſtünde höchſtens in einer n der | 


U 
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Mk Rantlichen 2 Autorität. Allein dazu kommt, daß ſich der Preis eben 


nicht einfach ſo bildet, wie er ſich ohne die obrigkeitliche Preis⸗ 


1 feſtſetzung gebildet hätte. Zunächſt iſt in dieſen Fällen, wo Höchſt⸗ 


preiſe zu überſchreiten ſind, die Stellung des Verkäufers gegenüber 


„ 


dem Käuſer eine noch viel ſtärkere, als ſie es auf dem freien Markt 
ohnehin wäre. Die — zu niedrigen — Höchſtpreiſe ſchwächen nicht, 


ndern ſtärken die Stellung des Verkäufers gegenüber dem Käufer. 


Beruft ſich der Käufer auf den Höchſtpreis, jo erhält er die Ant⸗ 


wort, es ſei keine Ware vorhanden, was, wenn der Höchſtpreis tat- 
ſächlich eingehalten würde, ja der Wahrheit entſprechen kann. Nun 
muß der Käufer bitten. Er muß dabei auch noch den „moraliſchen“ 


Widerſtand des Verkäufers. überwinden, ihn zu einer ſtrafrechtlich 
verpönten Handlung, zu einer Aberſchreitung der obrigkeitlich feit- 


geeſetzten Höchſtpreiſe veranlaſſen. Denn ohne dieſe Preisüberſchreitung 


hätte der Verkäufer kein Intereſſe, die Ware gerade dieſem Käufer 
zu überlaſſen. Er könnte damit Bekannten, Freunden uſw. eine 


. Gefälligkeit erweiſen. So wird der im geheimen ſich bildende Preis 
mindeſtens ſo viel betragen wie dif Obergrenze des Preiſes, die der 
auf den Markt gebrachten Menge 


der Ware entſpricht, und ſomit 
ſchon an ſic höher ſein, als er auf dem offenen Markte ſein müßte. 
Der im geheimen ſich bildende Preis wird aber zumeiſt dieſe Ober⸗ 


grenze noch überſchreiten. In Betracht kommt eben der Umſtand, 


daß ſich der Verkauf im geheimen vollzieht. Die einzelnen Käufer 
können nicht den Wettbewerb der Verkäufer zu Hilfe rufen. Es ſteht 
jedem einzelnen Käufer eigentlich ein einziger Verkäufer gegenüber, 


und ſo iſt der Verkäufer, der ſich ſchon in der überwiegend beſſeren 
Lage befindet, imſtande, die Preiswilligkeit des Käufers auf das 


äußerſte auszunützen, ſo daß ſich tatſächlich Preiſe bilden können, 
die die der gegebenen Menge entſprechende Oberen des Preiſes 


weit überſchreiten. 


Nun könnte man aber einwenden, die Behauptung, daß ein 


Preis die Obergrenze überſchreite, ſei doch ein Widerſpruch in ſich 
ſelbſt, eine contradietio in adjecto. Denn eine Obergrenze, die 
überſchritten werden könne, ſei doch tatſächlich keine Obergrenze mehr. 


Dem iſt zu erwidern, daß der im geheimen ſich bildende Preis jene 


Obergrenze überſchreitet, die dem Preis auf dem freien Markt ſich 


entgegenſtellt und die eben durch die Beſeitigung des freien Wett⸗ 
bewerbes der Verkäufer fällt. Das Beſeitigen der Obergrenze des 
Preiſes aber kann in folgenden Richtungen vor ſich gehen. Zunächſt 


ſetzt die Obergrenze des Preiſes, die einer beſtimmten auf den Markt 
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gebrachten Menge der Ware entſpricht, gleiche Preiſe für Güter 
gleicher Art für alle Käufer voraus. Dieſe Vorausſetzung iſt be⸗ 
kanntlich im freien Verkehr im weiteſten Umfange erfüllt. Auf dem 
freien Markt zahlt Arm und Reich gleiche Preiſe für Güter gleicher 
Art ohne Rückſicht darauf, wie groß die Unterſchiede der Preis⸗ 
willigkeit ſind. Ausnahmen gibt es zwar, aber ſie ſind verhältnis⸗ 
mäßig ſelten, und dabei erhält die Ware doch wenigſtens irgendeinen 
Unterſchied, der die betreffenden Stücke für den Reicheren begehrens⸗ 
werter macht. Dieſe Gleichheit der Preiſe trotz ungleicher Preis⸗ 
willigkeit hat Jevons das law of indifference genannt. Es hat 
jedoch Bedenken, dieſe Tatſache als Geſetz zu bezeichnen. Man iſt 
dabei zu ſehr verleitet, an ein unabwendbares Naturgeſetz oder aber 
an eine rechtliche oder ſittliche Norm zu denken. Tatſächlich handelt 
es ſich bei der Gleichheit der Preiſe von Gütern gleicher Art für 
Perſonen verſchiedener Preiswilligkeit um eine beſtimmte Erſcheinung 
auf dem freien Markt, die auf beſtimmte Urſachen zurückzuführen 
iſt und die verſchwindet, ſobald dieſe Urſachen verſchwinden. Das 
letztere ergibt ſich beim Verkauf im geheimen. Der Käufer größerer 
allgemeiner Preiswilligkeit kann ſich dem Verkäufer gegenüber nicht 
darauf berufen, daß ein anderer Käufer bei dieſem Verkäufer oder 
einem anderen Verkäufer billiger einkaufe. Er kann auch niemanden 
für ſich einkaufen ſchicken. Im Gegenteil iſt die perſönliche Bekannt⸗ 
ſchaft ein wertvolles Mittel, die Ware zu erlangen, und ſo iſt eine 
Verheimlichung der Perſon des Käufers und ſeiner perſönlichen 
Verhältniſſe in vielen Fällen unmöglich. Dazu iſt auch noch das 
Koſtengeſetz ausgeſchaltet, die Ware hat aufgehört beliebig vermehr⸗ 
bar zu werden, und ſo zwingt ſich denn jeder Käufer in dem Be⸗ 
ſtreben, die Ware nur zu bekommen, ſo viel für ſie zu geben, als 
er geben kann. Und da in dieſer Beziehung der Reichere den 


größeren Spielraum hat als der Armere, ergibt ſich die Möglichkeit, 


daß er für die Ware mehr zahlt als der Arme. Aber aus eben 


demſelben Grunde zahlt unter Umſtänden auch jener, der die Ware 


dringender braucht, oder jener, der ſich dies wenigſtens einbildet, 
der Angſtlichere, mehr als ein anderer. Denn die höhere Preis⸗ 
willigkeit, die der Verkäufer ausnützt, kann außer in dem größeren 
Vermögen auch in dem, was wir höhere Wertdispoſitionen gegenüber 
der betreffenden Ware nennen, ihren Grund haben. . 
So ergibt ſich alſo die Möglichkeit, daß bei gewiſſen Käufern 
jene Obergrenze des Preiſes überſchritten wird, die ſich als einheit 
liche Grenze für den Preis auf dem offenen Markt für die auf den 
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Markt gebrachte Menge der Ware ergeben würde. Allein es kann 
dieſe Obergrenze bei dem geheimen Verkaufe auch hinſichtlich aller 
Käufer überſchritten werden. Die Obergrenze des Preiſes ergibt ſich 
für eine beſtimmte auf den Markt gebrachte Menge der Ware. Das 


heißt nichts anderes, als daß die auf den Markt gebrachte Menge 


der Ware höchſtens zu einem beſtimmten Preis zur Gänze abgeſetzt 
werden kann. Das aber bedeutet wieder nicht etwa, daß die Ober— 
grenze des Preiſes unter keinen Umſtänden überſchrjtten werden kann, 
ſondern nur, daß, falls die Obergrenze des Preiſes überſchritten 
wird, eben nicht die ganze auf den Markt gebrachte Menge der 
Ware abgeſetzt wird, ſondern ein Teil der auf den Markt gebrachten 
Meuge der Ware unverkauft bleibt. Dieſe Gefahr genügt nun tat— 
ſächlich, um beſonders zu normalen Zeiten auf dem freien Markt 
die Einhaltung der Obergrenze des Preiſes, die der zu verkaufenden 
Menge entſpricht, zu gewährleiſten, wenn wir von den Reibungs- 
widerſtänden der volkswirtſchaftlichen Organiſation abſehen, die 
es auch unter normalen Verhältniſſen mit ſich bringen können, daß 
ein Teil der auf den Markt gebrachten Warenmenge unverkauft 
bleibt. Bei einem die Obergrenze überſchreitenden Preiſe iſt nämlich 


jeder Verkäufer in der Gefahr, daß gerade ihm die ganze oder ein 


weſentlicher Teil der Ware, über die er verfügt, übrig bleibt. Das 
ergibt für ihn bei einem verhältnismäßig kleinen, im allgemeinen 
in Ausſicht ſtehenden Gewinne die Gefahr des wirtſchaftlichen Zu— 
ſammenbruches. So hätte der Verkäufer durch unzeitiges Zurück— 
halten der Ware nur dem wettbewerbenden Verkäufer genützt, ſich 
ſelbſt aber unwiederbringlich geſchädigt. Daher vollzieht ſich auf 
dem freien Markt die Preisbildung, ſoweit nicht das Koſtengeſetz in 
Betracht kommt, im allgemeinen nach dem Grundſatze der gegebenen 
Menge. Unverkauft bleibende Mengen gleichen entweder einen Ab— 
gang der folgenden Periode aus — dann glückt die Spekulation, 
ſich vom Verkaufe zurückzuhalten — oder ſie verſchärfen den Über— 
fluß der folgenden Periode — die Hauſſeſpekulation iſt mißlungen. 
Anders bei dem geheimen Verkauf zur Umgehung der Höchſtpreiſe. 
Der Verkäufer iſt in einer viel beſſeren Stellung. Er weiß, daß er 
zu den Höchſtpreiſen die Ware immer noch anbringt. Allein er 
ſtrebt den vollen Verkauf der Ware gar nicht ſo unbedingt an. Er 
verdient an den weniger verkauften Stücken ſo viel, daß er einen 
Teil der Ware unverkauft verderben laſſen kann. Das gemeinſame 
Intereſſe der Verkäufer veranlaßt ſie dabei auch ohne Verabredung 
zu einem gleichförmigen Vorgehen. Es werden Preiſe nicht ver— 
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dorben. Und wenn ſie ſchon hier und da einer verdirbt, ſo brauchen 
ihm die anderen nicht zu folgen, wenn ſie wiſſen, daß die Käufer 
ja doch kommen werden. So ergeben ſich. — nicht notwendig, aber 
doch mit einer gewiſſen Wahrſcheinlichkeit — Preiſe, die die der 
verfügbaren Menge der Ware entſprechende Obergrenze überſchreiten 
und bei denen dann demzufolge ein Teil der verfügbaren Menge der 
Ware unverkauft bleibt und zugrunde geht — ein doppelter Nach⸗ 
teil für die Volkswirtſchaft. 

Nehmen wir wieder unſer obiges Beiſpiel. Die zur Verfügung 
ſtehende Menge der Waren ſei wieder 400 Stücke, die Behörde ſetze 
aber den Preis mit 40 feſt. Bei dieſem Preis ergibt ſich eine Nach⸗ 
frage nach 1800 Stücken ſtatt der angebotenen 400 Stücke, kauf⸗ 
kräftige Nachfrage nach 1400 Stücken muß unbefriedigt bleiben. Im 
einzelnen wird bei dem Preiſe von 40 A 4 Stücke und B 3. Stücke 
von der Ware nachfragen. Nach der auf dem Markte vorhandenen 
Menge der Ware und der Preiswilligkeit der Käufer können aber 
auf A nur 3 Stücke und auf B nur 2 Stücke entfallen. Nun hin⸗ 
dert zunächſt einmal den B nichts, die 3 Stücke, die er zu dem 
amtlich feſtgeſetzten Preiſe zu erwerben bereit iſt, auch tatſächlich zu 
erwerben. Dann aber erhält A ſtatt der 4 Stücke, die er zu dem 
amtlich feſtgeſetzten Preiſe erwerben möchte, nur 2 Stücke. Oder 
wenn wir uns den Fall noch kraſſer, aber immer im Rahmen der 
Wirklichkeit vorſtellen, ſo können drei Wirtſchafter von der gleichen 
allgemeinen Preiswilligkeit wie A je 4 Stücke von der Ware er⸗ 
halten, der A ſelbſt erhält aber überhaupt nichts. Denn für die 
4 Perſonen der gleichen allgemeinen Preiswilligkeit waren eben zu⸗ 
ſammen nur 12 Stücke vorhanden ſtatt der 16 von ihnen zum 
Höchſtpreiſe nachgefragten. Der auf die eine oder die andere Art 
ausgeſchloſſene A wird nun mit ſeinem Preisangebot ſogleich über 
den Höchſtpreis hjnaufgehen, um, wenn ſchon nicht 4, doch wenigſtens 
3 Stücke der Ware zu erhalten. Er kann dabei wirtſchaftlich mit 
ſeinem Preisangebot, wenn er die 3 Stücke erhalten will, bis auf 
80 hinaufgehen, und wird dieſen oder einen dieſem Beträge fehr 
nahekommenden Preis infolge der ungünſtigen Stellung, die er dem 
Verkäufer gegenüber einnimmt, auch tatſächlich bewilligen müſſen. 
Dasſelbe gilt ähnlich für alle anderen Käufer, ſo daß ſich an Stelle 
des amtlich feſtgeſetzten Höchſtpreiſes von 40 im geheimen zunächſt 
ein Preis von 79 bilden wird. Nun aber kann der im geheimen 
ſich bildende Preis auch noch über 79 hinausgehen. Bei einem 
ſolchen den Betrag von 79 überſteigenden Preiſe — zum Beiſpiel 82 — 


\ 
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wird nun freilich ein Teil der Ware unverkauft bleiben, da A bei 


einem Preiſe über 80 nur 2 Stücke und nicht die 3 Stücke ab⸗ 


nimmt, die er beim Preis von 79 abnehmen würde, und die von 


dem Vorrate von 400 Stücken nach ſeiner allgemeinen Preiswilligkeit 
auf ihn entfallen. Allein dieſes Zurückbleiben eines unverkauften 
Reſtes hat für die einzelnen Verkäufer keinen ſo beſonderen Schrecken. 
Die Verhältniſſe ſind eben ganz andere als zu normalen Zeiten. 


| Nehmen wir an, zu normalen Zeiten kaufe ein Verkäufer 20 Stücke 


zu 38, die er zu 40 zur Gänze verkaufen kann. Bei einem Preis 


von 42 könnte er nur 18 Stücke anbringen. Bei dieſer Sachlage 
bringt der Preis von 42 dem Verkäufer im ganzen einen echten 


Verluſt. Denn ſein Einkaufspreis im ganzen war 760, der erzielte 


Erlös 756. In dieſer Weiſe kann der Verkäufer nicht weiter ar⸗ 
beiten, er müßte zugrunde gehen. Anders wenn der Preis im ge— 


heimen über 80 ſteigt. Der Verkäufer hat nur 10 Stück der Ware 
angeſchafft. Selbſtkoſten ſeien 50. Bei einem Preis von 80 hat er 
einen Erlös von 800, bei einem Preis von 90, zu welchem Preis nur 


8 Stücke verkauft werden, hat er einen Erlös von 720. Es wäre 


alſo für den Verkäufer freilich vorteilhafter, zum Preiſe von 80 


alle 10 Stücke ſtatt zum Preiſe von 90 nur 8 Stücke zu verkaufen. 


Allein auch bei letzterem Preiſe verdient er noch immer ſehr viel; 
die in dieſem Falle verfehlte wirtſchaftliche Spekulation, zum Zwecke 


der Erhöhung des Preiſes einen Teil der Ware zurückzuhalten, be- 
deutet bei weitem keinen wirtſchaftlichen Untergang für den Verkäufer. 
Dabei kann aber infolge der Preisantinomie der Sachverhalt auch 
noch der fein, daß beim Verkaufe von weniger Stücken der Brutto— 
erlös und damit der Gewinn größer iſt als bei einem größeren 
Abſatz. So können eben die Verkäufer auf die Gefahr hin, daß 


ihnen ein Teil der Ware unverkauft zurückbleibt, was aber eine 


Gefahr gar nicht zu bedeuten braucht, den Preis auch noch höher 
halten, als der auf den Markt gebrachten Menge der Ware ent- 


ſpricht. 


Nehmen wir nun aber an, die Staatsbürger würden dem öffent⸗ 
lichen Intereſſe oder den Anordnungen der Regierung freiwillig 


folgen und die Höchſtpreiſe einhalten, obſchon ſie nach der auf den 
Markt gebrachten Menge der Ware auch höhere Preiſe erzielen 
könnten, oder die Macht der Behörde wäre ſo groß, daß ſie die 
Einhaltung der Höchſtpreiſe durchſetzen könne, auch wenn der Höchſt— 
preis weſentlich unter jener Obergrenze wäre, die der auf den Markt 
gebrachten Menge der Ware entſpricht. Die Frage iſt die, ob unter 


N 
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dieſer Vorausſetzung etwa die Feſtſtellung der Höchſtpreiſe als eine 

im öffentlichen Intereſſe gelegene Maßnahme angeſehen werden könnte. 
Wir müſſen dieſe Frage verneinen. Die Folge dieſer Höchſtpreiſe 

wäre nämlich nur eine ganz willkürliche und damit jedenfalls dem 
öffentlichen Wohle nicht entſprechende Verteilung der vorhandenen 
Gütermenge unter die einzelnen Wirtſchaften. Einzelne Wirtſchaften 
bekämen, wie wir bereits bemerkt haben, ſo viel von dem betreffenden 
Gute, als ſie zum Höchſtpreis zu kaufen in der Lage ſind, andere 
Wirtſchaften bekämen wenig oder gar nichts, obſchon ſie nach ihrer 
Preiswilligkeit eine beſtimmte Anzahl von Stücken kaufen möchten. 
Dabei iſt das Verhältnis ſelbſtverſtändlich nicht etwa das, daß der 
Armere ſo viele Stücke erhielte, als er bezahlen kann, während der 
Reichere weniger erhält, als er zu dem Höchſtpreiſe kaufen möchte. 
Vielmehr kann das Verhältnis ebenſo auch das ſein, daß der Reichere 
infolge ſeiner beſſeren Verbindungen ſo viel erhält, als er will, 
während der Armere wenig oder nichts kaufen kann. In unſerem 
obigen Beiſpiel könnte es, wenn der Höchſtpreis von 40 bei einer 
Menge von 400 eingehalten wird, ebenſogut dazu kommen, daß A 
2 und B 3 Stücke, wie daß A 4 und B nur 1 Stück zu kaufen 
erhält. Die Verteilung wäre alſo ganz willkürlich. Sie würde 
ganz von der Laune des Verkäufers, vom perſönlichen Verhältnis 
zu ihm, vom Zufall oder ſchließlich davon abhängen, wer ſich früher 


anſtellt“. Das Ergebnis eines zu tief angeſetzten Höchſtpreiſes iſt 
alſo, ſelbſt wenn er eingehalten würde, jedenfalls nichts weniger als 


ein ſolches, das dem öffentlichen Intereſſe entſprechen würde. 

Höchſtpreiſe können alſo mit Erfolg nur in einer ſolchen Höhe 
feſtgeſetzt werden, daß die Nachfrage zum Höchſtpreis das Angebot 
an der betreffenden Ware nicht oder nicht weſentlich überſchreitet. 
Anderſeits ſind nun aber Höchſtpreiſe, die dieſe Grenze einhalten 
würden, in beſtimmten Fällen nicht anwendbar. Sie find ebenſo⸗ 
wenig wie ein auf dem freien Markt ſich bildender Preis mit dem 
öffentlichen Intereſſe dann vereinbar, wenn die verfügbare Menge 
der Ware unter eine beſtimmte Größe ſinkt. Und zwar aus folgendem 
Grunde: Einer beſtimmten abzuſetzenden Menge einer Ware ent⸗ 
ſpricht, wie wir wiederholt erwähnt haben, eine beſtimmte Preis⸗ 
willigkeit, deren Betrag der Preis nicht überſchreiten darf, als Ober⸗ 


grenze, und eine beſtimmte Preiswilligkeit, deren Betrag der Preis 


beim Sinken nicht erreichen darf, als Untergrenze des Preiſes. Die 
beiden Grenzpreiswilligkeiten können ſich, jede für ſich, gleichzeitig 
bei Käufern verſchiedener allgemeiner Preiswilligkeit, das iſt, wenn. 
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wir von dem immerhin jelteneren Falle der verſchiedenen Wert: 
dispoſition abſehen, bei Käufern verſchiedenen Vermögens finden. 
Dabei ergibt ſich bei Käufern höheren Vermögens die gleich hohe 
Preiswilligkeit mit Käufern geringeren Vermögens infolge der größeren 
Anzahl der von jenen erworbenen Stücke der betreffenden Güterart, 
was jedoch, wie gleichfalls bereits erwähnt wurde, mit dem Sinken 
des Grenznutzens der erworbenen Menge der betreffenden Güterart 
nicht unmittelbar zuſammenhängt, vielmehr auch ohne Sinken des 
Grenznutzens ſchon infolge der bloßen Tatſache der Erwerbung von 
mehr Stücken eintritt. 

Innerhalb dieſer Ober- und Untergrenze bildet ſich auf dem 
freien Markte irgendwo der Preis. Wir bemerkten ſchon, daß ſich 
richtig ermittelte Höchſtpreiſe der Untergrenze des Preiſes möglichſt 
nahe halten werden, ſoweit dies die Aufrechterhaltung eines genügenden 
Angebotes zuläßt, ohne Jie jedoch zu erreichen. Hinter der Ober— 
und Untergrenze des Preiſes ſtehen Preiswilligkeiten, die nicht preis⸗ 
beſtimmend wirken. Hinter der Untergrenze — unter ihr — ſtehen 
Preiswilligkeiten, die noch geringer ſind als die erſte nicht mehr in 
Anſpruch genommene Preiswilligkeit, hinter der Obergrenze — über 
ihr — ſtehen Preiswilligkeiten, die höher ſind als die geringſte noch 
in Anſpruch genommene Preiswilligkeit. Der Preis, der ſich in der 
angegebenen Weiſe bildet oder gebildet wird, wird für alle Käufer 
oder für eine Anzahl der Käufer unter der Höchſtgebotsgrenze der 
von dieſen Käufern tatſächlich erworbenen Stücke ſtehen. In unſerem 
Beiſpiel iſt bei einem Angebote von 900 Stücken die Obergrenze 
des Preiſes 73 und die — zu überſchreitende — Untergrenze des 
Preiſes 69. Die Obergrenze des Preiſes von 73 ergibt ſich bei 
- einem Käufer M, der zu dieſem Betrage gerade noch ein Stück 
kaufen kann, dann bei einem Käufer N, der zu dieſem Betrage eben 
noch 2 Stücke zu kaufen bereit iſt, und bei einem Käufer O, der zu 
dieſem Preiſe 3 Stücke kaufen kann. Die Untergrenze des Preiſes 
von 69 ergibt ſich bei einem Käufer P, der zu dieſem Betrage 
1 Stück kaufen würde, ferner bei dem Käufer L, der zu dieſem 
Betrage 2 Stücke kaufen würde. Dieſe Käufer dürfen das 1 bzw. 
2 Stücke nicht erhalten, da hierfür der Vorrat nicht ausreicht. Die 
Preiswilligkeiten des A hingegen ſtehen außerhalb der Ober- und 
Untergrenze des Preiſes. Denn A gibt für 1 Stück von 3 Stücken 
80, für 1 Stück von 4 Stücken 40. Der Preis wird von der 
Obrigkeit mit 70 feſtgeſetzt. Dieſer Preis iſt für alle zum Kaufe 
gelangenden Käufer unter der Höchſtgebotsgrenze. Fällt nun die 
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N auf den Markt gebrachte Menge der Ware, ſo muß der Preis zu⸗ 


mindeſt ſo weit ſteigen, daß er die frühere Obergrenze überſteigt. bet 


Dieſe Obergrenze wird zur nicht erreichbaren, notwendig zu über⸗ 


= ſchreitenden Untergrenze des Preiſes. Ihr gegenüber tritt dann eine 


neue Obergrenze, die ſich aus einer Preiswilligkeit bildet, die früher 
außerhalb der Obergrenze des Preiſes ſtand. Innerhalb der neuen 
Grenzen — frühere Obergrenze als Untergrenze und neue Ober⸗ 
grenze — wird ſich der neue Preis irgenwo bilden. Ausgeſchloſſen 
werden damit zunächſt die früher noch herangezogenen Preiswillig⸗ 
keiten der Käufer geringſter allgemeiner Preis willigkeit für ein ein⸗ 
ziges Stück; die betreffenden Käufer erhalten überhaupt nichts mehr 
von der Ware; ausgeſchloſſen wird ferner die Preiswilligkeit be⸗ 
ſtimmter Käufer größerer allgemeiner Preiswilligkeit für 1 Stück 
von mehr Stücken und an ihre Stelle tritt die Preiswilligkeit der⸗ 
ſelben Käufer für 1 Stück aus weniger Stücken, die betreffenden 


Käufer erhalten weniger Stücke als früher zu höherem Preis. Hin⸗ 


gegen bleibt die Verſorgung jener Wirtſchaften, für die der frühere 
Preis unter der Höchſtgebotgrenze war, unverändert. Sie zahlen 
nur höhere Preiſe. In, unſerem Beiſpiel wird bei einer Herabſetzung 
der Menge unter 9005 der Preis zunächſt über 73 ſteigen. Dieſer 


. Betrag — die frühere Obergrenze — bildet nunmehr die notwendig 
zu überſchreitende Untergrenze des Preiſes. Er ſteigt etwa auf 80. 


ann erhält M überhaupt nichts mehr von der Ware, N erhält 
1 Stück und O 2 Stücke. A erhält 3 Stücke, wie bisher, doch iſt 
der Preis für ihn nunmehr an der Höchſtgebotsgrenze. Jede weitere 
Verringerung der Menge muß auch eine Einſchränkung der von ihm 
erworbenen Stücke zur Folge haben. 
Je weiter nun die Menge fällt, um ſo höher ſteigt die Unter⸗ 


grenze des Preiſes. Es kommen nun auch Preiswilligkeiten, die 


früher über der. Obergrenze des Preiſes ſtanden, zunächſt an die 
Obergrenze, fallen ſchließlich an die und unter die Untergrenze 
— ſelbſtverſtändlich nur relativ, denn ſie ſind ja fixe Größen, denen 
gegenüber die Menge des Gutes es iſt, mit deren Abnahme die 
Obergrenze des Preiſes ſteigt —, und auch die Verſorgung dieſer 
Wirtſchaften wird eine geringere. Das Endergebnis aber einer er⸗ 
heblichen Einſchränkung der Menge der Ware iſt für die Preisbildung 


auf dem offenen Markte das, daß eine Anzahl von Wirtſchaften, 


und zwar eine verhältnismäßig ſehr große Anzahl von Wirtſchaften, | 
überhaupt nichts von der Ware erhält, andere Wirtſchaften weniger 
als N während eine geringe Anzahl von Wirtſchaften ebenſoviel 
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von dem Gute wie früher zu verzehren in der Lage iſt. Nehmen 
wir unſer Beiſpiel, ſo werden bei einer verfügbaren Menge von 
1800 Stücken und einem Preiſe von 40 etwa 600. Käufer R zu 
1 Stücke erhalten, 150 Käufer B erwerben zu 3 Stücken, 50 Käufer A 
zu 4 Stücken. Die übrigen 550 Stücke erhalten Käufer höherer 
allgemeiner Preiswilligkeit. Sinkt nun die Menge auf 1000, ſo 
werden die 600 Käufer R überhaupt nichts mehr von der Ware 
erhalten, 150 Käufer B erhalten zu 2 Stücken, 50 Käufer A zu 
3 Stücken. Die Käufer noch höherer allgemeiner Preiswilligkeit 
erhalten 550 Stücke ebenſo wie früher. Dabei macht es ſelbſt— 
verſtändlich keinen Unterſchied, ob infolge Verſchiebung der Ein- 
kommensverhältniſſe — die jedoch ſicher nicht im Sinne einer Aus— 
gleichung, ſondern eher im Sinne einer Verſchärfung der Unterſchiede 
vor ſich geht — die reicheren und die ärmeren Käufer der Perſon 
nach andere ſind, als ſie es früher waren. 

Ein ſolches Ergebnis der Preisbildung iſt nun, ſoweit es ſich 
um Gegenſtände des Lebensbedarfes handelt, mit dem Beſtande der 
belagerten Stadt oder des blockierten Landes, in dem der Notſtand 
eintritt, unvereinbar. Es bedeutet Entbehrung und vielleicht Unter— 
gang für breite Schichten der Bevölkerung bei fortlaufender ge— 
nügender und reichlicher Verſorgung einer Minderzahl. Durch Höchſt— 
preiſe läßt ſich dieſes Ergebnis, wie wir ſahen, nicht hintanhalten. 
Denn Höchſtpreiſe, die der auf den Markt gebrachten Menge der 
Ware entſprechen, würden eben dieſes ungünſtige Ergebnis liefern. 
Sind die Höchſtpreiſe aber niedriger, ſo werden ſie entweder nicht 
eingehalten und die Verſorgung der Minderbemittelten wird eine 
noch ſchlechtere oder ſie werden ausnahmsweiſe eingehalten, dann 
aber wird nichts weniger als eine richtige Verteilung der vorhandenen 
Gütermenge erzielt und die Not kann eine noch viel ſchärfere werden. 
Dabei wäre ausdrücklich hervorzuheben, daß es ſich für das Ergebnis 
gleich bleibt, ob für ein Gut unmittelbar ein Höchſtpreis beſtimmt 
wird oder ob die Preisbeſchränkung in der Weiſe angeordnet wird, 
daß man den Händlern oder Erzeugern aufträgt, die Ware nur mit 
Zuſchlag eines mäßigen Gewinns zu verkaufen, ohne daß der Preis 
der Ware ſelbſt feſtgeſetzt würde. Iſt in dieſem Falle ein Preis 
der Ware, der ſich aus Anſchaffungskoſten des Verkäufers mehr 
mäßigem Gewinne ergibt, geringer als die der Menge der Ware 
entſprechende Untergrenze des Preiſes, werden ſich genau dieſelben 
Folgen ergeben, wie bei zu gering angeſetzten Höchſtpreiſen. Entweder 
wird die Beſtimmung nicht eingehalten und doch ein übermäßiger 
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Gewinn erzielt, ſei es nun offen, ſei es auf irgendwelchen Umwegen, 
oder ſie wird wider Erwarten eingehalten, dann ergibt ſich wieder 
eine ganz willkürliche Verteilung der Ware. Etwas anders verhält 
es ſich, wenn der Gewinn an der Ware nicht von vornherein be⸗ 
ſchränkt wird, ſondern nachträglich ganz oder teilweiſe durch eine 
Kriegsgewinnſteuer eingezogen wird. Auch wenn dieſe Steuer ſchon 
bekannt iſt, wird ſie die Verkäufer kaum veranlaſſen, ſich von vorn⸗ 
herein mit einem geringeren Gewinne zu begnügen. Der Preis 
wird ſich in dieſem Falle nach der auf den Markt gebrachten Menge 
der Ware richten und wird eben wieder dann nicht zugelaſſen werden 
können, wenn er — ebenſo wie ein der Menge entſprechender Höchſt⸗ 


preis — jo hoch iſt, daß er die richtige Verſorgung aller Wirt: 


ſchaften mit dem in Betracht kommenden Gute gefährdet. Die 
nachträgliche Einziehung des Mehrgewinnes hilft wohl den Staats⸗ 
finanzen, ergibt aber keine richtige Verteilung des betreffenden 
Lebensmittels. 

Höchſtpreiſe find ſomit, ob fie unmittelbar oder „mittelbar 
— durch Beſchränkung der Gewinne — angeordnet werden, zur 
Erzielung einer beſtmöglichen Verwendung der der Volkswirtſchaft 
in beſchränkter Menge zur Verfügung ſtehenden notwendigen Lebens⸗ 
mittel nur innerhalb gewiſſer enger Grenzen anwendbar. Laſſen 


ſich dieſe Grenzen nicht einhalten, ſo bleiben zur Hintanhaltung einer 


mit dem weiteren Beſtande des Gemeinweſens unvereinbaren Lebens⸗ 


mittelverteilung, bei der der eine verhältnismäßig viel, der andere 
nichts erhält, nur zwei Wege übrig. Der eine Weg wäre der, die 
Ungleichheit der Einkommen zu beſeitigen oder einzuſchränken. Denn 


wenn alle Wirtſchaften gleiches Einkommen haben, können alle nur 


gleich viel kaufen. Eine Beſeitigung der Einkommensunterſchiede 
behufs Ermöglichung einer beſſeren Güterverteilung iſt bekanntlich 
grundſätzlich das Ziel der ſozialiſtiſchen Volkswirtſchaftspolitik. 
Dieſes Ziel will die ſozialiſtiſche Wirtſchaftspolitik vornehmlich durch 
Ausſchaltung jener arbeitsloſen Einkommen erreichen, die ſich auf 
den ausſchließenden Beſitz von Produktionsmitteln gründen, durch 
Ausſchaltung von Grundrente und Kapitalzins. Dieſer Weg, die 
Einkommensunterſchiede aufzuheben, kann in dem Falle des Not⸗ 
ſtandes, um den es ſich handelt, nicht beſchritten werden. Denn 
er bedeutet eine vollſtändige Anderung des herrſchenden volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Syſtems. Ohne ſich über die Möglichkeit und Erwünſcht⸗ 
heit des ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems irgendwie zu äußern, kann 


jedenfalls feſtgeſtellt werden, daß zur nr eines e 
Schmollers Jahrbuch XLIII 4. 
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der als ſolcher doch nur vorübergehend ift, anderſeits aber jofortige 
Abhilfe verlangt, eine vollſtändige Anderung des volkswirtſchaftlichen 
Syſtems nicht als geeignete Maßnahme erſcheint. Es iſt daher eine 
Anderung der Einkommensverteilung behufs Hintanhaltung einer 
ungünſtigen Güterverſorgung unter den hier behandelten Umſtänden 
nur in ganz beſchränktem Umfange anwendbar. Ein Hauptgeſichts— 
punkt iſt dabei, Einkommensunterſchiede nicht auch noch verſchärfen 
zu laſſen, was dadurch zu erzielen iſt, daß man insbeſondere 
die Gewinne, die einzelnen Wirtſchaften als Folge des Notſtandes 
ſelbſt erwachſen, dieſen Wirtſchaften wieder entzieht. Eine Auf⸗ 
hebung oder Mäßigung der durch dieſe Gewinne hervorgerufenen 
Einkommensverſchiebung iſt deshalb für die hier behandelte Frage 
von beſonderer Wichtigkeit, weil dieſer Einkommenszuwachs mit 
Vorliebe zur Anſchaffung von Genußmitteln bis zur Überſättigung 
verwendet wird — Geld ſpielt für dieſe Wirtſchaften keine Rolle —, 
dieſe Einkommensverſchiebung ſomit vornehmlich geeignet iſt, auf 
die Verteilung der Lebensmittel ungünſtig einzuwirken. Hier liegt 
eine Begründung der Kriegsgewinnſteuer. Daneben kommt dann zur 
Ausgleichung der Einkommensunterſchiede behufs Ermöglichung einer 
beſſeren Güterverteilung die Erhöhung gewiſſer geringer Einkommen 
in Betracht, insbeſondere Erhöhung der Einkommen der öffentlichen 
Bedienſteten. Allein dieſe auf Ausgleichung der Einkommensunter— 
ſchiede hinzielenden Mittel ſind nicht durchgreifend und außerdem 
wirken ſie viel zu mittelbar, . daß man den Erfolg ſicher voraus— 
ſetzen könnte. 
f So bleibt denn nur Be andere Weg offen, der nicht vom Ein⸗ 
kommen ausgeht, ſondern ſich unmittelbar der Güterzuteilung zu⸗ 
wendet. Dieſer Weg iſt der der unmittelbaren Zuteilung der Güter 
an die einzelnen Wirtſchaften, der Rationierung. Bei der Natio- 
nierung wird die Preisbildung und Verteilung der notwendigen 
Lebensmittel vollſtändig vom Markte losgelöſt und obrigkeitlich ge— 
regelt. Die zur Verfügung ſtehende Menge des Gutes wird bei den 
Inhabern — Produzenten oder Händlern — beſchlagnahmt und ihrer 
freien Verfügung entzogen. Dieſe Menge wird feſtgeſtellt, ander— 
ſeits die Anzahl der zu verſorgenden Köpfe beſtimmt und auf dieſe 
Weiſe ermittelt, welche Teilmenge dem einzelnen Individuum zu— 
geteilt werden kann, wobei lediglich auf den Grad des Bedürfniſſes 
Rückſicht genommen wird. Schwerarbeiter werden mit einem größeren 
Anteil berückſichtigt, Kinder mit einem geringeren als der Durch— 
ſchnitt. Nach der Anzahl der Köpfe erhält ſodann jede Wirtſchaft 
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ihre Anweiſung auf die entſprechende Menge des Lebensmittels. 
Der Preis des Lebensmittels wird dabei derart feſtgeſetzt, daß auch 
— die ärmſte Wirtſchaft in der Lage iſt, die auf ſie entfallende Menge 
des Lebensmittels zu erwerben. Indes darf der Preis des Lebens⸗ 

ö mittels dieſe Grenze, die Höchſtgebotsgrenze der ärmſten Wirtſchaft, 
gar nicht erreichen. Denn ſonſt hätte die ärmſte Wirtſchaft in Hin⸗ 
blick auf den hohen Bedürfnisrang des Lebensmittels nach Beſchaffung 

der auf ſie entfallenden Menge desſelben keine Geldmittel mehr, um 
auch noch Güter anderer Art zu erwerben. Der Preis des Brotes 
darf bei Rationierung nicht ſo hoch gehalten werden, daß er den 
Höchſtbetrag erreicht, den auch nur die ärmſte Wirtſchaft für die 
auf ſie entfallenden Menge von Brot geben würde. Denn ſonſt 
könnte die ärmſte Wirtſchaft außer Brot überhaupt nichts kaufen. 
So wird alſo der Preis des Lebensmittels unter der Höchſtgebots⸗ 
grenze, und zwar unter Umſtänden weit unter der Höchſtgebotsgrenze, 
auch des ärmſten Käufers als Grenzkäufers gehalten werden. Wir 
ſehen den Unterſchied gegenüber einer bloßen Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen. Beim Höchſtpreis kann immer nur die vorhandene Menge 
der Bare den Grenzkäufer ergeben; es können beim Höchſtpreis nicht 
andere Käufer kaufen als bei freier Preisbildung kaufen würden. 
Bei der Rationierung hingegen beſtimmt die Obrigkeit ſelbſt, wer 
der Grenzkäufer ſein ſoll, oder richtiger, der Armſte wird zum Grenz⸗ 
käufer beſtimmt, auch auf ihn muß eine beſtimmte Menge der Ware 
entfallen. Bei der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen kann ferner zwar 
der Preis unter der Höchſtgebotsgrenze des Grenzkäufers ſtehen, aber 
doch nur mit der Beſchränkung, daß er die einer Nachfrage nach 
einer größeren Menge entſprechende Untergrenze nicht erreichen darf. 
Bei einer Rationierung kann der Preis beliebig tief unter der 
Höchſtgebotsgrenze des Grenzkäufers ſtehen. Maßgebend iſt nur das 
Gemeinwohl. Eine gewiſſe Grenze gibt es wohl, und zwar im Hin⸗ 
blick auf den Preis, den das Gemeinweſen den Verkäufern des 
Gutes, den Produzenten, zahlt. Den Produzenten wird vom Gemein⸗ 
weſen ein Preis bezahlt, der ihnen einen entſprechenden Gewinn 
| läßt, um ſie zur Aufrechthaltung, unter Umſtänden Erweiterung 
der Produktion zu veranlaſſen. Allein eine abſolute Untergrenze 

. für den Preis der rationierten Lebensmittel ergibt ſich hieraus in: 
ſofern nicht, als das Gemeinweſen feinen Verkaufspreis auch billiger 
anſetzen kann als ſeinen Einkaufspreis. Daraus ergeben ſich freilich 
beträchtliche Geldverluſte für das betreffende Gemeinweſen, die jedoch 


im Intereſſe des N getragen werden müſſen. Privat⸗ 
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wirtſchaftliche Geſichtspunkte treten hier vollſtändig zurück. Was 
aber den volkswirtſchaftlichen Standpunkt anbelangt, ſo iſt er eben 
kein anderer als der des Gemeinwohles. Es hätte gar keinen Sinn 
zu ſagen, ein Preis, der gegenüber dem Einkaufspreis einen Verluſt 
ergibt, ſei volkswirtſchaftlich unrichtig und nur aus höheren als 
volkswirtſchaftlichen Intereſſen gerechtfertigt. Die Frage iſt nur die, 
ob die Opfer, die die Deckung der Preisverluſte erfordert, nicht etwa 
größere ſind als die Vorteile, die der geringe Preis in Hinblick auf 
die Verſorgung der Wirtſchaften mit ſich bringt. Und dieſe Frage 
wird eben häufig zu verneinen ſein. 

Die Rationierung bedeutet einen tiefgehenden Eingriff in die 
freie wirtſchaftliche Betätigung der Individuen, und zwar in ihrem 
empfindlichſten Punkte, in der Konſumtion. Zwar als ſozialiſtiſche 
Maßnahme in eigentlichem Sinne iſt ſie nicht zu betrachten. Denn 
wie erwähnt, geht der Sozialismus der Hauptſache nach von der 
Einkommensverteilung aus, durch deren radikale Umänderung er 
das beſtehende volkswirtſchaftliche Syſtem umzuſtoßen gedenkt. Die 
Rationierung hingegen betrifft in erſter Reihe den Konſum; außer— 
dem berührt ſie die Produktion, aber dieſe grundſätzlich nicht anders 
als etwa bei einem Einkaufsmonopol. Die Einkommensverteilung 
läßt ſie unberührt. So bleiben auch bei der Rationierung die Grund— 
lagen der verkehrswirtſchaftlich⸗kapitaliſtiſchen Organiſation aufrecht. 
Es entſpricht daher auch der Rationierung beſtimmter Lebensmittel 
auf der einen Seite die freie Preisbildung aller übrigen Güter auf 
der anderen Seite, die ſich dann nur um ſo wilder vollzieht. Erſt 
eine Rationierung aller Güter überhaupt, und zwar im Sinne einer 
Zuteilung aller Güter nach Maßgabe der Bedürfniſſe, ohne Berück— 
ſichtigung des Einkommens der einzelnen Wirtſchaften, würde eine 
Umſtoßung des beſtehenden volkswirtſchaftlichen Syſtems bedeuten, 
allein eine Umſtoßung ohne etwas an ſeine Stelle zu ſetzen. Die 
Folge wäre vollkommene volkswirtſchaftliche Desorganiſation. Wir 
können alſo die Rationierung als Übergang zu einem ſozialiſtiſchen 
Syſtem nicht auffaſſen, wobei wir nur nebenbei bemerken möchten, 
daß umgekehrt zu einem ſozialiſtiſchen Syſtem oder wenigſtens einem 
Syſtem, das die hauptſächlichſten ſozialiſtiſchen Forderungen erfüllt, 
eine Rationierung der Güterzuteilung nach dem Bedürfnis oder über— 
haupt unmittelbare Zuteilung von Genußgütern nicht unbedingt 
gehört, ein ſozialiſtiſches Syſtem vielmehr auch mit freier Preis- 
bildung dieſer Güter auf einem Markte denkbar iſt. 

Wenn nun die Rationierung auch nicht als Übergang zum 
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ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem aufzufaſſen iſt, ſo bedeutet ſie doch, 
wie erwähnt, die ſchwerwiegendſte Beſchränkung freier wirtſchaftlicher 
Betätigung. Sie erfordert ferner einen großen und koſtſpieligen 
Apparat, umfaſſende Überwachungsmaßnahmen und belaſtet ſchließlich 


gegebenenfalles infolge des negativen Unterſchiedes zwiſchen Einkaufs 


und Verkaufspreis die Finanzen in empfindlicher Weiſe. Sie iſt daher 
eine Maßnahme, die tatſächlich nur im Notfall und als letztes Mittel 
angewendet wird, wenn andere Mittel verſagen. Das wichtigſte dieſer 
anderen Mittel iſt aber die Beſtimmung der Höchſtpreiſe. Dieſes 


Mittel iſt ungemein einfach. Es bedarf nur einer Verordnung, allen⸗ 


falls auch noch beſtimmter Überwachungsmaßnahmen. Allein es ver⸗ 
ſagt eben leicht. Es verſagt, falls die Grenze überſchritten wird, 
die dieſem Mittel geſetzt iſt. In dieſem Falle ſtiftet es Schaden 
ſtatt Nutzen. Welches die Grenze iſt, haben wir oben gezeigt. Es 
iſt jene Grenze, bei der ſich eben noch keine unbefriedigte kaufkräftige 
Nachfrage nach dem betreffenden Gute ergibt. Dieſe Grenze von 
vornherein ziffernmäßig feſtzuſtellen, iſt freilich unmöglich. Allein da 
hilft eben Probieren. Steigt der Preis eines Gutes ſo, daß die 
genügende Verſorgung gewiſſer Volksſchichten mit dieſem Gute ge⸗ 
fährdet erſcheink, iſt er durch einen Höchſtpreis herabzuſetzen oder 
wenigſtens zu fixieren. Bleibt die Ware auf dem Markte, jo war 
die Maßnahme richtig. Verſchwindet die Ware, ſo iſt der Höchſtpreis 
zu erhöhen oder, falls dies nicht angeht, Rationierung einzuführen. 
An ſich bleibt die Maßnahme des n immer zuläſſig und 


iſt in erſter Linie anzuwenden. 


Und hier iſt nun auch die Stelle, wo die in dieſem Abſchnitte 
behandelte praktiſche Frage des Preiſes mit einer theoretiſchen Frage 
des Preiſes zuſammenhängt, einer theoretiſchen Frage, von deren Be⸗ 
antwortung die Frage nach der Zuläſſigkeit der Höchſtpreiſe überhaupt 
abhängt. Dieſe Frage iſt die oben behandelte, ob bei einer beſtimmten 
auf den Markt gebrachten Menge einer Ware auf dem freien Markte 
überhaupt verſchiedene Preiſe dieſer Ware möglich ſind, oder ob einer 
beſtimmten auf den Markt gebrachten Menge einer Güterart nur ein 
einziger möglicher Preis entſpricht. Wird die theoretiſche Frage in 
letzterem Sinne beantwortet, ſo iſt für Höchſtpreiſe überhaupt kein 
Platz. Denn entweder trifft der Höchſtpreis gerade den Preis, der 


der auf den Markt gebrachten Menge der Ware entſpricht, dann 


hat er keine Bedeutung, als etwa, daß der Ruhepreis früher eintritt, 
als er vielleicht bei freier Preisbildung eingetreten wäre, oder der 
Höchſtpreis trifft den Punkt nicht, er bleibt, worauf allein es an⸗ 
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kommt, unter ihm, dann kann ſich der Höchſtpreis nicht halten, es 
entſteht Schleichhandel und mit ihm die geſchilderten üblen Folgen. 
Da nun die zweite Alternative die weitaus größere Wahrſcheinlich— 
keit für ſich hätte, wäre die Beſtimmung von Höchſtpreiſen überhaupt 
grundſätzlich abzulehnen. Sind dagegen bei einer beſtimmten auf den 
Markt gebrachten Menge einer Ware verſchiedene Preiſe auf dem freien 
Markt möglich, oder, wie wir dies oben ausgedrückt haben, entſprechen 
kontinuierlichen Mengenänderungen einer Ware diskontinuierliche Preis- 
änderungen, ſo hat die Höchſtpreisbeſtimmung innerhalb beſtimnter 
Grenzen Sinn und Berechtigung. Die Theorie beantwortet die Frage 
zumeiſt in dem Sinne, daß einer beſtimmten abzuſetzenden Menge 
einer Ware nur ein einziger möglicher Preis entſpreche. Nach unſerer 
theoretiſchen Auffaſſung hingegen iſt ſie in dem anderen Sinne zu 
beantworten, woraus ſich uns zugleich Zuläſſigkeit und Grenzen der 
Höchſtpreisbeſtimmung ergaben. Wenn die Behörden, ohne ſich viel 
um die Theroie zu kümmern, dieſen Weg einſchlugen, handelten ſie 
ſomit richtig. Die Mißerfolge, die dabei aufzuweiſen waren, ſind 
nicht auf die Unzuläſſigkeit der Maßnahme an ſich, ſondern darauf 
zurückzuführen, daß die Grenzen nicht beachtet wurden, die der Maß⸗ 
nahme geſetzt ſind. 


Aufgabe unſerer Arbeit war, ungelöſte Aufgaben der Preistheorie 
aufzuweiſen. Der letzte Abſchnitt zeigte dabei, wie mit der Beant⸗ 
wortung theoretiſcher Fragen die Beurteilung höchſt wichtiger praktiſcher 
Probleme zuſammenhängen kann. Was nun aber die theoretiſchen 
Fragen des Preiſes anbelangt, iſt zuſammenfaſſend zu ſagen. Die 
zwei Hauptprobleme der Preisbildung erſcheinen nicht befriedigend 
gelöſt: das Problem, wie das Wirtſchaftsſubjekt zu einem ziffermäßig 
beſtimmten Preisangebot oder zu einer Stellungnahme gegenüber einer 
ziffernmäßig beſtimmten Preisforderung des Verkäufers für ein Gut 
gelangt, und ſodann das Problem, wie es auf Grund des Verhaltens 
des Käufers und der dieſes Verhalten beſtimmenden Momente einer— 
ſeits und gewiſſer gegebener Tatſachen anderſeits zu notwendigen 
Preiſen der einzelnen Güterarten kommt. Die Löſung dieſer Probleme 
erſcheint ſo noch immer als Hauptaufgabe der Preistheorie und damit 
der volkswirtſchaftlichen Theorie überhaupt. 
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Die legale Devalvation 
Eine dogmengeſchichtliche Anterſuchung 
Von Dr. rer. pol. Carl A. Schaefer 


Dozent an der Verwaltungsakademie in Berlin 8 


Zuhaltsverzeichnis: 1. Befürworter der Devalvation (Jakob, Nebenius, 
von Helferich, Lexis, Karl Helfferich, Lansburgh u. a.) S. 247—255. — 
2. Gegner (Ad. Wagner, Weill, Kaemmerer u. a.) S. 255—258. — 3. Kritik 
vier große Vorausſetzungen der Devalvation) S. 258—263. 


m aus der Papierwirtſchaft zur Metallwährung, ſomit zur prin⸗ 
zipiellen Einlösbarkeit des Papiergeldes in irgendeiner Form, 
zurückzukehren, gibt es zwei Wege: 

1. Die Herabdrückung des Goldagios bis zu ſeinem völligen Ver⸗ 
ſchwinden, das heißt Einlöſung des Papiergeldes zum Nenn⸗ 
wert; 

2. die Stabitifierung des augenblicklichen Agios durch legale 

Devalvation, das heißt die Einlöſung des Papier⸗ 

geldes zu feinem dem durchſchnittlichen Gold: 
agio entſprechenden Kurswert, ſomit die geſetzliche 
Anerkennung der effektiven Kaufkraft des Papiergeldes !. 


1 Adolf Wagner, Die ruſſiſche Papierwährung, 1868, S. 181, 

definiert: „Devalvation iſt die Herabſetzung des entwerteten Papiergeldes auf 

ſeinen zu einem beſtimmten Zeitpunkte, insbeſondere zur Zeit der Valuta⸗ 
regulierung beſtehenden Kurswert.“ 

Wilhelm Lexis, Handwörterbuch der Staatsw., 1910 Artikel Papier⸗ 
geld: „Devalvation tft die Fixierung des Wertes des Papiergeldes gegen Edel⸗ 
metall, auf den es infolge der Entſtehung eines Metallagios geſunken iſt.“ 

Rudolf Dalberg, Weltwirtſchaftszeitung, 11. April 1919, definiert vom 
Standpunkt der Metallſeite Devalvation als „Herabſetzung des mus 
2 einer Währung”. | 

Uns ſchien es von Bedeutung zu. fein, nicht nur das Moment der „Herab⸗ 
unge ‚ ſondern auch der „Einlöſung“, und zwar, was heute praktiſch nur in 
Frage kommt, in Gold zu betonen, da das Weiterbeſtehen der Uneinlösbarkeit 
des Papiergeldes unter den heutigen Umſtänden, wo „die Grundſätze der Geld⸗ 
ſchöpfung erſt noch feſtgeſtellt werden müſſen“, wie ſelbſt Heyn (Chartaltheorie, 
S. 794) zugibt, das Ziel der Devalvation: wertſtabile Valuta, 
wieder in Gefahr brächte. Walter Lotz definiert in ähnlicher Weiſe Deval- - 
vation als „Einlöſung zu einem zwiſchen dem Nennwert und Null ſtehenden 
Kurs unter Anerkennung der tatſächlichen Entwertung des Papiergeldes und 
der eingetretenen Preisrevolution“ (Finanzwiſſenſchaft, 1917, S. 800). 


4 


— 
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1. Befürworter der Devalvation 


Einer der erſten, der das Problem der Devalvation durchdacht 
und ſie als „Mittel den Krebsſchaden des Papiergeldes ſchnell zu 
hemmen“ entſchieden empfohlen hat, war der Staatswirtſchaftslehrer 
Ludwig Heinrich von Jakob!, in dem Roſcher einen Vorläufer 
Ricardos ſieht. Seine Argumentation wird dadurch beſonders 
intereſſant, daß fie ſozuſagen in nuce den Mechanismus der Devalvation, 
wie ſie ſpäter in Argentinien durchgeführt worden iſt, enthält. Sein 
Vorſchlag lautet: „Der Staat fixiert den Wert des Papiergeldes auf 
den Preis, den es gerade zu der Zeit, wo er die Operation vornimmt, 
hat. Dieſes bewirkt er dadurch, daß er von dieſem Augenblicke an 
in den vorzüglichſten Handelsörtern Kaſſen eröffnet, die für immer 
bereit ſind, jedes eingebrachte Papiergeld zu dem fixierten Preiſe un⸗ 
weigerlich umzuwechſeln. Hierzu muß freilich der Staat einen 
hinlänglichen Vorrat von Münzen anſchaffen; allein ſehr bedeutend 
wird dieſer Vorrat nicht zu fein brauchen. Denn erit- 
lich braucht in einem Lande niemand bares Geld, wo man ſich ein— 
mal ans Papier gewöhnt hat. Jeder hat das Papiergeld lieber und 
wird gar keine Luſt haben, ſich davon los zu machen, wenn er einmal 
ſicher iſt, er könne dabei nichts mehr verlieren. Anfangs werden die 
Kaſſen vielleicht einen Choc auszuhalten haben. Sowie aber jeder 
ſieht, er erhält bares Geld, ſobald er will, wirken alle die Umſtände, 
welche dem Papiergelde den Vorzug geben, bald zurück. Leichtigkeit 
der Aufbewahrung, der Bezahlung des Transports und viele andere 
Dinge empfehlen ein gutes Papiergeld und machen, daß man ſich 
bald die verwechſelten Zettel wieder holt ... Dieſe 
Maßregel läßt die Zirkulationsmittel ganz in ihrem 
alten Sein beſtehen, zieht alſo durchaus keine Erſchütterungen 
oder auch nur Unbequemlichkeiten nach ſich. Das Papiergeld wird 
ſodann als ein Bruch des Silbergeldes (1821!) angeſehen und ein 
Taler Papiergeld gilt /, / uſw. Taler Silbergeld, jo wie es 
geſetzlich fixiert iſt. Will der Staat ein ſolches Papiergeld nachher 
ganz aus dem Kurs bringen, um nicht zweierlei Namen zu dulden, 
ſo iſt nichts leichter als dies. Hat nämlich ſeine Anſtalt ſich erſt 
vollkommen Kredit erworben, ſo darf er nur die Papiertaler, welche 

einen Bruch der Silbertaler gelten, gegen andere neue Papiertaler 


1 Die Staatsfinanzwiſſenſchaft, 2. Band, 1821, S. 774 ff. 
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ein wechſeln, denen er den Wert eines Silbertalers! gibt und die er 
bei ſeiner Kaſſe für voll bezahlt. Es exiſtiert ſodann nur eine 
Art von Talern, nämlich Silbertaler, weil jeder für den Papiertaler 
nach Belieben einen Silbertaler erhalten kann.“ Jakobs Gründe 
gegen die Wiederherſtellung der alten Parität ſind folgende: „Die 
Geſellſchaft wird durch eine Erhöhung des Kurſes ſo wenig ent⸗ 
ſchädigt, daß vielmehr die ganze Reihe der Nachteile durch 
das Steigen des Kurſes ſie noch einmal trifft, welche ſie vor⸗ 
her durch das Fallen desſelben erfahren?, nur in umgekehrter 
Ordnung. Diejenigen nämlich, welche gerade viel Papiergeld in 
Händen oder dergleichen von anderen zu empfangen haben, profitieren 
durch dieſe Maßregel. Diejenigen aber, welche kein Papiergeld haben, 
dasſelbe ſich aber anſchaffen müſſen, um ihre in ſchlechterem Papier 
kontrahierten Schulden zu bezahlen, verlieren eben in dem Maße, als 
jene gewinnen. Es bewirkt alſo ein ſolches in die Höhe treiben des 
Kurſes eine ebenſo große blinde Vermögens umwälzung, 
als vorher das Fallen des Papiergeldes bewirkt hat. Statt das 
Übel dadurch zu verbeſſern oder zu hemmen, wird es nur, obſchon in 
umgekehrter Ordnung, wiederholt.“ | 
Zur ſelben Zeit nahm auch Friedrich Nebenius in feinem 
klaſſiſchen Werke „Der öffentliche Kredit“ (1820) zur Devalvations⸗ 
frage Stellung. Er ſchreibt S. 213 ff.: „Wo die Depreziation nur 
vorübergehend und unbedeutend iſt, da erfordert das öffent⸗ 
liche Intereſſe, daß alle Mittel angewendet werden, um das Papier 
auf ſeinen urſprünglichen Wert zurückzuführen und ſo ſchleunig als 
möglich die bare Zirkulation herzuſtellen. Wo ſie aber einen Zeit⸗ 
raum von vielen Jahren einnimmt, und zugleich ſehr bedeutend 
war, da iſt es eine falſche Gerechtigkeit, die diejenigen anrufen, 
welche die vollſtändige Einlöſung nach dem Nominalwert verlangen. 
Einmal kann es nicht anders ſein, als daß die Depreziation nach 
Verhältnis der Emiſſionen zunahm, und daß die Werte, welche die 
Regierung gegen das ausgegebene Papier erhalten hat, nach Maß⸗ 
gabe der Vermehrung immer mehr von dem Nominalwerte des Geldes 
abwichen. Die Gerechtigkeit kann alſo nicht verlangen, daß die 
Regierung mehr zahle, als ſie empfangen hat. Da⸗ 
gegen wird man wollen, daß fie ihr Geld wenigſtens um den aus⸗ 


— 


1 Im Higinal irrtümlich Papiertaler. 


2 Die Folgen des Sinkens des Geldwertes hat meines Erachtens neuere 


dings Wilhelm Roſenberg, Valutafragen, 2. Aufl., 1918, S. 14 ff., am 
klarſten dargeſtellt. 


2 „ „„ c a ma er 
‘ ee ee = — — 9 — 2. 
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gegebenen Wert einlöſe. Allein nur diejenigen haben einen Anſpruch 
auf Erſatz, welche durch das allmähliche Sinken des Papiergeldes 
einen Verluſt erlitten haben. Dieſe Perſonen und den Betrag des 
Verluſtes bei dem Schwanken der Preiſe auszumitteln, iſt, leicht 
begreiflich, eine reine Unmöglichkeit.“ 

Auch Karl Heinrich Rau! nimmt zugunſten der Devalvation 
Partei, ohne jedoch einen neuen Gedanken beizutragen. 
Von beſonderem Intereſſe ſind wieder die prinzipiellen Aus— 
führungen Johann Alfons von Helferih3?, deſſen wertvolle Bei⸗ 


träge zu den Fragen des Geldweſens erſt neuerdings gebührend be 


achtet werden. Nachdem er eine Reihe von hiſtoriſchen Beiſpielen für 
die Devalvation angeführt hat mit dem Bemerken, daß „Beiſpiele 
des Gegenteils, wo ein ſtark entwertetes Papier wieder auf den ur— 
ſprünglichen Wert zurückgebracht wurde, verhältnismäßig ſelten find“, 
beruft er ſich auf die drei oben angeführten Verteidiger der Deval- 
vation und führt hierzu folgende eigenen Gedanken aus: „Was 
man gegen das von den tüchtigften Schriftſtellern verlangte Ver⸗ 
fahren (der Devalvation) einwendet, läuft in der Hauptſache darauf 
hinaus, daß dasſelbe ein Staatsbankrott ſei. Das iſt formell 
auch richtig. Indem der Staat erklärt, daß das von ihm ſelbſt 
ausgegebene Papiergeld oder die unter ſeiner Autorität und auf 
ſeine Veranlaſſung hin emittierten Banknoten hinfort nicht zum 
nominellen, ſondern nur zum wirklichen Wert Umlauf haben und 
eingelöſt werden ſollen, erklärt er, daß er ſeine urſprünglich über— 
nommene Verbindlichkeit nicht halten wolle und könne. Materiell 
aber findet der Bankrott nicht erſt zur Zeit dieſer 
Erklärung ſtatt, ſondern in dem Moment, wo der 
Staat ſeine Autorität benützte, um entwertete Geld- 
zeichen zwangsweiſe in Kurs zu bringen und darin zu 
erhalten. Jener formelle Akt beſtätigt nur, was vorher 
ſchon geworden iſt. Niemand wird dadurch neu in Schaden ge— 
ſetzt, ſondern es wird nur erklärt, daß den augenblicklichen Beſitzern 
des Papiergeldes, die es entwertet eingenommen haben, keine Ent— 
ſchädigung gegeben werden ſoll für einen Schaden, den ſie nicht 
ſelbſt erlitten haben, ſondern die früheren Beſitzer des Papiers, 
die dasſelbe während der Periode des Sinkens erhielten und in 


1 Grundſätze der Finanzwiſſenſchaft, 1850, 1. Abteilung, S. 341. 
2 Die öſterreichiſche Valuta ſeit dem Jahre 1848, Zeitſchrift für die ge⸗ 
ſamte Staatswiſſenſchaft, 1856, 3. Heft, S. 435 ff. 
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Beſitz erhalten“ 1. Als die drei Bedingungen, „unter denen allein 
das Verfahren als das richtige empfohlen wird“, ſtellt Johann von Hel⸗ 
ferich feſt: 1. „daß in dem Moment, wo die Wiederherſtellung des 
Geldweſens möglich wird, die Depreziation noch beſtehe“, 2. „daß 
ſie bedeutend genug geweſen und noch ſei“, 3. „daß ſie längere 
Zeit hindurch beſtanden habe“. Er fährt fort?: „Iſt die Periode 
der Depreziation von langer Dauer geweſen, ... jo hat ſich eine 
neue Baſis der Vermögensverteilung tatſächlich ge- 
bildet, welche, wenn die Depreziation eine bedeutende war, ohne 
die ſchlimmſte Beeinträchtigung zahlreicher Intereſſen nicht in dem 
Maße verändert werden darf, wie es durch Zurückführung der älteren 
Schuldforderungen auf ihren urſprünglichen Kurswert geſchehen 
würde. Nicht nur die Billigkeit, ſondern auch die Rückſicht auf die 
allgemeine Wohlfahrt empfehlen hier dringend ein anderes Ver⸗ 
fahren. Daß auch ein eigentliches Recht dafür geltend gemacht 
werden kann, wage ich nicht zu behaupten, möchte es aber 
auch nicht geradezu verneinen“. Folgende weitere Sätze 
Johann von Helferichs“ ſind ebenfalls für die Beurteilung des 
Problems wertvoll: „So gewiß Noten auch ohne Bareinlöſung auf 
Pari ſtehen können, ſo gewiß iſt die Anſchaffung von Bar⸗ 
geld kein abſolut notwendiges Mittel, um der Ent⸗ 
wertung von Noten ein Ende zu machen .. Um die Ein⸗ 
lösbarkeit der Noten auszuſprechen, muß man einen Zuſtand zu 
erreichen ſuchen, wo kein Noteninhaber mehr ein Intereſſe hat, 
Bargeld bei der Bank zu holen, wo im Gegenteil der Bank 
Bargeld zum Austauſch gegen das bequemere 
Zahlungsmittel der Noten gebracht wird. Das aber 
iſt an ſich auch ohne Ankäufe von Bargeld zu erreichen durch 
Maßregeln, welche den Kredit des Staates und der Bank 


1 Das iſt im Grunde derſelbe Standpunkt, den ſpäter einer der ruſſiſchen 
Finanzminiſter bei der ruſſiſchen Währungsreform in den 1890er Jahren in die 
Worte kleidete: durch die Währungsreform dürfe „niemand reicher und 
niemand ärmer“ werden (v. Schulze⸗Gävernitz, Volksw. Studien aus 

Rußland, 1899, S. 474). 
N 2 4. a. O. S. 445 ff. 1 | 

s Er beruft ſich hierfür auf die Autorität Savignys Obligationenrecht J, 
S. 459, 473 ff., 485 ff.), der in einem analogen Falle (in Sachſen 1840) im 
Sinne Helferichs entſchieden hat. Vgl. auch L. Goldſchmidt, Sg des 
Handelsrechts, 1868, 1. Bd., 2. Abtlg., S. 1180 ff. ; 

41S. 459/60. 
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erhöhen! und ſicherſtellen und welche die Geldbilanz? (Öfter- 
reich) zugunſten wenden und längere Zeit hindurch günſtig er- 
halten s.“ 

Auch Wilhelm Roſcher (Nationalökonom des Gewerbsfleißes 
und Handels, II, 8. Aufl., 1917, S. 299) iſt gegebenen Falls für 
Devalvation, die als „Mittelweg am häufigſten“ iſt. „Wenn dies 
nicht ſelten auf den falſchen Grundſatz der Quantitätstheorie geftügt 
wurde,“ ſchreibt er, „als verhielte ſich der Wert jedes einzelnen Geld— 
betrages umgekehrt wie die Geſamtmaſſe des Geldes: fo läßt ſich doch. 
nicht leugnen, daß der Staatsbankerott, der freilich in der ganzen 
Maßregel liegt, ſchon früher, in den meiſten Fällen unaufhaltſam 
geſchehen iſt und jetzt nur offen erklärt wird. Eine neue, an fid 
immer gefährliche Erſchütterung der Volkswirtſchaft tritt 
hierbei gar nicht ein; und auch für die Zukunft werden jene 
Schwankungen der Valuta, die bei der allmählichen Einziehung zum 
Nennwerte unausbleiblich ſind, vermieden. Letzteres natürlich nur 
unter der Vorausſetzung, daß nachher entweder an der reinen Metall⸗ 
oder an der einlöslichen Papierwährung ſtreng feſtgehalten wird.“ 

Von den Schriftſtellern der neueren Zeit, die unter gewiſſen 
Vorausſetzungen die Devalvation empfehlen, erwähnen wir Wilhelm 
Lexis und Karl Helfferich“. | 

Im Zuſammenhang mit der deutſchen Valutaentwertung nament⸗ 
lich ſeit 1918 — an der Züricher Börſe flieg vom 1. Januar 1919 
bis Mitte Oktober 1919 das Disagio der deutſchen Papiermark 


1 Zu dieſen Maßregeln rechnet von Helferich in erſter Linie „die Ver- 
minderung und gänzliche Beſeitigung des Defizits im Staatshaushalt, Erhöhung 
des Diskonts und ſtärkere Beſchränkung der Darlehen der Zentralbank“. 

2 Unter „Geldbilanz“ ſcheint von Helferich dasſelbe zu verſtehen wie 
Schär (Zahlungsbilanz und Diskont, 1909) unter „Kaſſabilanz“: das Verhältnis 
der effektiven Ein⸗ und Auszahlungen eines Landes, das ſich in erſter Linie 
in den Wechſelkurſen ſpiegelt (ſo auch Schmalenbach, Zeitſchrift für handels- 
wifſenſch. Forſchung, 19078, S. 122/123). 

e Dieſen meines Erachtens zutreffenden Standpunkt hat neuerdings 
Ludwig v. Miſes (Zahlungsbilanz und Deviſenkurſe, Mitteilungen des Ver— 
bandes öſterr. Banken und Bankiers, 1919, S. 45) noch einfacher dahin formu⸗ 
liert: „Um die Edelmetallzirkulation im Lande zu erhalten, bedarf es keiner 
beſonderen Eingriffe des Staates. Es genügt, wenn der Staat darauf ver- 
zichtet, durch Benützung der Notenpreſſe finanziellen Schwierigkeiten 
abzuhelfen.“ 

* Das Geld, 3. Aufl., 1916, S. 348/44: Im eee übereinſtimmend 
mit Lexis. ‚ e 
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von 52% auf 84% (= 525% Goldagio) — hat ſich die Deval⸗ 
vationsdebatte auf ſpeziell deutſchem und öĩſterreichiſch⸗ ungariſchem 
Hintergrund wieder belebt, während Lexis und Karl Helfferich ihren 
Standpunkt ſchon vor einer Reihe von Jahren sine ira et studio 
verfochten haben. Es iſt hier nicht unſere Abſicht, in den Streit 


um die ſpezielle deutſche Devalvationsfrage einzugreifen und zwar 


deshalb nicht, weil uns erſt in 1 bis 2 Jahren, wenn die Intenſität 
der Produktion in Deutſchland wieder zugenommen und Deutfchland 


wieder in die allgemeine Weltwirtſchaft hineingewachſen iſt, ſo daß . 


die allgemeine Kaufkraft des deutſchen Papiergeldes im Inlande 
und ſein beſonderes Disagio gegenüber dem Golde ſich weit mehr 
als heute einander angepaßt haben, eine endgültige Stellungnahme 
in der deutſchen Devalvationsfrage zweckmäßig e W 
dann auch unumgänglich notwendig !. 

Wenn wir auf die heutigen Verfechter und Gegner der deutſchen 
Devalvation eingehen, ſo geſchieht es nur, ſoweit ſie Neues in prinzi⸗ 
pieller Hinſicht vorzubringen wiſſen. | 

Als Befürworter einer Devalvation treten heute namentlich auf: 
Alfred Lansburgh?, deſſen Gedankengänge namentlich mit denen 
Johann von Helferichs ſich weſentlich decken, Wilhelm Roſen⸗ 
berg“), deſſen allgemeine Ausführungen, beſonders auch in Hinſicht 
auf die Wirkungen einer Preisrevolution auf die verſchiedenen Wirt⸗ 
ſchaftsſtände, durch ihre Klarheit ſich auszeichnen, Richard Hauſer“, 
Oskar Waſſermanns, Friedrich Bendixené, Otto Heyn. 
Irgendwelche neue Gedanken als Beitrag zu der prinzipiellen Seite 
der Devalvation bringen ſie jedoch mit Ausnahme Heyns nicht. Wir 
zitieren hier lediglich von ihnen Lexis“, da feine Ausführungen als 


Heute gilt von der Kaufkraft des deutſchen Papiergeldes noch durchaus 
der allgemein richtige Satz Roſchers (Nationalökonomik des Handels und 
Gewerbfleißes, 1899, S. 327): „Das Sinken des Papiers hat durchaus kein 
gleichmäßiges Steigen aller Warenpreiſe zur Folge ... Daher würde man in 
Ländern, wo uneinlösliche Papierwährung mit Zwangskurs beſteht, ſehr irren, 
die allgemeine Kaufkraft des Papiergeldes nach ſeinem beſonderen Disagio 
gegen die edlen Metalle zu meſſen: und zwar um ſo mehr, je niedriger im all⸗ 
gemeinen die wirtſchaftliche Entwicklungsſtufe des Landes iſt.“ 

2 Die Bank, 1918, 2. Hälfte, S. 792 ff., und Oktober 1919. 

3 Valutafragen, 2. Aufl., 1918, beſonders S. 35/36. 

4 Zur Währungsfrage, Bankarchiv, 1. Juli 1919. 

5 Die Zukunft der deutſchen Finanzen, Zeitſchr. Demokratie, Heft 2, 1919. 

6 Währungspolitik und Geldtheorie, 1919, S. 114/115. 

Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 1910, Artikel Papiergeld. 
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die einer anerkannten Währungsautorität von beſonderer Bedeutung 
ſind, ſowie Heyn. Lexis reſümiert: „Hat die Herrſchaft des Zwangs— 
kurſes nur kurze Zeit gedauert und iſt das Metallagio durchſchnittlich 
in mäßigen Grenzen, etwa zwiſchen 10 und 15% , geblieben, ſo 
iſt die Methode der Hebung des Papiergeldes auf feinen ur- 
ſprünglichen Wert die allein berechtigte, und es findet dabei 
auch keine merkliche Schädigung der Schuldner ſtatt, weil der 
Binnenwert des Papiergeldes unter ſolchen Umſtänden noch keine 
erhebliche Einbuße erlitten hat. Hat dagegen eine Papiergeldwirtſchaft 
mit hohem Agio mehrere Jahrzehnte! hindurch beſtanden, fo 
haben ſich die Warenpreiſe der Wertminderung des Geldes angepaßt 
und auch alle Schulden ſind nach der verringerten Werteinheit be— 
meſſen. Es wäre daher eine unbillige Belaſtung der Schuldner und 
eine ungerechtfertigte Bereicherung der Gläubiger, wenn das Papier- 
geld wieder auf den dem Gedächtnis der lebenden Generation vielleicht 
ſchon entſchwundenen Wert des urſprünglichen Metallgeldes gebracht 
würde. In ſolchen Fällen kann nur die Methode der Devalvation, 
alſo die Umwandlung des Papiergeldes in Metallgeld nach dem 
wirklichen durchſchnittlichen Wertverhältnis desſelben gegen 
Gold den Weg zur Wiederherſtellung der Barzahlung darbieten.“ 
Otto Heyn?, annähernd einig mit Lansburgh, fördert meines 
Erachtens die Klarſtellung des Problems und ſeiner Löſung durch 
folgenden Gedanken: „Es iſt vollkommen überflüſſig, darüber zu 
ſtreiten, ob es gerecht und billig und vernünftig iſt, den künftigen 
Parikurs wieder in der Höhe des alten Pari oder niedriger feit- 
zuſetzen, ſondern es handelt ſich lediglich darum, zu ermitteln, bei 
welchem Durchſchnittskurſe in Zukunft die ein⸗ und ausgehenden 
Zahlungen ſaldiert, Angebot und Nachfrage von Wechſeln zum Aus— 
gleich gebracht werden können. . .. Der Markt iſt für die Beſtim— 
mung der Relation bzw. des Pari maßgebend. Es wäre aber 


1 Im Wörterbuch der Volkswirtſchaftslehre, 1907, Artikel Papiergeld, 
ſpricht Lexis nur von „langer Zeit“ und fügt die Vorausſetzung hinzu, daß 
„die Ausſicht auf Einlöſung des Papiergeldes zum Parikurſe verſchwunden iſt.“ 
Wenn L. Pohle, Das Problem der Valutaentwertung, 1919, S. 51, behauptet, 
daß Lexis ſich in der Frage der Devalvation „eng an die von Ad. Wagner 
vertretene Auffaſſung anſchließt“, ſo trifft dies nicht zu. Im übrigen iſt es in 
wiſſenſchaftlichen Kreiſen üblich, längere Zitate auch bei Quellenangabe in An— 
führungszeichen zu bringen, wenn ſie wörtlich ſich was Pohle, S. 37/38, 
unterläßt. 

2 Zur Frage der Wiederherſdellung entwertet Währungen. Weltwirt⸗ 
ſchaftliches Archiv, 1. April 1919, S. 409 ff. 
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unrichtig, ohne weiteres etwa den jetzigen Wechſel⸗ 
kurs oder den Durchſchnittskurs des letzten Jahres 
oder der letzten Monate zugrunde zu legen. Es muß 
vielmehr berückſichtigt werden, wie ſich die Verhältniſſe in der 


Zukunft geſtalten“ (zum Beiſpiel Belaſtung der „Kaſſabilanz“ 


durch Abzahlung von Kriegsentſchädigung). 


2. Gegner der Devalvation 


Zu den Gegnern der Devalvation zählen naturgemäß die Ver⸗ 
fechter des „Banking - principle“, die in einem geſteigerten Noten⸗ 
umlaufe eine Folge der Steigerung der Preiſe ſehen und einen 
unmittelbaren Zuſammenhang zwiſchen Währung und Wechſelkurs 
leugnen. Wir laſſen hier einen ihrer Hauptvertreter, Adolf Wagner !, 
über die Frage der Devalvation zu Wort kommen. Zunächſt be⸗ 
hauptet er, daß „die Beſeitigung des Papiergeldes und die Wieder⸗ 
einführung feſter Metallwährung, nach welcher Methode ſie 
auch erfolge, ohne eine einſchneidende wirtſchaftliche Kriſis und 
ohne die beſondere Schädigung gerade derer, welche bisher aus der 
Papierwährung ihren Gewinn zogen, nun und nimmer mehr abgehe“. 
Dann ſchreibt er: „Auch bei einem viel ſtärker entwerteten Papier⸗ 
gelde, wie zum Beiſpiel bei den öſterreichiſchen Bancozetteln 1810/11, 
fehlt der genauere Zuſammenhang zwiſchen Geldmenge und Agio. 
Dadurch allein wird im Grunde ſchon die theoretiſche Unrich⸗ 
tigkeit der Methode der Devalvation des Papiergeldes bewieſen, 
wenigſtens ſoweit dieſe Methode an ſich empfohlen und nicht 
bloß als mitunter allein übrigbleibendes Hilfsmittel ent⸗ 


ſchuldigt wird. Denn die Devalvationsmethode beruht 


auf dem Grundſatz, nach der Höhe des Agios die Größe 


der erforderlichen Geldmenge durch Reduktion des 


Nennwertes der letzteren auf den Kurswert zu berechnen. 
Dieſer Grundſatz iſt eine Folgerung aus der Quantitätstheorie 
und falſch wie dieſe.“ Geht aber ſchon aus dieſer Ausführung 


. hervor, daß ſelbſt Adolf Wagner nur theoretiſch ein prinzipieller 


Devalvationsgegner iſt, ſo wird dieſe Feſtſtellung noch durch folgenden 
Paſſus über Rußland erhärtet: „Das Ergebnis hatte dahin gelautet, 
daß die richtige Methode der als notwendig erwieſenen Herſtellung 
der Valuta bei der in Rußland noch vorliegenden mäßigen Ent⸗ 
wertung des Papiergeldes und bei den ſpezifiſchen Eigentüm⸗ 


1 Die ruſſiſche Papierwährung, 1868, S. 5/6, 85 ff., 180 ff. 
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lichkeiten gerade der ruſſiſchen. Volkswirtſchaft die Wiederempor⸗ 
hebung des entwerteten Papiergeldes ... ſei.“ Weiter ſpricht dafür 


die an anderer Stelle gebrauchte Klausel: „zumal bei dem gegen— 


wärtigen Kursſtande der ruſſiſchen Valuta (1868)“ 1. An Stelle 


der Devalvation ſchlägt Wagner, der in dem uneinlösbaren Papier⸗ 


geld mit Zwangskurs eine Staatsſchuld?, und zwar in einer 


beſonders bedenklichen Form, hervorgegangen aus einem ſtarken 


‚akuten‘ Defizit“ ſieht, die Konvertierung der Papiergeldſchuld 


„in eine andere, zweckmäßigere Form der Staatsſchulden“ vor, was 


keine neue Staatsſchuldenaufnahme bedeute, da dieſe Anleihen in 


Form fundierter verzinslicher Schuld „an ſich nicht den 


\ 


Kapitalbetrag der Schuld erhöhen, und ihre Zinſen großenteils nur 


ſcheinbar den Betrag der laufenden Koſten der Staatsſchuld, des 
Zinserforderniſſes; denn die vielen Ausgaben, welche die Papiergeld⸗ 
wirtſchaft auch den Finanzen des Staates verurſacht (erhöhte Preiſe, 


1 Bei der ruſſiſchen Währungsreform im Jahre 1897, die inſofern als 
Delvation angeſehen werden kann, als eine Wertſteigerung des Kreditrubels ver— 
hindert werden ſollte und ſein Wert durch Aufnahme der Barzahlungen auf der 
Höhe ſeines damaligen durchſchnittlichen (1888/94) Kurswertes in Gold, welchen 
der Preis von London lang in Petersburg oder der Rubelpreis in Berlin be— 
zeichnete, ſtabiliſiert wurde, hat ſich auch Adolf Wagner für dieſen Weg aus⸗ 
geſprochen. Schulze⸗Gävernitz, a. a. O. S. 474. 

2a. a. O. S. 183. — L. Goldſchmidt, a. a. O. S. 1203, nennt es 
„einen unverzinslichen Vorſchuß auf die Landeseinkünfte, gleichſam eine anti- 
zipierte Steuererhebung“. K. H. Rau, a. a. O. S. 270, jagt: „Das 


Staatspapiergeld iſt eine Staatsſchuld ganz eigentümlicher Art, nämlich 


1. unverzinslich, 2. die Perſonen der Gläubiger wechſeln unaufhörlich, 3. die 
etwa den Beſitzern zugeſicherte Tilgung der Schuld wird durch den freien Ent- 
ſchluß derſelben, die Papiere im Verkehre umlaufen zu laſſen, hinausgeſchoben, 


4. es wird durch Wiederausgabe der eingelöſten Papiere die Schuld ſtets von 


neuem eingegangen.“ Jakob, a. a. O. S. 770, bekämpft den Standpunkt, daß 
das Papiergeld wieder auf ſeinen vollen Metallwert zu heben ſei, weil das 
Papiergeld „eine Schuld des Staates an das Publikum“ ſei, als „ganz falſch“; 
denn „1. weiß der Staat nicht, welche Individuen durchs Papiergeld verloren 
und wieviel jedes verloren; 2. wollte man ſagen, er iſts dem Publikum ſchuldig, 
ſo heißt dieſes hier nichts. Denn das. Publikum iſt nichts anderes als der 
Staat ſelbſt, und dann würde Schuldner und Gläubiger eine und dieſelbe Perſon 


ſein und ſich alſo die Schuld von ſelbſt aufheben. Da aber dieſes nur dann 


der Fall ſein würde, wenn alle einzelne in gleicher Proportion ihres 
Einkommens zur Bezahlung dieſer Schuld beigetragen hätten, dieſes aber 
durchaus nicht der Fall iſt, ſo erhellt die Richtigkeit dieſer Vorſtellung. 
Denn ſie läßt das Problem, wie denen, welche mehr als andere gelitten, ihren 
Schaden zu erſtatten, gänzlich unaufgelöft, > 


J 
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verminderte Steuererträge, Zölle) fallen dafür fort“. Und zwar 
ſchlägt Wagner in dieſem Falle, wo wir es mit einer mäßigen 
Entwertung des Papiergeldes (1868) zu tun haben, die Aufnahme 
einer auswärtigen Anleihe vor, „deren Ertrag ganz oder faſt 
ganz im Auslande, möglichſt jederzeit verfügbar angelegt, ſtehen 
bleibt. Die Zinſen der Anleihe werden von dem Gewinne dieſer 
Veranlagung gedeckt, inſofern alſo vom Auslande ſelbſt be⸗ 
zahlt. Die jedenfalls verbleibende Differenz zwiſchen den höheren 
Zinſen der Anleihe und dem niedrigeren Erträgnis dieſer Anlage 
bildet allein das eigentliche finanzielle Opfer für Rußland. Damit wird 
aber die dauernde Zahlungsfähigkeit des Zettelinſtituts erkauft “.“ 

Unter denjenigen, die im Zuſammenhang mit der ſpeziellen 
deutſchen Devalvationsfrage ſich gegen eine Devalvation ausſprechen, 
find N. E. Weill und G. H. Kacmmerer zu erwähnen. 

Weill, der die Tatſache einer Noteninflation (hierin über⸗ 
einſtimmend mit Waſſermann) leugnet, führt als Hauptgrund für 
ſeinen Standpunkt ins Feld, daß „jeder Gedanke an Devalvation 
auf Jahre hinaus jedes Vertrauen zu Deutſch lands Wirtſchaft tötet“. 
Er erklärt die Verewigung des heutigen hohen Lohnſtandes für un⸗ 
möglich und ſieht deshalb in der Lohnfrage keinen entſcheidenden 
Grund für die Devalvation; er betrachtet ferner eine entwertete 
Valuta nicht als den größeren Nutzen für unſeren Export“, und 
überdies als eine gefährliche Dumping⸗Politik; ſchließlich beſtreitet 
er, daß ſich bereits alle Preiſe i in Deutſchland der entwerteten Valuta 
angepaßt haben. 

Kaemmerer“ bringt zum Teil dieſelben Gründe gegen 


1 Wagner, a. a., O. S. 269. 
2 Das deutſche Valutaproblem, „Frankf. Zeitung“! vom 5. Auguſt 1919. 
3 In feinem Angriff gegen Hauſers Befürwortung der ie 


a. a. O., zitiert Weill eine entſcheidende Außerung Hauſers nicht zu Ende. Hauſer 


ſagt: „Daß ein niedriger Stand der Valuta dem Außenhandel abträglich ſei, 
iſt ein weit verbreitetes populäres Vorurteil. In Wirklichkeit iſt der Stand der 
Valuta an ſich für den Außenhandel belanglos.“ Hauſer fährt aber fort (und 
das überſieht Weill): „Von erheblichem Einfluß ſind nur die Schwankungen 
der Valuta.“ In der Tat hat Hauſer Recht, und Weill beruft ſich irrtümlicher⸗ 
weiſe auf Bamberger und Karl Helfferich; letzterer kam vielmehr auf Grund 
ſeiner grundlegenden Unterſuchung: „Außenhandel und Valutaſchwankungen“ 
(1897, S. 57) zu dem Ergebnis: „Ein nach außen und innen feſter und 
ſtabiler Geldwert iſt die beſte Grundlage für das wirtſchaftliche 
Gedeihen eines Landes.“ f 

Das Geſpenſt der Devalvation, „Bankarchiv“ vom 15. September 1919. 
Schmollers Jahrbuch XLIII 4. | 17 
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eine Debalpattdd vor wie Weill! So behauptet auch er, daß die 
Devalvation den Kredit Deutſchlands in der Welt vernichtet und 
nimmt die Frage der fallenden Löhne bei fallenden Preiſen wie 
überhaupt die Frage der rückläufigen Preisrevolution, auf deren 
Schwierigkeiten ſchon L. H. von Jakob, wie oben dargelegt, hin⸗ 
wies, auf die leichte Schulter. „Mit fallenden Preiſen“, jo be— 
hauptet Kaemmerer kurzer Hand, „können ſich Handel und Verkehr 
ſehr wohl abfinden und ſich ganz darauf einſtellen.“ In den 
Mittelpunkt ſeiner theoretiſchen Begründung — und damit losgelöſt 
von ſpeziellen Erwägungen für Deutſchland — ſtellt Kaemmerer 
den Satz: „In dem Moment, wo die Zahlungsbilanz! hergeſtellt 
iſt, iſt auch die alte Goldparität der Valuta? wieder erreicht.“ 
Und an anderer Stelle: „Die Zahlungsbilanz iſt ausſchlaggebend 
für die Valutabewertung.“ (Als weiteres Beeinfluſſungsmoment 


erkennt er noch die Spekulation an.) Um neben der Goldparität 


der Papiervaluta (S. 249, Anm. 1) aber auch die Stabilität 
herzuſtellen, ſei auf jeden Fall die Goldeinlöſung notwendig „in 
Verbindung mit einem gewiſſen, durch die Erfahrung indizierten 
Goldvorrat“. Dann könne trotz der größten Schwankungen der 
Zahlungsbilanz die Valuta nur innerhalb der Goldpunkte ſchwanken. 
Aus dieſer Erwägung ſei der richtige Geſichtswinkel für die Erörte⸗ 
rung der Frage der Devalvation zu gewinnen. 
Sr 3. Kritik | 
Adolf Wagner hat richtig erkannt, daß die Devalvationsmethode 
in ihrem Kerne ein Ausfluß der Quantitätstheorie iſt. Wenn er 
aber zugleich behauptet, fie ſei „falſch wie dieſe“, jo iſt dieſe Be⸗ 
hauptung eben nur ſo weit richtig, als die Theorie, die Quantitäts— 
theorie ſei falſch, richtig iſt. Daß die Banking⸗Theoretiker in ihrer 
Widerlegung der Quantitätstheorie zu weit gegangen ſind und ver— 
kannt haben, daß dieſe in der Tat ein großes Korn Wahrheit ent— 
hält, iſt hier ausführlicher auseinanderzuſetzen nicht meine Aufgabe. 
Die Vertreter des „Banking-prineiple“ unterſchätzen nicht nur den 
Einfluß des „ſymboliſchen Geldes“ („Giralgeldes“) auf die Preis⸗ 
bildung, auch ſchon in der Frage der Inflations möglichkeiten durch 


1 Kaemmerer verſteht hier unter „Zahlungsbilanz“ dasſelbe, was wir 
weiter oben (S. 252, Anm. 2) mit Schär als „Kaſſabilanz“ bezeichneten. 
| 2 Kaemmerer meint hier die eee des uneinlöslichen Zwangs- 
papiergeldes“. | 
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f Banknotenausgabe, auch einlösbare, ſehen ſie nicht die tatſächlichen 


Auswirkungsmöglichkeiten. Schon Knies! hat in Hinſicht der 
einlösbaren Banknote die einſeitige Anſchauung Tookes, Adolf 
Wagners uſw. auf ihren wahren Kern zurückgeführt. Die Frage der 
Devalvation tritt überdies regelmäßig nur als Folge und im Zu⸗ 


ſammenhang mit einer übermäßigen Ausgabe uneinlöslichen 


Papiergeldes auf, zu der ſich in neuerer Zeit in dieſem Falle die 
übermäßige Schöpfung der bankmäßigen Zahlungsmittel hinzugeſellt. 
In dieſem Zuſtande der Inflation? hat die e auf 
jeden Fall Anſpruch auf Beachtung. 

Erkennen wir ſomit an, daß die Quantitätstheorie einer gemifen 
Korrigierung durch die Banking - Theorie bedarf®, lehnen wir aber 
anderſeits ab, die Quantitätstheorie als unbedingt falſch zu ver⸗ 
werfen, ſo kommen wir zu dem Reſultat, daß nur die Devalvations⸗ 
methode abſolut falſch wäre, die den Momentkurs eines Goldagios 
als ar für die Herabſetzung des Pape nimmt. Wo dies 


1 Knies, Der Kredit, II, 1876, S. 426: „Es iſt eine entſchieden unrich⸗ 
tige, folgenſchwere Übertreibung von Tooke, wenn derſelbe behauptet, daß die 
zirkulierende Menge einlös barer Noten nur durch den Bedarf des Verkehres 
nach Notengebrauch beſtimmt werde. Die Notenmenge, welche der Verkehr be⸗ 
darf und begehrt, alſo haben muß, bildet vielmehr während der Zeit eines 
unerſchütterten Vertrauens in die Einlösbarkeit der Noten und in einem Lande, 
das ſich an Notengebrauch gewöhnt hat, nur die untere Grenze, das Minimum 
der Zirkulation. Das Maximum wird durch diejenige Notenmenge erſtellt, 
welche der Verkehr noch in Zirkulation halten und tragen kann, weil ſie noch 


nicht das Minimum beeinträchtigt, das innerhalb der nötigen Geſamtmenge von 


Geldzahlungsmitteln für das Metallgeld beanſprucht wird. Die tatſächlich 
zirkulierende Notenmenge wird ſich regelmäßig zwiſchen dieſem Minimum und 
Maximum halten und bewegen.“ 

2 Noch W. Lotz zum Beiſpiel faßt den Begriff „Inflation“ zu eng, wenn 
er in ihr die „durch Währungspolitik bewirkte künſtliche Preisſteigerung“ ſieht 
(Wörterbuch der Volkswirtſchaft, 1906, Artikel Geld). Die „Frankf. Zeitung“, 


| („Vom Weſen der Inflation“, vom 9. Auguſt 1919), faßt ihn ſehr richtig viel 


weiter als „Schaffung künſtlicher oder zuſätzlicher Kaufkraft“; Symptome ſind 
Anſchwellen des Notenumlaufs, der Bankeinlagen, die Begebung unproduktiver 


Staatsanleihen, die aber wieder zum Teil als geſteigerter Notenumlauf uſw. 


ihre preisſteigernde Wirkung ausüben. 

3 Selbſt S. J. Loy d, der Ricardos Quantitätstheorie praktiſch als 
„currency- principle“ verwertete und der geiſtige Vater der Peelſchen Bankakte 
iſt, hat ſein Prinzip mitunter in gemäßigterem Sinne gedeutet: „Schwankungen 
in dem Betrage der umlaufenden Geldmenge ſind ſelten, wenn je die ur⸗ 
ſprüngliche und unmittelbar veranlaſſende Urſache von Schwankungen in 
den Preiſen.“ (Ausführlicher zitiert bei Naſſe, Zur Banknoten⸗ und Papier⸗ 
geldfrage, Zeitſchr. f. d. geſ. Staatswiſſenſchaft, 1856, S. 640.) 
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nicht geſchieht, wo vielmehr das als Baſis gewonnene Goldagio ein 
möglichſt breites Durchſchnittsniveau darſtellt, da wird in demſelben 
Maße die Devalvationsmethode gerechtfertigter und der Ausdruck 
einer nur maßvoll angewandten Quantitätstheorie. So iſt es auch 
kein Widerſpruch, daß zum Beiſpiel Johann von Helferich, der ſchon 
die großen Vorausſetzungen für die Berechtigung der Durchführung 


einer Devalvation klar herausarbeitete, Verfechter der Devalvation. 


(unter den drei von ihm genannten Bedingungen) und Gegner 
der kraſſen Quantitätstheorie iſt; nach ſeiner Anſicht (ganz im Sinne 
J. St. Mills) iſt dieſe „bloß dann richtig, wenn alle anderen Be— 
dingungen des Preiſes ſich gleich bleiben“. 

In derſelben Richtung wie die Bekämpfung der Devalvations⸗ 
methode aus Gegnerſchaft gegen die Quantitätstheorie liegt ihre 
Bekämpfung mit der Behauptung — ſo Kämmerer —, die alte 
Goldparität der Valuta ſei mit dem Moment wieder erreicht, wo 
die Zahlungsbilanz („Kaſſabilanz“) wiederhergeſtellt ſei. Das große 
Moment der Beeinfluſſung des Wechſelkurſes durch die innere Ent— 
wertung der Valuta überſieht er vollſtändig 1. Nach ſeiner Anſicht 
müßte alſo zum Beiſpiel die deutſche Valuta ihre Goldparität ſofort 
wieder erreichen, wenn die Vereinigten Staaten eine Milliarden— 
Valutaanleihe gewähren. Denn in dieſem Falle iſt ja die aktive 
Kaſſabilanz wiederhergeſtellt. Eine ſolche beſaß zum Beiſpiel vor 
dem Kriege lange Jahre die Türkei trotz paſſiver Handelsbilanz, 
dank der fortwährenden ausländiſchen Anleihen; die Folge waren 
andauernd günſtige Wechſelkurſe im Rahmen der Goldparität; aber 
nur deshalb, weil keine inländiſche Inflation gleichzeitig beſtand. 
Z3bwei wichtige Einwände gegen die Devalvation ſind es noch, 
die zu erörtern ſind. 

| Der Einwand: der Kredit des betreffenden devalvierenden Staates 
wird ſchwer und auf lange Zeit geſchädigt. Wer die Geſchichte der 
Devalvation im 19. Jahrhundert verfolgt, findet, daß dieſer Einwand 
immer wieder auftaucht, wie überhaupt alle Schein⸗, Viertels⸗ und 
Halbwahrheiten, die ſchon vor 100 Jahren zur Zeit der engliſchen 
1 Mit L. Pohle, Das Problem der Valutaentwertung, 1918, S. 18, 
ſtehen wir auf dem Standpunkt: „Was die Valutaentwertung unmittelbar 
hervorruft, mag meiſt eine Verſchlechterung der Zahlungsbilanz ſein; was aber 
die Valutaentwertung erſt zu einer dauernden macht, das iſt das Sinken 
der Kaufkraft des Geldes im Innern des Landes. Denn erſt das Sinken 


der Kaufkraft im Innern m es der ee unmöglich, ſich wieder 
zu been . u | 


N 
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„Bankreſtriktion“ und nach dem Bürgerkrieg in den Vereinigten Staaten 


im Zuſammenhang mit Valutafragen vorgebracht wurden, immer 


wieder, gleichſam unausrottbar, auferſtehen. Geboren iſt dieſer Ein⸗ 
wand der Zertrümmerung des Staatskredits aus dem ſchon von 
Johann A. von Helferich bekämpften Empfinden, daß Devalvation und 
Staatsbankrott einfach ein⸗ und dasſelbe ſeien. Daß vielmehr die 


Devalvation, zur rechten Zeit und in der richtigen Weiſe durchgeführt, 
den Staatskredit heben kann, ift durch die Geſchichte bewieſen. 


Weder der Kredit Argentiniens noch Rußlands, um nur dieſe beiden 
Beiſpiele anzuführen, hat durch die Devalvation gelitten, da eben 
die notwendigen Vorausſetzungen für das Gelingen der Devalvation, 
auf die wir noch einzugehen haben, gegeben waren. Die Devalvation 
hat zwar als eigentlichen Endzweck die Verhinderung des 
Steigens der entwerteten Valuta im Intereſſe des Schuldners, 
ſie ſchafft aber zugleich eine wertſtabile Valuta und damit 
klare Verhältniſſe für alle kaufmänniſchen Kalkulationen. Die Voraus⸗ 
ſetzung aber für die Aufrechterhaltung dieſer neugeſchaffenen Wert⸗ 
ſtabilität ſind eine ſolide, auf Steuern und Anleihen (für produktive 
Zwecke) aufgebaute Finanzpolitik, die den Mißbrauch der Notenpreſſe 
ausſchließt, eine tatkräftige die Proſperität des Landes be- 
günſtigende allgemeine Wirtſchaftspolitik !“, und das Vorhandenſein 
(Rußland 1897) gder planmäßige Anſammeln (Argentinien ſeit 1903!) 
eines Goldvorrates, der, wie der Fall Argentiniens praktiſch beweiſt 
und damit die Theorie Jakobs, Johann von Helferichs und Ludwig 


von Miſes beſtätigt, für eine Devalvation nicht unbedingte Voraus⸗ 


ſetzung iſt, wohl aber dazu dienen kann, eine unerwartet wieder ein⸗ 
tretende Tendenz zur Wiederentwertung infolge wirtſchaftlicher 


— 


Konjunkturrückſchläge in gewiſſen Grenzen zu paralyſieren. Alle dieſe 


Vorausſetzungen aber ſind zugleich die Beſtimmungsmomente für die 
Hebung des Staatskredites. 

Man bekämpft ferner die Devalvationsmethode deshalb, weil man 
die Gefahren der rückläufigen Preis revolution, die im 
Gefolge der Wiederherſtellung der alten Parität entſtehen, als un⸗ 
erheblich hinſtellt — ſo Weill und Kämmerer. Ich empfehle dieſen 


Devalvationsgegnern das eingehende Studium der Geſchichte der Valuta⸗ 


1 So betonte einer der Vorkämpfer der argentiniſchen Devalvation von 


1899, E. Kohn, in der von ihm herausgegebenen „Buenos⸗Aires⸗Handels⸗ 


zeitung“ vom 9. September 1899 ausdrücklich: „Man darf nie vergeſſen, daß 


der ganze Plan auf die Zuverſicht gegründet iſt, daß das Land proſperiere, daß 


ſeine Ernten gute ſeien, ſeine Viehwirtſchaft Erträgniſſe abwirft.“ 
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ſanierungen im 19. Jahrhundert und der heftigen Widerſtände der 
Gewerbetreibenden, Exporteure, Arbeiter und anderer gegen die 
Wiederherſtellung der Valuta. Der Widerſtand der Arbeiterſchaft, 
die keinen Unterſchied zwiſchen Nominal⸗ und Realeinkommen macht, 
ſcheint mir insbeſondere für die Zukunft von großer Bedeutung zu 
werden; O. Waſſermann, Direktor der deutſchen Bank, iſt einer der 
wenigen, der dieſes Moment nicht unterſchätzt. In der Tat, die 
Geſchichte der Arbeiterbewegung in den Vereinigten Staaten nach dem 
Bürgerkriege, als es ſich darum handelte, eine „Kontraktion“ der 
„Greenbacks“ vorzunehmen, um die alte Parität wiederherzuſtellen, 
die die Vereinigten Staaten erſt im Jahre 1879 erreichten, jedoch 
unter Nichteinziehung des größeren Teils der umlaufenden Green— 
backs, gibt uns einen Vorgeſchmack von den kommenden Lohnkämpfen 
in Ländern, die ihre Valuta wiederherſtellen wollen. Der Arbeiter, 
heute ſelbſtbewußter und ſtraffer organiſiert denn je, wird in einer 
Preisfenkung gerade den Anlaß ſehen, ſein erkämpftes Lohnniveau 
zu behaupten und hierin die endliche „Sozialiſierung“ erblicken !. 
Wenn Lexis oben zur Vorausſetzung für die Devalvation macht, 
daß die Papiergeldwirtſchaft mit hohem Agio „mehrere Jahrzehnte“ 
gedauert hat, ſo hat er hierbei den ruſſiſchen Spezialfall von 1810/9 
verallgemeinert; er ſpricht übrigens an andrer Stelle (S. 254, Anm. 2) 
nur von „langer Zeit“, Johann A. von Helferich von „längerer Zeit“. 
Bei Argentinien zum Beiſpiel beſtand dieſer Entwertungszuſtand vor der 
Devalvation 15 Jahre. Mir ſcheint eine feſte Umgrenzung der Zeit— 
ſpanne nicht zweckdienlich zu ſein, es können unter Umſtänden ebenſo— 
gut bloß 5 Jahre genügen, um die Devalvation zu rechtfertigen. Die 
Zeitſpanne erhält ihre eigentliche Bedeutung erſt durch die anderen 
mitzuberückſichtigenden Momente (vergleiche unten). 
Zuſammenfaſſend vertreten wir den Standpunkt, daß es durch— 
aus Fälle geben kann, wo die Devalvation der zweckmäßigſte und für 


1 Was die beſonderen deutſchen Verhältniſſe betrifft, ſo regiſtriere ich hier 
nur zwei direkt entgegengeſetzte amtliche Stellungnahmen: In der Weimarer 
Nationalverſammlung vertrat Anfang Juli 1919 ein Vertreter des Reichsfinanz— 
miniſteriums den Standpunkt, daß mit ſinkenden Preiſen die Arbeitslöhne 
herabgeſetzt werden müßten. Der Reichsarbeitsminiſter aber ließ aus Anlaß des 
Abbruchs der Schlichtungsverhandlungen dem Metallarbeiterverband im Sep— 
tember 1919 ein Schreiben zugehen, worin es unter anderem hieß: „Zu einem 
vorzeitigen Abbruch der Verhandlungen lag um ſo weniger Veranlaſſung vor, 
als .. . jeder Abbau der derzeitigen hohen Löhne vollkommen 
ausgeſchloſſen iſt“ („Berliner Tageblatt“ vom 17. September 1919.) 
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alle Beteiligten am wenigſten ſchädliche Ausweg ift, wo der Staat 
den Mut haben muß, das Schillerſche Wort im „Fiesko“ zu befolgen: 
„Alles zu retten muß alles gewagt werden, | 
Ein verzweifeltes Übel will eine verwegene Arznei.“ 
Und zwar ſcheinen mir folgende vier großen Vorausſetzungen den 
Ausweg der Devalvation zu rechtfertigen: N 

1. Die Entwertung des Papiergeldes muß längere Zeit hindurch 
beſtehen; 

2. nicht nur die Kaufkraft des Papiergeldes, gemeffen am aus⸗ 
ländiſchen Wechſelkurs, ſondern auch die allgemeine Kauf⸗ 
kraft des Papiergeldes im Inlande muß bedeutend geſunken 
ſein, das heißt das Disagio muß mindeſtens 50 %/o betragen 
und das ausländiſche und inländiſche ſich einander angepaßt 
haben, ſo daß der Devalvationskurs ein durch natürliche Be⸗ 
dingungen entſtandenes Durchſchnittsniveau der Kaufkraft des 
Papiergeldes zur Grundlage nehmen kann; 

3. die Ausſichten auf Einlöſung des Papiergeldes zu pari ſind 
entweder überhaupt oder für lange Jahre verſchwunden; 

4. die allgemeinen wirtſchaftlichen Vorausſetzungen für die wirt⸗ 
ſchaftliche Wiedergeburt des Landes ſind ſichtlich vorhanden, 
ſo daß die Einlöſung des Papiergeldes wenigſtens zu ſeinem 
Devalvationskurs ſowie die Anſammlung eines Goldfonds, der 
eine vorübergehende Wiederentwertung des Papiergeldes 
verhindern ſoll, geſichert erſcheinen. Als ſolche Vorausſetzungen 
erſcheinen im einzelnen insbeſondere der Wille der Regierung 
zu einer ſoliden Finanzgebarung und angemeine Arbeits⸗ 
We der Bevölkerung. 
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Die neuere Entwicklung des 
Carl⸗Zeiß⸗ Werks 


Ein Beitrag zur Sozialiſierung und 
Betriebsrätefrage | 


Von Dr. Fr. Schomerus 
Wiſſenſchaftlicher Mitarbeiter des Carl - Zeiß · Werks 


Inhaltsverzeichnis: 1. Ernſt Abbes „Anſchauungen und die Jetztzeit 
S. 265—267. — 2. Überblick über die ſoziale Organifation des Carl⸗Zeiß⸗ 
Werks S. 268—274. — 3. Das Carl⸗Zeiß⸗ Werk in der neueren Zeit 
S. 274—280. — 4. Die Erfahrungen des Carl⸗Zeiß⸗Werks und das Betriebs⸗ | 

rätegefeh S. 281. 


SS’, in den Jahrzehnten vor Ausbruch des Krieges war es 
die einſtimmige Meinung der berufenſten Sozialpolitiker, 
daß die Schöpfung Abbes, die ſozialpolitiſchen Einrichtungen des 
Jenaer Zeiß⸗Werks am meiſten fortgeſchritten, gut und vorbildlich 
ſeien, weil Abbe nicht vom charitativen Standpunkt aus die Arbeiter⸗ 
frage löſen, nicht in großmütterlicher Weiſe für die Arbeiter ſorgen 
wollte, ſondern zunächſt die rechtlichen Beziehungen zwiſchen Arbeit⸗ 
geber und Arbeiter über die Reichsgewerbeordnung hinaus verbeſſern, 
die Hauptmängel des Induſtrie⸗Arbeitsverhältniſſes, die Abhängigkeit 
und Exiſtenzunſicherheit beſeitigen, beziehungsweiſe mildern wollte. 
Nicht durch Wohlfahrtseinrichtungen, ſondern durch Hebung der 


Rechtslage verſuchte er der ſozialen Frage beizukommen. Schmoller 


meinte in ſeiner Beſprechung von Abbes ſozialpolitiſchen Schriften, 


daß ſeine ſozialen Löſungen, obwohl ſie auf einer Höhe ſtänden, die 


nicht ohne weiteres eine allgemeine Nachfolge erwarten Kieße, ſich doch 
mit der Zeit durchſetzen würden, „denn ſie liegen ganz im Geiſte der 
Zeit, ſind dem praktiſchen Leben abgelauſcht und angepaßt“. Und 
er nahm vom Theoretiker wie vom n Praktiker Abbe mit ai Wort 
Abſchied: . 
„Denn wer den beſten ſeiner Zeit genug getan, 
Der hat gelebt für alle Zeiten.“ 
Nun ſind der Krieg und die Revolution durchs Land Mn 
das Machtverhältnis von Arbeiter und Unternehmer hat ſich von 
Grund aus zugunſten des erſteren verſchoben, die Vorſtellungen, 
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| Forderungen und Probleme der Menſchen find andere geworden, die 


Sozialpolitik im Sinne einer Milderung der Gegenſätze, der Minde— 
rung der Auswüchſe der privatkapitaliſtiſchen Wirtſchaft tuts nicht 
mehr — hat nicht auch Abbes Schöpfung nur zeitliche Bedeutung 
gehabt, Bedeutung für die Vergangenheit, nicht aber Weg zeigende 
und Ziel ſetzende Bedeutung für die wirre Gegenwart und dunkle Zu— 
kunft? Wird das Urteil nicht lauten müſſen: eine gute und groß 
gedachte Sache im bürgerlich⸗kapitaliſtiſchem Zeitalter — aber doch 
eine Stümperei für das kommende Zeitalter des Sozialismus? 

An ſich würde Abbe groß bleiben, wenn er nur ſeiner Zeit 
genug getan hätte. Er, deſſen ſoziale Anſchauungswelt ſich in der 
zweiten Hälfte der achtziger Jahre bildete und in der erſten Hälfte 
der neunziger Jahre formte, der vor bald 15 Jahren die 
Augen ſchloß, konnte die gewaltſame Unterbrechung der wirt— 
ſchaftlichen und ſozialen Entwicklung durch Krieg und Revolution 
nicht vorausahnen, und es wäre nicht verwunderlich, wenn feine Ant- 
worten auf Probleme, die feiner Zeit nahe lagen, dem Zeitgeiſt an- 
gepaßt wären und ſich für die jetzige Zeit mit ihren neuen Problemen 
und Forderungen als ungeeignet erweiſen und zum alten Eiſen ge— 
worfen würden. Aber er war „einer von denen, die fähig ſind, 
Motive ihres Handelns, Argumente ihrer Entſchließung durch das 
beſtimmen zu laſſen, was noch nicht iſt, was nur ihren Gedanken 
nach ſein ſollte, in deren Sinnen und Trachten ſo das Zukünftige, 
die Kraft der Kauſalität, gewinnt, bildend und geſtaltend einzuwirken 
auf das Gegenwärtige, Beſtehende.“ (Abbe über Zeiß, trifft aber 
auf ihn ſelbſt in höherem Maße zu.) 
| In der Tat, wenn nicht alles täuſcht, gehören Abbes Gedanken 

nicht der Vergangenheit an, ſondern ſein Tag kommt erſt; die Zeit, 
der er vorausgeeilt war, wird reif für ihn. Es iſt ihm auch bereits 
ein Herold erſtanden: Robert Wilbrandt in feinem neuen Buch 
„Sozialismus, der das deutſche Volk an dem Wendepunkt ſeines 
Wirtſchaftslebens mit warmer Begeiſterung und glühendem Herzen 
auf Abbes Vorbild hinweiſt — nicht als einzige Löſung aus den 
Wirren der Zeit, aber als einer der verfchiedenen Wege, auf denen 
der Sozialismus herangeführt werden, Geſtalt gewinnen kann, damit 
unſere Wirtſchaft wieder aufgerichtet werde. Er ſieht im Zeiß⸗Werk 
„das Bild einer möglichen Form des Sozialismus,“ (S. 157) und 
verlangt „eine Abbeiſierung, das heißt Umwandlung der Betriebe in 
ſolche, bei denen, wie in Abbes Zeiß Werk in Jena, der Ertrag künftig 
zum Teil an gemeinnützige Zwecke (durch den Staat) und zum Teil 


\ 
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an die Arbeiter ſelbſt fließt, unter Speisung des Reſervefonds zur 
Erweiterung und Verbeſſerung des Betriebes, und unter Entſchädi⸗ 
gung an die bisherigen Eigentümer, die im übrigen bleiben als 
Angeſtellte und am Gewinn zu beteiligende Leiter“ (S. 233). Die 
Zeißſche Arbeiterſchaft habe ſich in der Revolutionszeit beſonnen ge⸗ 
zeigt und in den Lohnforderungen gemäßigt. „Der Egoismus führt 
nicht zum Ziel ...; nur wenn der Idealismus geweckt wird, 
kann die Gefahr (des Egoismus) überwunden werden. Wie das 
Beiſpiel der Abbeſchen Arbeiter zeigt, deren Haltung in der ernſteſten 
Stunde der deutſchen Geſchichte ein neuer Lorbeer für Abbes be⸗ 
ſcheidenes Haupt iſt und vielleicht ein Wink für uns, welchen Weg 
wir zu gehen haben“ (S. 243). „Wo ſind die Lohnforderungen, 
von denen Bücher ſpricht, am beſcheidenſten? Im ſozialiſierten Be⸗ 
trieb, beim Zeiß⸗Werk in Jena. Die Abbeſche Stiftung hat ſo gut 
wie gar nicht mit ſinnloſen Forderungen zu tun“ (S. 237). „Sie 
(die Arbeiter des Zeiß⸗Werks) ſind nicht Revolutionsgewinnler, ſie 
arbeiten weiter“ (S. 156). „Als Vorbild für die allmähliche Ver⸗ 
wandlung der heutigen Unternehmer in die erſten Diener ihrer Werke, 
ſelbſtverſtändlich mit abſolut nötiger Freiheit der Initiative, ohne die 
keine führende Perſönlichkeit das ihre leiſtet, ſteht vor uns die Tat 
zweier Unternehmer: des Franzoſen Godin und des Deutſchen 


Ernſt Abbe, der als erſter und einziger durch das Muſterſtatut 


ſeiner Stiftung, des Zeiß⸗Werks in Jena, ſich ſelbſt zum Betriebs⸗ 
leiter des bisher von ihm als Unternehmer geführten Werkes machte. 
Sein Muſterſtatut ſinngemäß auf alle Unternehmungen Deutſchlands 
zu übertragen, ſollte die erſte Handlung des Reiches als Obereigen⸗ 
tümer ſein“ (S. 244). 

Nun, wer alles aus der Nähe miterlebt und geſehen hat, ſei 
es als Arbeiter, ſei es als Leiter, wird dieſe Urteile als übertrieben 


einſchränken müſſen — das Zeiß⸗Werk iſt kein Paradies und die 


Arbeiter ſind keine Engel. Die Revolution hat ihren Niederſchlag 
— wie ſollte es anders ſein — auch bei den Zeiß⸗Arbeitern ge⸗ 
funden; Anpaſſung an die neue Zeit hat Kämpfe (keine Streiks!), 
Auseinanderſetzungen, Schwierigkeiten mit ſich gebracht — aber zurück⸗ 
ſchauend iſt zu ſagen, daß in anderen Betrieben die Schwierig⸗ 
keiten bedeutend größer und die Umwälzungen viel radikaler geweſen 
ſind, die Unvernunft ganz andere Orgien gefeiert hat. Im Zeiß⸗ 


Werk ſind keine Direktoren und Beamte weggejagt (), die gegen: 
ſeitige Achtung der miteinander Verhandelnden und Ringenden iſt 


ſtets „ geweſen, die Verhandlungen über Löhne, Arbeitszeit 
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und Akkordarbeit! haben einen für beide Teile befriedigenden Ab⸗ 


ſchluß gefunden und es wird gearbeitet. Das Verantwortlich⸗ 
keitsgefühl der Geſchäftsleiter und der Führer der Werkleute hat das 


N Zeiß Werk durch die ſchwere Zeit getragen — durch manchen Sturm, 


an mancher Klippe vorbei — glücklich in den Hafen der Arbeit, zu 
neuen Erfindungen, Unternehmungen und Erfolgen bereit. 
Wilbrandt nennt das Zeiß⸗Werk einen ſozialiſierten Be⸗ 
trieb. Mit welchem Recht? Die Abneigung gegen den Sozialismus, 
die Bedenken gegen Sozialiſierung entſpringen zumeiſt aus der Vor⸗ 
ſtellung, daß Sozialismus gleich Verſtaatlichung, Sozialiſierung gleich 
Einführung der Staatsbürokratie in das Wirtſchafts⸗ und Geſchäfts⸗ 
leben ſei. Wer aus der Schmollerſchen Schule entſtammt, wird 
durchaus Verſtändnis für die Leiſtungen der Verwaltungsbeamten 
haben, wird aber doch nicht dem das Wort reden können, daß an 
die Stelle des kühnen, kaufmänniſchen Unternehmers mit freier, 
wagender und ſuchender Initiative der an Vorſchriften und Para⸗ 
graphen gebundene, bedächtige Beamte trete. Sozialiſierung 
iſt nicht Verſtaatlichung! betont Wilbrandt mit erfreulicher 
Deutlichkeit und Entſchiedenheit. 

Das Zeiß⸗Werk iſt kein Staatsbetrieb, auch kein Ge⸗ 


meindebetrieb und doch ſozialiſiert. Es gehört der Carl⸗Zeiß⸗Stif⸗ 


tung zu Eigentum, ebenſo wie auch das Glaswerk von Schott & Gen., 
nachdem vom 1. April 1919 ab Herr Dr. Schott ſeinen Geſellſchafts— 
anteil der Carl⸗Zeiß⸗Stiftung übertragen hat, die bisher ſchon Mit⸗ 
inhaberin geweſen ift?. Die Geſchäftsleitung hat aber eine 


1 In der Urabfiänmung entſchieden 1871 Stimmen für, 1057 gegen den 


Akkord. Daraufhin wird ſeit dem 8. September 1919 Akkord gearbeitet. Im 


erſten Vierteljahr 1919 war der Sechsſtundentag eingeführt; ab 1. April 1919 
wird wieder regelmäßig 8 Stunden gearbeitet. 
2 Dr. Otto Schott gab dieſe Veränderung den Geſchäftsangehörigen des 


Glaswerks durch folgenden Anſchlag bekannt: 


„Der Arbeiterausſchuß hat aus ſozialpolitiſchen Gründen den Antrag ge— 


ſtellt, daß ich meinen Geſellſchaftsanteil in der Firma Schott & Genoſſen der 


Carl⸗Zeiß⸗ Stiftung abführen möchte. 
Da ſchon mein Geſellſchaftsvertrag aus dem Jahre 1891 dieſe Abtretung 
vorſieht und ich aus den Vorgängen der letzten Tage die Überzeugung gewonnen 


f habe, daß eine alsbaldige Abtretung weſentlich dazu beitragen würde, den 


Frieden im Betrieb aufrechtzuerhalten, der mir in der heutigen Zeit ganz be— 
beſonders am Herzen liegt, habe ich mit der Carl⸗Zeiß⸗Stiftung vereinbart, daß 
ſie mit dem 1. April d. J. meinen Geſellſchaftsanteil übernimmt, daß ich von 


dieſem Tage ab als Geſellſchafter ausſcheide und dann nur noch als Beamter 
der Firma und Mitglied der Geſchäftsleitung tätig ſein werde.“ 


e 
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ſelbſtändige, der Stiftungsverwaltung zwar verantwortliche, aber von 
ihr in den geſchäftlichen Dispoſitionen unabhängige Stellung. Die 
Gefahren der Bürokratiſierung, der Erſtarrung in überkommenen 
Methoden, des Stilleſtehens wie beim Staatsbetrieb, ſind nicht ge⸗ 
geben. Techniſch am beſten eingerichtet zu ſein, organiſatoriſche 
Mängel beſtändig zu beſeitigen, die kaufmänniſchen Beziehungen zu 
erweitern, die Arbeitsgebiete durch wiſſenſchaftliche Jorſchung zu ver⸗ 
mehren, den Abſatz im In⸗ und Ausland auszudehnen, nie zu raſten, 
nie zu roſten — das iſt der Ehrgeiz des hier zuſammengefügten 
Perſonenkreiſes. Aus einem Alleinbetriebe hervorgegangen, betrug 
die Zahl der beſchäftigten Perſonen 300 im Jahre 1888, als Abbe 
zu ſozialiſieren begann. Bei ſeinem Tode im Januar 1905 war die 
Zahl auf 1400 geſtiegen, in dem folgenden Jahrzehnt wuchs ſie in 
raſchem Tempo bis auf 5280 unmittelbar vor Beginn des Krieges. 
65 %% ä der Geſamterzeugung ging zuletzt ins Ausland. Zivilgeſchäft 
Hund Militärgeſchäft hielten ſich die Wage. Man war beſtrebt, 
elaſtiſch zu bleiben, ſo, daß, wenn die Anforderungen auf militäriſchem 
Gebiete ſtiegen, ihnen Rechnung getragen werden konnte, — das 
Vaterland iſt nicht enttäuſcht wordeu!! — das Zivilgeſchäft aber 
ſofort ausgedehnt werden konnte, wenn etwa Abrüſtung oder Völker⸗ 
verſtändigung den Militäraufträgen ein Ende bereiteten. So kann 
die Jenaer Fabrik, nachdem ſie er des Krieges zeitweilig 
10 700 Perſonen beſchäftigte, jetzt wieder ihren alten Friedensſtand 


5200 Perſonen voll beſchäftigen und langſam vermehren. Auch heute 


nach dem Kriege iſt das Zeiß⸗Werk die größte und leiſtungsfähigſte 
optiſche und feinmechaniſche Werkſtätte der Welt. Das Glaswerk 
beſchäftigt wie vor dem Kriege auch jetzt wieder zirka 1300 Geſchäfts⸗ 
angehörige. a 

Iſt alſo die Tatſache, daß kein privatkapitaliſtiſcher Antreiber 
hinter der Firma ſteht, für ihre äußere Entwicklung nicht nachteilig 
geweſen, ſo kann es auch keinem Zweifel unterliegen, daß das Be⸗ 
wußtſein, nicht in die Taſchen eines Privatmannes, eines Kriegs⸗ 
gewinnlers zu arbeiten, für die Angeſtellten und Arbeiter nicht gleich⸗ 
gültig iſt. Das Werk dient und verdient nicht dem Privatkapital, 
ſondern einer Stiftung, und die Überſchüſſe kommen durch 
ſie „der Gejellfhaft”, der Allgemeinheit zugute. Die 
Gewinne, die bei Aktiengeſellſchaften in Form von Dividenden den 
Aktionären zufließen oder bei Privatbetrieben zur Bereicherung ein⸗ 
zelner Perſonen beitragen, fallen hier der Carl⸗Zeiß⸗Stiftung zu. 
Reich geworden iſt durch die Tätigkeit im Zeiß⸗Werk noch niemand, 


* 
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ſeit Abbe die Stiftung gründete und ihr ſein Vermögen abtrat. 
Und die Karl⸗Zeiß⸗Stiftung verwendet die Überſchüſſe nach dem 
Statut des Stifters für die Zwecke der Allgemeinheit; nämlich: in 
erheblichem Umfange für die Erhaltung und Ausgeſtaltung der Uni— 
verſität Jena, die ſonſt bei der beſchränkten Leiſtungsfähigkeit der 
vier Thüringer Erhalterſtaaten längſt hätte verkümmern müſſen; für 
die Volkshochſchule; die Unterhaltung eines großen Kinderkranken— 
hauſes, wie überhaupt eine großzügige Kinderfürſorge; für zahlreiche 
gemeinnützige Einrichtungen und Beſtrebungen zugunſten der Bevöl— 
kerung Jenas und der nächſten Umgebung (Volkshaus, Leſehalle, 
Konzert- und Theaterabende, Volksbadeanſtalt, Unterſtützung der Bau— 
und Heimſtättengenoſſenſchaften und zahlreicher gemeinnütziger Vereine; 
umfangreiche Lebensmittelverſorgung während der Kriegszeit uſw.), 
auch in Form von Beiträgen für Wohlfahrtseinrichtungen der Stadt— 
gemeinde (zum Beiſpiel Waſſerverſorgung, Milchverſorgung uſw.), 
für die Förderung allgemeiner Intereſſen der optiſchen und fein— 
mechaniſchen Induſtrie (zum Beiſpiel Unterhaltung der ſtaatlichen 
Opiikerſchule, Unterſtützung der Gewerbeſchulen, Gewährung von 
Technikerſtipendien zum Beſuch höherer techniſchen Lehranſtalten uſw.) 
Wenn man ſich ein Bild von der geſamten Wirkſamkeit der Carl-⸗Zeiß⸗ 
Stiftung in Jena macht, wird einem klar, welche Förderung 
der allgemeinen Wohlfahrt es bedeuten würde, wenn 
möglichſt viele Betriebe ſich in Stiftungsbetriebe dieſer 
Art umwandelten und ihre Erträgniſſe nicht mehr zur Anſamm— 
lung unſinniger Reichtümer in den Händen weniger Perſonen dienten, 
ſondern wichtigen Aufgaben der „Geſellſchaft“ zugeführt würden. 

Es iſt deshalb eine vollkommene Verkennung der Tatſachen, 
wenn Geh. Kommerzienrat Deutſch in einem viel nachgedruckten 
und zitierten Aufſatz „Anteil von Arbeit und Kapital am Ertrage 
von Aktiengeſellſchaften“ den Gedanken der Sozialiſierung dadurch 
den Arbeitern ausreden möchte, daß er an der Hand der Ergebniſſe 
von 66 Aktiengeſellſchaften berechnet, daß die Angeſtellten und Ar— 
beiter, wenn die Aktionäre ihnen die Dividende überließen, pro Kopf 
270 Mk. mehr erhalten würden; im Zeiß Werke, dem ſozialiſierten 
Betriebe, habe die Gewinnbeteiligung (die alljährliche Lohn- und 
Gehaltsnachzahlung) in 20 Jahren nie mehr als 150-200 Mk. pro 
Kopf betragen. Angeſichts dieſer Ziffern lohne ſich doch das Soziali— 
ſieren für die Arbeiter gar nicht. Wozu die ganze äußerſt gewagte 
Umkrempelung des Wirtſchaftslebens, wenn der Gewinn im günſtigſten 
Falle für den einzelnen ein ſo geringfügiges Mehreinkommen ergebe! 
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Was das Zeiß⸗Werk anbelangt, jo überſieht Deutſch, daß bei 
der Sozialiſierung für die Arbeiter und Angeſtellten nicht nur die 
ſogenannte Gewinnbeteiligung herausſpringt, die in Friedenszeiten 
allerdings bei durchſchnittlich 8 % Nachzahlung auf die Jahresverdienſte 
etwa 150 —250 Mk. jährlich — während der Kriegszeit entſprechend 
mehr — für die Arbeiterſchaft betrug, jetzt aber bei etwa gleichen 
prozentualen Nachzahlungen auf die bedeutend höheren Verdienſte 
entſprechend höher ausfallen würde. Sie iſt nur ein Glied in dem 
geſamten Arbeitsſyſtem, nur ein Stück der geſamten Ertrags⸗ 
beteiligung, die ſich außer der Lohnnachzahlung aus Anſpruch auf 
bezahlten Urlaub bis zu drei Wochen je nach der Dienſtzeit, Penſion 
bei Invalidität und für die Hinterbliebenen ohne Beitragszahlung, 
Abgangsentſchädigung, Gewährleiſtung eines Exiſtenzminimums, Be⸗ 
zahlung der Feiertage (etwa 12 im Jahr), Bezahlung von mili⸗ 
täriſchen Übungen, notwendigen Verſäumniſſen und unverſchuldeten 
Behinderungen, beſſerer Krankenfürſorge und anderen Dingen zu⸗ 
ſammenſetzt. Außerdem kommen der Arbeiter⸗ und Angeſtelltenſchaft 
mittelbar und unmittelbar auch die Summen zugute, die durch die 
Carl-Zeiß-Stiftung der Allgemeinheit zugeführt werden: alles in 
allem alſo bei weitem mehr für den Arbeiter als jene 150—200 Mk. 
des Herrn Deutſch. Der herausgewirtſchaftete „Mehrwert“ dient in 
Jena eben doch anderen Zwecken als in den Privatbetrieben — und 
die Erkenntnis und tagtägliche Erfahrung dieſer Tatſache hat die 
Maſſe der Zeißarbeiter auch in der Revolutionszeit nie verlaſſen, ob⸗ 
wohl ſie politiſch und gewerkſchaftlich zu keiner Zeit rückſtändig war. 

Die Zuführung der Gewinne an eine Stiftung, nicht an Privat⸗ 
perſonen, iſt nur eine Seite des ſozialiſierten Zeiß⸗Werkes; die andere 
iſt: die eben bereits berührte wirtſchaftliche und rechtliche 


Beſſerſtellung der Arbeiterſchaft. Abbe ſah als ſeine beſondere 


Lebensaufgabe an: den Arbeiter im großinduſtriellen Betriebe anders 
zu ſtellen als nach der Reichsgewerbeordnung. Er war ſich damals 
ſchon klar über den Gang der wirtſchaftlichen und ſozialen Entwid: 
lung, daß die wirtſchaftlichen Abhängigkeitsverhältniſſe in unſerem 
Volk beſtändig im Wachſen ſeien. Produziert wird immer mehr und 
ausſchließlich durch den organifierten Großbetrieb, in dem wenige 
leiten und die anderen geleitet werden. Das Verkehrsweſen, das 
Verſicherungsweſen iſt in der Hand des Staates oder großer Geſell⸗ 
ſchaften organiſiert und läßt keinen Raum für unabhängige Exiſtenzen. 
Die Zahl der Bureaubeamten ſchwillt allenthalben an, und das Heer 
der Beamten für die Verwaltung des Landes in Reich, Staat und 


— 
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Gemeinde wird unüberſehbar groß. Dieſer unabwendbaren Entwid- 
lung ſah er ins Auge: Wir werden ein Volk der abhängigen Leute. 
Abbe wollte nicht, daß all dieſe unſelbſtändigen Menſchen nach dem 
Satz handeln müſſen: Wes Brot ich eß', des Lied ich ſing. Dieſen 
Abhängigkeitsverhältniſſen wollte er zu Leibe, weil er ihre Gefahr 
für den Charakter des Volkes ſcharf erkannte. Nicht Bedienten— 
tugenden und Knechtsſinn bringen ein Volk voran, ſondern der un— 
abhängige Sinn des freien Mannes. In ſeinen Reden findet ſich 
die ſchärfſte Abſage an die Idee des „Brotherrn“, an das vielfach 
vorhanden geweſene Beſtreben, den Anſtellungs⸗ und Arbeitsvertrag 
mit „Gefolgſchaftspflichten und Vaſallendienſt“ zu bepacken. 

Es iſt vielerorts dargeſtellt worden, wie Abbe die Rechtslage der 
Arbeiter durch ſtatutariſche Beſtimmungen auf jede Weiſe zu heben 
verſtanden hat, damit die wirtſchaftliche Abhängigkeit nicht zur per⸗ 
ſönlichen Unterordnung und Abhängigkeit führe. Es ſoll auf dieſe 
vorbildlichen Beſtimmungen nur verwieſen werden !. 

Das Gefühl der Abhängigkeit, Gebundenheit, Unfreiheit im 
modernen Großbetrieb war es, das dem Proletariat die Arbeit in 
den Fabriken auf die Dauer ſo unbefriedigend und unerträglich er— 
ſcheinen ließ, und es betrachtete als Sinn der Revolution, daß dieſes 
Joch der Unfreiheit abgeſchüttelt werde. Die Sozialiſierung ſoll ihm 
mehr Freiheit, mehr Perſönlichkeitsrechte, mehr Bürgertum im Groß— 
betriebe geben, daher der Ruf nach Demokratiſterung der 
Betriebe, nach Mitbeſtimmungsrecht, Betriebsräten— 
Abbe hat dem in ſeinem Betrieb weitgehend Rechnung getragen, und 
die Folgezeit hat die konſtitutionellen Beſtimmungen nach der demo— 
kratiſchen Seite hin weiter entwickelt, ſo daß die Revolution dem 
Zeiß⸗Werk keine grundſtürzenden Umwälzungen, ſondern nur orga— 
niſche Weiterbildung, Ausbau des Beſtehenden bringen konnte. 
Dieſe Demokratie im Zeiß⸗Werk hat ſich wie in der 
Kriegszeit, ſo auch während der Revolutionsſtürme als ein feſter Kitt 
erwieſen. Leitung und Belegſchaft ſind durch ſie immer im Zu— 
ſammenhang miteinander geblieben, die Fühlung iſt nie ganz ver- 
loren gegangen, das Verſtändnis für einander hat nie ganz aufgehört. 
Die vorwärtsſtürmende Arbeiterſchaft hat das warnende Wort der 
Geſchäftsleitung nicht in den Wind ſchlagen können, wie dieſe ſich 
in die materielle Lage und ideellen Anſchauungen der Arbeiterſchaft 


1 Vgl. u. a. Schomerus, „Das Arbeitsverhältnis im Jenaer Zeiß⸗Werk“, 
7. Auflage. Jena, B. Vopelius. | 
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hinein zu verſetzen wußte und ihnen ſoweit Rechnung trug, als nicht 
die pflichtmäßige Rückſicht auf Gedeihen und Zukunft des Werks 
Grenzen ſetzte. Ganz ſo reibungslos, ganz ſo friedlich und idylliſch, 


wie Wilbrandt meint, iſt die Zeit nicht verlaufen, denn die Arbeitr- 


ſchaft fühlte in ſich die Aufgabe und den Beruf, tiefgreifende Neu. 


erungen durchzuſetzen. Sie wollte, daß das Zeiß⸗Werk, das bisher . ©: 
in ſozialpolitiſcher Hinſicht und in bezug auf ſeine demokratiſche e 


Verfaſſung an der Spitze marſchiert war, nun auch in der neuen 


Zeit vorangehe. Betriebsrat! war lange Zeit die Loſung des = 


Tages wie allerwärts — nur daß nicht die geſetzgeberiſche Aktion 
abgewartet, vielmehr ſofortige Einführung gefordert wurde. Es iſt 


nicht dahin gekommen. Die Forderung iſt in den Hintergrund ge: 


treten und hat ihre Schärfe verloren, nachdem die Geſchäftsleitung 
durch ihr Angebot vom 7. Auguſt 1919, einen entſchiedenen Schritt 
vorwärts auf dem Wege der Demokratiſierung des Betriebes, der 


Heranziehung des Perſonals zur Mitarbeit zu tun, ſich bereit gezeigt 


hatte. Eh 

Seit Jahrzehnten ift im Zeiß⸗Werk ein gutes Stück Demokratie | 

verwirklicht geweſen; ein Arbeiterausſchuß beſteht ſeit 23 Jahren, 
ein Beamtenausſchuß im zwölften Jahr. Beide, geſtützt auf gewerk⸗ 


ſchaftliche Organiſationen, ſind zu unentbehrlichen Gliedern der 
Fabrikorganiſation geworden. Ihre Mitwirkung in allen Arbeiter⸗ 


und Angeſtelltenangelegenheiten iſt ſichergeſtellt und wird praktiſch 
durchgeführt. Lohntarife und Gehaltsregelungen werden mit ihnen 


vereinbart. Wenn durchweg die letzte Entſcheidung bei der Geſchäfts⸗ 


leitung liegt, die die Verantwortung trägt, ſo haben bei der Meinungs⸗ 


bildung doch die Ausſchüſſe weitgehende Möglichkeit, ſich zur Geltung 


zu bringen. Das Recht der Mitbeſtimmung der Ausſchüſſe 


bei Kündigung von Perſonal wird neuerdings viel gefordert 


und iſt ſtark. umſtritten. Der Zeiß Angeſtellte iſt an ſich gegen will⸗ 
kürliche Entlaſſung durch ſeinen Anſpruch auf Abgangsentſchädigung 
in hohem Maße geſichert. Da die Entſchädigung verhältnismäßig 
reichlich iſt, ſo führt der finanzielle Effekt in jedem Falle zu einer 
ſorgfältigen Prüfung der Kündigung. Da ferner der Anſpruch auf, 
Abgangsentſchädigung klagbar iſt, fo wird die Prüfung beſonders 
| jorgfältig ſein müſſen in ſolchen Fällen, in denen nach Meinung der 


Firma ein ſchweres Verſchulden die Verweigerung der Zahlung recht⸗ | 
fertigt, denn fie muß vor Gericht den Beweis für ihre Behauptungen 


erbringen können. Daß in allen Zweifelsfällen ein wichtiges Be⸗ 
tätigungsfeld für die Ausſchüſſe gegeben iſt, 8 auf der m. 0 
| . XIIII 4. 8 | 85 
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i ihnen ſchon zu Abbes Zeiten eingeräumte Recht, gehört zu 


werden, iſt in der Revolutionszeit umgewandelt worden zu einer 
Verpflichtung der Geſchäftsleitung oder ihres Organes, jeden 
Antrag auf Kündigung, der aus den Büros oder der Werkſtatt ein? 
geht, zur Gegenäußerung dem zuſtändigen Ausſchuß vorzulegen, der 
durch zwei von ihm dazu beauftragte Perſonen dazu Stellung nimmt. 
Dadurch gelangt die entſcheidende Stelle in den Beſitz des Materials, 
ſowohl vom Betriebs⸗ wie vom Perſonalſtandpunkte aus und kann 
eine Entſcheidung fällen, die auch Anfechtungen ſtaͤndhält. So iſt 
zwar das Mitbeſtimmungsrecht der Ausſchüſſe im Zeiß⸗Werk 
nicht durchgeführt, falls darunter verſtanden wird, daß ohne Zu= 
ſtimmung der Ausſchüſſe keine Kündigung erfolgen darf; aber ihre 


| Mitwirkung vor dem Ausſprechen der Kündigung ſowie die Ein- 


richtung der klagbaren Abgangsentſchädigung wahrt die Rechte der 
Angeſtellten und hebt die oft und viel beklagte und von nachteiligen 
ſiozialen Folgen begleitete Exiſtenzunſicherheit, ſoweit fie vermeidbar 
iſt, größtenteils auf und, ſoweit ſie beſtehen bleibt, wird ſie gemildert 
diurch die Gewährung einer Geldſumme, die ihn geraume Zeit über 
Waſſer halten kann. So hat allein das Zeiß⸗Werk in dem Halb⸗ 
jahr des Abbaus vom Rüſtungs⸗ zum Friedensbetrieb etwa 2 Millionen 
Mark für Abgangsentſchädigungen ausgezahlt und dadurch vielen 
Perſonen den Übergang zu einem neuen Beruf und einer neuen 


a Erwerbstätigkeit erleichtert. 


Wie bei Kündigungen, ſo wirken die Ausſchüſſe auch bei Ein⸗ 
ſtellungen mit. Sie erhalten von beabſichtigten Einſtellungen 
Mitteilung und äußern ſich darüber, ob eine Vermehrung des Ber- 
ſonals notwendig iſt, ob der Bedarf nicht vielleicht aus anderen 
Teilen der Fabrik gedeckt werden kann, damit überflüſſige Ein⸗ 
ſtellungen vermieden werden. Sie prüfen zum Beiſpiel nach, wenn 
von den Betriebsleitungen Einſtellung weiblichen Perſonals verlangt 
wird, ob die Stellen ſich für Frauen und Mädchen eignen, ob die 
Arbeit nicht vielleicht durch Männer, arbeitsloſe Kriegsbeſchädigte 
geleiſtet werden könne. | 

Enge Fühlungnahme und offene Ausſprache auf dieſem er 
anderen Gebieten ſowie die ganze Rechtsſtellung des Zeißianers haben 
die Vorſtellung, daß der Arbeiter ein unterdrückter Helote ſei, nie 
aufkommen laſſen. Aber die Anſprüche ſind geſtiegen; er will Ein⸗ 


blick in den geſchäftlichen Stand und die Geſchäftsgebarung 


haben, möchte wiſſen, wie die Dinge laufen, will mitregieren, mit⸗ 
entſcheiden. Der Gedanke des Betriebsrates war ein 


— 
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Funke, der gezündet hat, der die Gemüter een bewegte und 


erregte. 
Der Beamtenausſchuß und der Arbeiterausſchuß unterbreiteten 
der Geſchäftsleitung am 21. Juni 1919 eine Vorlage, die auf die 


— 


Verhältniſſe im Zeiß⸗Werk ſchon deshalb nicht ganz zugeſchnitten iſt, 


weil ſie auf einer Konferenz der Werkleute der optiſchen Induſtrie 


Deutſchlands in Jena beſchloſſen und als Aktionsprogramm für die 


geſamte optiſche Induſtrie gedacht war. Es waren Richtlinien ſowohl 
für die Sozialiſierung der geſamten deutſchen optiſchen Induſtrie als 
auch für die Schaffung von Betriebsräten ausgearbeitet. Von dem 
Inhalt des letzteren Entwurfes ſeien die eee Paragraphen 
mitgeteilt: 


8 6. Die Betriebsangehörigen haben das Recht, ihre gewählten 
Vertreter jederzeit zurückzuberufen, falls ſie ihre Tätigkeit nicht dem 


Mehrheitswillen entſprechend ausüben. Über die Zurückberufung ent⸗ 


ſcheidet Urabſtimmung. 
§ 7. Die den Betriebsräten obliegenden Verrichtungen e 
n das Recht der Mitentſcheidung: 


in allen Angelegenheiten, die das Arbeitsverhältnis der Betriebs⸗ 
angehörigen zum Unternehmen betreffen; 


2. in allen Fragen über die Produktion und den Geſchäftsbetrieb 


des Unternehmens. 


Zur wirkſamen Ausübung dieſer Tätigkeit nehmen die Obleute a 15 


allen Sitzungen der Direktion als gleichberechtigte Mitglieder tei 


außerdem müſſen bei allen Verhandlungen der Direktion mit den Be⸗ 


triebsleitern mindeſtens zwei beauftragte Mitglieder des Betriebsrates 
zugegen ſein. Bei Fragen, die eine beſondere Sachkenntnis erfordern, 
ſteht es den Obleuten frei, geeignete Fachleute als Sachverſtändige 
heranzuziehen. | 3 

§ 8. Die Obleute des Betriebsrates und die Direktion ſind ver⸗ 
pflichtet, dem Betriebsrat zum Zwecke der Information regelmäßig 
mindeſtens allmonatlich einen Bericht über die jeweiligen techniſchen und 


kaufmänniſchen Angelegenheiten zu erſtatten. Den Betriebsangehörigen 


hat der Betriebsrat halbjährlich oder auf Verlangen von 30 % der Be⸗ 
triebsangehörigen jederzeit einen Bericht über ſeine Tätigkeit und die 
allgemeine Geſchäftslage zu geben. 


§ 9. Die Obleute des Betriebsrates haben über alle von ihnen 
als vertraulich anerkannten Mitteilungen Verſchwiegenheit zu bewahren. 


8 10. Wer gegen $ 9 verftößt, kann auf Antrag des Betriebs⸗ 
rates ſeiner Tätigkeit enthoben und gegebenenfalls ſchadenserſatzpflichtig 
gemacht werden. 

8 12. Wenn in einer Frage zwiſchen der Direktion und den Ob⸗ 
leuten des Betriebsrates eine Einigung nicht zu erzielen iſt, ſo iſt die 
Streitfrage nach drei Tagen erneut zum Gegenſtand einer kollegialen 

18 * 
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Beratung zu machen. Wird bei der zweiten gemeinſchaftlichen Beratung 
eine Vereinbarung nicht getroffen, fo tritt § 13 in Kraft. 

8 13. In den Fällen, in denen eine Einigung zwiſchen der 
Direktion und den Obleuten des Betriebsrates nicht erzielt wird, iſt die 
Angelegenheit zunächſt dem Betriebsrat zu unterbreiten. Sollte auch 
dann eine Einigung nicht zuſtande kommen, iſt die nächſt höhere Inſtanz 
anzurufen (Induſtrierat). j 

Die Geſchäftsleitung lehnte dieſen Entwurf mit folgender Be— 
gründung ab: | | | 
Bas die Betriebsräte anlangt, fo fteht deren Einführung 
durch das Reichsgeſetz unmittelbar vor der Tür. Die Geſchäftsleitung 
hält es grundſätzlich für unrichtig, dem Reichsgeſetz vorzugreifen. 
Auch Sonderwünſche gegenüber der reichsgeſetzlichen Regelung, zu 
denen die bisherige Entwicklung in unſeren Werkſtätten etwa Anlaß 
geben könnte, werden ſehr viel leichter auf der Grundlage des Reichs— 
geſetzes behandelt werden können als zu einer Zeit, wo der Inhalt 
des künftigen Geſetzes noch nicht näher zu überſehen iſt. 

Im übrigen kann die Geſchäftsleitung der Errichtung eines 
Betriebsrates im Sinne der Richtlinien keinesfalls zuſtimmen. 
Er würde im Betrieb eine Nebenregierung bilden ohne eigene perſön— 
liche Verantwortung gegenüber dem Unternehmen und in ſteter Ab- 
hängigkeit von der jeweiligen Majorität der Betriebsangehörigen, er 
würde die Betriebsleitung in unerträglicher Weiſe erſchweren, die 
Geſchäftsleitung nahezu ausſchalten und müßte in abſehbarer Zeit 
zum Ruin des Unternehmens führen. | 

Die Geſchäftsleitung ift aber! auch aus rechtlichen Geſichts— 
punkten überhaupt nicht in der Lage, über einen ſolchen Betriebsrat 
zu verhandeln. Sie iſt auf Grund des Stiftungsſtatuts ernannt 
und die Wahrung der ſtatutariſchen Beſtimmungen iſt ihre vor— 
nehmſte Pflicht. Der vorgeſchlagene Betriebsrat würde, wie auch die 
republikaniſche Regierung von Sachſen⸗Weimar auf die Eingabe der 
Arbeiterſchaft rückhaltlos anerkannt hat, in ſcharfem Widerſpruch 
ſtehen zu den Beſtimmungen des Statuts über die Organiſation der 
Stiftung (§ 4), die nach $ 121 des Statuts in keiner Weiſe ge— 
ändert oder außer Kraft geſetzt werden dürfen. Nur ein Reichsgeſetz 
wäre in der Lage, die rechtliche Grundlage zu ſchaffen, auf der die 
Errichtung von Betriebsräten ſich mit den ſtatutariſchen Beſtimmungen 
in Einklang bringen ließe. 

Nach alledem muß die Geſchäftsleitung, ſo ſehr ſie jederzeit 
bereit ſein wird, berechtigten Wünſchen auf eine weitere Ausgeſtal— 


— 
— 


6323 — ͤ ͤ— —— . 


1489 f ® Die neuere Entwicklung des Carl⸗Zeiß⸗Werks 277 


tung der Arbeiter: und Angeſtelltenrechte entgegenzukommen, einen 
Betriebsrat nach den vorgelegten Richtlinien mit Entſchiedenheit ab⸗ 
lehnen, weil er dem Statut widerſpricht und den Beſtand der 
optiſchen Werkſtätte und damit den der Carl⸗Zeiß⸗Stiftung überhaupt 
gefährdet.“ 

Die Verhandlungen liefen weiter, es fanden eingehende Be⸗ 
ratungen der Stiftungsorgane ſtatt, die als Ergebnis den Beſchluß 
zeitigten, bis zum Herauskommen des Betriebsrätegeſetzes den 
Wünſchen der Arbeiterſchaft nach vermehrter Anteilnahme an der 
Verwaltung der Stiftungsbetriebe durch Einrichtung einer 
Vertrauenskommiſſion Rechnung zu tragen. Die Bekannt⸗ 
machung der Geſchäftsleitungen von Zeiß und Schott vom 7. Auguſt 
1919 dürfte für die Betriebsrätefrage ein ſo ee Beitrag ſein, 
daß ſie hier, wiedergegeben ſein möge. 


Bis zum Erlaß des Betriebsrätegeſetzes ſoll dem Wunſche der Gr 


ſchäftsangehörigen nach regerer Teilnahme an der Verwaltung der 
Stiftungsbetriebe zunächſt verſuchsweiſe durch folgende Einrichtungen 
Rechnung getragen werden: 


A. Die Angeſtellten⸗ und Arbeiterausſchüſſe bleiben mit ihren ge⸗ 
geſetzlichen und ſtatutariſchen Rechten und Befugniſſen beſtehen. Das gleiche 
gilt für die Einrichtung der Abteilungsvertreter — jetzt Gruppenvertreter. 


B. 1. Aus den Ausſchüſſen ſind für die wichtigſten Aufgaben des 
Betriebes folgende Einzelkommiſſionen zu bilden: 


a) Organiſationskommiſſion: Kontrolle und Verbeſſerung der 
Organiſation im Sinne einer möglichſt eee Erſparnis 
unproduktiver Arbeiten. 

b) Betriebstechniſche Kommifſion: Allgemeine betriebs⸗ 
techniſche Fragen, Förderung der Maßnahmen zur Erhöhung der 
Wirtſchaftlichkeit durch Verbeſſerung der Fabrikationsmethoden, 
Prüfung und Verfolgung eingereichter Verbeſſerungsvorſchläge. 

c) Einſtellungs⸗ und Kündigungskommiſſion: Behand⸗ 
lung der allgemeinen Einſtellungs⸗ und Kündigungsfragen. 

d) Akkord⸗ und Lohnregelungskommiſſion: Behandlung 
von Akkord⸗ und Lohnfragen, über die in den Werfftätten eine 
Vereinbarung nicht erzielt werden konnte. | 

e) Jugendkommiſſion: Wohlfahrtspflege und fachliche Aus⸗ 

f bildung des jugendlichen Perſonals. 

f) Raumverteilungskommiſſion: Umzugsfragen und Ver⸗ 
beſſerung der Fabrikationsmöglichkeiten durch Zuweiſung hygieniſch 
möglichſt hochwertiger Räume für Fabrikation und Verwaltung. 

80 nfallkommiſſion: Kontrolle der Maßnahmen zur Unfall⸗ 
verhütung, Studium der Möglichkeiten, die Arbeit durch ne 
aßnahmen am Arbeitsplatz zu erleichlern. 

h) C 
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2. Die Kommiſſionen beſtehen in der Regel aus je einem Vertreter 
der Angeſtellten und Arbeiter und haben die Aufgabe, in gemeinſamen 


Sitzungen mit den zuſtändigen Beamten alle wichtigen, ihr ſpezielles 
Arbeitsgebiet berührenden Fragen zu behandeln und dabei insbeſondere 


die Geſichtspunkte zu vertreten, die vom Standpunkt der Angeſtellten— 
und Arbeiterintereſſen geltend zu machen ſind. 


3. Sitzungen ſollen nur im Bedarfsfalle ſtattfinden. Der zuſtändige 


Beamte beraumt die Sitzungen an und führt in ihnen den Vorſtitz. 
Er hat die Verhandlungsgegenſtände vorzubereiten und hat auch hierbei 
die Kommiſſion zuzuziehen, ſoweit ſich Beſichtigungen oder Vernehmungen 
nötig. machen, bei denen der perſönliche Eindruck von beſonderer Be— 


deutung iſt. 


4. Er ſoll — von beſonders dringenden Fällen abgeſehen — in 
wichtigen Angelegenheiten nicht ohne vorheriges Gehör der Kommiſſion 


entſcheiden und feine Entſcheidung in jedem Falle der Kommiſſion als— 


bald bekanntgeben. Entſcheidet er gegen das einſtimmige Votum der 
Kommiſſion, ſo hat dieſe das Recht der Berufung an die Geſchäfts— 
leitung. Die Berufung hat keine aufſchiebende Wirkung. Sie ſoll nur 


erhoben werden gegen Entſcheidungen von prinzipieller Bedeutung oder 
beſonderer Wichtigkeit. 


C. 1. Es wird eue Berzraue ns e gebildet, be- 
ſtehend aus: 


ay je 1 Vertreter der wiſſenſchaftlichen N wiſſenſchaftlich-techniſchen 
Beamten bei Carl Zeiß, und der wiſſenſchaftlichen und wiſſen— 
ſchaftlich⸗ techniſchen Beamten bei Schott & Gen.; 

b) je 1 Vertreter der Betriebs⸗ und techniſchen Beamten bei Carl 
Zeiß, und der Betriebsbeamten bei Schott & Gen.; 

e) je 1 Vertreter der kaufmänniſchen Beamten bei Carl Zeiß, und 
der Kontorbeamten bei Schott & Gen.; 

d) je 3 Vertretern der Arbeiterſchaft einſchließlich der nicht bereits 
unter a—c vertretenen Angeſtellten bei Carl Zeiß und der Ar— 
beiterſchaft bei Schott & Gen. 

2. Die Wahl der Vertreter erfolgt jedesmal auf zwei Jahre inner— 
halb der einzelnen Gruppen, in Gruppe d) nach dem Syſtem der Ver— 
hältniswahl. Zu jedem Vertreter iſt ein Stellvertreter zu wählen. Wahl⸗ 


berechtigt iſt jeder volljährige, wählbar jeder Betriebsangehörige, der 


25 Jahre alt und penſionsberechtigt iſt. 


3. Die Vertrauenskommiſſion erhält von der Geſchäftsleitung in 
regelmäßigen monatlichen Sitzungen Berichte über die Geſchäftslage, die 
wichtigſten Geſchäftsvorgänge und über beabſichtigte wichtige geſchäftliche 
und Betriebsmaßnahmen, ſoweit dieſe Angelegenheiten nicht bereits aus 
den Verhandlungen mit den Ausſchüſſen oder den Kommiſſionen bekannt 


ſind und ſoweit es ſich dabei nicht um perſönliche oder ſolche Angelegen— 


heiten handelt, aus deren Bekanntgabe eine Gefährdung wichtiger all— 
gemeiner oder fremder Smgereffen entſtehen könnte. 


In den Berichten iſt insbeſondere Auskunft zu geben über: 
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Größere Kapitalaufwendungen für neue geſchäftliche Unternehmungen, 
Errichtung von auswärtigen Geſchäftsſtellen, 2 
größere Aufwendungen für Wohlfahrtseinrichtungen und ähnliche N 
Maßnahmen innerhalb und außerhalb des Betriebes. 


4. Die Vertrauenskommiſſion hat das Recht, zu dem Bericht der 
Geſchäftsleitung Wünſche und Bedenken vorzubringen. Die Geſchäfts⸗ 
leitung wird ihr auch über den Rahmen ihres Berichtes hinaus Aus⸗ 
künfte geben, ſoweit es ſich um wichtige Fragen von allgemeinem Inter⸗ 
eſſe handelt und nicht im Einzelfalle Bedenken vorliegen. 

5. Die Geſchäftsleitung wird die Vertrauenskommiſſion insbeſondere 
hören vor Beſchlußfaſſung über die jährliche Gehalts⸗ und Lohnnachzahlung 
und ihr dabei Gelegenheit geben, ſich auch zu den für die Beſchlußfaſſung 
maßgebenden Gründen und Unterlagen zu äußern. 

5 6. Die Vertrauenskommiſſion wird weiter gehört werden, falls aus 
Den künftigen Gewinnüberſchüſſen der Stiftungsbetriebe mehr als die 
Hälfte ihres ſtatutenmäßig verfügbaren Betrages für Univerſitäts⸗ oder 
ſonſtige wiſſenſchaftliche Zwecke verwendet werden ſoll und dieſe Ver⸗ 
willigungen 50 000 Mk. pro Jahr überſchreiten. 

7. Die Geſchäftsleitung wird alljährlich einen Geſchäftsabſchluß der 
Firma mit einem Bericht den Geſchäftsangehörigen bekannt geben, der 
nach Möglichkeit der Vertrauenskommiſſion bereits bei der Beſprechung 
über die Gehalts⸗ und Lohnnachzahlung vorgelegt werden ſoll. 

8. Die Mitglieder der Vertrauenskommiſſion find über alle An⸗ 
gelegenheiten, von denen ſie durch die Mitteilungen der Geſchäftsleitung 
Kenntnis erhalten, auch ihren Wählern gegenüber zur Verſchwiegenheit 
verpflichtet; dies gilt auch für die Zeit nach Ausſcheiden aus der Kom⸗ 
miſſion. Angelegenheiten, deren Bekanntgabe unbedenklich iſt, ſollen den 


Geſchäftsangehörigen durch eine neu zu gründende Betriebszeitung 


mitgeteilt werden. m 
9. Verletzung der Verſchwiegenheitspflicht nach Ziffer 7 bedeutet 
eine Verletzung, des Dienſtvertrages und führt — auf Verlangen der 
Geſchäftsleitung oder der Mehrzahl der Kommiſſionsmitglieder — zum 
Verluſt der Stellung als Kommiſſionsmitglied und verpflichtet gegebenen⸗ | 
falls zum Schadenserſatz. | 


P. Sämtliche Ausſchuß⸗ und Kommiſſionsmitglieder ſind verpflichtet, 
ihre regelmäßige Tätigkeit im Betrieb weiter auszuüben und Arbeits- 
verſäumniſſe im Intereſſe ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit auf das unbe; 
dingt Notwendige zu beſchränken. 

Der durch die Teilnahme an den Kommiſſions⸗ und a 
ſitzungen entſtehende notwendige Arbeitsausfall iſt 5 dem ö 
verdienſt zu entſchädigen. 

E. Vorſtehende Beſtimmungen gelten zunächſt nur bis zum Erlaß 
des Betriebsrätegeſetzes. Die Geſchäftsleitung behält ſich auch vorher 
den Erlaß abändernder und ergänzender Beſtimmungen vor, wird aber 
vor jeder Anderung die Arbeiter⸗ und Beamtenvertretungen hören. 8 


— 
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Das er einen neuen Abſchnitt in der Geſchichte der 


Stiftungsbetriebe einleitende Moment dieſer Bekanntmachung iſt die 
Einrichtung der Vertrauenskommiſſion, mit der die Geſchäftsleitungen 
einen beſtändigen. Meinungsaustauſch über die geſchäftliche Weiter- 
entwicklung der Werke und die Verwendung der Stiftungsmittel 


pflegen wollen. Die Arbeiter⸗ und Angeſtelltenſchaft wächſt dadurch 
in eine viel engere und innigere Beziehung zu den Werken und der 
Stiftung hinein, als es bisher möglich war, und es wird an ihr 
liegen, wie weit auf Grund der gemeinſamen Arbeit und neugewonnenen 


Erfahrung ihr Einfluß ſteigen wird. Wer weiß und miterlebt hat, 
welche einflußreiche Stellung der Arbeiterausſchuß nach und nach auf 
Grund des zunächſt von Theoretikern und Agitatoren viel belächelten 


Rechts, gehört zu werden, ſich erworben hat, wird ſich darüber klar 
fein, daß große neue Möglichkeiten der Mitwirkung und Einflußnahme 


aus der beabſichtigten Einrichtung erwachſen. 


Die Kompetenzen der Vertrauenskommiſſion gehen nicht ſo weit, 
wie von den Ausſchüſſen für den Betriebsrat verlangt wurde. Das 


Mitentſcheidungsrecht eines zweiten Faktors, deſſen angebliche 


Verantwortlichkeit eine durchaus unbeſtimmte, unfaßbare und vage 


iſt, neben der Geſchäftsleitung, die die tatſächliche Verantwortung 


trägt, konnte nicht zugeſtanden werden, da es auf die Dauer zum 


Nachteile der Unternehmungen ausfallen muß. Es iſt ein Hemm- 
ſchuh, denn wenn keine Übereinſtimmung beider Faktoren erzielt wird, 


kann nichts geſchehen. Eine in ihren Entſchlüſſen jo ſtark ein- 
geengte und gehemmte Geſchäftsleitung kann auf die Dauer die Ver— 
antwortung nicht tragen oder ſie wird des lieben Friedens wegen, 
der ewigen Verhandlungen und des Streits müde, ſchließlich mürbe 
und gleichgültig werden und die Zügel ſchleifen laſſen. Eine un- 


abhängige Stelle, die unintereſſiert von hoher Warte aus das Ganze 


überſchaut, Neuentwicklungen kühn ins Auge faßt und konſequent 
verfolgt, augenblickliche Vorteile einzelner zugunſten der Geſamtheit 


und der Zukunft fallen läßt, muß in den großen Werken vorhanden 
ſein. Dieſe Stelle muß ſich allſeitig unterrichten können, es ſollen 


ihr durch viele Kanäle aus dem lebendig intereſſierten Perſonenkreis. 
des Werks alle Informationen zugehen, die nur möglich ſind, damit 
die Meinungsbildung fo verläſſig und gut fundiert wie nur denkbar: 
ſei — aber die Entſcheidung, die Verantwortung darf ihr nicht ge⸗ 
nommen werden. Sie ſoll mitteilſam ſein, Rede und Antwort ſtehen, 


den Schleier von den Motiven ihres Handelns lüften; die Geſchäfts⸗ 


angehörigen ſollen nicht im Dunkeln tappen, ſollen Aufſchlüſſe über 
„ b 


1493] Die neueſte Entwicklung des Carl-Zeiß-Werks 2281 


den Stand und neue Aktionen des Geſchäfts erhalten, hinausgehoben 
werden über das Werkſtattsintereſſe und den Bureau⸗ und Werkſtatts⸗ 
klatſch, wichtige Fortſchritte und Wendepunkte in der Geſchichte der 
Firma innerlich mit erleben und verarbeiten. Ihre erwählten Ver⸗ 
treter mögen mitraten und bedenken, ſollen aber nicht, ohne daß ſie 
ſelbſt die Verantwortung übernehmen können, die Verantwortlichen 


beiſeite ſchieben oder beſtimmen, was fie tun ſollen. Die Gefahr 


des Räteweſens, daß zu viel geredet, zu viel verhandelt, zu viel 
tüchtige Kraft auf die inneren Auseinanderſetzungen verwendet werde, 
wird meines Erachtens mit der Zeit, nach einer Periode des Ein⸗ 
lebens überwunden werden, nachdem alle Köpfe ſich auf die neue 
a a eingeſtellt haben. In der Zeit der Umordnung, der Neu⸗ 
geſtaltung der Wirtſchaft und des Verhältniſſes zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeiter dienen dieſe Verhandlungen und Auseinanderſetzungen 
der Ausgleichung der Gegenſätze, der allmählichen Anpaſſung der 
Standpunkte und Überwindung der Schwierigkeiten und ſind inſofern 
durchaus nicht zweckwidrig. Nach einem gewiſſen Abſchluß dieſer 
Übergangsperiode wird man beſſer aufeinander eingeſtellt ſein, und 
das beſſere Verſtändnis für einander wird von ſelbſt ll 
bei den Verhandlungen mit ſich bringen. 

Die andere Gefahr des Räteweſens, daß Unverant⸗ 
wortliche vorſchreiben wollen, wie die Verantwortlichen handeln 
ſollen, daß Dilettanten ſtatt Fachleute die Geſchäfte führen, iſt viel 


bedrohlicher und ſollte mit allen Kräften vermieden werden. Möge | 


das Reichs-Betriebsrätegeſetz alle Sicherheiten dafür ſchaffen, daß 
ſämtliche Fragen der Betriebs- und Geſchäftspolitik auch vom Stand⸗ 
punkt der Angeſtellten und Arbeiter ihre Beleuchtung finden, möge 
es ihre Mitwirkung bei der Meinungsbildung des leitenden Kollegiums 
verbürgen — möchte es aber die Entſcheidung in den Händen 
derer laſſen, die von ihrem Steuerrad aus alles überſchauen und 
die Sachkenntnis beſitzen; möchte es unterlaſſen, dem deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsleben die verantwortlichen berufsfreudigen Induſtriekapitäne 
zu rauben, die es ſicher und zielbewußt durch die Stürme der kom⸗ 
menden Zeit zu führen verſtehen. Der Weg, der im Zeiß⸗Werk ge⸗ 
gangen werden ſoll, zeigt vielleicht, wie das möglich iſt. 
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Die ökonomiſchen Weſensmerkmale 
der freien Genoſſenſchaft 
Von Karl Hildebrand 


Revifor beim Generalverband der deutſchen Ralffeiſengenoſſenſchaften 
| zu Berlin 


Inhaltsverzeichnis: I. Der Begriff Genoſſenſchaft S. 283—286. — 
II. Die wirtſchaftliche Einteilung der (Gierkeſchen) Genoffen- 
ſchaften S. 288—307. A. Genoſſenſchaften ohne Kapitalbedarf S. 290. 
1. Genoſſenſchaften ohne wirtſchaftliche Zwecke S. 291. 2. Genoſſenſchaften 
mit wirtſchaftlichen Zwecken, jedoch ohne Verknüpfung dieſer mit ihrer Wirt⸗ 
ſchaft S. 291. a) Zwangsvereinigungen S. 291. b) Freie Vereinigungen 
S. 292. B. Genoſſenſchaften mit Kapitalbedarf S. 292. 1. Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften S. 293. 2. Genoſſenſchaften im ökonomiſchen Sinne des Wortes 

S. 293. a) Gebunden Genoſſenſchaften S. 296. b) Freie Genoſſenſchaften 
S. 297. 3. Gemeinnützige Anſtalten S. 300. — III. Die ökonomiſchen 
Weſensmerkmale der freien Genoſſenſchaft (Definition) S. 300 
bis 301. — IV. Die Anwendungs möglichkeit der freien Ge⸗ 
noſſenſchaft S. 301-305. — V. Die freien Genoſſenſchaften und 
die Sozialiſierung 5 305—806. 


I. Der Begeiff: Genoſſenſ haft. 


ie „Genoſſenſchaft' iſt ſeit Jahren Gegenſtand wiſſenſchaftlicher 
Unterſuchungen. In der einſchlägigen Literatur werden die 
Worte Genoſſenſchaftsweſen und Genoſſenſchaft jedoch häufig wahllos 
gebraucht, und ſelten wird eine Definition des Begriffes Genoſſen⸗ 
ſchaft gegeben oder doch eine Umſchreibung des Begriffes verſucht. 
Waldecker macht treffend auf dieſen Zuſtand aufmerkſam !. 
Die juriſtiſche Literatur lehnt ſich bei der Begriffsbeſtimmung 
an Otto Gierkes? epochemachendes Werk an und geht aus von 


1 Di. Ludwig Waldecker, Die eingetragene Genoſſenſchaft. Tübingen 
1916. — Er führt auf Seite 1 aus: „Es gibt kaum ein Wort, das ſeit zwei 
Menſchenaltern unbeſehen und kritiklos ſo häufig gebraucht wird, als das Wort 
„Genoſſenſchaft'. Wir haben ein Genoſſenſchaftsweſen von außerordentlicher 
wirtſchaftlicher Bedeutung, man ſpricht von einem Genoſſenſchaftsgeſetz, von ge⸗ 
noſſenſchaftlicher Literatur, genoſſenſchaftlichem Geiſt, genoſſenſchaftlicher Praxis, 
genoſſenſchaftlicher Statiſtik, ſelbſt die genoſſenſchaftliche Kultur iſt da.“ — Die 

Aufzählung kann noch ergänzt werden dahin, daß auch eine genoſſenſchaftliche 
Frauenbewegung ſich vorübergehend bemerkbar machte, die letzten Endes durch 

eine genoſſenſchaftliche Frauenbank die „Männerbanken“ ausſchalten wollte. 
2 2 O. Gierke, Das deutſche Genoſſenſchaftsrecht. 3 Bde. 1868-1881. 
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deſſen grundlegender Feſtſtellung: alle Vereine mit ſelb⸗ 
ſtändiger Rechtsperſönlichkeit mit Ausnahme des— 
Staates und der Gemeinden ſind Genoſſenſchaften. 


„Dieſe auf die rechtsgeſchichtliche Entwicklung der Genoſſenſchaft ſich 


ſtützende Begriffsbeſtimmung iſt wirtſchaftlich zu unbeſtimmt. Sie 
erfaßt die Aktiengeſellſchaft (nach Gierke Kapitalgenoſſenſchaft) wie 


den eingetragenen Verein. 

Dr. Crüger definiert im Handwörterbuch der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften (Artikel: Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften). „Ge⸗ 
noſſenſchaft iſt jede Gemeinſchaft von Perſonen — im Gegenſatz zur 
Vereinigung von Kapital — zur Verfolgung gemeinſamer Zwecke.“ 
Dieſe Definition ſtellt die Aktiengeſellſchaft als Kapitalvereinigung 


außerhalb der Genoſſenſchaften, ſie ſchließt aber die Vereine, und 


‚ .. zwar auch foldhe, welche nicht⸗ wirtſchaftlichen Zwecken dienen, ein. 
Innerhalb dieſer Genoſſenſchaften im weiteſten Sinne bilden nach 
Crüger und anderen die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 


im Sinne des deutſchen Genoſſenſchaftsgeſetzes eine beſondere Gruppe, 


und dieſe ſind in der Regel gemeint, wenn von Genoſſenſchaften, 


genoſſenſchaftlicher Literatur uſw. (ſiehe Anm. 1) die Rede iſt, doch 
beſchränkt ſich die Zuſammenfaſſung nicht auf die Erwerbs- und 


Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, ſondern fie fchließt auch diejenigen „Ver— 
einigungen“ in ſich ein, welche als „Genoſſenſchaften höherer Ordnung“ 


oder als „Genoſſenſchaften der Genoſſenſchaften“ tätig ſind und nicht 
durchweg in der Rechtsform der eingetragenen Genoſſenſchaft (e. G.) 
beſtehen, alſo nicht Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften im 
Sinne des deutſchen Genoſſenſchaftsgeſetzes (Gen.) find. 

Auch Peterſilie, der Bearbeiter der amtlichen Genoſſenſchafts— 


ſtatiſtik, verſteht unter „Genoſſenſchaften“ den eben dargeſtellten 


Komplex von Geſellſchaften (vgl. Artikel Erwerbs⸗ und Wirtſchafts— 
genoſſenſchaften in Elſters Wörterbuch der Volkswirtſchaft). 

Dieſe Einengung des Genoſſenſchaftsbegriffes hat in vereinzelten 
Fällen verwirrend gewirkt, zumal die gleichzeitige Ausweitung des 
Begriffes auf genoſſenſchaftliche Vereinigungen, welche nicht die 
Rechtsform der eingetragenen Genoſſenſchaften haben, weiten Kreiſen 
unbekannt iſt. 

Genoſſenſchaftsweſen, genoſſenſchaftlicher Geiſt, genoſſenſchaftliche 
Literatur, genoſſenſchaftliche Praxis wird in der Regel, wie ſchon er— 


wähnt, auf die eingetragenen Genoſſenſchaften und ihre Organiſationen 


bezogen, ſofern ſie auch „ökonomiſch“ als Genoſſenſchaften anzuſehen 
ſind. Beim „genoſſenſchaftlichen Geiſt“ wird an dieſelben Genoſſen— 
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ſchaften gedacht, und zwar mehr an ihre ſoziale Seite und ſoziale 
Wirkung. Die Ideen, welche in der „genoſſenſchaftlichen Kultur“ 
vertreten wurden, decken ſich in der Hauptſache mit den ökonomiſch⸗ 


ſozialen Ideen der Genoſſenſchaft. Das Genoſſenſchaftsgeſetz betrifft | 


lediglich die eingetragenen Genofjenfchaften > die genoſſenſchaftliche 
Statiſtik umfaßt die eingetragenen Genoſſenſchaften, gleichgültig, 
ob ſie Genoſſenſchaften im ökonomiſchen Sinne des Wortes, Erwerbs⸗ 


geſellſchaften oder gemeinnützige Unternehmen ſind. Vielfach wird 


bei Anwendung des Wortes „Genoſſenſchaft“ nur an das ſoziale 


Moment gedacht, das die Genoſſenſchaft jedoch nicht allein beherrſcht 
und nicht allein beherrſchen darf, das nur dann zur Wirkung ge⸗ 


langen kann, wenn die Genoſſenſchaft und ihr Betrieb den Geſetzen 


der Okonomik gehorchen. Der bayeriſche Bauernführer Dr. Heim⸗ = 


Regensburg gab dieſem Gedanken bei einer — dem Verfaſſer nicht 
mehr erinnerlichen — Gelegenheit (mündlich oder ſchriftlich) Ausdruck 


mit den Worten: „Die Genoſſenſchaften müſſen kaufmänniſch arbeiten 


und gemeinnützig wirken.“ Beides iſt Sonn ene 
Arbeit. 


Daß der herrſchende Sprachgebrauch des Wortes Genoſsenſchaft 


ſich bildete, erklärt ſich auch aus dem Umſtande, daß die eingetragenen 
Genoſſenſchaften jene freien Aſſoziationen ſind, welche das ganze Volk 
durchdringen, weite Kreiſe desſelben zu Mitgliedern oder zu Freunden 
und zum Teil auch zu Gegnern haben. 

Dieſe Umſtände machen die Offentlichkeit, die Allgemeinheit auf 


die ſes Genoſſenſchaftsweſen aufmerkſam, für das ſich auch der Staat 


und die politiſchen Parteien (wegen der Mittelſtands⸗, Arbeiter⸗, 


Agrar⸗ und Gewerbepolitik) intereſſieren. In manchen genoſſenſchaft⸗ 


lichen Kreifen wird auf Äußerungen hoher Staatsbeamter verwieſen, 


die vermuten laſſen, das Intereſſe des Staates rühre daher, daß die 


Staatsverwaltung nicht eine Bewegung groß werden laſſen wolle, 


die unter Umſtänden ſolchen Einfluß auf die Maſſen gewinnen könnte 


wie die Gewerkſchaften oder der Bund der Landwirte. Ob dieſe 
Meinung zutreffend iſt, konnte der Verfaſſer nicht feſtſtellen. Thieß 
führt das Staatsintereſſe für das Genoſſenſchaftsweſen für Preußen 
auf den dort beſtehenden „Drang zur Vielregiererei“ zurück . 

— Will man die ökonomiſchen Weſensmerkmale der 


U 


weſens in Deutſchland“, in der e für Sozialwiſſenſchaft, 9. Jahrgang. 
Berlin 1906, 8 358. 


1 Dr. K. Thieß, „Die Zukunft des 3 landwirtſchaftlichen Genoſſenſchafts⸗ 
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Genoſſenſchaft aus dem Genoſſenſchaftsgeſetz feſtſtellen, dann 
verſagt dieſes. Wohl hat es zunächſt den Anſchein, daß der § 1 
Gen. eine zutreffende ökonomiſche Begriffsbeſtimmung gibt. Er ſagt: 
Geſellſchaften von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, welche die 
Förderung des Erwerbes oder der Wirtſchaft ihrer Mitglieder mittels 
gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes bezwecken (Genoſſenſchaften). 

erwerben die Rechte einer „eingetragenen Genoſſenſchaft“ nach Maß⸗ 


gabe dieſes Geſetzes. 


Aus den vorhergehenden Ausführungen iſt zu entnehmen, daß 
auch Vereinigungen, welche nicht eingetragene Genoſſenſchaften ſind, 
ökonomiſch als Genoſſenſchaften tätig ſind, und daß eingetragene Ge— 
noſſenſchaften beſtehen, welche wie Erwerbsgeſellſchaften arbeiten. Die 
Rechtsform der eingetragenen Genoſſenſchaften ſichert nicht die Wirkung 
im Sinne des § 1 GenG. Schon im Augenblick der Eintragung 


ins Genoſſenſchaftsregiſter ſind unter Umſtänden die Vorausſetzungen 


des § 1 GenG. nicht gegeben, wie das Beſtehen von Kreditgenoſſen— 


ſchaften beweiſt, die ſich in Großſtädten lediglich mit Darlehns— 
Schwindel befaſſen. Auch ſchützt weder das Gen. G. noch der die 


. Aufſicht führende Regiſterrichter die eingetragenen Genoſſenſchaften 


— 


vor der Entartung zur Erwerbsgeſellſchaft !. 
Dieſe Feſtſtellungen berechtigen jedoch nicht dazu, die ökonomiſche 


| Bedeutung des GenG. herabzuſetzen oder gar zu beſtreiten. Das 


GenG. allein ermöglicht es den wirtſchaftlich Schwachen, ſich derart 


zuſammenzuſchließen, daß ſie die Schäden der ſogenannten „kapita— 


liſtiſchen Wirtſchaftsweiſe“ beſtmöglich abwehren und deren Vorteile 


ſich nutzbar machen können. Darin liegt auch die ſoziale Bedeutung des 


GenG. 2. Es wäre daher auch verfehlt, die Staatshilfe lediglich auf 


1 Ein treffliches Beiſpiel hierfür führt Liefmann an: Eine Anzahl von 
Hoteliers, Delikateßhändlern uſw. hatte in Wien eine Eisfabrik als eingetragene 
Genoſſenſchaft errichtet und als Genoſſenſchaft betrieben. Die gut arbeitende 
Genoſſenſchaft konnte für ihre Mitglieder den Preis des Eiſes gegen früher um 
50 % ermäßigen. Die Geſchäftsanteile der eingetragenen Genoſſenſchaft gelangten 
allmählich in die Hände von Leuten, die nicht Eisverbraucher waren. Sie hatten 
kein Intereſſe an der Lieferung von billigem Eis, der Preis wurde hinaufgeſetzt 
und die Dividende ſtieg dementſprechend' (Prof. Dr. Liefmann, Die Unter- 
nehmungsformen. Stuttgart, S. 129 ff.) 

2 Schmoller (Grundriß I, S. 531) führt dazu aus: „Die Genoſſen⸗ 


ſchaften ... heben (ihre Mitglieder) dpch langſam und ſicher techniſch, geſchäft⸗ 


lich, ſozial empor; ſie ſchaffen eine große Zahl von neuen Organen, die modern 
wirtſchaften, teilweiſe einen vollendeten Mittel⸗ und Großbetrieb haben ... fie 
erhalten die beſtehenden kleineren und mittleren geſunden Betriebe und füllen 


* 
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ein obrigkeitliches Bevormundungsſyſtem zurückführen zu wollen. In 
armen Ländern (zum Beiſpiel in Oſteuropa) wäre das Genoſſenſchafts⸗ 
weſen ohne Staatshilfe unmöglich. 

Abgeſehen von der Tatſache, daß der 8 1 Gen®. die ökonomiſche 
Seite der eingetragenen Genoſſenſchaften nicht unter allen Umſtänden 
zutreffend zum Ausdruck bringt, iſt von Intereſſe, daß dieſe Definition 
auch die juriſtiſchen Merkmale der eingetragenen Genoſſenſchaften 


nicht erfaßt. Waldecker kam zu folgender juriſtiſcher Definition 


der eingetragenen Genoſſenſchaften: „Die eingetragene Genoſſenſchaft 


iſt ein im Genoſſenſchaftsregiſter eingetragener Verein von mindeſtens 


ſieben Perſonen, der die wirtſchaftliche Förderung der Mitglieder 
mittels Geſchäftsbetriebes auf Gegenſeitigkeit unter gleichzeitiger 
bürgſchaftsähnlicher Garantie der Vereinsverbindlichkeiten durch die 


u Mitglieder bezweckt und feine Verfaſſung den Beſtimmungen des Ge⸗ 


ſetzes vom 1. Mai 1889 / 20. Mai 1898 angepaßt hat“ !. 2 
Von den Nationalöfonomen, welche das Genoſſenſchaftsweſen in 
beſonderen Werken behandeln, definiert Jacob: „Die Genoſſenſchaft 
iſt eine auf dem Prinzip der Gleichberechtigung der Mitglieder be⸗ 
ruhende Perſonalgeſellſchaft von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, 
welche die Förderung des Erwerbes oder der Wirtſchaft ihrer Mit⸗ 
glieder mittels gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes auf dem Wege 
der reinen bzw. der durch Staatshilfe verſtärkten Selbſthilfe be⸗ 
zweckt“ 2. Die Definition lehnt ſich an die Crügers (Perſonalgeſell⸗ 
ſchaft) und die des GenG. an und wird mit den Fragen der Selbſt⸗ 
und Staatshilfe (unnötigerweiſe) verknüpft. Liefmann trifft 
zweifellos beſſer die ökonomiſche Seite, indem er ausführt: „Ge⸗ 
noſſenſchaften ſind Wirtſchaften, die mittels gemeinſamen Geſchäfts⸗ 
betriebes die Förderung oder Ergänzung der Haus⸗ oder Erwerbs⸗ 
wirtſchaft ihrer Mitglieder bezwecken“. Schönitz gibt keine Definition, 
er knüpft an Gierke⸗Crüger an (Perſonengeſellſchaft) und weiſt die 
Unterſchiede zwiſchen der eingetragenen Genoſſenſchaft und der Aktien⸗ 
geſellſchaft nach!. Wygodzinski endlich knüpft, ohne ſelbſt eine 


die ſoziale Kluft zwiſchen den großen Privatunternehmern und kleinen Leuten 
aus. Sie ſind im eminenten Sinne ein konſervatives Element, das doch aus⸗ 
ſchließlich dem ſozialen Fortſchritt dient.“ 

3 Waldecker, a. a. O. S. 86. 

2 Eduard Jacob, Volkswirtſchaftliche Theorie der Genoſſen chaften. 

Berlin⸗Stuttgart⸗Leipzig 1913, S. 169. 

3 Prof. Dr. Liefmann, Die Unternehmungsformen. Stuttgart, S. 125. 

+ Hans Schönitz, Der kleingewerbliche Kredit in Deutſchland. Karls⸗ 
ruhe 1912, S. 85 ff. 
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Definition zu geben, an die Definition in $ 1 Gen®. an, lehnt fie 


aber ab, fie „ließe ſich ohne Gewalttätigkeit auch auf Aftiengefell- 
ſchaft oder auf Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, wenigſtens in 
vielen Fällen, deuten“ !. Zum Schluß darf die ökonomiſche Definition 
Waldeckers, eines Juriſten, nicht unerwähnt bleiben, ſie lautet: 
„Man verſteht darunter einen Spezialfall der wirtſchaftlichen Aſſozia— 
tionen, nämlich den auf Gegenſeitigkeit beruhenden Zuſammenſchluß 
wirtſchafteich ſchwacher Kräfte zu gemeinſamer wirtſchaftlicher Be⸗ 


tätigung nach beſtimmter Richtung“ ?. 


Die vorliegenden Definitionen geben keine Möglichkeit, eine um⸗ 
faſſende Feſtſtellung der ökonomiſchen Weſensmerkmale der Genofjen- 
ſchaft zu treffen. Sie betreffen — mit Ausnahme der Liefmanns — 


nur die eingetragenen Genoſſenſchaften, umfaſſen aber, wie ſich aus 
den ſonſtigen Ausführungen der betreffenden Autoren ergibt, auch 


„Vereinigungen“, welche nicht die Rechtsform der eingetragenen Ge— 
noſſenſchaft haben, mit ihnen aber organiſatoriſch verbunden ſind 


und „genoſſenſchaftlich“ arbeiten, wie zum Beiſpiel die Großeinkaufs⸗ 
geſellſchaft deutſcher Konfumvereine (Geſellſchaft mit beſchränkter 


Haftung), die Landwirtſchaftliche Zentral⸗Darlehnskaſſe für Deutſch⸗ 


land (Aktiengeſellſchaft) u. m. a. Sie ſind dagegen nicht an— 


zuwenden auf die Verſicherungsgeſellſchaften a. G., auf die Zuder- 
fabriken, deren Träger ſogenannte „Rübenaktien“ übernommen 
haben, alles Vereinigungen, deren genoſſenſchaftlicher Charakter 


außer Zweifel ſteht, und ſie verſagen gegebenenfalls bei ausländiſchen 


Genoſſenſchaften, wenn ſich dieſe nicht auf ein, dem deutſchen 


ähnliches, Genoſſenſchaftsgeſetz ſtützen. 


Den ſpäteren Ausführungen vorgreifend, ſoll noch die Definition 
des Verfaſſers, welche ſich auf die noch zu entwickelnden und zu be— 
gründenden ökonomiſchen Weſensmerkmale der freien Genoſſenſchaft 
aufbaut, angeführt werden: „Die freie Genoſſenſchaft iſt eine wirt— 


ſchaftlich und rechtlich ſelbſtändige Vereinigung von natürlichen oder 


juriſtiſchen Perſonen, mit Rechtsperſönlichkeit und beliebiger Rechts— 


form, welche die Förderung des Erwerbes oder der Wirtſchaft ihrer 


Träger (Mitglieder) bezweckt und zu dieſem Zweck den eigenen Betrieb 
ergänzend mit den erwerbs⸗ oder unterhaltswirtſchaftlichen Betrieben 
. une Ben. 1 u | 


1 W. Wygodzinski, Das Benaffenfdaftäeen. in Deutſchland. Leipzig— 
Berlin 1911, S. 4ff. 
2 Waldecker, a. a. O. S. 1. 
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zur leeren Form werden kann, aber auch zum Hemmnis der. Ent- 
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u. Die wirefgafeihe Einteilung der (Siertefchen) De 


Genoſſenſchaften 


| Die Verknüpfung aller Definitionen mit den grundlegenden Fr 
Arbeiten Gierkes hat ihre Berechtigung. Gierke unterſuchte die 
Rechtsgeſchichte der Genoſſenſchaft und entwickelte daraus deren 
Reechtsbegriff. Was hinter dem Rechtsbegriff ſteht, zu ſeinen Wand: 


lungen Anlaß gab, das ſchafft die Grundlagen zu den ökonomiſchen 
Feſtſtellungen. Dabei iſt allerdings zu beachten, daß die Entwicklung 
des Rechtes, der der Wirtſchaft vielfach nachhinkt, die Rechtsform 


wicklung — oder ſie findet unter geänderten Verhältniſſen keine Be⸗ 


achtung mehr, möglicherweiſe werden dann zu den noch eee 


Geſezen die „guten alten Zeiten“ zurückgewünſcht “. 


Für die Feſtſtellung der ökonomiſchen Weſensmerkmale ber Ge⸗ 
N noſſenſchaft iſt die Kenntnis ihrer Rechtsgeſchichte weſentlich, weil ſie 


F in aller Schärfe erkennen läßt, daß auf die Entwicklung der Rechts 


form nicht allein Technik und Okonomik der Wirtſchaft der genoſſen⸗ 
Iſchaftlich verbundenen Mitglieder Einfluß haben, ſondern auch ſozial . 
ökonomiſche Fragen, Fragen der hohen Politik und ſelbſt Welt⸗ 


anſchauungsfragen. 


Aus der Rechtsgeſchichte entwickelt Gierke feinen (juriſtiſchen?) 


Genoſſenſchaftsbegriff und verſteht unter Genoſſenſchaft „alle Vereine 


mit ſelbſtändiger Rechtsperſönlichkeit, unter Ausſchluß von Staat 


und Gemeinde“. Nach dieſem Rechtsbegriff iſt es gleichgültig, ob 
die Genoſſenſchaft wirtſchaftliche Zwecke verfolgt oder nicht, gleich⸗ 


— 


. Zum Beispiel die aus der Markgenoſſenſchaft hervorgegangene Be⸗ | 


wirtſchaftungsweiſe führte zum Flurzwang, der wegen der gemeinſchaftlichen 


/ 


23 


Weide — kaum wegen des Wegemangels — aufrechterhalten und dann zu 


. einem Hemmnis des Ackerbaubetriebes wurde, als der Klee⸗ und Kartoffelbau 


zur Einführung kam, die Dreifelderwirtſchaft aufgegeben werden ſollte. — Die 


das Handwerk waren die mittelalterlichen Ordnungen eine leere Form geworden, 


als der Kapitalismus das Wirtſchaftsleben in ſteigendem Maße durchdrang und 
beherrſchte. Trotzdem wurde von vielen Handwerkern die ſtrenge Handhabung 


der Zunftgeſetze dann am lauteſten gefordert, als die wirtſchaftlichen Bedingungen 


eingetragenen Genoſſenſchaften annahmen, hatten ſich eingelebt, „als ein Geſetz 


ihnen den Stempel des Rechts aufdrückte“ (Gu ſtav Schmoller, e 


der Volkswirtſchaftslehre I. Teil. Leipzig 1908, S. 55). 
Schmollers Jahrbuch XLIII 4. Dr 19 


Zunftverfaſſung im Laufe von Jahrhunderten, aus den Bedürfniſſen ent⸗ 
»»wickelt und aufgebaut, überlebte die Zunft, die entartete und verknöcherte. Für 


für das zünftige Handwerk und auch für den jüngeren Zunftkapitalismus nicht. 
mehr beſtanden. — Auch die Genoſſenſchaften, welche ſpäter die Rechtsform der 
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| gültig, ob fie Perſonen⸗, Kapital⸗ oder Realgenoſſenſchaft iſt. Ganz 
abgeſehen von den juriſtiſchen Gedankengängen, welche zu dieſem 
Ergebnis führen, iſt es auch entwicklungsgeſchichtlich zu rechtfertigen. 


! 


Das Wort „Genoſſenſchaft““ iſt wie dieſe ſelbſt mittelalter⸗ 


alterlichen »Urſprungs. Entwicklungsgeſchichtlich iſt die Genoſſen⸗ 


ſchaft nur aus dem Mittelalter heraus — und mit dem Frühmittel⸗ 


alter beginnend — zu verftehen und zu begreifen. Die Genoffen- _ 


ſchaft des Mittelalters aber umfaßte urſprünglich die ganze Perſön⸗ 
lichkeit, und alle anderen Perſonenvereinigungen ſpäterer Zeiten laſſen 
ſich, ſozuſagen auf Grund ihres Stammbaumes, auf die urſprüng— 


liche deutſchrechtliche Genoſſenſchaft zurückführen, und ihnen allen ſind 


die von Gierke feſtgeſtellten juriſtiſchen Merkmale weſentlich. Staat 
und Gemeinde dagegen ſind auf das Prinzip der Herrſchaft zurück— 
zuführen, und deshalb können ſie, abgeſehen von wenigen Ausnahmen 
(Schweizer Eidgenoſſenſchaft), nicht zu den Genoſſenſchaften gezählt 
werden. 


Teilt man die Geſamtheit aller Vereinigungen, welche Gierke. 


als Genoſſenſchaften bezeichnet, nach wirtſchaftlichen Wee 
ein, dann ergibt ſich folgende Gruppierung: 
A. Genoſſenſchaften ohne Kapitalbedarf: 
1. Genoſſenſchaften ohne wirtſchaftliche Zwecke. 
2. Genoſſenſchaften mit wirtſchaftlichen Zwecken, jedoch ohne 
Verknüpfung dieſer mit ihrer Wirtſchaft. 
a) Zwangsvereinigungen. 
b) Freie Vereinigungen. 
B. Genoſſenſchaften mit Kapitalbedarf. 
1. Erwerbsgeſellſchaften. 
2. Genoſſenſchaften (im ökonomiſchen Sinne des Wortes). 
a) Gebundene Genoſſenſchaften. 
b) Freie Genoſſenſchaften. 
3. Gemeinnützige Anſtalten. 


A. Genoſſenſchaften ST Rapitalbedarf 
Kapitaleigentum iſt kein weſentliches Erfordernis ihres Beſtehens. 
Sie ſind „Aufwandwirtſchaften“ und decken ihren Bedarf aus Mit: 


1 Nach Grimms deutſchem Wörterbuch ſtammen die Worte Genoſſe, Ge- 
noſſenſchaft von genießen. Die Gemeinſchaft (Rechts- und Intereſſengemeinſchaft) 


aller derjenigen, welche den Nutzgenuß an einem gemeinſamen Beſitz haben, 
wird als Genoſſenſchaft bezeichnet. * 


c 
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gliederbeiträgen, Zuſchüſſen öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften, Samm⸗ 


lungen, Lotterien und ſonſtigen Veranſtaltungen. Kapitaleigentum 


wird in vielen Fällen angeſtrebt und erreicht. Es macht die Ver⸗ 


einigung unabhängig von ſchwankenden oder unſicheren Einnahmen. 


1. Genoſſenſchaften ohne wirtſchaftliche Zwecke 


Es ſind dies Vereinigungen ſittlich⸗ religiöſer, politiſcher, natio⸗ 
naler, geſelliger Art uſw. Sie führen in der Regel die Bezeichnung 
Verein, Klub, Kaſino, Kränzchen, in der Schweiz werden ſie 2 
„Genoſſenſchaften“ genannt. a: 


2 Genoſſenſchaften mit virtſchaftlichen & Seen 


jedoch ohne Verknüpfung dieſer mit ihrer Wirtſchaft 


Dieſe Vereinigungen unter den verſchiedenſten Bezeichnungen 
Hund Rechtsformen, verfolgen wohl wirtſchaftliche Ziele, ihre „Wirt⸗ 
ſchaften“ ſind aber „Aufwandswirtſchaften“ und ſtehen in keiner un⸗ 
mittelbaren Beziehung zu dem Zweck der Vereinigungen. Ihre 
Zwecke ſind verſchieden. Sie wollen zum Beiſpiel politiſchen Ein⸗ 
fluß gewinnen, um den wirtſchaftlichen Intereſſen ihrer Mitglieder 
zu dienen, oder ſie unterſtützen ee Inſtitute, ſorgen 1 
fachlichen Unterricht uſw. !. 


a) Swangsvereinigungen 


Ein Teil dieſer Vereinigungen beſteht auf Grund gesetzlicher | 


Anordnungen, und den Angehörigen beſtimmter Berufe ift die Zu⸗ 
gehörigkeit zwangsweiſe zur Pflicht gemacht. Verfaſſung und Ver⸗ 


waltung dieſer Intereſſen vertretungen find geſetzlich geregelt. Sie 


ſind Körperſchaften des öffentlichen Rechts. Hierher gehören zum 


1 Solche Vereinigungen unterhalten mitunter auch „geſchäftliche“ Betriebe, 


und zwar in erſter Linie, um ihren Mitgliedern zu dienen, wie zum Beiſpiel 
die Obſtmärkte der Landwirtſchaftskammern, Herſtellung und Vertrieb von Druck⸗ 
muſtern, Geſchäfts⸗ und Inſtruktionsbüchern, die Vermittlung von Verſicherungs⸗ 
abſchlüſſen, Stellenvermittlung, das Bezugsgeſchäft des Bundes der Landwirte 
oder der Deutſchen Landwirtſchaftsgeſellſchaft uſw. Werden dieſe Geſchäfte ohne 


Gewinn von der Vereinigung betrieben, dann haben ſie genoſſenſchaftlichen | 


oder ſozialen Charakter, ſind aber keine Genoſſenſchaften, und zwar ſind ſie es 


— 


weder in rechtlicher noch in wirtſchaftlicher Beziehung. Häufig beſteht aber 


neben der Abſicht, den Mitgliedern gute Dienſte zu leiſten, auch die Abſicht der 


Gewinnerzielung, um die Einnahmen der Vereinigung zu erhöhen. Es handelt 


ſich dann um Erwerbsunternehmungen der betreffenden Vereinigungen. 
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Beiſpiel die Handwerks⸗, Handels⸗ und Landwirtſchaftskammern, die 
Innungen, der Deutſche Landwirtſchaftsrat uſw. 

Vereinzelt führen derlei Vereinigungen — unter Bezugnahme 
auf ähnliche Einrichtungen des Mittelalters — die Bezeichnung 
„Genoſſenſchaften“, obwohl fie im ökonomiſchen Sinne des Wortes. 
keine Genoſſenſchaften ſind, wie zum Beiſpiel die Genoſſenſchaft 
deutſcher Bühnenangehöriger, in Oſterreich: die Innungen wie die 
Genoſſenſchaft der Kaffeeſieder uſw. 


b) Freie Vereinigungen 

Die freien Vereinigungen entſtanden oder entſtehen noch heute 
infolge freier Entſchließung ihrer Gründer, und Beitritt wie Aus⸗ 
ſcheiden ſind an beſondere geſetzliche Vorſchriften nicht gebunden. 
Als Beiſpiele ſolcher Vereinigungen kommen in Betracht: die Bank⸗ 
beamtenvereine, der Bund der Landwirte, die Deutſche Landwirtſchafts⸗ 
geſellſchaft, die Freien Gewerkſchaften, die Reviſionsverbände ein- 
getragener Genoſſenſchaften, der Verein deutſcher Eiſenhüttenleute, 
der Verein zur Wahrung der Intereſſen der chemiſchen Induſtrie 
u. v. a. Sie ſind zumeiſt eingetragene Vereine, vereinzelt Geſell⸗ 
ſchaften des n Rechts. | 


B. Genoſſenſchaften mit Kapitalbedarf 


Gemeinſam iſt dieſer großen Gruppe von Vereinigungen, daß 
ihr Beſtand von dem Kreislauf eines inveſtierten 
Kapitals abhängig iſt. Fällt dieſes Kapital, das eigenes oder 
fremdes geweſen ſein kann, weg, dann iſt die Vereinigung wirtſchaft— 
lich tot. Das Kapital iſt in der Wirtſchaft der Vereinigung inveſtiert, 
und die Wirtſchaft dient den wirtſchaftlichen Zwecken der Vereinigung. 
In vielen Fällen ſiind es nicht allein privatwirtſchaftliche Erwägungen, 
welche darüber entſcheiden, ob ein „Unternehmen“ in einer der drei 
Formen (Erwerbsgeſellſchaft, Genoſſenſchaft im ökonomiſchen Sinne 
oder gemeinnützige Anſtalt) errichtet oder weiterbetrieben werden 
ſoll, auch politiſche, ſoziale, volkswirtſchaftliche Erwägungen und 
ſelbſt Weltanſchauungsfragen ſind dabei gegebenenfalls von Be— 
deutung. Gemeinſam iſt ferner allen drei Gruppen von Vereinigungen, 
daß jede von ihnen jeden „Gegenſtand des Unternehmens“ zum Be— 
tätigungsfeld haben kann, daß jeder „Betrieb“ Eigentum einer er— 
werbsgeſellſchaftlichen oder genoſſenſchaftlichen oder gemeinnützigen 
Vereinigung ſein kann. Die „Genoſſenſchaften mit Kapitalbedarf“ 
haben dagegen mit den „Genoſſenſchaften ohne Kapitalbedarf“ ge⸗ 
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meinſam den wichtigſten Beweggrund ihres Entſtehens und ihres 
Beſtehens, daß durch die Vereinigung Ziele erreicht werden ſollen 
und in der Regel auch erreichen werden, die zu erreichen für das 
einzelne ihrer Mitglieder unmöglich oder doch ungewiß iſt. — 


1. Erwerbsgeſellſchaften | 
Die Mitglieder der Erwerbsgeſellſchaft find Träger des Grund: 
kapitals und dadurch in erſter Linie Träger des Riſikos. Der bilanz⸗ 
mäßige Reingewinn fällt ihnen, ſoweit er infolge geſetzlicher oder 
vertraglicher Beſtimmungen nicht anderen Zwecken dienen muß (zum 
Beiſpiel Reſervenbildung), in Geſtalt einer Kapitaldividende zu. 
Die Mitglieder haben keine weiteren Beziehungen zum Betrieb der 
Geſellſchaft oder ſolche, welche nicht aus Mitgliederrechten oder 
pflichten entſpringen. 
Die Erwerbsgeſellſchaft hat Beziehungen zur Wirtſchaft ihrer 
Mitglieder nur inſofern, als dieſe an der pad interefjiert find. 


2. Die Genoſſenſchaften im ökonomiſchen Sinne 
des Wortes 
Die Mitglieder der Genoſſenſchaft ſind Träger des Grund⸗ 
kapitals und dadurch in erſter Linie Träger des Riſikos. 
Dazu tritt aber und darin liegt der weſentliche Unterſchied 
N der Erwerbsgeſellſchaft und der Genoſſenſchaft, daß die 
Genoſſenſchaft die Aufgabe hat, den Mitgliedern im 
Rahmen ihrer Erwerbs- oder o zu 
dienen!. 
Die Art der „Dienſtleiſtung“ kann nur angedeutet een 
a), Mit Bezug auf die Erwerbswirtſchaft kommen in be⸗ 
tracht: 1. Schaffung des Standortes (Siedlung, Moorkultur u. dgl.). 
— 2. Schutz des Standortes (Deichbauten, Wildbachregulierungen, 
Flußregulierungen, Bannwälder, Schutz gegen Erdrutſch uſw.). — 
3. Verbeſſerung des Standortes: a) des natürlichen Standortes (Ent⸗ 
und Bewäſſerung uſw.), b) des wirtſchaftlichen Standortes (Schaffung 
von Verkehrswegen, von Verkehrsmitteln, von Transportmöglichkeiten, 


1 Die Erwerbswirtſchaft dient dem Einkommen ihrer Mitglieder, die Ge⸗ 
noſſenſchaft dagegen bezweckt die Förderung und Sicherung ihrer erwerbswirt⸗ 
ſchaftlichen Tätigkeit (alſo indirekt dem Einkommen) oder der Sicherung oder 
Verbilligung ihrer unterhaltswirtſchaftlichen Tätigkeit (der Förderung, d. h. 
Sicherung, Verbilligung, Ausdehnung der Bedürfnisbefriedigung aus dem. er: 
werbs wirtſchaftlichen Einkommen). 
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| des Nachrichtendienſtes). — 4. Leihweiſe Überlaſſung von Produktions⸗ 
mitteln (Kapital, Maſchinen, Werkſtättenräume, Grund und Boden, 
Zuchttieren uſw.) . — 5. Bezug von Produktionsmitteln (Roh- und 
Hilfsſtoffe, Kraft), ſei es a) handelstechniſch (Ankauf durch die Ge— 
noſſenſchaft und Abgabe an die Mitglieder) oder b) durch genoſſen⸗ 
ſchaftliche Produktion (Herſtellung durch die Genoſſenſchaft und Ab— 
gabe an die Mitglieder). — 6. Produktionsförderung (Wirtſchafts— 
beratung, Bau⸗, Rechts⸗ und Steuerberatung, Buchführung, Er— 
haltung von Fachſchulen, Abhaltung von Belehrungskurſen). 
7. Produktion (zum Zwecke der Verwertung der Arbeitskraft ® 
Mitglieder — dann zum Zwecke der Beſchaffung von Produftions- 
mitteln [ſiehe oben! — zum Zwecke der Verwertung der Erzeugniſſe 
ſſiehe unten). — 8. Produktionsſchutz (Bewachungseinrichtungen, 
Rechts⸗ und Kreditauskunfts⸗ ſowie Einziehungsſtellen). — 9. Abſatz— 
förderung (Verkaufsräume, Ausſtellungen, Reklame, Markenſchutz). — 
10. Abſatz von Erzeugniſſen (Ganz⸗, Halb⸗, Nebenprodukte), ſei es 
a) handelstechniſch (Verkauf durch die Genoſſenſchaft) oder b) durch 
genoſſenſchaftliche Produktion (Veredlung oder Verarbeitung durch 
die Genoſſenſchaft und daran ſchließend: Verkauf). — 11. Verkehr 
(als Mittel zur Verbeſſerung des Standortes unter 3 b angeführt, 
ferner Geldverkehr, wie Kontokorrent⸗, Scheck⸗, Wechſel⸗, bargeld- 
loſer Zahlungsverkehr, Abrechnungsverkehr, Einziehung von Forde— 
rungen). — 12. Garantie e en von Sachen, auch ein Teil 
der ſozialen Verſicherungen). 


b) Mit Bezug auf die unterhaltswirtſcgaft kommen in 
Betracht: 
1. Schaffung des Standortes (Siedlung, Wohnungsbau, Haus— 
und Schrebergärten). — 2. Verbeſſerung des Standortes (wie a 2). 
— 3. Leihweiſe Überlaſſung von Gütern, deren Gebrauch der Be— 
dürfnisbefriedigung dient (Wohnungen, Gärten, Bücher, Muſik— 
inſtrumente, Reinigungsmaſchinen uſw., vgl. auch Anmerkung). — 
4. Bezug von Bedarfartikeln (Nahrungsmitteln, Kleidern uſw.), ſei 
es a) handelstechniſch (Ankauf durch die Genoſſenſchaft und Abgabe 
an die Mitglieder) oder b) durch genoſſenſchaftliche Produktion und 
Abgabe an die Mitglieder. — 5. Schutz der Unterhaltswirtſchaft 
(vgl. a 8). — 6. Wegbringen und, Verwertung von Abfällen. — 
u 1 Es ift hier nicht nur an die Überlaſſung zu unentgeltlichem Gebrauch 
gedacht, die vereinzelt als Nebenleiſtung vorkommt, ſondern an Miete, Pacht, 
Darlehen und nur ausnahmsweiſe an Leihe im Sinne des § 58 BGB. 
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7. Verkehr (vgl. b 2 und all). — 8. Dienſtleiſtungen (Kinder⸗ 


pflege, Reinigung der Wohnräume ufw.). — 9. Bedürfnisbefriedigung 
(außer b1 und b 3-7), Einküchenhaus, Gaſthaus u. dgl. — 


a 0 Garantie (Verſicherung des Lebens und von Sachen, e N . 


Verſicherungen). 


Die Möglichkeiten 1 Genoſſenſchaftsbildung ſind durch vor⸗ 


ſtehende Aufzählung, wiel bereits erwähnt, nur angedeutet. Manche 


Genoſſenſchaft kann ſowohl der Erwerbs⸗ wie der Unterhaltswirtfchaft. . 
der Mitglieder dienen, mancher der aufgezählten „Geſchäftszweige“ 
wird nicht von einer beſonderen Genoſſenſchaft betrieben, ſondern ö 


von irgendeiner Genoſſenſchaft oder einem Genoſſenſchaftsverband, 


manche Genoſſenſchaften vereinigen die verſchiedenſten Geſchäft s 
zweige in ſich: Konſum⸗ und Sparvereine, Spar⸗ und Bauvereine 


uſw. Typiſch iſt in dieſer Beziehung der Raiffeiſenſche Spar⸗ und 


Darlehnskaſſenverein, der durch die Vereinigung der verſchiedenſten N 


Geſchäftszweige in vielen Fällen zur Wirtſ ae . en⸗ 
ſchaft des Dorfes geworden iſt. 


Weſentlich iſt in allen Fällen der Umſtand, daß. die Träger der 
| Genoſſenſchaft (Mitglieder) zugleich diejenigen find, welche mit ihr 


in Geſchäftsverkehr treten und daß um dieſes Geſchäfts⸗ 


verkehrs willen die Genoſſenſchaft errichtet wird und 
als ſolche beſteht, oder daß die Mitglieder ihr beitreten, weil ſie mit 


ihr in Geſchäftsverkehr treten (Betriebsbeteiligung) wollen und nicht, 


weil ſie als Folge der Mitgliedſchaft eine hohe Dividende auf ihre 


Kapitalbeteiligung erhoffen!. Das GenG. trägt den erwähnten 


Tatſachen dadurch Rechnung, daß es von der „Förderung des Er- N 


werbes und der Wirtſchaft“ der Mitglieder und von einem „gemein⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb“ ſpricht. Soll das Wort „Förderung“ 
Geltung haben, dann muß es ſehr weit ausgelegt werden, beſſer iſt 
es, von einer en ge Sicherung Det Ergänzung . 


zu en 


1 Damit fon nicht geſagt werben, daß in allen Fällen nur- an Betriebs 


| beteiligung Urſache des Beitritts iſt. Der Beitritt erfolgt auch aus ſozialen 


Gründen, ferner um durch das Gewicht der eigenen Perſönlichkeit das Anſehen = 


der Genoſſenſchaft und das Vertrauen zu ihr zu heben, um fie durch Teilnahme 
an der Leitung zu fördern („ariftofratifche Führung“ nach V. A. Huber), dann 


um nicht der Eigenbrötelei bezichtigt zu werden (weil „alles“ beitritt),. Ander⸗ 
ſeits kommen auch minder lautere Beweggründe für den Beitritt in manchen 


allen in Betracht, wie Machtwille, der Wich die eee der a 
' ſchaft hemmen zu können uſw. 


’ 


— 
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Der Begriff „gemeinſchaftlicher Geſchäftsbetrieb“ wirkt ver⸗ 


wirrend. Der Geſchäftsbetrieb einer Genoſſenſchaft kann ein ge⸗ 


meinſamer ſein, er iſt es aber in der Regel nicht. Zutreffender iſt 


es, wenn geſagt wird, daß der Betrieb der Genoſſenſchaft mit den 
Betrieben der Mitglieder „verknüpft“ iſt, daß er zu ihnen in einem 
Abhängigkeitsverhältnis steht. 


Das weſentliche Moment liegt darin, daß die Mitglieder der 
Genoſſenſchaft nicht nur — wie bei der Erwerbsgeſellſchaft — das 


Grundkapital aufbringen und dadurch Riſikoträger ſind, ſondern, 
daß fie ſelbſt und ihre erwerbs⸗ oder unterhalt3- 


wirtſchaftlichen Betriebe Träger des genoſſenſchaft— 


lichen Betriebes find. Die Beziehungen der Mitglieder zum 
Betrieb der Genoſſenſchaft (die Betriebsbeteiligung) iſt wichtiger als 
die Kapitalbekeiligung. Der Nutzen, den die Betriebsbeteiligung den 
Mitgliedern bringt, iſt wichtiger als der „bilanzmäßige Reingewinn“, 


deſſen Bedeutung in der Hauptſache darin liegt, daß er den Mit⸗ 


| gliedern dient durch die Erhöhung ihres Betriebsgewinnes der Ver⸗ 


gangenheit (Dividende auf Grund der Betriebsbeteiligung) oder der 
Zukunft (Reſervenbildung) und erſt in zweiter Linie — oder gar 


| nicht — durch eine angemeſſene Verzinſung des Grundfapitals!. 


a) Gebundene Genoſſenſchaften 
Zwei Dinge find es, die den Beſtand der Genoſſenſchaften be- 


drohen können: 1. das Eigentumsrecht der Mitglieder und 2. die 
Mitgliederflucht. Dieſe gefahrdrohenden Momente auszuſchalten, iſt 


nur dem Geſetzgeber möglich. In der Tat hat die Geſetzgebung in 


ganz beſtimmten Fällen durch eine Sondergeſetzgebung in die 
Rechte der Mitglieder eingegriffen, um das Entſtehen und den Be⸗ 


ſtand der Genoſſenſchaften zu ſichern. Es handelt ſich dabei um 
Genoſſenſchaften des Agrarrechts und des Verſicherungsrechts. Da 


dieſe „gebundenen“ Genoſſenſchaften (Wygodzinski nennt einen Teil 


Die Kapitaldividende darf nicht derart hoch werden, daß die Beteiligung 
an einer Genoſſenſchaft ſchon ihretwegen angeſtrebt wird. In der Kapital⸗ 
dividende liegt die Gefahr, daß die Genoſſenſchaft in eine Erwerbsgeſellſchaft 
umgeſtaltet wird. Raiffeiſen ſchloß fie deshalb bei feinen Darlehnskaſſen— 
Vereinen aus, was nur durchführbar iſt, wenn die Kapitalbeteiligung für das 
einzelne Mitglied ſehr niedrig iſt oder in ſehr kleinen, für den Zahlenden nicht 


flühlbaren Raten eingezahlt wird; oder die Kapitalbeteiligung ſteht dauernd in 


einem beſtimmten Verhältnis zur Betriebsbeteiligung (was aus juriſtiſchen und 
praktiſchen Gründen zumeiſt nicht durchführbar iſt), und der Gewinn wird im 
Verhältnis zur Betriebsbeteiligung ausgeſchüttet (Rochdaler Prinzip). 
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derjelben , Zwedgenoſſenſchaften ) nicht Gegenſtand der vorliegenden 
Unterſuchungen ſind, darf auf eine ausführliche Behandlung der⸗ 


ſelben verzichtet werden. Die maßgebenden Geſetze engen die recht | 


liche und die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit der Genoſſenſchaften ein. 
Die Regelung der Rechtsverhältniſſe und in vielen Fällen die ſtaat⸗ 
liche Regelung der „Wirtſchaft“ dieſer „gebundenen“ Genoſſenſchaften 


beruht nicht allein auf dem Sieg des Herrſchaftsprinzips über die 


Genoſſenſchaftsidee des 18. Jahrhunderts, ſondern auch darauf, daß 
im Intereſſe der Allgemeinheit eine Einſchränkung der „Freiheit“ 
geboten erſcheint, daß „Zwang“ ausgeübt wird und Staatsaufſicht 
zur Geltung und Durchführung kommt. Die Deichverbände, die 
Sielachten, die Verſicherungsvereine a. G., die Landſchaften und 
ähnliche gemeinnützige Hypothekenanſtalten, die Genoſſenſchaften der 
Waſſergeſetzgebung und der Forſtgeſetze, die Berufsgenoſſenſchaften 
deutſchen Rechts und die Anſtalten der ſozialen Verſicherungen, ſie 
alle unterſtehen Sondergeſetzen oder ſind auf Grund von Verordnungen 
errichtet. Sie unterliegen mehr oder weniger der Staatsaufſicht und 
der Verwaltung durch ſtaatliche Organe, wie auch manchen von ihnen 
die Staatshilfe zuteil wird. Nach deutſchem Recht dürfen Genoſſen⸗ 
ſchaften, welche als Realgenoſſenſchaften errichtet werden 
müſſen, weil der dauernde Zuſammenſchluß von Grund und Boden 
(auch verſchiedener Eigentümer und Nutznießer) Vorbedingung der 
Gründung und des Beſtehens iſt, dann Hypotheken⸗ (Pfandbrief⸗ 
Banken, ferner größere Verſicherungsanſtalten als freie Genoſſen⸗ 

ſchaften u gegründet werden. 

| 
b) Freie Genoſſenſchaften 

Im Gegenſatz zu den gebundenen Genoſſenſchaften dürfen die 
freien Genoſſenſchaften gegründet werden als Unternehmungsformen 
des Privatrechts; im Deutſchen Reich kommen in wenigen Fällen die 
eingetragenen Vereine in Betracht (ſo ſind die Molkereigenoſſenſchaften 
Schleswig⸗Holſteins eingetragene Vereine auf Grund ſtaatlicher Ver⸗ 
leihung gemäß $ 22 BGB.), ferner die Aktiengeſellſchaft, und zwar 
ſowohl als „Genoſſenſchaften der Genoſſenſchaften“ (Genoſſenſchaften 
höherer Ordnung), wie als Einzelgenoſſenſchaften (z. B. Zuckerfabriks⸗ 
aktiengeſellſchaften mit Rübenlieferungsfriſt der Aktionäre, gemäß 
$ 220 HGB.), dann die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung (auch 
als Genoſſenſchaften höherer au und in der Hauptſache die 
eingetragene Genoſſenſchaft. | 
Die Tatſache der rechtlichen \und Sfonomifchen Seisänbigten 


Er 
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Freiheit! Ungebundenheit) wird mit folgenden Worten, die häufig 


als Schlagworte mißbraucht werden, zum Ausdruck gebracht: Selbſt⸗ 


hilfe, Selbſtverwaltung, Selbſtverantwortung. 


Die Genoſſenſchaft muß kaufmänniſch arbeiten, der Verzicht auf 
kaufmänniſche Grundſätze raubt der Genoſſenſchaft die Konkurrenz— 


fähigkeit gegenüber nicht⸗genoſſenſchaftlichen Unternehmungen, er war 


Urſache der meiſten der bisher eingetretenen Mißerfolge der Genofjen- 
ſchaften. Soweit kaufmänniſche Grundſätze in Anwendung zu kommen 
haben, müſſen es Grundſätze des großzügigen — „königlichen“ — 
Kaufmannes ſein, nicht die des Krämers. Um ſie voll und ganz 
zur Auswirkung bringen zu können, iſt gegebenenfalls der Zuſammen⸗ 


ſchluß der Genoſſenſchaften zu Genoſſenſchaften höherer Ordnung 


notwendig, insbeſonders dann, wenn die Einzel: oder Ortsgenoſſen⸗ 
ſchaften ſich auf das Nachbarſchaftsverhältnis (Wygodzinski) 
aufbauen und ihre Verwaltung ehren- und nebenamtlich, durch 
Laien auf dem Gebiete der geſchäftlichen Tätigkeit, erfolgt. Wird 


die Einzelgenoſſenſchaft, welche ihren Betrieb direkt mit den Betrieben 


der Mitglieder verknüpft, zu großräumig, ſo daß die Mitglieder 
nicht mehr das Bewußtſein der genoſſenſchaftlichen Zuſammenhängig⸗ 
keit haben, in der Genoſſenſchaft „ein fremdes Geſchäft“ ſehen, dann 
entartet ſie allzuleicht zu einer Erwerbsgeſellſchaft oder wird darauf 
eingeſtellt, den Intereſſen (Einkommen, togtalı lung, Machthunger) 
der leitenden Beamten zu dienen . 


Der Aufbau der Genoſfenſchaften zu Genoſſen— 
ſchaften höherer Ordnung iſt eines der ſchwierigſten Kapitel 
genoſſenſchaftlicher Organiſierungspolitik und iſt im Zeitalter des Groß— 
betriebes in vielen Fällen notwendig, wenn die Einzelgenoſſenſchaft 
ihr Ziel erreichen ſoll. Um ihn herrſcht Streit in der Literatur. 
Die Fragen der Zentraliſation und Dezentraliſation werden häufig 
ſchlagwortartig gebraucht, ohne vorher den Inhalt der Schlagworte 
feſtzuſtellen. Erſchwert wird der organiſatoriſche Auf- und Ausbau 
noch durch das Hineinragen und Hineintragen der Fragen der Staats— 
hilfe, der beſchränkten Staatshilfe, der Fremdhilfe in die organi- 
ſatoriſchen Fragen, ferner durch die Frage, inwieweit eine Anlehnung 
der genoſſenſchaftlichen Organiſationen an großkapitaliſtiſche Unter- 
nehmungen erwünſcht oder zweckmäßig iſt, oder ob ein ſtaatliches In— 


5 Vgl. auch Dr. A. Hugenberg, Bank⸗ und Kreditwirtſchaft des deut⸗ 
ſchen Mittelſtandes. München 1906, S. 49. 
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ſtitut die Krönung des Baues bilden fol und inwieweit die Genoſſen⸗ 
ſchaften ſich unter den „Staatspantoffel“ ſtellen dürfen !. 

Der Verband der Schweizer Konſumvereine hat eine Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft mit einem großkapitaliſtiſchen Metzgereiunternehmen ab⸗ 
geſchloſſen?. 

Damit taucht die Frage der rechtlichen und bkonomiſchen Selb⸗ 
ſtändigkeit der freien Genoſſenſchaft auf. Über die Notwendigkeit 
der Rechtsperſönlichkeit, oder rechtlichen Selbſtändigkeit beſteht wohl 
kein Zweifel, ſie iſt Vorausſetzung jeder gedeihlichen geſchäftlichen 
Tätigkeit und, daß im Breslauer Konſumverein (der etwa 90000 Mik⸗ 
glieder zählt) eine nicht⸗ rechtsfähige Genoſſenſchaft ſich lebensfähig 
erwieſen hat, ändert nichts an dieſer Tatſache “. | 

Betrachtet man die Genoſſenſchaft wirtſchaftlich, dann wird man 
auch deren wirtſchaftliche oder ökonomiſche Selbſtänmdig⸗ 
keit fordern müſſen, ſofern nicht angenommen wird, daß ſie ſich aus 
der juriſtiſchen Selbſtändigkeit ergibt. Auch die Notwendigkeit der 
ökonomiſchen Selbſtändigkeit bedarf keiner Erläuterung, ſie iſt in 
Verbindung mit der Außenwelt Lebensbedingung, gegebenenfalls aber 
auf Grund von freien Verträgen beſchränkt mit Rückſicht auf die 
Verbindung mit Genoſſenſchaften höherer Ordnung. Nach Innen 
ergibt ſich eine Beſchränkung der Selbſtändigkeit aus der organiſchen 
Verbindung mit den Betrieben der Mitglieder, eine Verbindung, 
deren Intenſität bei den verſchiedenen Geſ chäftszweigen verſchiedenen 
Grades iſt. Sie iſt zum Beiſpiel ſchwächer bei den Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften und Konſumvereinen, ſtärker bei den Molkereigenoſſenſchaften 
mit Milchlieferungszwang, ſie kann auch auf die wirtſchaftliche Selb⸗ 
ſtändigkeit der Mitglieder“ unter Umſtänden einſchränkend wirken. 


„ Nähere Ausführungen zu dieſen Fragen würden zu weit führen, ebenſo 
Angaben über die einſchägige Literatur. Es dürfte genügen, wenn das Problem 
an dieſer Stelle aufgezeigt würde. Vgl. auch Dr. Seelmann, Die Syſteme 
im modernen Genoſſenſchaftsweſen, ihre geſchichtliche Entwicklung und ihr gegen⸗ 
wärtiger Stand. Königsberg 1917. 

2 Dr. R. Vogel, Das Abkommen des Verbandes Schweizeriſcher Konſum⸗ 
vereine mit der Großmetzgerei Bell A.⸗G. in Baſel. Jena 1917. 

ö s Für die Wahl der Rechtsform, durch welche die ſelbſtändige Rechts⸗ 
perſönlichkeit erworben wird, find wirtſchaftliche Geſichtspunkte maßgebend. Es 
wird jede Rechtsform gewählt werden können, die den genoſſenſchaftlichen Cha⸗ 
rakter der Genoſſenſchaft nicht bedroht, die geſtattet, ihn zu wahren. So wird 
zum Beiſpiel in einem Lande, deſſen Aktienrecht nur die Inhaberaktie kennt, 
und es unmöglich macht, ſie an eine Perſon und ihre übertragung an Beſchlüſſe 
der Geſellſchaft oder ihrer Organe zu binden, Genoſſenſchaften u in a 
Rechtsform der Aktiengeſellſchaft errichtet werden können. 
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3. Gemeinnützige Anſtalten 


Bei den gemeinnützigen Anſtalten haben die Mitglieder, d. h. 
Träger des Grundkapitals, kein privatwirtſchaftliches Intereſſe an 
dieſen. Dies kommt dadurch zum Ausdruck, daß eine Kapitaldividende 
nicht zur Ausſchüttung kommt oder, daß dieſe nur in beſchränkter 
Höhe ausgeſchüttet wird. Bei Auflöſung wird das eigene Kapital 
nur inſoweit unter die Mitglieder verteilt, als es von dieſen auf⸗ 
gebracht wurde. Es beſtehen gemeinnützige Anſtalten in der Rechts- 
form der eingetragene Genoſſenſchaft!, der Aktiengeſellſchaft uſw. 

Beſtehen die gemeinnützigen Anſtalten nicht als ſelbſtändige 
Rechtsperſönlichkeiten und find fie lediglich „Betriebe“ einer Ge⸗ 
meinde, des Staates, einer Provinz uſw., ſo ſind ſie beſondere 
„Anſtabten“ dieſer Körperſchaften. Sie find „ſoziale Unternehmungen“, 
wenn fie. den Mitgliedern der Körperſchaften dienen, welche fie er- 
richtet haben und betreiben, ſie ſind nur „Erwerbsunternehmungen“ 
dieſer Körperſchaften, wenn ſie Gewinntendenzen verfolgen. 

Gemeinnützige oder ſoziale Unternehmungen, deren Eigentümer 
der Staat, die Provinz oder die Gemeinde iſt, find keine Genoſſen— 
ſchaften, weder im juriſtiſchen noch im ökonomiſchen Sinne des 


Wortes. Dasſelbe gilt von Stiftungen, und zwar auch dann, 


wenn ſie öffentlich - ange a und ſelbſtändige Rechts⸗ 
perſonen ſind. 


III. Die ökonomiſchen Weſensmerkmale der freien 
Genoſſenſchaft 


Die ökonomiſchen Weſensmerkmale der freien Genoſſenſchaften er— 
geben ſich aus den vorhergehenden Ausführungen. Die freie Ge⸗ 
noſſenſchaft muß juriſtiſche Perſon ſein (S. 299), wie alle mit Kapital 
arbeitenden Vereinigungen, welche „Geſchäfte“ machen, ſie muß aber 
im Gegenſatz zur „gebundenen“ Genoſſenſchaft frei ſein in der Wahl 


— — 


1 Dies trifft auf manche Siedlungsgenoſſenſchaft, namentlich in national 


bedrohten Gegenden zu. Die Mitglieder bringen das Grundkapital auf, haften. 


für die Verbindlichkeiten der eingetragenen Genoſſenſchaft, haben aber kein 
perſönliches Intereſſe an der Siedlung. Die Siedler ſind nicht Mitglieder der 
eingetragenen Genoſſenſchaft; wenn ſie es ſind, bilden ſie die Minorität an der 
Zahl, noch mehr aber hinſichtlich der Kapitalkraft. Ahnliche Verhältniſſe herr⸗ 


ſchen bei manchen Kriegskreditbanken, die als eingetragene Genoſſenſchaft er⸗ 


richtet wurden. 


— — — — —— — 
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der Rechtsform, und | ihre ökonomiſche Selbſtändigkeit darf. nur 
dann Beſchränkungen erfahren, wenn fie fih dieſe — durch Be⸗ 


ſchluß ihrer Organe — auferlegt (S. 299). Die Mitglieder find 


wie bei der Erwerbsgeſellſchaft und der gemeinnützigen ⸗Anſtalt Träger 
des Grundkapitals, doch erfolgt ihre Beteiligung nicht mit Rückſicht 
auf die Verzinſung dieſes Grundkapitals (Erwerbsgeſellſchaft) oder 
mit Rückſicht darauf, daß Dritte die Vorteile genießen, welche ihr 
Betrieb bietet (gemeinnützige Anſtalt), ſondern wegen der Förderung, 
welche ihr Erwerb oder ihre Wirtſchaft erfährt (S. 296) dadurch, 
daß die Genoſſenſchaft ihren Betrieb ergänzend mit den erwerbs⸗ 
oder unterhaltswirtſchaftlichen Betrieben ihrer Mitglieder verknüpft. 

Daraus ergibt ſich folgende, bereits am Schluß des I. Ab⸗ 
ſchnittes angeführte Definition: „Die freie Genoſſenſchaft iſt eine 
wirtſchaftlich und rechtlich ſekbſtändige Vereinigung von natürlichen 
oder juriſtiſchen Perſonen, mit Rechtsperſönlichkeit und beliebiger 
Rechtsform, welche die Förderung des Erwerbes oder der Wirtſchaft 
ihrer Träger (Mitglieder) bezweckt und zu dieſem Zweck den eigenen 
Betrieb ergänzend mit den erwerbs⸗ oder unterhaltswirtſchaftlichen 
Betrieben ihrer Mitglieder verknüpft.“ 


IV. Die Anwendungsmöglichkeit der freien 
Genoſſenſchaft | | 


Jede wirtſchaftliche Maßnahme, welche das Einkommen erhöht 
und ſichert, die Leiſtungen der Unterhaltswirtſchaft verbeſſert und 
erweitert, wird kulturell und ſozial fortſchrittlich, zunächſt für. die: 
jenigen, welche ſie betrifft, dann auch zugunſten ihrer Umgebung, 
ihrer Arbeitnehmer uſw. “. | ä 

Von beſonderer Bedeutung iſt aber der Umſtand, daß die ſoziale 
Wirkung der Genoſſenſchaft dadurch ausgelöſt wird, daß ſich ihre 


1 Schär (Konſumvereine und Warenhaus, im Archiv für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaften, September 1910) weiſt an einem Beiſpiel nach, daß die Konſumvereine 
ihre Angeſtellten beſſer bezahlen als die Warenhäuſer. — Dr. Grabein (Wirt⸗ 
ſchaftliche und ſoziale Bedeutung der ländlichen Genoſſenſchaften in Deutſchland, 
Tübingen 1908, S. 149 ff.) erwähnt (und führt darüber Näheres aus) die wirt⸗ 
ſchaftliche Förderung der minderbegüterten Klaſſen der Landbevölkerung, die 
Zuſammenarbeit der verſchiedenen Klaſſen der Landbevölkerung, die ſittlich⸗ 
erzieheriſchen Wirkungen der Genoſſenſchaften, die geiſtige Aus⸗ und Fortbildung 
der Landbevölkerung, die Förderung der Wohlfahrtspflege. — Dr. Crüger (Ein⸗ 
führung in das deutſche Genoſſenſchaftsweſen, Berlin 1907, S. 11) betont, daß 
die Genoſſenſchaften vom ſozialen Geiſte getragen werden. U. v. a. a 


. 
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Mitglieder aus „egoiſtiſchen“ Gründen zuſammenſchließen, dadurch 
vom Egoismus diktierte wirtſchaftliche Forderungen verwirklichen 
und gleichzeitig ſoziale Wirkungen erzielen. Dieſe Zwecke können in 
vielen Fällen, namentlich bei den Handwerkergenoſſenſchaften im be- 
| ſonderen Maße nur erreicht werden, wenn die Erkenntnis feſt ge⸗ 
wurzelt iſt, daß die in der Genoſſenſchaft wirkſam werdende Selbſt⸗ 
hilfe in Geſtalt der Nächſtenhilfe gleichzeitig dem geſchäftlichen Kon⸗ 
kurrenten zugute kommt, eine Tatſache von e ſozialer 
und ethiſcher Bedeutung. 

Streng genommen bedarf dieſe Tatſache keiner Erwähnung. 
Sie ergibt ſich aus der Verknüpfung der Betriebe der Mitglieder 
mit den Betrieben der Genoſſenſchaft. Ihre Erkenntnis bedarf nicht 
des Chriſtentums, wie Oberhauſer! irrtümlich behauptet und wie 
ſich allein ſchon daraus ergibt, daß aͤuch nichtchriſtliche Völker über 
ein blühendes Genoſſenſchaftsweſen verfügen (Japan, China), das 
ſein Entſtehen nicht den chriſtlichen Miſſionaren verdankt, wie ander⸗ 
ſeits bekannt iſt, daß die Wurzeln des deutſchen Genoſſenſchafts⸗ 
gedankens in vorchriſtlicher Zeit liegen. Dabei ſoll durchaus nicht 
beſtritten werden, daß manche Genoſſenſchaftsmitglieder beim Beitritt 
zur Genoſſenſchaft den Egoismus nur überwinden auf Grund der 
auf ſie wirkenden chriſtlichen Glaubenslehre (Gebot der Nächſten⸗ 


| liebe). Die ſoziale Wirkung iſt nicht eine beabſichtigte“ 


Nebenwirkung, ſondern eine natürliche Folgewirkung 
genoſſenſchaftlicher Arbeit der freien Genoſſenſchaften. 
| Alle freien Genoſſenſchaften waren im Augenblick ihres Ent⸗ 
ſtehens „Kinder der Not“; ſie wurden errichtet, weil ihre Mitglieder 
vereinzelt Ziele nicht erreichen konnten, fie deshalb Not litten, und 
weil deren Erreichung durch den Zuſammenſchluß ermöglicht werden 
ſollte. Es handelte ſich bei den erſten Gründungen daher bei den 
Mitgliedern kaum um einen Sieg des Altruismus über den Egois⸗ 
mus. Das Erſtarken der Kraft der beſtehenden Genoſſenſchaften kann 
dann zu Altruismus nach Innen (gegenüber den Mitgliedern) und 
verſtärktem Egoismus nach Außen führen, wodurch die Genoſſenſchaft 
doch unſozial wirken würde. Feiler hält eine derartige Entwid- 
lung der ländlichen Genoſſenſchaften für unwahrſcheinlich, ſofern ſie 
Raiffeiſens Grundſätzen treu bleiben?. 


1 Dr. J. Oberhauſer, Das christliche Prinzip der Solidarität und die 
Genoſſenſchaftsbewegung des Mittelſtandes. Paderborn 1910. ö 
| 2 Artur Feiler, Der Vater des ländlichen Genoſſenſchaftsweſens. 
„Frankfurter Zeitung“ vom 29. März 1918. 


— 
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Die Gründer des neuzeitlichen freien Genoſſenſchaftsweſens 


wollten nicht lediglich eine wirtſchaftliche Wirkung durch die Ge⸗ 
noſſenſchaft erzielen, ſie wollten ſoziale Gegenſätze nicht nur mildern, 


ſondern durch die Genoſſenſchaften die ſoziale Frage löſen. So 


Schulze⸗Delitzſch, Raiffeiſen und die redlichen Pioniere von Rochdale 1. 


Sozialreformatoriſche Beſtrebungen waren und ſind Anlaß, 
daß die Rechtsform der Genoſſenſchaft (e. G.) auch dort zur An⸗ 
wendung empfohlen wird, wo ſie, nicht am Platze iſt und das Unter⸗ 
nehmen, vielleicht nach längerem Siechtum, zuſammenbricht oder ſich 


zu einer Erwerbsgeſellſchaft entwickelt?. Die erhoffte e Aus⸗ 
f wirkung tritt dann ſelbſtverſtändlich nicht ein. 


Im Zeitalter kapitaliſtiſcher Entwicklung können Vereinigungen, | 
welche wirtſchaftlichen Intereſſen dienen, indem ſie in ihrem Betriebe 
Kapital kreiſen laſſen, nur beſtehen, wenn ſie kapitaliſtiſch wirtſchaften, 
denn deren Betriebe ſind denſelben ökonomiſchen Geſetzen unterworfen, 
wie die kapitaliſtiſcher Unternehmungen. Dieſe — wenn man ſo 


ſagen darf — Binſenwahrheit iſt noch nicht Allgemeingut der Ge⸗ 


noſſenſchaftsmitglieder, nicht einmal aller ihrer Führer geworden. 
Mit Urſache dieſer Erſcheinung iſt der Grundſatz der „Selbſtverwal⸗ 


tung“, der dahin wirkt, daß auf das Genoſſenſchaftsweſen Laien und 
Dilettanten mehr Einfluß haben als Fachleute. Daß tüchtige Fach⸗ 


leute bei manchen Genoſſenſchaften nur ſelten maßgebenden Einfluß 
gewinnen, iſt in den Mißſtänden begründet, die Dr. Ehlers er 
wähnt (vgl. Anmerkung 2). Ferner wirkt hemmend, daß in den 


1 Schulze⸗Delitzſ ch erwartete nach ſeinem „Aſſoziationsbuch“ (1853) von | 
den Aſſoziationen, daß fie die ſoziale Frage, wenn auch langſam, doch ſicher ihrer 


Löſung zuführen werden (ogl. „Schriften und Reden“, I. Bd., S. 215 ff.) Raiff⸗ 


eiſen ſieht als Endziel ſeiner Agitation (für die Genoſſenſchaften) die Löſung 
der ſozialen Frage (nach einem Schreiben vom 3. Febr. 1873). Vgl. Dr. Wuttig. 


Verſicherungs⸗ und Genoſſenſchaftsweſen als wechſelſeitige Hilfsorganiſationen, 


Berlin 1914, S. 30. Der Plan der Rochdaler Pioniere geht u. a. dahin: 
„Es ſoll dieſe Geſellſchaft Jobald als tunlich Vorkehrungen treffen, um die Pro⸗ 


| 5 duktion, Diſtribution, Erziehung und Regierung zu ordnen ... (Plan der 
Rochkdaler Pioniere nach Eduard Pfeiffer, Über Genoſſenſchaftsweſen, Stutt⸗ 


gart 1863, zitiert nach R. Vogel, Das Abkommen des Verbandes Schweizeriſcher | 


Konſumoereine mit der Großmetzgerei Bell A.⸗G. in Baſel. Jena 1917, S. 53). 


e Mit vollem Recht führt Dr. R. Ehlers in feinen „Kreditgenoſſenſchaft⸗ 
lichen Problemen“ (Thünen⸗Archiv I. Jena 1909, S. 713) aus: „In unſerer Zeit 
unabſehbar anſchwellender ſozialreformatoriſchen Literatur wächſt neuerdings 
bedenklich ein kritikloſes Anpreiſen des genoſſenſchaftlichen Prin⸗ 
zips durch Leute, die niemals einen Blick in die Praxis des Ge- 


noſſenſchafts weſens getan haben und deren Lehren daher häufig 
mit den Erfahrungen der Praxis in grellſtem Widerſpruch ſtehen. 
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freien Genoſſenſchaften, namentlich in den eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaften, in der Hauptſache Angehörige von Bevölkerungskreiſen zu— 
ſammengefaßt ſind, welchen in ihrem eigenen Erwerbsbetriebe die 
„ukapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe“ fremd iſt oder bis vor kurzem fremd 
war (Bauern, Kleinbürger, Handwerker, Beamte), daher die Schwierig— 
keiten der Anpaſſung und der Erfaſſung der weſentlichen (wirtſchaft— 
lichen) Seiten der Genoſſenſchaft. Die „ſchwankende Mitgliederzahl“ 
und die kurze, längſtens zweijährige Kündigungsfriſt, die dem Aus- 


ſcheiden vorangehen muß, bedroht jedes Unternehmen in ſeinem Be— 


ſtande, das mit ſtabilem Grundkapital rechnen muß. Darum ver— 


bietet das deutſche Recht die Gründung von Pfandbriefanſtalten in 


Geſtalt der, eingetragenen Genoſſenſchaften und die Errichtung größerer 


Verſicherungsanſtalten in dieſer Rechtsform. Darum können nicht 


Wälder verſchiedener Eigentümer von einer eingetragenen Genofjen= 
ſchaft bewirtſchaftet werden, und es iſt unmöglich, als eingetragene 


Genoſſenſchaft Meliorationsgenoſſenſchaften zu gründen, welche ein— 


heitliches und auf lange Jahre zuſammengehörendes Eigentum von 
Grund und Boden zur Vorausſetzung haben. 

Aus denſelben Gründen können Unternehmungen, welche hohes 
Anlagekapital benötigen und es nur langſam amortiſieren, nicht als 
eingetragene Genoſſenſchaft gegründet werden (zum Beiſpiel Zucker⸗ 
fabriken), es ſei denn, fie würden als Genoſſenſchaften der Genoſſen— 


ſchaften gegründet (Zentralgenoſſenſchaften). Doch wird heute in 


ſolchen Fällen auch nicht die Rechtsform der eingetragenen Genofjen- 
ſchaft gewählt. 

Die Möglichkeit, die Kapitalbeteiligung (Geſchäftsanteile) ſehr 
niedrig zu bemeſſen, verleitet nur zu leicht, ſie zu niedrig feſtzuſetzen, 
niedriger als für den geplanten Betrieb zweckmäßig iſt, und niedriger, 
als es die Verhältniſſe der Mitglieder erforderlich machen. Die mit 
zu wenig Eigenkapital arbeitende Genoſſenſchaft braucht keine Divi— 
dende aufzubringen, ſie bringt aber, da ſie zu ſehr mit Zinſen be— 
laſtet iſt, häufig, den Mitgliedern keine Vorteile gegenüber anderen 
Geſchäftsverbindungen und belaſtet ſie nur mit Haftſummen, die nicht 
immer „nur auf dem Papier ſtehen“. Dieſe Umſtände führen dann 
zu einer ſchwachen Betriebsbeteiligung der Mitglieder, ferner zu Unter- 
bilanzen und zur Mitgliederflucht. 

Das Wort „Selbſthilfe“ wird zur Ironie, wenn vom Anlage— 
kapital nichts oder ſo gut wie nichts von den Mitgliedern in Geſtalt 
der Geſchäftsguthaben aufgebracht wird, und die Zentralkaſſe wird 
zur „gemeinnützigen Anſtalt“, die derartige Genoſſenſchaften finanziert. 
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eise werden, wenn derartige Finanzierungen mit -Verluften enden. 
Lehrgeld haben auf dieſem Gebiete alle Genoſſenſchaftsorganiſationen 


gezahlt, auch im Auslande; daß ſie es für die Zukunft nicht nutzlos a 


gezahlt haben, dafür müſſen die Anwaltſchaftsverbände ſorgen, auch 
auf die Gefahr hin, daß ſie der Vorwurf trifft, ihre ſoziale Aufgabe 


nicht anerkannt zu haben. Soziale Aufgaben können nur innerhalb \ | 


ökonomiſcher Möglichkeiten gelöft werden. Die wirtſchaftliche Stärke 


der Genoſſenſchaftsorganiſationen ökonomiſch richtig anzuwenden, iſt 1 
eine Zukunftsaufgabe, deren Löſung gerade in den kommenden ſchweren e 


a. zu einer ſozialen Tat werden kann. 


V. Die freien Genoſſenſchaften und die 
Sozialiſierung 
In einer Zeit, während in Wort und Schrift der Gedanke der 


„Sozialiſierung“ behandelt wird, entſteht die Frage, ob bei etwa 
kommenden Sozialiſierungsmaßnahmen nicht zu gewärtigen iſt, daß 
ihnen die Mehrzahl der freien Genoſſenſchaften anheimfallen wird, 


und daß damit die Epoche der freien Genoſſenſchaften rechtsgeſchicht⸗ 5 
lich ihren Abſchluß findet, wirtſchaftlich der Abbau des freien Ge⸗ 


noſſenſchaftsweſens beginnt. Der Verfaſſer kann dieſen Eindruck 3 


nicht gewinnen. Leicht zu’ erkennen iſt, daß die der Unterhaltswirt⸗ 


ſchaft dienenden Genoſſenſchaften den Weg der Sozialiſierung durch u 


die Selbſthilfe bereits zielbewußt beſchritten haben und auf ihm mit 


Erfolg weiter ſchreiten, trotz kleinlicher, durch die Geſetzgebung ge⸗ . N 
ſchaffener Hinderniſſe (§§S 22 Abſ. 4; 32, 152 Gen.), betreffend 


die Beſchränkung der Warenabgabe auf die Mitglieder. Ein Ein⸗ 
greifen des Staates in dieſe Bewegung iſt daher nicht Bedürfnis. 


Der Widerſtreit der Richtungen und Syſteme auf dem Gebiete der | 


Konſumvereinsbewegung wird fih unter dem Drucke harter wirt⸗ 
ſchaftlicher Verhältniſſe, wie ſie die Zukunft bringt, zweifellos mildern 


und wahrſcheinlich zu einer Intereſſengemeinſchaft oder Verſchmelzung | E 


führen; er wird ein Eingreifen des Staates nicht erforderlich machen, 


ebenſowenig wie die Spaltung im Handwerker⸗ und im land wirr 
ſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſen. Einigungszwang, vom Staat ge⸗ N 


übt, kann den erhofften Erfolg nicht bringen, denn die Wirtſchaft 
läßt ſich nicht bis ins kleinſte reglementieren, das haben die Er⸗ 
fahrungen mit der Kriegswirtſchaft erwieſen. Das Handwerker⸗ und 
das ländliche Genoſſenſchaftsweſen bezwecken die Erhaltung der be⸗ 


ſtehenden kleineren und mittleren g u uno en Betriebe; ihre Exiſtenz⸗ 
| sau Jahrbuch XIII 4. 20 
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| EN NM ift aus dieſem Grunde nicht anzuzweifeln, ein Bedürfnis | 


nach Sozialiſierung nicht gegeben. Konſumvereine, Handwerker⸗ und 


ländliche Genoſſenſchaften, mit ihnen auch die Kreditgenoſſenſchaften . 
aller Syſteme, fie arbeiten letzten Endes, wie bereits ausgeführt, da- 


hin, wirtſchaftlich ſchwache Exiſtenzen vor Schädigungen durch die 


kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe zu ſchützen und ihnen deren Vorteile 


zu bringen, eine Arbeit, welche der Tendenz der Sozialifierung ent⸗ 
ſpricht. Man darf daher jagen, daß nicht nur die Käufergenoſſen⸗ 


ſchaften, ſondern alle freien Genoſſenſchaften ſeit ihrer Errichtung, 


das iſt ſeit mehr als ſiebzig Jahren, die Sozialiſierung betreiben. 


Nicht die Tendenz der Sozialiſierung darf zu einer verſtärkten 


Reglementierung oder zu einer Beaufſichtigung der Kreditgenoſſen— 


ſchaften führen. Müßte ſie eintreten, dann könnte ſie nur aus dem : 
Geſichtspunkt heraus erfolgen, daß. die Sicherheit der Verwaltung 


eines erheblichen Teiles des Volksvermögens dadurch gewährleiſtet 


werden muß. Sollte dies geſchehen, dann müßte zunächſt darauf 
hingewieſen werden, daß die Kreditgenoſſenſchaften nur einen kleinen 
Teil des Volksvermögens verwalten und Geſchäfte betreiben, die 
dieſes nicht bedrohen, ſelbſt wenn dort und da Verluſte einttreien 


a ſollten, die von jeher nicht allein bei Kreditgenoſſenſchaften eingetreten 
ſind und nur die Notwendigkeit der Überwachung und Reglementie⸗ 
rung aller Geldinſtitute beweiſen könnten. Der Fachmann auf dem 


Gebiete des Geldgeſchäftes und des Bankgeſchäftes weiß, daß eine derů 


artige Überwachung keine unbedingte Garantie gegen Verluſte bietet, 


und zwar auch dann nicht, wenn fie zu einer bureaukratiſchen Bevor- 


mundung oder gar Knebelung ausgebaut wird, wie ſie da und dort 
in der Vergangenheit einzuführen verſucht wurde. 


Vom Standpunkte der Sozialiſierung könnte noch eingewendet | 


werden, daß Käufer⸗ und Verkäufergenoſſenſchaften verſchiedene In⸗ 


tereſſen haben und daher verſchieden beurteilt werden müſſen. Dieſe 


Intereſſengegenſätze laſſen ſich ebenfalls ohne ſtaatlichen Eingriff über- 
brücken oder verſöhnen, auf dem Wege der Verhandlung oder Ver— 


ſtändigung ſelbſt in Einklang bringen, indem die Verbände dieſer 
Genoſſenſchaften die Brücke ſchlagen zu regem geſchäftlichen Verkehr. 
Käufer⸗ und Verkäufergenoſſenſchaften miteinander in Geſchäfts⸗ 


verbindung, die durch die Kreditgenoſſenſchaften geſtützt und gefördert 
wird, würden damit einen Schritt der Sozialiſierung machen, wie 
ihn die Staatsgewalt nie erzwingen kann, und fie würden Schulze— 
Delitzſch' Ausſpruch in die Tat umſetzen: „Die Genoſſenſchaft iſt der 
e 
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Revolution oder ſoziale Reform 
Als Anzeige von Guſt av Schmollers nachgelaſſenem Werk N 
„Die ſoziale Frage“ — | 


Von Dr. Otto von Zwiedineck⸗Südenhorſt 
Profeſſor der Nationalökonomie an der Techniſchen Hochſchule Karlsruhe u. 


Inhaltsverzeichnis: Revolutionsgeſetze S. 307. — Aktualität der hiſtoriſchen 
Betrachtung S. 309. — Schmollers Stellung zur Revolution S. 310. — 
Hiſtoriſche Erfaſſung der Klaſſengegenſätze S. 311. — Vom Charakter der 
Revolutionen 1917—1919 S. 314. — Sozialiſierung und Verſtaatlichung 
S. 318. — Entbehrlichkeit der Sozialpolitik? S. 322. — Neuaufbau und 
Schwäche der vorrevolutionären Sozialpolitik S. 324. — Das Erbrechts⸗ 
problem S. 326. — Einkommenpolitik S. 326. — Das Trennende zwiſchen 
ſozialer Reform und Revolution S. 328. — Realismus und Theorie in der 

ſozialen Reform S. 330. — Revolutionäre Illuſionen S. 331. — Soziale 
Gerechtigkeit, Zweckmäßigkeit und Ziele S. 332. — Beſchränktheit der Revo⸗ 
lutionswirkung S. 334. — Schmollers Irrtum S. 327. 


1 unmittelbare Erleben der großen Revolution von 1917 und 
| 1918 mit ihren Begleiterfcheinungen hat wohl jeden, der das 
Bedürfnis hat, ſich über die Geſellſchaftsſchickſale Rechenſchaft zu 
geben, vor Fragen geſtellt, auf die die Wiſſenſchaften — es kommen 
ja verſchiedene Diſziplinen in Betracht — bisher wenig befriedigende 
Antworten gegeben haben. Zu größter Wirkſamkeit und hohem An⸗ 
ſehen iſt die denktheoretiſche Antwort Hegels gelangt. Aber ſeine 
Lehre von der immanenten Negativität iſt eine Antwort nur für 
Wenige und nur Wenigen unter dieſen Wenigen kann ſie genügen. 
Mit der Erkenntnis, daß alles Seiende ſich ſelbſt negiert, mit der 
Erfaſſung des ewigen Prozeſſes des Werdens iſt für irgendeinen 
konkreten Fall, für ein beſtimmtes Erleben, weder über das Wie, 
Wann und Wohin des Umſturzes, weder über das Warum der be⸗ 
treffenden konkreten Entwicklung ein befriedigender Aufſchluß ge⸗ 
wonnen. 

Aber Karl Marx hat es unternommen, dieſes Prinzip der 
Hegelſchen Geſchichtsphiloſophie für das Schickſal der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft zu verwerten und jenem Prinzip darnach eine beftimmte 
Deutung zu geben. Dabei hat fih Marx freilich in einen ſchweren 
Widerſpruch verſtrickt, an dem ſelbſt ſeine Anhänger nicht vorüber⸗ 


1 Guſtav Schmoller, Die ſoziale Frage. Klaſſenbildung, Arbeiterfrage, 
Klaſſenkampf. München⸗Leipzig 1918, Duncker & Humblot. XII u. 673 S. 
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kommen, denn Kir die ſozialiſiſche Kritik konnte es nicht überſehen, 
daß zwar wohl das Kommen der ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung 


mit der immanenten Negativität in Einklang zu bringen ſei, aber 


ganz gewiß nicht die Behauptung, daß dieſe ſozialiſtiſche Geſellſchafts— 
ordnung dann die endgültige, letzte ſein müſſe. 
Nun kann und ſoll dennoch die Möglichkeit durchaus nicht in 


Abrede geſtellt werden, daß durch Marxens Anwendung des Hegel— 


ſchen Prinzips eine Erklärung für unſer eigenes Revolutionserleben, 


für die Revolution von 1917—1918 gewonnen ſein konnte. Dieſe 


Möglichkeit hat mit dem eben erwähnten inneren Widerſpruch jeden- 
falls nichts zu tun. Ob die von uns erlebten Revolutionen wirklich 
als jene letzte notwendige Revolution einzuſchätzen ſind, die im Sinne 
des Marxismus funktioniert, iſt eine Frage für ſich, auf die ich noch 
zurück komme. Aber eines iſt hier nicht zu überſehen, es ſei hier 
ſchon hervorgehoben: die Marxiſche Zuſammenbruchslehre iſt als 
Revolutionstheorie nur ganz ſingulär gerade auf die den Kapitalis⸗ 


f mus zu vernichten beſtimmte Revolution anwendbar. 


Eine univerſalere Revolutionsdeutung, die ganz allgemein auf 


die Begründung der Notwendigkeit nicht nur der einen antikapita⸗ 
liſtiſchen Revolution, alſo jener, die die kapitaliſtiſche Geſellſchafts— 


ordnung abſchließt, ſondern der Revolutionen überhaupt eingeſtellt 
iſt, liegt in dem Verſuch vor, die Wiederkehr von Revolutionen als 
„geſetzmäßig notwendig hinzuſtellen. Es wird als ſoziologiſches Geſetz 
behauptet, daß die Menſchheit, auf einer gewiſſen Stufe der Geſell— 
ſchaftsentwicklung, angelangt, den Übergang von einer Geſellſchafts— 
ordnung zu einer anderen durch Revolutionen vollziehen müſſe, oder 


wie das, mit einer ſehr eigenartigen Faſſung des Begriffes Utopie 


einmal geſagt wurde, die Menſchheit bewege ſich zwiſchen Topien 
und Utopien auf und ab, auf jede Topie folge eine Utopie, auf 


dieſe wieder eine Topie und fo immer weiter!. Es iſt aber nicht 


nur begrifflich widerſinnig, die Revolutionsphaſe als Utopie auf⸗ 


zufaſſen, weil die Unwirklichkeit im Weſen der Utopie liegt, die Re⸗ 


volutionsvorgänge aber Wirklichkeit und eine ſehr wenig erſtrebens⸗ 
werte Wirklichkeit ſind, alſo alles eher als utopiſch im herkömmlichen 
Verſtande, ſondern es iſt auch unhiſtoriſch und widerſtreitet den 


Tatſachen die Revolutionsphaſe deshalb als Utopie zu bezeichnen 


und zur vorausgegangenen wie zur nachfolgenden Geſellſchafts— 


1 So Guſtav Landauer, Die Revolution, in der Sammlung „Die Ge⸗ 


ſellſchaft“, herausg. von Buber, ein nicht nur im Aufbau, ſondern auch in den 
begrifflichen Grundlagen außerordentlich konfuſes Buch. 


r Sn 


Er, 


1521) | Revolution oder ſoziale Reform ö 309 


ordnung, den „Topien“ in Gegenſatz zu ſtellen, weil ſie Bewegung 
bedeutet, während die „Topien“ Perioden der Quieszenz ſeien. Es 
iſt das eine völlig aprioriſtiſche Auffaſſung und ſie iſt wirklichkeits⸗ 
widrig, ſofern ſie behauptet, daß die zwiſchen zwei Revolutionen 
liegende Geſellſchaftsordnung eine abſolute Stabilität aufweiſe, das 
heißt, keine oder nur eine einſeitige, ausſchließlich im Sinne des 


bei der Revolution e gewordenen Wollens ſich vollziehende 8 
Entwicklung. ö 


Dieſe wie jede andere Revolutionstheorie muß ſcheitern, wenn 
ſie ſich nicht an die Tatſachen hält, und zwar an die Tatſachen, die 
der Revolution vorausgehen und die ihr folgen, ebenſogut und genau 
wie an diejenigen ihres eigenen Verlaufes. Nur mit der Erfaſſung 
typiſcher Revolutionsurſachen kommt man an die Probleme heran, 
die eben jeder als löſungsbedürftig empfindet, der, mag er auch 
immerhin den Revolutionserfolg ſchätzen, die furchtbaren Begleit⸗ 
erſcheinungen, die Zerſtörung von Werten und Kräften als ſchwere 
Geſellſchaftsſchädigungen erkennt und vermieden zu ſehen wünſcht. 

Das aber iſt ja gerade die große Frage, ob die Verbindung 
zwiſchen verſchiedenen Geſellſchaftsordnungen, der Übergang von einer 
zur anderen nur auf dem Wege über Chaos und Aufruhr und In⸗ 
dividualismus („Heroismus und Beſtialität, Einſamkeit der Großen 
und armſelige Verlaſſenheit des Maſſenatoms“) geſchehen muß, 
weil er nur fo geſchehen kann. Ja, man könnte mit gutem Grunde 
das Problematiſche an dem, was man die ſoziale Frage nennt, ge⸗ 


radezu in dem Sinne formulieren, daß man zu den Klafjengegen 


ſätzen entweder mit dem Glauben an die Notwendigkeit revolutionär⸗ 
utopifcher Zwiſchenſzenen Stellung nimmt, oder daß man den Kampf 
gegen die Klaſſengegenſätze mit dem ſtarken Willen aufnimmt, jene 
Phaſen revolutionärer Störungen mit ihren Folgen zu vermeiden 
und mit der Überzeugung, daß ſie vermieden werden können. Will 
man nicht bloß nach mehr oder minder zuverläßlichen Inſtinkten 
ſondern mit klarem Bewußtſein zu dieſer Alternative Stellung 


nehmen können, dann hat man ſich vor allem an die ehrliche und 


gewiſſenhafte Wiſſenſchaft der Sozial⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte zu 
halten, nur mit ihrer Hilfe wird man feſten Boden unter die Füße 


bekommen in dem furchtbaren von ſo vielen Dogmen und Schlag⸗ 
worten erfüllten Widerſtreit der Meinungen. Und deshalb konnte 


das aus dem Nachlaſſe Guſtav Schmollers jetzt herausgekommene 
Werk, das hier anzuzeigen mir zu beſonderer Freude gereicht, gar 
nicht n erſcheinen. 
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Mit einem eigenartigen Empfinden greift man nach dieſem 
Buche, das man von dem ſtärkſten Glauben an die Kraft und die 
Richtigkeit vor allem der ſtaatlichen Sozialpolitik, als dem unent- 
behrlichen Korrektiv der ſozialwirtſchaftlichen Entwicklung und als 
Gegengewicht der dieſer Entwicklung immanenten Kräfte getragen 
und erfüllt weiß. „Die ſoziale Frage“, hat Schmoller dieſe Sonder- 
ausgabe der im erſten und zweiten Bande ſeines Grundriſſes der 
allgemeinen Volkswirtſchaftslehre enthaltenen ſozialpolitiſchen Ab— 
ſchnitte genannt. Die „teilweiſe Umarbeitung und die Fortführung 
bis zu den jüngſten Ereigniſſen“ haben ihn in den letzten Lebens— 
monaten beſchäftigt. Die letzten und freilich allerentſcheidendſten 
ſozialen Geſchehniſſe, die das deutſche Volk zu erleben hatte, liegen 
alſo ſchon nach der Fertigſtellung dieſer Sonderausgabe und man 
könnte ſich verſucht fühlen zu meinen, daß das Buch dadurch etwas 
von ſeiner Aktualität eingebüßt haben muß. a gerade das Gegen— 
teil trifft zu. 

In dem Augenblicke, da das Deutfche, geich und inſonderheit 
der preußiſche Staat mitten in einer ſo furchtbaren Krankheitskriſis 
befangen iſt, wäre es nur ſehr heilſam, wenn ein möglichſt großer 
Teil des deutſchen Volkes über Klaſſenbildung und Klaſſenkampf 
in verläßlich wahrheitsgetreuer Weiſe etwas genauer orientiert wäre, 
und man kann nichts mehr für dieſes Buch wünſchen, als daß ſein 
reicher geſchichtswiſſenſchaftlicher Inhalt mit ſeinem abgeklärten Ur- 
teil weiteſten Kreiſen zugänglich gemacht würde. Aber nicht nur die 
hiſtoriſchen Teile werden dieſe Geltung behalten, auch die gegenwarts⸗ 
politiſchen Abſchnitte ſind durch die politiſchen Ereigniſſe ſeit den 
Novembertagen 1918 zum allerkleinſten Teile nur überholt. 

Der preußiſche Staat, an deſſen Geſchichte und Wachstum der 
Geiſt und das Gemüt Guſtav Schmollers ebenſo ſehr hingen wie er 
mit deſſen inneren Schickſalen eng verknüpft war, verknüpft nicht 
nur durch die ſein halbes Leben füllende Forſcherarbeit, nicht nur 
durch ſeine Berufung ins Herrenhaus und ſeine dortige Wirkſamkeit 
als Perſönlichkeit in den letzten Jahrzehnten namentlich, ſondern 
wohl mehr noch durch ſeine Einflußnahme — gewollt und ungewollt — 
auf die jüngeren Generationen des preußiſchen Beamtentums, dieſer 
Staat, der ſo außerordentlich viel Vorbildliches geleiſtet hat, iſt 
nicht nur in ſeiner politiſchen Stellung als eine Macht, ſondern 
auch in ſeinem ganzen Gefüge als Wirtſchafts⸗ und Kulturkapazität 
aufs ſchwerſte erſchüttert. Daß Guſtav Schmoller dieſen Wandel 
der Dinge nicht mehr erleben mußte, werden alle, die ihn ge⸗ 


er 
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ſchätzt und vercht haben, in das Konto der gage. Scieungen. 2“ 


buchen. | .. 
Die Revolution, „das unſicherſte Würfelſpiel“, wie er es nennt, 


die „,ĩſtets alle Vernünftigen verurteilt haben“, würde auch jetzt ſeine 


Billigung nicht gefunden haben. Wohl ſagt er: bei aller Ver⸗ 
urteilung. derſelben und allem Hinarbeiten auf ihre Vermeidung 
dürfe man nicht vergeſſen, daß das formale Recht oft zweifelhaft 
ſei und daß es ſich oft um den Konflikt eines höheren materiellen 
und eines wurmſtichigen formellen Rechts handele, er räumt ein, 


N daß das Neue nicht immer friedlich zum Siege kommen könne und 
daß die Nachwelt die Durchſetzung beſſerer Zuſtände mittels Gewalt 


oft zu preiſen Anlaß gehabt habe. Aber die November⸗Revolution 


hätte er trotz des Einverſtändniſſes mit manchem ihrer Ziele ab⸗ 5 


gelehnt, nicht wegen jener ſeeliſchen Beziehungen zum preußiſchen 
Staat, ſondern aus der wiſſenſchaftlichen Überzeugung heraus, daß 


der Weg aufwärts, den die beſten der Revolutionsführer im Auge N 


haben, auf einer gewiſſen Höhe der Kultur die ſozialen Ziele des 


»Fortſchrittes unvergleichlich ſicherer ‚und mit geringeren geſellſchaft⸗ 
lichen Opfern durch die beſtändige planmäßige Arbeit der ſozialen 


Reform erreichen läßt. 


Wohl laſſe ſich ſagen, daß den Epochen des 1 Friedens = 


ſolche der ſozialen Kämpfe gegenüberſtehen, und Schmoller ſagt aus: 


. drücklich, daß aus dem Ringen nach Macht und Herrſchaft, nach 
Vermögen und Einkommen auf Grund der durch neue Arbeits⸗ und 
Berufsteilung entſtandenen neuen Lebensbedingungen ein Kampf der Be 
Klaſſen, nicht bloß der Individuen entftehen müſſe. Aber dieſer 


Kampf iſt eben noch nicht ſchon Revolution, ſondern er kann ebenſo 
zu Reformen wie zu Revolutionen führen. Die dauernde Empor⸗ 
hebung der unteren Klaſſen haben beide zum Ziele. „Größere poli⸗ 


tiſche Rechte und größeres Einkommen kann ſich eine untere Klaſſe 


aber nur erringen; wenn ſie techniſch, wirtſchaftlich oder moraliſch 


emporſteigt, wenn fie als Träger des Geſamtfortſchrittes ſich darſtellt, | 
wenn fie in den engeren Reihen Gehorſam und Zucht ausbildet, 
ſich fähigen maßvollen Führern unterordnet“, nicht „wenn ſie bloß 


mit Knütteln dreinſchlägt, nur Haß und Unverſtändnis den oberen 


Klaſſen entgegenſetzt, nur unausführbaren Utopien nachjagt. Und 
zu den Utopien iſt zu rechnen, was die revolutionäre Methode vor 


den ſozialen Reformen vorauszuhaben ſcheint, die Beſeitigung der 
Klaſſen und damit der Klaſſengegenſätze, alſo auch des Klaſſen⸗ 


. Das ne in ber a Geſellſchaft u eben 


1 Be a 
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boch nur die Sintanfaltung, gegebenenfalls die Beſeitigung einer 


ö einſeitigen Klaſſenherrſchaft, die capitis diminutio einer Klaſſe, die 


ihre Pflichten gegen das Ganze vergaß. Niemals aber wird die 
Schichtung endgültig beſeitigt. „Glauben wir es ſo nachweiſen zu 
können, daß notwendige innere Urſachen der ſtaatlichen Entwicklung 


. 85 die Klaſſenherrſchaft immer mehr einſchränken können und werden, fo 


wollen wir damit nicht behaupten, daß die Klaſſenkämpfe verſchwinden 
werden. Wohl aber werden wir hoffen können, daß ihre Art des 
Auftretens, ihre Entſcheidung eine andere, beſſere, billigere, vernünf⸗ 
tigere werde.“ So ſchreibt Schmoller die Abhandlung über das Weſen 
der Klaſſenkämpfe und der Klaſſenherrſchaft abſchließend. Worauf es 


ankommt, das ſei der ganze öffentliche Rechtszuſtand, Starrheit und 
Biegſamkeit, das Maß der zugelaſſenen öffentlichen Diskuſſion der 


Mißſtände, das ſei die Möglichkeit, die Staatsorgane für not⸗ 
wendige . durch R oder Parlamente zu 
gewinnen. 

Und weil keineswegs das Unrecht immer auf der Seite der im 


AUmſturz unterliegenden war, weil zufällige Umſtände, Kopfloſigkeit 
und taktiſche Fehler der Regierung, Geſchicklichkeit der aufſtändiſchen 


| Führer, Einmiſchung auswärtiger Mächte einer Klaſſe einen vorüber⸗ 
gehenden Sieg verſchaffen konnten, der keine Garantie der Dauer 


bot, deshalb folgte jo oft die Reaktion und damit eine Reihe von 


Erſchütterungen, durch die die unteren Klaſſen oft in noch ſchlechtere 
Lagen gekommen ſind als vorher, wie in Griechenland, Rom und 

in den mittelalterlichen Stadtſtaaten, denn jede, auch die ſchlechte 
Gewaltregierung iſt beſſer als ſtete Anarchie. 

So begegnet man bei Schmoller auf Schritt und Tritt dem aus 


der umfaſſenden Kenntnis geſellſchaftlicher Wirrſale geborenen Ver⸗ 


ſtehen der Kampftatſachen, der Kampfformen und damit auch der 
ſozialen Revolutionen. Nihil humani mihi alienum puto gilt im 
vollſten Sinne von dieſem Kämpfer für ſoziale Gerechtigkeit, der er 
mit allen Elementen ſeines Geiſtes war. Aber wie voll er auch die 
Revolution in Urſprung und Motiven begreift, immerhin „heute 
können wir hoffen, müſſen wir wünſchen, daß die freie Diskuſſion 
genügt, auch die großen ſozialen Reformen friedlich herbeizuführen, 
daß nicht Gewalt und Terrorismus ſie durchſetzen, daß eine hoch— 
ſtehende Regierung für ſie gewonnen werde, ſie in aller Form Rechtens 
zuſtande bringe und ihnen damit auch die Garantie daten der Be⸗ 
ſtandes verleihe“. 

Aber ſo it alerbings auch nur bei imablaffgr: Aktivität der 


f 5 


1525] | | Revolution oder ſoziale Reform | 313 | 


Staatsregierung eine Lage der Dinge zu erwarten, die dieſen Voraus⸗ N 


ſetzungen „friedlichen Herbeiführens“ notwendiger Reformen entſpricht. 


Daher die ſcharfe Ablehnung der laissez faire⸗Politik, daher dieſe | 


bis zum letzten Atemzug unwandelbare, wirklich feindſelige Gegner: 
ſchaft gegen den Geiſt der chrematiſtiſchen Volkswirtſchaftslehre der 


Smith und Ricardo, vor allem dieſes letzten, des ihm ſo ſehr ver⸗ 


haßten Ricardo. In jedem Zuſammenhang iſt er der überzengte 


Anhänger des bewußten Eingreifens der Autorität für die Be⸗ 
ſeitigung der Ungerechtigkeiten, der Härten, der direkten Gefährdungen 
unterer Schichten, kurz all der Erſcheinungen, die auf die Dauer 


niemals ohne Wirkung auf die Gefühle und Urteile über das Be⸗ 


ſtehende bleiben können. Und wie er ſo die „optimiſtiſche“ Natur⸗ 


lehre der Volkswirtſchaft bekämpft, die ſo lange, gerade auch in 


Deutſchland der poſitiven Arbeit des Staates ſich im Gewande des 


Liberalismus wirkſam entgegengeſtemmt hat, ſo beſtreitet er auch mit | 
allem Reichtum der ihm zu Gebote ſtehenden Tatſachenkenntnis das 


Beſtehen jener Geſetzmäßigkeit, deren Geltung zum Peſſimismus, 


gegenüber der beſtehenden Rechts⸗ und Wirtſchaftsordnung führen 


muß, und aus deren Anerkennung und Anhängerſchaft in anderer 
Weiſe, aber nicht minder den ſtetigen Aufſtieg hemmend die ſchroffe 
Proteſtſtimmung gegen die ſtaatliche Regelung . Arbeitsverhältniſſes 
geboren und großgezogen wurde. 


Mag man einer Auffaſſung von Rodbertus⸗Jagezow oder auch 
von Karl Marx zuſtimmen, oder mag man überzeugt ſein, daß die 
Kapitalsintereſſen ſelbſt darauf gerichtet find, eine gewiſſe Harmonie 


zwiſchen Auflieferung von Produkten auf die Märkte einerſeits, Auf⸗ 
nahmefähigkeit der breiten Maſſen dank ihrem Einkommen anderer⸗ 
ſeits dauernd zu erhalten, ſo lehrt doch gerade der geſchichtliche 


Verlauf der Klaſſengegenſätze, daß niemals auf die werktätige Ein⸗ 


flußnahme der Autoritäten im Staate verzichtet werden kann. 
Der politiſche Sinn, der aus der Durchdringung der Fülle des 


hiſtoriſchen Geſchehens ſich entwickelt, ſich aus dieſem bildet und in 


dieſem (hiſtoriſchen, politiſchen, ökonomiſchen und pſychologiſchen 
Kennen der Geſellſchafts⸗ und Klaſſ enſchickſale verankert ift, der führt mit 
notwendiger Konſequenz ebenſo zum Gegenſatze gegen den unorganif chen 


Individualismus, den die franzöſiſche Revolution geboren hat, wie 


zur unbedingten Ablehnung eines von Augenblicksintereſſen geleiteten 


Scheinkollektivismus, wie er vorläufig wenigſtens als Begleit⸗ 
| ers 1 unſerer heutigen Revolution ſich en zu wollen | 
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Und da hört man jetzt immer wieder aus allen Wald: und 
Straßenwinkeln von den verſchiedenſten Seiten, und lieſt es in allen 
Wendungen und umrändert von allen Parteifahnen, daß dieſe 
unſere Revolution, die große ſoziale Revolution ſei und ſein müſſe, 
jene Revolution die die großen ſozialiſtiſchen Denker der materia⸗ 
liſtiſchen Geſchichtsauffaſſung, die Begründer des wiſſenſchaftlichen 
Sozialismus vorausgeſehen, vorausgefagt, die ſie erwartet und ge— 
wünſcht haben. 

Die conscious minority wenigſtens ganz gewiß hat geglaubt, 
die letzte Stunde für alles, was Kapitalismus oder auch nur Kapital- 
wirtſchaft heißt, habe geſchlagen. Und hat ſie das nicht mit Recht 
geglaubt? Iſt nicht eine lebensgefährliche Wunde nach der anderen 
„dem Kapitalismus verſetzt worden? Die energiſche Kürzung der 
Mehrwertsbildung mit Einführung des Achtſtundentages, gleichzeitig 
die „gründlichen“ Erhöhungen der Arbeitslöhne, die doch auch nichts 
anderes als Unterbindung der Mehrwertsbildung werden ſollten! 
Wenn man einen aus den „Vielen“ fragt, wie er ſich die Sache mit 
den Lohnerhöhungen vorſtelle, erhält man nur die Antwort, daß man 
ſo unter die Arbeiter bringe, was bisher der Kapitaliſt bekommen 
hätte. 
Nun war Marx ja trotz ſeiner dem Judentum eigentümlichen 
Neigung alle Theſen und behaupteten Zuſammenhänge reſtlos zu 
Ende zu denken doch ſelbſt nicht in dem Maße folgerichtig und folge— 
ſicher, daß er vor dem ſo häufigen Zuſammenſturz ſeiner Hoffnungen 
bewahrt worden wäre, der immer eingetreten iſt, ſobald irgend eine 
beträchtlich kritiſche Geſtaltung der Marktlage ſich fühlbar machte. 
Er war Sanguiniker und bei aller „Genialität“, mit der er die 
großen kapitaliſtiſchen Geſetzmäßigkeiten i in den hiſtoriſ chen Materialien 
nachzuweiſen vermochte, fehlte ihm doch die Nüchternheit, um die 
2 ee für das Eintreten des erwarteten ſozialen Zufammen- 
bruchs in den Tatſachen richtig zu kontrollieren. Und deshalb haben 
alle die wohl Recht, die überzeugt ſind, auch Marx würde die 
November⸗Revolution als die erlöſende vom Kapitalismus endgültig 
befreiende letzte Revolution erkannt haben, mit Enthuſiasmus ſie als 
ſeine Revolution begrüßt haben. 

Mit welchem Recht, das iſt freilich eine andere Frage. Man 
mag mit Bernſtein der Meinung ſein, daß ſchließlich Marx gegen 
Marx Recht behält, daß Marx die Wiſſenſchaft preisgegeben haben 
ſoll und preisgegeben haben würde. Aber man kann mit noch 
größerem Recht, mit beſſeren Gründen mit Schmoller ſagen, der 
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idealiſtiſche Ethiker Marx, voll Mitleid mit den Arbeitern, würde 
dem Materialiſten Marx, der jede Gewaltwirkung nur unter dem 
Kauſalgeſetz gelten laſſen wollte, durchgegangen ſein, dann wird man 
auf das richtige Verhältnis Marx' zu der Revolution von 1917 bis 
1919 kommen. Soweit es bloß auf das Hoffen, Wünſchen und 
Wollen ankäme, von denen die Aktionen begleitet waren und heute 
noch ſind — dann ließe ſich eher noch ein Zuſammenhang zwiſchen 
den tatſächlichen Vorgängen und der Marxiſtiſchen Ideologie wenig⸗ 
ſtens für einen Teil der Führer annehmen. Aber darauf kommt es 
an und für ſich ſchon nicht gn, ganz abgeſehen davon, daß bei den 
Maſſen, die dann der conscious minority Gefolgſchaft leiſten, immer 
nur ein mehr oder minder beſtimmtes Gefühl vorhanden ſein kann, 
daß es ſich um ein öte toi que je m’y mette handelt. 

Die Wiſſenden aber, alle jene, die ihren Karl Marx ſo gut zu 
kennen behaupten, müßten, wenn ſie unvoreingenommen an die Be⸗ 
antwortung der Frage heranträten, ob die große Revolutionierung, 
die wir unmittelbar erleben, die eſoziale Revolution im Marxiſtiſchen 
Sinne fein kann, mit einem glatten „Nein!“ antworten. Und das 
am fo mehr, je weniger eng das Beobachtungsfeld gezogen iſt, alſo 
zinsbeſondere wenn man die außerdeutſchen Verhältniſſe in Betracht 
zieht. Ja, auch wenn man die Vorgänge im Oſten richtig würdigt. 


Gewiß, die große ruſſiſche Revolution hat nicht nur den Zarismus N 


vielleicht für alle Zeit vernichtet, ſie hat anfänglich wenigſtens auch 
alle Wirkſamkeit des kapitaliſtiſchen Geiſtes, ſoweit er aufbauend 
produktiv wirkſam zu ſein vermochte, ausgeſchaltet, und an ſeine 
Stelle iſt der Apparat der ausgeſprochen ſyndikaliſtiſch gefärbten 
Betriebsräte getreten. Auch die Verdrängung dieſes Syndikalismus, 
der ſich als völlig untauglich gegenüber den großen Aufgaben 
erwies, die Zentraliſierung in der Induſtrie und deren Führung 
durch Wirtſchaftsräte, die nach Berichten Puntervolds und Stangs 
ganz annehmbar zu funktionieren ſcheinen!, ſowie die jetzt gehand⸗ 
hhabte innere Betriebspolitik (Streikverbot mit ſchwerer Strafſanktion, 
Lohnherabſetzungen, Wiedereinführung von Prämienſyſtemen und 


Akkordlöhnung) wird man nicht ohne weiteres als Argument geen 


den marxiſtiſchen Charakter der Revolutionswirkung geltend machen 


Be}; en, jedenfalls wird ſich darüber ſtreiten laſſen. Aber unmarxiſtſch 


At es jedenfalls, das die Sowjet⸗ Regierung ſich a) N mit 


1 Frankfurt Beitung „Ans Somjet-Rußland”, in Nr. 864, 388, 410 
und 434. n 
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ausländiſche kapitaliſiſchen Gefellfaften Konzeſſionsverträge ab- 
zuſchließen. 
| Von all dieſen und ähnlichen Tatſachen der ſchließlichen Neu- 
geſtaltung muß jedoch abgeſehen werden, denn die utopiſch orientierte 
Revolution muß nach ihren Motiven nicht nach der folgenden Topie 
geprüft werden, wenn man über ihren marxiſtiſchen Sinn Klarheit 
gewinnen will 1. Marxiſtiſch gedacht, müßte der Revolution, die als 
die große „ſoziale“ zu gelten hätte, jenes Anwachſen der induſtriellen 
Reſervearmee vorausgegangen ſein, das eine unausbleibliche Folge 
der Verkleinerung des „variablen“ Kapitalteiles iſt. Relative Über⸗ 
völkerung und wachſende Arbeitsloſigkeit infolge der Verringerung 
der beſchäftigten Arbeiter im Verhältniſſe zum Geſamtkapital, wären 
die Tatſachen, die dann jenes „Unerträglich“ bewirken, von dem bei 
allen maßgebenden Marx⸗ Interpreten, insbeſondere Bebel und Kautsky, 
die Rede iſt, und das allein als das Kriterium für die Unvermeid⸗ 
lichkeit des Eintrittes in die neue Geſellſchaftsform erſcheint ?. 
Nein, um es kurz zu ſagen, den Vorausſetzungen des wiſſen— 
ſchaftlichen Sozialismus entſprechen die Ereigniſſe der November⸗ 
tage 1918 und die ſich anſchließenden Bürgerkriegs⸗Feuerbrände — 
auch in der Geſtalt kommuniſtiſcher Beutezüge und Putſche — nicht. 
Solange man wenigſtens für den Marxismus die Wiſſenſchaftlichkeit 
als ſeinen weſentlichen Charakterzug in Anſpruch nimmt, ſolange 
man in ihm den Vollzug der Entwicklung von der Utopie zur Wiffen- 
ſchaft rühmt und als ſein Hauptverdienſt gegenüber allem voraus⸗ 
gegangenen Utopismus, Putſchismus, Blanquismus uſw. geltend 
macht, hat man auch kein Recht davon abzuſehen, daß die Kauſa⸗ 
litäten der Wirklichkeit die Vorausſetzungen ſind, an die der große 
Denker und Hiſtoriker Marx das Kommen des neuen ſozialen Staates 
und der unkapitaliſtiſchen Wirtſchaftsverfaſſung geknüpft hat. Nie⸗ 
mand kann aber ohne erhebliche Künſteleien und Sophismen be— 
haupten, geſchweige denn beweiſen, daß dieſe Vorausſetzungen erfüllt 
geweſen ſeien. Arbeitsloſigkeit gab es aer ien nicht und welche: 


1 Was das Sowjet⸗Rußland anlangt, hätte n man zunächſt alle Veranlaſſung, 
vor allem auf die Folgen des Verkehrszuſammenbruches zu achten: aus der 
Zurückdrückung des ganzen Syſtems geſellſchaftlicher Wirtſchaft auf eine der 
geſchloſſenen Hauswirtſchaft näheren Stufe kann wohl nicht auf einen 


Fiortſchritt in der Vergeſellſchaftung, nicht auf die Erreichung eines höheren 


Grades der Geſellſchaftlichkeit geſchloſſen werden. 
2 Bebel, Die Frau, 34. Aufl., S. 339. Kautsky, Das Erfurter Pro⸗ 
gramm, 3. Aufl., S. 136 f. 
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große Rolle ſpielte doch die induſtrielle erden in der Ju⸗ 
ſammenbruch-Theorie! Und die Lebensführung des großſtädtiſchen 
arbeitenden Proletariats, ſoweit es die Novémberrevolution gemacht 
hat, war vergleichsweiſe gegenüber der verſchiedener, anderer Be⸗ 
wölkerungsſchichten nicht ſchlechter, ſondern eher beſſer, d. h. jener 
der anderen angenähert geworden. Keinesfalls können die eigentlich 
kapitaliſtiſchen Energien als Verurſacher einer Verelendung nad: 
gewieſen werden, es ſei denn, daß man den Krieg überhaupt als 
ausſchließlich kapitaliſtiſches Phänomen anſieht. | 
Man mag vollitändig davon abſehen, daß die revolutionären 
Maſſen zum großen Teil überhaupt nicht unmittelbar dem arbeitenden 
Proletariat zugerechnet werden konnten, auch während des Krieges i 
war die Lage des nicht kriegsgewinnleriſchen Mittelſtandes über⸗ 
wiegend ausgiebiger verſchlechtert worden als die des großen Teiles 
der klaſſenbewußten namentlich großſtädtiſchen Arbeiterſchaft. Und 
„vor dem Kriege: wer wollte den Beweis erbringen, daß die Akku⸗ 
" mulations- Tendenz und die Verelendung in Deutſchland und Ruß⸗ 
land ſchroffer zu Tage getreten ſei als in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, wo keine Revolution ausgebrochen iſt? wer könnte 
eiwandfrei dartun, daß die Arbeitsloſigkeit gerade in den Revolutions⸗ 
ländern ſich beſonders geſteigert habe? (von Rußland wenigſtens 
wird man gerade das Gegenteil behaupten dürfen!). Und hieße es 
nicht der Tüchtigkeit der deutſchen Arbeitnehmerverbände Unrecht 
tun, wenn man beſtreiten wollte, daß die Einkommenverhältniſſe der 
deutſchen organiſierten Arbeiterſchaft ſich in den Jahren vor dem 
Kriege auch trotz mancher kriſenhaften oder wenigſtens depreſſiven 


Wirtſchaftsphaſe in einem beſtändigen gefunden Aufſtieg bewegt 


haben? Daß die Quote des geſellſchaftlichen Produktes, die der 
Lohnarbeit zukommt, immer kleiner geworden iſt, iſt unbeweisbar. 
Der Geſamtwohlſtand iſt ſo gewachſen, ſagt Schmoller, daß der 
größere Reichtum der oberen Klaſſen doch Raum auch für die beſſere 
Lebenshaltung der unteren läßt. Alle politiſchen und wirtſchaftlichen 
Inſtitutionen haben die Härte der älteren Geſellſchaftszuſtände ab⸗ 
geſtreift. Würden ſich denn auch die Arbeitgeber ſo ſehr um den 
Arbeitsnachweis bemüht haben, wenn nicht ihre Poſition auf dm 
Arbeitsmarkt ſich ſo ſehr zugunſten der Arbeiter verſchoben hätte? 

Da alſo, in den Lebensverhältniſſen der Klaſſen, ſind die Ener⸗ 
gien, die die Revolution zum Ausdruck gebracht haben, nicht zu 
ſuchen. Eher könnte man jagen, daß die Beſorgnis vor einem Unter⸗ 
liegen der gewerkſchaftlichen Kraft gegenüber der Gefahr eines immer 
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vollſtändigeren Zufammenf chluſſes der Arbeitgeber in ihren Verbänden. 
und die Angſt vor einem; Anwachſen dieſer arbeitgeberiſchen Macht- 
ſtellung mitgewirkt haben, alſo ein pſychologiſches Moment, nicht 
Reine ſozialwirtſchaftliche Tatſache. Wenn ich den ſozialwirtſchaft⸗ 
lichen Tatſachen ſozuſagen die marxiſtiſche Phyſiognomie abſpreche, 
jo liegt es mir ganz fern, zu beſtreiten, daß die deutſche Arbeiters 
ſchaft, was den Lohn, und zwar den Reallohn, alſo die Lebens- 

führung anlangt, gar manches gegenüber dem nordamerikaniſchen 


Fachgenoſſen aufzuholen hatte. Darin iſt Schmoller, der dieſe Lohn⸗ 
verſchiedenheit in der vergleichenden Lohngeſchichte (1. Kapitel des 


zweiten Buches) als „groß“ regiſtriert, vorbehaltlos zuzuſtimmen. 
Auch wäre es geradezu lächerlich, wenn man die Schmählichkeit des 
Lohnſtandes in ſo manchen Induſtrien Deutſchlands verſchweigen 
oder auch nur als Nebenſächlichkeit behandeln wollte. Aber wenn 
es auch im Zuſammenhang mit der Revolution gelungen iſt mit 
überkommenen Vorſtellungen von den „gerechten“ und „natürlichen“ 
Abſtufungen der Arbeitseinkommen und der Einkommen überhaupt 
aufzuräumen, mindeſtens ſchwere Breſchen in dieſe Vorſtellungen zu 
legen, ſo iſt — wie viel berechtigtes auch in dieſen Wandlungen 


immerhin zu erkennen ſein mag — die Dauer dieſes Erfolges noch 


ſehr in Frage geſtellt, was nicht wohl möglich wäre, wenn dieſem 
wie allen anderen Revolutionserfolgen der Charakter der ehernen 
Notwendigkeit innewohnte, mit der die in der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsordnung wirkenden Tendenzen ſich durchſetzen. 
| Man braucht die ſozialiſtiſchen Revolutionserfolge auf ökono- 
miſchen Gebiete durchaus nicht in Zweifel zu ziehen und wird doch 
die Auffaſſung von einem marxiſtiſch⸗ſozialökonomi— 
ſchen Charakter des Urſprungs der Revolution nicht 
mitmachen müſſen. Ihren Urſachen nach iſt die deutſche Re⸗ 
volution von 1918/19 meines Erachtens — ſoweit der Zeitgenoſſe 
ſie in ihrer ganzen Kauſalität richtig erfaſſen kann — nicht viel 
anders zu erklären wie nach neueren Forſchungen! die große Ne- 
volution von 1789. Wie es damals der tiers état war, der ſchon 
vor dem Ausbruch der Revolution, ja ſeit der Mitte des Jahr- 
hunderts an Kraft außerordentlich gewonnen hatte, ſo iſt es jetzt der 
Arbeiterſtand und vornehmlich der Großinduſtrie⸗Arbeiter, der nament⸗ 
lich durch eine geſchickte Intereſſenorganiſation und die Politik ihrer 
Führer zu einer gewiſſen Kraft im Klaſſenkampf gekommen und 


1 Ich denke dabei natürlich in erſter Linie an Wahls Vorgeſchichte. 
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ſich ſeiner Bedeutung für den geſamtgeſellſchaftlichen Apparat be⸗ 
wußt geworden war und der, aus dieſem Bewußtſein heraus, ſich 


mit dem untergeordneten politiſchen Rang nicht mehr begnügend, 


durch die Revolution die politiſche Konſequenz ſeiner 
auf wirtſchaftlichem Gebiete erreichten Machtſtellung 
zu erreichen ſuchte und erreichte. 

Der Krieg, die ſchlechte Politik der Reichsführer, die Unfähigkeit 
einzelner Reichsorgane, insbeſondere die Ernährungs⸗ und ſonſtigen 


Bedarfdeckungs⸗ Schwierigkeiten trotz aller Zwangswirtſchaft, die 


Kriegsgewinne und das Treiben der Kriegsgewinnler u. ſ. f., all das 
ſind nur nebenſächliche Umſtände, Stimmung fördernde Momente, 
mit ihnen allein gewinnt die Revolution noch keinen Sinn. Auch 
ohne ſie mußte die politiſche Wandlung eines Tages kommen, die 
mit der Revolution erreicht worden iſt. Eine andere Frage iſt es, 
ob ſie gewalſam kommen mußte, wie es eine andere Frage iſt, ob 
die jetzt als Revolutions⸗Wirtſchaftsprogramm auftretenden Forde⸗ 
rungen, Pläne und Hoffnungen, durch die eben die Revolution den 
Charakter der „ſozialen“ ſchlechthin erhalten ſoll, mit eherner Not⸗ 
wendigkeit zur Erfüllung gelangen müſſen oder ob das, was wirklich 
erreicht werden wird, nur auf dieſem Wege erreichbar waͤr, weil es 
über den Rahmen deſſen, was die e ä e kann, 
hinausgeht. : 
Mie wenig die Revolution als die „ſozialch gelten kaun dafür 
ö würden, wenn ſchon alles andere ſtimmte, die offenkundig zu Tage 
Überführung der kapitaliſtiſch⸗individualiſtiſchen in die oder richtiger 
in eine kollektiviſtiſche Wirtfchaftsverfaſſung entgegenſtellen, Es iſt 
nicht gleichgültig, daß über den Inhalt des Begriffes Sozialiſierung 
ſo ſehr auseinandergehende Meinungen in ſozialiſtiſchen, mindeſtens 
in den am ſtärkſten intereſſierten Arbeiterkreiſen herrſchen. Nach den 
in verſchiedenen Induſtriezentren zu Tage getretenen Neigungen und 
namentlich nach den in Rußland ſofort eingeleiteten Umgeſtaltungen 
die ich oben (S. 315) erwähnte, iſt vielleicht in den meiſten Arbeiter⸗ 


tretenden Schwierigkeiten ſprechen, die ſich jeder annähernd glatten 


— 


köpfen die Syndikaliſierung, der Eigentumsübergang der einzelnen 


Unternehmungen an die von ihnen beſchäftigten Arbeiter die ſelbſt⸗ 
verſtändliche Löſung. Und darin kommt geradezu eine individualiſtiſche 
Tendenz zum Ausdruck. Eine hyperindividualiſtiſche, wahrem Kollek⸗ 
tivismus feindliche Energie äußerte ſich auch in dem Verhalten der 
Arbeiter, ſofern fie von Betriebsdiſziplin nichts mehr wiſſen wollten 
und ſofern jede Spur eines Intereſſes des Arbeiters an einer gewiſſen 
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Leiſtungshöhe planmäßig bekämpft wurde, ganz ohne Unterſchied ob 
in privaten oder ſtaatlichen Unternehmungen. 

Eine Klärung des bevorſtehenden Geſellſchafts⸗Schickſals iſt bis⸗ 
her nur negativ ſoweit eingetreten, als immer weniger Neigung dafür 
zu beſtehen ſcheint, daß der Staat an die Stelle des privaten Unter- 
nehmers und Kapitaliſten tritt 1. Er wird als Kapitaliſt, als Eigentümer 
der Produktionsmittel ebenſo wie der Privatkapital iſt, ja wegen ſeiner 
minderen Leiſtungsfähigkeit noch mehr verpöhnt. Ob mit Recht mag 
dahingeſtellt bleiben, um nur ein Beiſpiel zu nennen, auf dem gewiß 
ſozialiſierungsreifen Gebiete der Forſtwirtſchaft wird die Ablehnung des 
Staates als Bewirtſchafter wohl ſchwer zu begründen ſein. Die vor- 


revolutionäre Sozialpolitik hat jedenfalls bei allen Entwicklungen über 


den Privatunternehmer hinaus namentlich für den Bergbau und für ver— 


truſtete Induſtriezweige an das Eintreten des Staates gedacht, aber 


durchaus nicht doktrinär. Schmoller ſelbſt iſt durchaus kein unbedingter 


Anhänger jeder Verſtaatlichung geweſen. Wo das freie Spiel der 
Kräfte in unſerer alten Wirtſchaftsverfaſſung Zuſtände geſchaffen hatte, 
die unbedingt nach Beſeitigung dieſes freien Kraftſpieles ſchrieen, wo 
‚die Verſtaatlichung oder Kommunaliſierung auch ihm als möglicher 
Weg der Abhilfe erſchien, hat er rückhaltslos ihre Schwächen betont 
und war beſtrebt zu zeigen und zu überzeugen, daß die Vorteile 
zweier einander ausſchließenden Syſteme vereinigt werden können und 
müſſen! Ich erinnere an ſeinen Standpunkt in der Bekämpfung der 
Bodenſpekulation. Wie in ſo vielem anderen ſuchte er auch da einen 
Weg in der Mitte durch. Aber nicht weil er eine Kompromißnatur 
überhaupt geweſen wäre. Schmoller war ein entſchloſſener Kämpfer, 
das haben verſchiedene Leute ganz gründlich erfahren. Wenn er es 
in ſpäteren Jahren auf ſozialpolitiſchem Gebiet nicht mehr mit der 
früheren Vorbehaltloſigkeit war, ſo war es — das iſt mein Eindruck — 
die Summe ſeiner hiſtoriſchen Beſchäftigung, die immer mehr auf 
die Überzeugung hinaus wuchs, daß der Weg des geſunden geſicherten 
Aufſtieges der Menſchheit in der Mitte zwiſchen den mehr oder 
minder äußerſten Pfaden führt und daß nur ein mühſames zähes 

1 Allerdings hat es in jüngſter Zeit den Anſchein, als ob in mehrheits— 
ſozialiſtiſchen Kreiſen aus der Unſchlüſſigkeit und der Stagnation in allen wirt- 
ſchaftlichen Dingen noch einmal eine Art Zuflucht zum Verſtaatlichungsgedanken 
geſucht würde. Die Verhandlungen im badiſchen Landtag über die Soziali- 
ſierung brachten aus dem Munde der Abg. Kraus und Königsberger Kund— 


gebungen der ſozialdemokratiſchen Partei, die offenſichtlich den Staat wieder 
ſtärker in den Vordergrund geſchoben ſehen wollen. 
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Feilen und Verbeſſern an einem Prinzip durch das ſeine Schäden 
und Schwächen beſeitigt, ſeine die Einzelmenſchen⸗Schickſale be⸗ 
drohenden Schärfen und Schroffheiten abgearbeitet werden, zu ge⸗ 
ſunden Zuſtänden führen können. Nicht aber der Sprung aus einer 
„Wirtſchaftsverfaſſung in ihr Gegenſtück, das genau ebenſo Fehler 
und Schwächen hat wie jene, nur vielleicht nicht ſolche, die die / 
Individual⸗Schickſale, ſondern die das Geſamt⸗Schickſal bedrohen. 85 
Daß der Sprung ganz gewiß für eine Volkswirtſchaft mit einem 
ſo hoch entwickelten und deshalb komplizierten Organismus wie die 
Volkswirtſchaßt Deutſchlands einer if, nicht gelingen kann, daran 
zweifeln nur ganz wenige von denjenigen nicht, die zu den Ernſt⸗ 
denkenden gerechnet werden können. Alle ins Politiſche hinüber⸗ 
geſpielten Auseinanderſetzungen über die Sozihlifierung find im Grunde 
genommen dialektiſche Rückzugsgefechte, die dieſen Charakter durch 


die politiſche Tragweite natürlich nicht verlieren. Die Ehrlichen aber 8 
mehren ſich, die den Mut haben zu bekennen, nicht auf dieſe Begriffs: 
ſpalterei und Herumdeutung, nicht auf die Kunſtwerke lebensſchwacher en 


neuer Vermittlungsgebilde zwiſchen Unternehmern, Kapitaliſten und 

Arbeitnehmern könne es ankommen, ſondern auf einen organiſchen 
Weiterbau des vorhandenen wirtſchaftlich wie techniſch⸗organiſatoriſchen 
doch wohl hoch leiſtungsfähigen geſellſchaftlichen Syſtems der menſch⸗ 

lichen Wirtſchaft in einem ſozialiſtiſchen Geifte.- Und was iſt das 
anderes als eine tief furchende Pflugarbeit einer fortſchrittlichen 
ſozialreformeriſchen Politik? 

Gegenüber der Unerbittlichkeit jener ehernen Geſetzmäßigkeiten, 
jener „Unvermeidlichkeit“ des Zuſammenbruches der kapitaliſtiſchen 
| Geſellſchaft, die immer und immer wieder geweisſagt wurden, mußte 
ja von vornherein immer ſchon alle Sozialpolitik, alle auf Ver⸗ 


E ringerung der Spannung in den Klaſſengegenſätzen gerichtete Arbeit | ni 


des Staates und der ſonſtigen autoritären Gewalten, ſowie der 
privaten Verbände, der Selbſthilfe uſw. als völlig müßiges Beginnen 


erſcheinen. Freilich wird heute geltend gemacht!, Marx ſelbſt habe 


ſich trotz ſeiner Verelendungstheorie ſchon ſeit den Tagungen der 
Internationale in Genf für das Wirken der Gewerkſchaften eingeſetzt. 
Aber ſelbſt wenn dieſer mit Marxens Haupt⸗ und Elementarlehren, 
bekanntlich nicht übereinſtimmenden praktiſchen Politik ganz vorbehalt- 
108 nn. ſeitens der „klaſſenkampfbewußten“ Literatur . 


a Vgl. Hermann matter Bart Marz und die e Gewectſchafen. 5 
Berlin 1918. N | | 
Schmollers Jahrbuch XLIII 4. | | 221 
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werden, ſo iſt damit noch nicht die geringſte Anerkennung der Sozial⸗ 
reform ausgeſprochen, die der Kathederſozialismus immer gefordert 
hat und man hätte angeſichts des Kampfes gegen den Staat! und 
ſeine ſoziale Politik vielleicht allen Grund heute, da dieſer Staat 
ein anderer geworden iſt, die Lebensarbeit des Mannes, der den 
Verein für Sozialpolitik begeündet und den Kampf gegen Treitſchke 
geführt hat, als nutzlos einzuwerten. Ja wir ſtehen heute vor der 
Tatſache, daß von ganz links wie von ganz rechts der alten Sozial⸗ 
politik jeder Wirkungswert abgeſprochen wird. Von links wird ſie 
ironiſiert und von rechts wird gerade der ſozialen Politik der Staat3- 


autorität die Schuld an dem Zuſammenbruch der Kraft des Staates ö 


— ſoll heißen des alten Staates — zugeſchrieben. 

u In logischer Folgerichtigkeit müßte man heute nach der Erreichung 
der ſozialliſtiſchen Mehrheiten in verſchiedenen Landesvertretungen 
und nachdem die Regierungsgewalt des Reiches in weiteſtgehendem 

umfange und auf lange Dauer mindeſtens unter dem Einfluß der 
ſozialiſtiſchen Ideen ſtehen wird, den Schluß ziehen, daß man über 

die Probleme der ſozialen Frage erſt recht für die Zukunft hinaus⸗ 
gerückt iſt. War alſo die ſoziale Politik bisher eine Siſyphusarbeit, 
weil die Klaſſengegenſätze foktbeſtanden, ſo werde ſie in Zukunft keinen 

Boden mehr haben, weil die Kläſſengegenſätze und der Klaſſenkampf 

durch Beſeitigung des Kapitalismus und der Kapitaliſten überwunden 

und aus der Welt geſchafft fein werden. So ungefähr ift der Ge⸗ 
dankengang der nicht wenigen, die „die alten Mittel zur Löſung der 
ſozialen Frage“ ſchlechthin von der Hand weiſen. Es braucht gar 
nicht die Diktatur des Proletariats, die Dinge werden und können 
wenigſtens ſo ausſchließlich im Intereſſe des arbeitenden Proletariats 
ihren Lauf nehmen, daß die entgegengeſetzten Intereſſen des „arbeits— 
loſen Kapitalbeſitzes“ überhaupt nicht mehr zur Geltung kommen. 

Wozu alſo dann a Reform und eine auf ſie abzielende Sozial⸗ 

politik? 

Wohl möchte man geneigt ſein, daraiff zu antworten: zum 
mindeſten für die Klaſſe derjenigen, die wie bisher durch Kapital- 
bildung das Intereſſe der Geſamtheit gefördert haben, die bisher 


1 Es iſt vielleicht nicht überflüſſig, daran zu erinnern, daß ein Liebknecht 
ausdrücklich erklärt hat, Preußen und den Norddeutſchen Bund ruinieren, nicht 
aber durch wichtige Geſetze und Einrichtungen fördern zu wollen, und kein 
anderer als Bebel war es, der Mai 1871 den Geſetzentwurf über die Einführung 
‚von Fabrikinſpektoren bekämpft hat, und die Laſſalleaner haben mit dem Normal- 
arbeitstag ganz planmäßig die ſtaatliche Sozialpolitik e 
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ihren Geſellſchaftslohn als Profit und Kapitalzins bekommen haben, 
deren Funktion im Dienſte der Geſellfchaft nicht entbehrt werden 


wird und die daher eines Schutzes der Geſamtheit bedürfen werden. 


Aber laſſen wir ſolche Betrachtungen, die vielleicht als Verteidigung 
eingeſchätzt werden könnten. Sie dürften vorerſt noch ſehr entbehr⸗ 
lich ſein. Die Wirklichkeit rollt nicht ſo raſch vorwärts und gleich 
wie das nachrevolutionäre politiſche Leben Frankreichs trotz der tief⸗ 
furchenden Umwälzungen in fo vielen Dingen dem vor revolutionären 


ähnlich geblieben iſt, ſo wird auch die nachrevolutionäre Wirtſchaft 


der vorrevolutionären wenigſtens ſoweit ähnlich ſein, daß auf Sozial⸗ 
politik in der alten Richtung nicht wird verzichtet werden können. 


Und es wird vieles geben, was das utopiſche Wollen der Revolution 


nicht zu leiſten vermocht haben wird und was die Sozialpolitik 
unter der folgenden Geſellſchaftsordnung zu leiſten haben wird. Die 


ſoziale Frage wird nach wie vor an die Pforten pochen, hinter denen 


augenblicklich die große nächſte Generation geboren wird, die neue 
Geſellſchaft voll vom Glauben an das Glück der Gleichheit und 
Freiheit unter ungleichen Menſchen. Ja, ſie wird fortleben, denn 
vor allem eines wird, wenn wir an Fortſchritt glauben wollen, 7 
bei dem Übergang der politiſchen Macht an die breiten Maſſen ni 


verſchwinden: die ſozialen Klaſſen und mit ihnen eine Gegenſätzlich y» 


keit zwiſchen ihnen. 

Auf dem Geſetz der Arbeitsteilung, ſagt Engels, beruht die 
Teilung der Geſellſchaft in Klaſſen, und Schmoller, der große Kenner 
der Zuſammenhänge zwiſchen Arbeitsteilung und Klaſſenbildung, 
fügt hinzu: „Wenn dies ſelbſt ein Führer der Sozialdemokratie zu⸗ 
gibt, ſo werden alle billig Denkenden es nicht leugnen können, daß 
die höhere Kultur, weil auf Arbeitsteilung beruhend, auch verſchiedene 
ſoziale Klaſſen haben muß. Jede Klaſſenordnung, welche den Fähig⸗ 


ſten und Beſten höhere Stellung gibt, erſcheint dem naiven Urteil 


gerechtfertigt. Und jede Ausbildung einer Klaſſenordnung hängt mit 
dem Aufſteigen der Tüchtigeren, mit der Führerrolle zuſammen, 


welche den Leiſtungsfähigſten ſtets von ſelbſt zufällt. Ohne dieſes 


Aufſteigen, ohne dieſen Ausleſeprozeß gäbe es keinen Fortſchritt 
irgendwelcher Art.“ Zwar nicht ohne Skepſis gegenüber der ein⸗ 
ſeitigen Auffaſſung der Gobineau, Lapouge, Seeck u. a., die das 


Altern und Zurückſinken von Völkern aus dem Verluſt ihrer Ariſto⸗ 


kratien ableiten wollen, ſchließt er ſich doch Schäffle an, daß jede 
Ariſtokratie beſſer ſei als die Abweſenheit jeder Ariſtokratie und 


rühmt unmittelbar anſchließend den Wert der mittleren und unteren 
21* 


— 
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Klaſſen für Gemüt, Kraft und Geſundheit der Geſellſchaft. Keine 

Geſellſchaft kann ohne ein Aufſteigen der Talente beſtehen, das aber 
verſchiedene Klaſſen vorausſetzt. „Wenn es für den Einzelnen keine 
Zeit des Aufſtrebens, keine erreichbare höhere Stellung mehr gibt, 
ſo erlahmt alle Energie, verſiegt aller Wettbewerb.“ 


Die Überzeugung von der Notwendigkeit der Klaſſenſchichtung 


mit der Verſchiedenheit von Macht, Ehre und Beſitz, als dem weſent— 
lichen Inſtrument, das den geſellſchaftlichen Fortſchritt in Bewegung 
hält, iſt ebenſo ein ſtärkſtes Argument für die Ablehnung aller uto— 
piſchen Beſtrebungen, wie ſie eine Grundlage für die unabläſſig 
ringende und ſich mühende Sozialpolitik iſt, ſie verſchließt ſich nicht 
dem Begreifen der ſozialen Sturmflutvorgänge, mit denen die Dämme 
eingeriſſen, Verfaſſung und Geſetz geſtürzt werden, ſie führt nur zur 
Skepſis an der Dauerhaftigkeit eines Zuſtandes, in dem der Gegen: 
ſatz überwunden erſcheint, aber doch nie überwunden ſein kann. Wer 
die Klaſſengegenſätze für notwendig hält, muß darum nicht blind 
ſein für die Gefahren der Ausbeutung, der Klaſſenherrſchaft und der 
Entartung des Klaſſenkampfes, und wenn ihm ehrlich an der Über- 
windung dieſer Gefahren gelegen iſt, darf er auch die quantitativen 
Verſchiebungen in dem Klaſſenverhältnis nicht aus dem Auge laſſen, 
durch die der Rücktritt einer Klaſſe von der Vormachtſtellung not— 
wendig wird. Einem Manne wie Schmoller war es allzugut be— 
wußt, wie ſehr der berufliche und damit der ſoziale Aufbau der 
Geſellſchaft Mitteleuropas und inſonderheit Deutſchlands ein ganz 
anderer geworden war, ſo daß auch der Aufbau der Güterproduktion 
ſich ändern muß und daß die Frage wohl gerechtfertigt iſt, ob mit 
den Mitteln der alten Geſellſchaftspolitik auch die 
Aufgaben der neuen Geſellſchaft geſichert werden können. 
Nun iſt es ja Torheit, zu beſtreiten, daß die Märkte und die 
Unternehmerwelt darauf bedacht geweſen ſind, die Gütererzeugung 
der veränderten ſozialen Struktur anzupaſſen, ſie mehr auf die 
Maſſenbedürfniſſe einzuſtellen, denn das lag allzuſehr ſchon im Inter⸗ 
eſſe des Verwertung ſuchenden Kapitals ſelbſt. Aber was zweifellos 
maſſenhaft verſäumt worden iſt, das iſt die Beſeitigung der ein— 
ſeitigen Betriebsherrſchaft, die wenigſtens gegendweiſe! bis zur un⸗ 
erträglichen Schroffheit und Härte des Unteroffiziersſtils geſteigert 
war. Und die e dieſer Betriebsverfaſſung war in gut 


5 Nicht etwa induſtrieweiſe, was für ſie ſprechen konnte. Wohl aber mit 
merklichem Unterſchied zwiſchen Nord⸗ und Süddeutſchland. 
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geleiteten Unternehmungen bei Aufrechterhaltung der unentbehrlichen 


und ſegensreichen Ordnung und Diſziplin längſt erwieſen. Trotz 
gewiſſer unverkennbarer Schwierigkeiten (zum Beiſpiel die ungeheure 
Fluktuation im Bergwerksbetriebe !) konnte das Arbeitsverhältnis jo 


ausgeſtaltet werden, daß und wie es mindeſtens den nach der quan⸗ 


titativen Bedeutung der Arbeitnehmerſchaft veränderten m 
verhältniſſen beſſer entſprochen hätte. 1 
Und warum iſt das nicht geſchehen? Warum hat der my 
house my castle - Standpunkt fo hartnäckig feſtgehalten werden 


müſſen und warum hat er das Gefühl der Entrechtung nähren müſſen? 


Hat wirklich die Sozialreform verſagt? war ſie unzulänglich in den 
Mitteln, die ſie einſetzte? waren falſch die Wege, die ſie gegangen 
iſt? Die Antwort läßt ſich nicht mit einem glatten Ja oder Nein 
geben, weil das, was ſich Sozialpolitiker nannte, ein recht merk⸗ 
würdiges Gemiſch war, wenigſtens in Deutſchland ganz gewiß. Aber 


wenn nur diejenigen als Sozialpolitifer gelten, die unabläſſig auf 


dieſe offene Wunde an dem Arbeitsverhältnis hingewieſen und ihre 


ernſteſte Behandlung gefordert haben, dann iſt die Frage nach der 


Zulänglichkeit der Mittel und der Richtigkeit der Wege zu bejahen, 
nur freilich mit dem Zuſatz — und der kann nicht ſtark genug betont 


werden —, daß die Macht, die hinter dieſem ſozial⸗ 


politiſchen Wollen ſtand, zu ſchwach war, und daß das 
Maß, in dem es ſich durchzuſetzen vermochte und in dem . Mittel 
eingeſetzt wurden, unzulänglich war. | 
Unzufrieden, verſtimmt und ſchwer beſorgt hat der 3 
ehrlich das Geſamtwohl der Geſellſchaft verfolgende Sozialpolitiker 


in Deutſchland den Dingen gegenübergeſtanden, er wußte gut genug, 


mit welchem Gebiete ſozialpolitiſcher Wirkſamkeit man Staat machte. 


und worauf man ſtolz ſein durfte, und wußte ebenſo genau, welche 
noch ſo gut wie vollſtändig unbebaut geblieben waren. Man wird 


nicht ſagen können, daß die herrſchende Klaſſe (oder richtiger geſagt 


die herrſchenden Klaſſen) in Deutſchland ſchlechthin ihre Pflichten 
bereits vernachläſſigt, ſich einem trägen Genußleben hingegeben, in 
ſchmutziger Weiſe ſich vor dem Kriege bereichert haben. Aber wir 


ſtanden im Begriffe, da hinein zu wachſen, ſtanden am Anfange einer 


Periode, in der die neue Generation doch ſchon nicht frei von Ent⸗ 
artungserſcheinungen war, in der die herrſchenden Klaſſen eine recht 
große Zahl unfähiger und arbeitsſcheuer, ja arbeitverachtender Ele⸗ 
mente umfaßten, einer Periode, die in unheimlichem Umfang ein An⸗ 


wachſen des gefährlichen Drohnentums gebracht haben könnte. Aus 


2 
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dieſen Eindrücken heraus und auf der Grundlage der hiſtoriſchen - 
Kenntnis über die Wirkungen ſolcher Anderungen in der herrſchenden 
Klaſſe mußte auch die Sozialpolitik Forderungen ſtellen und den 
Staat zur Verwirklichung von Maßnahmen beſtimmen, die der Ent— | 
artung entgegenwirken konnten. Vor allem auf einem Gebiete: auf | 
dem des Erbrechts und der Erbſchaftsbeſteuerung. Daß 

die Sozialpolitiker auch hier ganz anderes, viel weitergehendes ge— 
wollt haben als der Staat geleiſtet hat, dafür darf auch wieder 
Schmoller als einer der vornehmſten Kronzeugen angerufen werden. | 
Seine Ausführungen über das Erbrecht könnten im Motivenbericht 

zu einem ganz ſcharfen Erbſchaftsſteuer⸗Geſetzentwurf ſtehen, ein— 
ſchließlich der Zitierung Jaurès', der dem Utopismus auch da 

mit den Worten entgegentrat: „Die allgemeine und gleiche Teilung 

aller Güter unter alle Bürger iſt ein abſurdes, barbariſches, nieder— 


drückendes und unhaltbares Syſtem.“ 
So iſt alſo auch in dieſer Richtung, was die Eindämmung des 
Vermögenswachstums der einzelnen anlangt, die Sozialpolitik in | 


der Lage und entſchloſſen geweſen, zu denſelben Zielen hinzuführen, 
die heute von den politiſchen Führern der Arbeiter angeſtrebt werden. 
Heute herrſcht der Kapitaliſt nicht mehr, und was die neuen Macht— 
träger beſchließen werden, iſt grundſätzlich nicht verſchieden von dem, 
was die Sozialpolitik im Auge hatte. Es wäre mit den Grund— 
ſätzen der Sozialpolitik vollkommen vereinbar, wenn die Erbſteuer 
den Gedanken verfolgen würde, daß, abgeſehen voͤn einem Individual— 
minimum, ein Vermögen, welches nicht Arbeits⸗ und damit Erwerbs⸗ 
grundlage iſt, auch in direkter Erbfolge nicht über die vierte oder 
fünfte Generation hinaus erhalten bleiben darf, daß es alſo in vier 
bis fünf Erbgängen progreſſiv belaftet im Steuerweg eingezogen 
werden ſollte. 

Auf ganz anderem Boden liegt die Reform der Güter— 
verteilung durch Einkommenpolitik. Es ſcheint, als ob 
die politiſche Neugeſtaltung noch vor der Sozialiſierung dieſe Reform 
im Wege der Lohnſteigerungen bringen ſollte. Daß es ſich bei den 
Lohnſteigerungen um ein Zauberlehrlingsproblem handelt, iſt vielen 
der verantwortlichen und unverantwortlichen Vertreter und Führer 
der Arbeiterklaſſe nicht, mehr zweifelhaft. Für uns handelt es ſich 
nur um die Frage, ob Revolution und ſoziale Reform hierin aus⸗ 
einandergehen. Auch die vorrevolutionäre Sozialpolitik hat Ein- 
kommen⸗ und insbeſondere lohnpolitiſche Aufgaben verfolgt, hat eine 
beſſere „Verteilung“ ſich zum Ziel geſetzt. Was aber dieſe ſozial⸗ 


/ 


; x . 


politiſchen Abſichten von den Lohnbewegungen ſcheidet, die ſeit der 
Revolution unſere Wirtſchaft in beftändiger Erſchütterung halten, 
iſt folgendes: die ſoziale Reform verbindet ihre L Lohnerhöhungspolitik 
mit der Vorausſetzung geſicherten Fortſchritts, und das heißt ebenſo, 
daß / die bisherigen Mittelſtandsberufsſchichten nicht zermahlt werden, 
wie daß auch die Kapitalbildung geſichert bleibt. Die Lohnbewegungen 


Überwindung des Kapitalprofites. Und nun iſt das Arbeitseinkommen 
gerade der Boden, auf dem die Revolutionsenergie die entſcheidenden 
Grundlagen für die nachfolgende Wirtſchaftsordnung ſchaffen ſoll, 


die durch ſie eingeleitet werden will. 1 
— Es iſt nicht Sache der Wiſſenſchaft zu prophezeien oder Progn⸗ 
nofen zu ſtellen. Aber die Befürchtung, daß man ſich in Illuſionen 


bewegt, iſt wiſſenſchaftlich, d. h. nach unſerer Kenntnis von den 
Zuſammenhängen im Wirtſchaftsleben, jedenfalls nicht unbegründet 
und bei aller Objektivität berechtigt. Warnung iſt bei unſerer Sach⸗ 


lage geradezu ihre Pflicht. 
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aber, von denen ein Ende noch nicht abzuſehen iſt, find bei dern 
Maſſe getragen von der Idee der Beſiegung des Kapitals und der 


Die Bedürfnisdeckung der geſamten Nation erfolgte vor dem . 


Kriege mit Hilfe des Ertrages der im Auslande angelegten Kapi⸗ 


talien. Nunmehr muß das Auslangen vollſtändiger denn je mit der 


produktiven Arbeitskraft der Nation gefunden werden. Und ſo möge 


man nur ja nicht das Plus an Lebensführung, das ſich aus den 5 ge 
gewaltigen Lohnerhöhungen ergeben kann, überſchätzen. Und noch 
fraglicher iſt es, ob die Umwertung, die mit der Erhöhung des, 


nominellen Arbeitsertrages eintreten ſoll, ſich dauernd erhalten kann. 


| Unbeſtreitbar werden ſich gewiſſe Korrekturen von Wertvorſtellungen, 
zu denen der Krieg ſchon Anlaß gegeben hat, mit eherner Gewalt 


aufdrängen. So werden die Arbeitsleiſtungen der Bergarbeiter unter 


Tag gewiß fortab eine andere relative Wertſtellung einnehmen als 


bisher. Aber Lohngeſtaltungen und Arbeitsloſenbeteilungen, die nur 
in einem krankhaften Gleichheitsduſel ihren Urſprung haben, und 


die nach bisherigen Wertungsvorgängen geradezu als Widerſinnig⸗ 
keiten erſcheinen, werden wohl aller Wahrſcheinlichkeit nach auch 


durch die Kraft der neuen geſellſchaftlichen Wertungen wieder be⸗ . 
ſeitigt werden. Für ſie hätte ſich ee die ee, nie 


eingeſetzt. b 
Aber hat denn die Revolution an ſich überhaupt mit dieſen 


1 


Lohnerhöhungen etwas zu tun? Lohnſteigerungen ſind ſchon vor 5 


der Repolution in ſehr beträchtlichem Maße eingetreten. Der Unter⸗ 


0 * 
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ſchied ee früher ift im n weſentlichen nur der, daß die Arbeit- 
| nehmer ſeit der Revolution ganz anders Mut zum Lohnkampf zeigen, 
während die Arbeitgeber eine auffallende Schwäche im Widerſtand 
an den Tag legen “. Die Erklärung ift nur in der Verſchiebung 
der politiſchen Machtverhältniſſe und zum Teil in den durch fie be- \ 
wirkten Arbeitsloſenunterſtützungen und Entlaſſungsverboten zu 
finden, die ja auch nichts anderes find, als ein Mittel der politiſchen 
Machtträger. Soweit ſcheint die ſoziologiſche Auffaſſung von der 
Verteilung und insbeſondere von dem Schickſal des Arbeitslohnes 
und ſeinem Verhältnis zum Kapitalprofit recht zu haben, daß die 
Höhe des Lohnes eine Machtfrage und kein ökonomiſches 
Problem iſt. Das gilt aber gewiß nur vom Nominallohn. Über 
deſſen Kaufkraft, alſo über den Reallohn entſcheiden eben 
doch andere Abhängigkeiten als die Machtſtellung. Der In⸗ 
halt an Lebensführung der mit dem Geldlohn erreicht werden kann, 
iſt eine techniſch und ökonomiſch bedingte Größe und ihr haupt⸗ 5 
ſächlichſter Beſtimmungsgrund iſt die Produktivität der Arbeit. N 
Hiet iſt nun aber auch der entſcheidende Punkt, hier in der 
5 Lohnpolitik ſtoßen wir auf die gähnende Kluft zwiſchen ſozialrefor⸗ 
meriſchen und ſozialrevolutionären Zielen. Dieſe werden im Gegen⸗ 
ſatz zu jenen abgeſteckt, wenn man ehrlich ſein will, nach mehr oder 
minder phantaſtiſchen Wünſchen, denn von irgendeinem Anhalts- 
punkt für die Lohnbemeſſung im Geiſte des wiſſenſchaftlichen Sozis 
alismus iſt keine Spur zu entdecken und das iſt wohl auch nicht 
möglich. Der Antrieb zum Handeln gibt im weſentlichen die Idee 
der Erhöhung der Löhne bis zu dem Punkt, wo der Kapitalprofit 
aufhört. Bei welcher Lohnhöhe dieſer Punkt erreicht iſt, danach 
fragen ſelten die Führer, nie die Geführten der Lohnbewegung. 
Die Idee des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag beherrſcht die 
Vorgänge und deshalb kommt noch hinzu, daß die Arbeiterſchaft in | 
den Glauben gewiegt wird, daß die jetzt errungenen Lohnhöhen—. 
dauernd ſein nen und ſollen. 


„u. 


„ 


1 Es iſt eine mit dem deutſchen Unternehmertum ganz unvereinbare Hilf— 
loſigkeit, die da zu beobachten iſt. Tarifvertragsbeſtimmungen find glatt be- 
willigt worden, durch die die Unternehmungen vor Verhältniſſe geſtellt werden, die 
unaufhaltſam zur Zahlungseinſtellung führen müſſen. Wenn eine Verſicherungs⸗ 
Generalagentur, um nur ein Beiſpiel zu nennen, ſtatt 42 000 Mk. von nun ab 

108 000 Mk. an Gehältern zu zahlen hat, ſo iſt ſie ganz außerſtande angeſichts 
der unabänderlichen Prämienhöhe laufender Policen, dieſe Fe herein⸗ 
zubringen. Aber man hat dennoch e 


ab. Und dennoch täte man ſchwerſtes Unrecht, wenn man die Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit antaſtete, mit der er ſich über die theoretiſchen Mög⸗ 
lichkeiten ſozialpolitiſcher Forderungen Rechenſchaft zu geben bemüht 
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Solcher ſchwerer Verſtöße, | die den ökonomiſchen Tatſachen 


und Bedingtheiten Gewalt antun, hat ſich die ſozialreformeriſche 
Arbeit freilich nicht ſchuldig machen dürfen. Sie hat immer nur 


das wirtſchaftlich Mögliche angeſtrebt und hat dieſes daher 


auch mit den Mittel der ökonomiſchen Wiſſenſchaft zu ermitteln ge⸗ 
ſucht. Ich weiß, daß man gerade auf Schmoller hinweiſt, wenn 
man von Theoriefeindlichkeit redet und es iſt kaum abzuſtreiten, daß 
er lange wohl allzu gering von dem Nutzen „theoretiſcher“ Forſchungen 
gedacht hat. Auch in der „ſozialen Frage“ bricht er die Wieder⸗ 
gabe der älteren Lohntheorien da und dort an entſcheidenden Stellen 


war. Und wie richtig beurteilt er doch gerade auch aus der Fülle 


des hiſtoriſchen Stoffes heraus die Wirkungen von Lohn⸗ 


u 


ſteigerungen. Mögen feine dogmenhiſtoriſchen Überfichten immer⸗ 


hin auch dogmenkritiſch nicht. ſtandhalten, mag er ſich darin von 
gewiſſen Vorurteilen — wie zum Beiſpiel gegenüber Ricardo — 


zu einſeitig haben beherrſchen laſſen: ſo bleibt doch nie zu überſehen, 
daß Schmoller, wenn er darin auch nicht ſelbſt originell geſchürft 
hat, mit Aufnahme dieſer ins Theoretiſche gehenden Betrachtung die 


notwendigen R ſozialer Reformarbeit richtig er⸗ 


kannt hat. 


* Und Schmoller bleibt bei all ſeinem Idealismus, der aus jedem 
Kapitel ſeines Buches ſpricht, eben im Gegenſatze zu und in vor⸗ 
teilhaften Unterſchiede von manchem Theoretiker, der Realiſt, der 

mit beiden Füßen auf der feſtgefügten Erde ſtehen will. Er ſieht 


vor allem die Ungleichheit der Menſchen und infolgedeſſen das Fehlen 


Theorien zur Erklärung der Lohngeſtaltung. 
Und das iſt im gegenwärtigen Augenblick ſehr weſentlich. Es 


iſt einfach unrichtig, wenn man allgemeingültig eine beſtimmte Ge⸗ 
ſetzmäßigkeit zwiſchen Lohnhöhe und Leiſtung behauptet. Die Lohn⸗ 


ſteigerung wirkt nicht gleichmäßig und ſie wirkt nicht nur individuell 
verſchieden, ſondern ſie hat gewiß in verſchiedenen Kulturperioden, 
in verſchiedenen Kulturgebieten verſchieden gewirkt, nicht nur bei den 
Europäern anders als bei den Negern, ſondern auch in Auſtralien 
anders als in Weſt⸗ und Mitteleuropa und hier wieder, wenn wir 
es genau nehmen im Frieden anders als im Kriege. Es kommt 
wohl auf die De, aber N auf ſie allein, ſondem auch auf 


I 


der Vorausſetzungen für die Geltung der abjoluten ökonomiſchen 


. 
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dis Umweltsverhältniſſe an, ſie ſind mitbeſtimmend für das Verhalten 
der Einzelnen und der Maſſen. 

Die von Schmoller ſtets jo ſehr hervorgehobenen pſychologiſchen 
und ſoziologiſchen Hemmungen der Allgemeingültigkeit theoretiſch er— 


kannter Geſetzmäßigkeiten, die ebenſo typiſch auftreten wie dieſe 


ſelbſt, ſind für jedes ſozialpolitiſche Wirken, das nicht Donquixoterien 
treiben will, von entſcheidendem Gewicht. Über ſie ſetzt ſich der 
Sozialrevolutionarismus genau fo hinweg, wie über die Wirklich⸗ 
keitsſchranken für die Verbeſſerung des Loſes und inſonderheit der 
Lebensführung der Millionen Proletarier. Der Sozialrevolutionär 
läßt eben keine Schranken gelten, ſein mehr oder minder von einem 


Ideal getragener Wille iſt für ihn der Leitſtern. Gegen den Sozial⸗ 
politiker, der feine Maßnahmen an den theoretiſchen Zuſammen- 


hängen auf ihre Möglichkeit und Zweckmäßigkeit hin prüft, wird 


freilich eingewendet, daß die Theorien ſich ja widerſprächen und daß 
deshalb doch keiner die überzeugende Kraft inne wohnen könne, die 


Stütze gegen ſozialrevolutionäre Neugeſtaltungen zu bilden. An 


dieſer Anſchauung tragen freilich auch Sozialpolitiker ſelbſt Schuld, 


ſoweit ſie mit einſtimmen in dieſes Urteil gegen viele Theorien. 
Aber die Dinge liegen nicht ſo. Wohl beſtehen Widerſprüche in den 
verſchiedenen Theorien über ein und dasſelbe Phänomen, aber ebenſo 
‚läßt ſich auch bei fo vielen eine Übereinſtimmung in einem Kern er- 
kennen und gerade dieſer Kern hat dann zumeiſt den höchſten Wirk— 
lichkeitswert. Gerade um dieſen handelt es ſich für die Sozial⸗ 
reform. Für ſie kommen die ſtatiſchen Probleme der Theorie gewiß 


nicht unmittelbar, wenn überhaupt in Frage. Auf den einen Kern 


ſtößt man aber zum Beiſpiel eben in der Lohntheorie allenthalben, 
daß der Lohn als Anteil am Sozialprodukt ſeinem Realwert nach 
abhängig iſt von der Produktivität der Arbeit. Selbſt die an ſich 
nur den Zuſammenhang zwiſchen Lohn und Kapital behauptende 


Lohnfondstheorie führt in ihren beſten Formulierungen auf den Zu— 


ſammenhang der Lohnhöhe mit der Arbeitsproduktivität hinaus. 
Und wenn die Ausbeutungstheorien dus Lohnproblem theoretiſch da— 
mit zu löſen glauben, daß die Verteilung und deshalb natürlich 


auch der Anteil der Arbeit zu allen Zeiten eine Frage der Macht 


und der Organiſation war, ſo irren ſie ſich gründlich, denn eben 
dieſe Löſung iſt nur eine ſoziologiſche, mit der man zu keinem 
Schluß über die Grenzen der realen Arbeitseinkommen gelangen kann. 


Das Maß von Lebensführung, das der Arbeiter bei überlegener 


Machtſtellung erreichen kann, hängt eben unentrinnbar davon ab, 
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was die Arbeit im Zuſammenwirken mit der Natur und den Kapi⸗ 
talgütern tatſächlich leiſtet. 

Daß die vorrevolutionäre Sozialpolitik das Mögliche in der 
Richtung der Einkommengeſtaltung der Arbeiterſchaft erreicht hat, 
ſoll mit den Andeutungen über die Grenzen der Lohnhöhe wahrlich 
nicht behauptet werden. Aber man vergleiche den Einkommenaufbau 
der Geſellſchaft in den Zeiten, als ein Rodbertus die Forderung 
aufſtellte, es müſſe verhütet werden, daß der Arbeitslohn ein immer 
kleinerer Bruchteil des geſellſchaftlichen Produktes werde, mit dem Ein⸗ 
kommenaufbau unſerer Tage. Man ſtößt ſehr bald auf Verhältnis⸗ 
mäßigkeiten in dieſem Aufbau, der ſo manche Forderung als ſchwere 
Illuſion erkennen läßt, die von ſo vielen Voffenden genährt werden. 
Im Jahre 1914 gab es in Preußen: 


mit einem Einkommen Haushaltungsvorſtände und 
von f Einzelwirtſchaftende 
I. bis 900 Mk. 7 986 634 
II. über 900 bis 3000 Mk. 7379 645 
III. über 3000 Mk. 888 201 


Es wäre ein, wenn auch nicht leicht zu rechtfertigender ſo doch 
begreiflicher Wunſch, eine Korrektur der Einkommenverhältniſſe in 
dem Maße zu erreichen, daß alle Haushaltungsvorſtände und Einzel⸗ 
wirtſchaftenden wenigſtens ein Einkommen von 3000 Mk. haben 
ſollten und es läßt ſich auch verſtehen, daß die Meinung vertreten 


werden konnte, dieſe Korrektur ſei durch die Verkürzung der oberen 


Einkommen zu bewirken. Wenn man nun annimmt, daß alle Ein⸗ 
kommenträger der I. Klaffe 900 Mk. Einkommen hatten, ſo wäre zu 


— 


ihrer Erhöhung auf 3000 Mk. ein Jahresbetrag von 16% Milli⸗ 


arden erforderlich geweſen. Die Verminderung der Einkommen über 
3000 Mk. auf 3000 Mk. hätte jedoch nur 5,1 Milliarden für jenen 
Zweck verfügbar gemacht und es hätte, wenn dieſe 5,1 Milliarden Mk. 
gleichmäßig auf die Einkommenklaſſen I und II (niedere und mittlere) 
verteilt worden wären, jeder Zenſite nur 334 Mk. mehr bekommen 
können. 

Es iſt ja nun ganz ſelbſtverſtändlich daß dieſen abſoluten Ziffern 
gar keine Tragweite zukommt, daß es ſich um ſie nicht handeln kann. 
Das auf die ſichere Erreichung der Geſamtgeſellſchafts⸗Zwecke ge⸗ 
richtete Wollen — und das iſt ja Sozialpolitik ſchlechthin — darf 
nur die hier überzeugend zu Tage tretende Begrenztheit der 
Einkommenpolitik nicht unbeachtet laſſen, wie das die ſozial⸗ 


revolutionäre Aktion nolens volens tut. Das iſt ja das ſo ſehr zu 


* 
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beklagende und ſozialpolitiſch wie auch, und zwar ſchon ganz ge— 

wiß ſozialrevolutionär Gefährliche, daß der Eindruck von der 
üppigen Lebensweiſe einiger Weniger nicht etwa bloß den Proteſt. 
gegen dieſe Ungleichheit, ſondern auch Illuſionen, unerfüllbare Hoff⸗ 


nungen in den Maſſen auslöſt. Sehr nüchtern draſtiſch geſprochen: 
Hes iſt nach der natürlichen und nach der kulturell am höchſten ent- 


wickelten menſchlichen Produktivität unmöglich, daß alle Zenſiten die 
Lebensführung eines Millionärs erreichen, es iſt aber auch noch ein 
viel geringeres Maß von Lebensüppigkeit als allgemeine oder durch⸗ 
ſchnittliche Lebensführung unmöglich. Gleichbleibende Preiſe voraus⸗ 
geſetzt — bei ſteigenden Maſſeneinkommen allerdings eine unerfüll- 
bare Vorausſetzung! — iſt es den Ziffern zufolge ganz ausgeſchloſſen 
geweſen, allen Zenſiten ein Dreitauſend Mark⸗Einkommen zu gewähren. 
Es kann ſich aber auch gar nicht um mechaniſche ſtupide Gleich- 
macherei handeln — das ſehen die Denkenden unter den Sozial— 


revolutionären wohl ein und nur die teils leichtfertigen, teils ge⸗ 
wiſſenloſen Regiſſeure des ökonomiſch wirklich utopiſchen Zwiſchenſpieles 


der Revolution predigen ſie. Nur ein Ausgleich im Sinne einer 
ſozialen Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit kommt in Frage. 
Nicht Gerechtigkeit allein! Denn wie ich anderwärts ſchon ausgeführt 
habe n, in dem Mangel an einem einheitlichen gleichartigen Rechts⸗ 
gefühl wurzelt ja zum großen Teil der Komplex der ſozialen Frage, 
weil ſich die Klaſſen als Träger verſchiedener Rechtsideale gegenüber⸗ 
ſtehen und weil dem Beſitzenden nicht ſchlechthin abgeſprochen werden 
kann, daß auch ihn die Idee einer Gerechtigkeit erfüllt, indem er es 
für zuläſſig hält den Arbeiter mit 5 Mk. Taglohn zu entlohnen, 


wenn der Markt dieſe Lohnhöhe zeitigt. Immer iſt die Zugehörigkeit 


zu einer beſtimmten Qualitätsgruppe — gleichviel ob die Qualität, 
von Natur aus vorhanden, anerzogen, ſelbſterworben oder ſonſtwie 
gewonnen, zu irgend einer Monopol⸗ oder Machtſtellung geführt 
haben mag — das, was zu einem beſtimmten Standpunkte führt, 
von dem man aus ſich die Begriffe „gerecht“ und „ungerecht“ zurecht 
legt. Der Fleißige zu Selbſtverleugnung und Entſagung fähige 
wird immer eine härtere, von kommuniſtiſchen Idealen ſtärker ab- 
weichende Auffaſſung über das Gerechte ſich zu eigen machen, als 
der Unfleißige, genußſüchtige, ſparſinnloſe Augenblicksmenſch. Während 
jener in der Regel die Leiſtungen für die Beurteilung des Ein— 
kommenaufbaues und der Güterverteilung zugrunde legen wird, neigt 


1 Sozialpolitik 1911, 7. Kapitel. 
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diejer zumeiſt einer Auffaſſung zu, die ihr Ideal in mehr oder minder 
mechaniſcher Gleichheit der Lebensgenüſſe erkennt. Eben deshalb iſt 
der ſehr ſubjektive Begriff der ſozialen Gerechtigkeit wohl ein gegen⸗ 
über Extremen zuverläſſiger Kritiker, im übrigen aber unzulänglich 
für poſitives Wirken. Und N kommt es auf die ſoziale e 
mägßigkeit an. 

„Das“ Ziel der Sozialpolitik iſt letzten Endes — es laſſen ſich 
ſehr viele Zwiſchenziele beſtimmen — eine Wirtſchafts⸗ und Arbeits⸗ 
verfaſſung, die ein Aufſteigen der Arbeiterklaſſe ſichert, und zwar ein 
Aufſteigen in dem Maße, daß die Spannung in der Lebensführung 
und in der Teilnahme an den Kulturerrungenſchaften zwiſchen Arbeitern 
und den übrigen Geſellſchaftsklaſſen ſich vermindert. Allein mit dieſem 
Ziele, daß ſich nur quantitativ und vielleicht im Zeitmaß der Erreich⸗ 
barkeit von dem der Sozialrevolutionäre zu unterſcheiden ſcheint, iſt 
auch im Auge zu behalten, daß die Sozialpolitik nicht an den Sym⸗ 
ptomen hängen bleiben darf. Und Abſurditäten des Einkommenaufbaues 
ſind nur Symptome von dem Wirken gewiſſer Kräfte, die wenigſtens 
einigermaßen gezügelt werden können. Man kommt nicht darum 
herum, daß die Fortſchritte im Handel und im Kapitalismus, wie 
Tönnies einmal ſagt, der bewußten Bedachtnahme auf den eigenen 
Vorteil parallel verlaufen. Die Eindämmung eines die ge⸗ 
ſellſchaftlichen Intereſſen beeinträchtigenden Maßes 
von Egoismus iſt es, worauf eine wirkſame Sozialpolitik ab⸗ 
zielen muß. Was der Sozialrevolutionarismus bisher geleiſtet hat, 
ſieht nicht entfernt darnach aus. Im Gegenteil. Jenes ſchon er⸗ 
wähnte öte - toi que je m’y mette, das an allen Ecken und Enden 
zu ſpüren iſt, es iſt menſchlich ſo begreiflich, aber es war immer in 
den ſozialen Kämpfen der Vergangenheit, im Griechenland der Antike 
nicht anders als in Rom oder in den Popolanen⸗ Revolutionen der 
italieniſchen Stadtſtaaten das Prinzip der ſozialen Bewegung, und | 
immer hat es in den Abgrund geführt. | 
Sollen wir in dem heutigen europäiſch⸗amerikaniſ chen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtem davor bewahrt bleiben, dann müſſen wir wieder Sozialpolitik 
treiben, frei von dem Rouſſeauſchen Grundgedanken, frei von dem 
Glauben an den von vornherein guten Menſchen, müſſen alles daran 
ſetzen, den Egoismus der Beſitzenden in ſeiner Wirkſamkeit zu hem⸗ 


men, aber auch die Durchſchnittsintelligenz der Arbeitermaſſen auf | 


jene Höhe zu heben, daß das Verſtändnis für die Wirklichkeiten, für 
die geſellſchaftlichen Bedingtheiten des allgemeinen Aufſtieges weitere 
Verbreitung finde. Das alles iſt freilich langſam wirkende Arbeits⸗ 


\ 
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politik, die ſich ein durch Leidenſchaftlichkeit, Empörung und Haß 


zu erklärendes Draufgängertum nicht geſtatten darf, wie es der Re⸗ 
volutionarismus an den Tag legt und wie es in dem wahnwitzigen 
Streikunfug für nominelle Lohnerhöhungen und dergleichen unabläſſig 
zunehmend die Hebung der Arbeiterlebensführung untergräbt. 


In feinem Buch la cité antique jagt Fuſtel de Coulanges: 


die griechiſchen Staaten ſchwankten immer zwiſchen zwei Revolutionen; 
die eine plünderte die Reichen, die andere ſetzte dieſe wieder in den 
Beſitz ihres Vermögens. Das konnte nicht anders ſein, ſolange die 


Klaſſen ſich immer nur mit der Auffaſſung gegenüberſtanden, daß 


jede Förderung des Wohles der einen die Verſchärfung des Elendes 
der anderen bedeute und daß immer nur eine Klaſſe im Beſitz der 
Lebensgenüſſe ſtehen könne. Erſt mit dem allmählichen Erkennen, 
daß es auch geſellſchaftliche Intereſſen gibt, die über dem Klaſſen⸗ 
gegenſatze ſtehen, gemeinſame Intereſſen, iſt eine Hauptvorausſetzung 


flür eine andere Geſtaltung, einen anderen Verlauf der Klaſſenkämpfe 


gegeben. Wohl wird es auch in Zukunft ähnlich gehen wie im 
alten Griechenland, aber die Formen und der Kraftaufwand, unter 
denen ſich der Kampf vollzieht, können und müſſen andere werden, 
müſſen jenen der Geſamtgeſellſchaft ſo verderblichen Charakter mit 
allen Wertvernichtungserſcheinungen abſtreifen. Wenn nur erſt ein- 
mal wieder eine gewiſſe Abkehr von dem maßloſen Materialismus 
erreicht ſein wird, in den unſer deutſches Volk mehr als andere 
und in kürzerer Zeit durch die weltwirtſchaftlichen Beziehungen und 
durch das bisher unerlebte Tempo der techniſch⸗ökonomiſchen Ent⸗ 
wicklung hineingeſtürzt worden iſt. 

Wie immer aber die ſoziale Revolution, dieſer Höhepunkt in 
der Steigerung des Klaſſenkampfes ſich geſtalten mag, die revolutionäre 
Phaſe bleibt eben doch letzten Endes in ihren ökonomiſchen Wirkungen 
weit hinter den Erfolgen einer ſtetigen ſozialen Reformarbeit zurück. 
Von einem anderen Standpunkte als Schmoller freilich, aber doch 
auch zur ſelben Meinung über die Unfähigkeit der Revolution eine 
neue Wirtſchaftsordnung zu ſchaffen, gelangt heute der ernſte So— 
zialiſt. Sogar ſchon Engels ſchrieb, was in den Kreiſen der be— 
wegten und erregten Maſſen leider ſo völlig unbekannt iſt, für die 
der Name Marx ein Glaubensbekenntnis mit ſehr ſelbſtgewähltem 
Inhalt iſt, er ſchrieb: Wir, die „Revolutionäre“, die „Umſtürzler“, 
wir gedeihen weit beſſer bei den geſetzlichen Mitteln als bei den 
ungeſetzlichen und dem Umſturz ... Und wenn wir nicht jo wahn— 
ſinnig find, ihnen (seil. den Ordnungsparteien) zu Gefallen uns in 


(+ 
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den Straßenkampf treiben zu laſſen, dann bleibt ihnen zuletzt nichts 
anderes übrig, a2 ſelbſt biefe ihnen jo fatale Geſetzlichkeit zu durch⸗ 
brechen !. 

Und geſtern, 128 heißt kurz vor Ausbruch der deutſchen Revolu⸗ 
tion 1918, ſchrieb Hermann Müller unzweideutig die Mahnung 
marxiſtiſch zu bleiben, und das heiße immer wieder zu prüfen, 
ob ſich an den Vorausſetzungen nichts geändert habe, die nach 
Marx zum Zuſammenbruch des kaptialiſtiſchen Syſtems und zur 
Diktatur des Proletariats, durch die die ſozialiſtiſche Geſellſchaft 
verwirklicht werden ſoll, führen müßten. Wir ſtehen in Deutſchland 
jedenfalls heute noch mitten drin in der Probe, ob Hermann Müller 
Recht hat, wenn er ſagt, die Arbeiter ſind „nicht mehr ſo geneigt 
alles auf eine Karte zu ſetzen als früher, wo ſie tatſächlich nichts 
anderes zu verlieren hatten als ihre Ketten. Ein Umſtand, der 
nichts ändert an ihrem Willen, eine neue, die ſozialiſtiſche Geſell⸗ 
ſchaft zu ſchaffen, der ſie aber auch mahnt, dabei ſichere Wege zu 
gehen“ ?. Wir ſtehen mitten in der Prüfung darüber, ob der große 
Kern unſerer Arbeiterſchaft ſich zu jenem Wirklichkeitsſinn empor⸗ 


gerungen hat, mit dem fie zu erkennen vermag, daß Vergeſellſchaftung 
der Arbeit nichts anderes heißen kann als organiſieren, das heißt 
eben Poſitives ſchaffen, aufbauen, nicht aber hemmen und ſtören, ein 


Anſpannen aller Kräfte zur möglichſt raſchen Wiederherſtellung der 
Lebensausſtattung und Wiedergewinnung der techniſchen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit, nicht aber ein Brachlegen aller Energien und damit eine 
Verkürzung der individuellen Güteranteile, wodurch die für alle 
Grade unentbehrliche zuverſichtliche Stimmung untergraben wird. 
Wo ſorgſames wiſſenſchaftliches Forſchen und Wägen die ſoziale 
Politik begleitet, da kommt auch der überzeugte Sozialiſt nicht dar⸗ 
über hinweg, daß zwiſchen Revolntion und Revolution ein Unter⸗ 
ſchied beſteht, und daß daher aus den Erfolgen einer Revolution 


kein Schluß anf den Wirkungswert dieſer Methode überhaupt ge⸗ 


zogen werden darf. Und ſo weiſt Hermann Müller wiſſenſchaftlich 
ganz im Geiſte des Schmollerſchen Hiſtorismus darauf hin, daß die 
Revolutionserfolge des Bürgertums früherer Tage ganz für ſich zu 
beurteilen ſind, ganz ohne Tragweite für die neuen Geſtaltungs⸗ 
aufgaben, ihre Löſungsmöglichkeiten und die Wege zu ihrer Löſung. 


ch ., 


1 Vorrede zu Marx, Die Klaſſenkämpfe in Frankreich 1848 bis 1850. | 
2 Hermann Müller, Karl en und die n Berlin 1918. 
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Damals galt es „Umwandlungen über Nacht“ zu vollziehen, es 
handelte ſich nur um die Gewinnung von Ellbogenfreiheit in wirt— 
ſchaftlichen Dingen, um die Zerſtörung von Feſſeln, nicht aber um 
eine poſitive Leiſtung, um ein Aufbauen, wie es der Inhalt der Ver— 
geſellſchaftung, iſt und fein muß, wenn „jedem Mitgliede der Geſell— 
ſchaft die Exiſtenz geſichert werden“ ſoll. „Der Traum, daß das das 
Werk einer raſchen und plötzlichen Umwälzung ſein kann, mag ſchön 
ſein, aber ein Traum iſt es doch.“ | 

Ein poltiſches Ziel konnte in der deutſchen Revolution von 1918 
wohl erreicht werden, und mit dieſem politiſchen Erfolg mit der 
demokratiſchen Verfaſſung iſt man der Erreichung ſozialwirtſchaftlicher 
Neugeſtaltungen, die die Träger der Revolutionsbewegung im Auge 


gehabt haben, wahrſcheinlich näher gekommen. Aber gerade die — 


Parteigeſtaltung in den Arbeiterkreiſen beweiſt ja, daß mit der Demo⸗ 
kratie allein noch nicht die Gewähr für den ſozialwirtſchaftlich not- 
wendigen Aufbau gegeben iſt. Eine große Gruppe der Arbeiter traut 
der Demokratie ſchlechthin durchaus nicht. Und darin iſt ſie bei der 
Vielgeſichtigkeit der Demokratie gewiß im Recht. Da ſie aber den Neu⸗ 
aufbau im Umſturz, plötzlich und raſch, alſo revolutionär für erreichbar 
hält, irrt fie. Nur durch unabläſſige ſozialpolitiſche Arbeit 
wird das Problem der ſteten Sicherung des geſellſchaft— 
lichen Geſamtintereſſes einer wirklichen Löſung zu— 
geführt. Die Aufgaben ſelbſt aber, wie die Vorausſetzungen für 
ihre Löſungen, ſind in beſtändigen Fluß, ſind immer wieder neuartig. 
Auch innerhalb eines die Individiuen ſehr ſtramm zügelnden ſozia— 
liſtiſchen Normen⸗Apparates werden ſie es ſein. Gerade das iſt aber 
auch das maßgebende dafür, daß die Revolution nicht nur höchſtens 
mittelbar, ſondern daß ſie immer auch nur ſehr kurz vorübergehend 
ſozial erfriſchend und geſundend wirken kann. 
Daß die Beſchränktheit und die Relativität des Wirkungswertes 
der revolutionären Methode als des „unſicheren Weges“ heute auch 
in ſozialiſtiſchen Kreiſen immer mehr erkannt werden, daß man auch 
in dieſen Kreiſen nicht mehr an ein Allheilmittel⸗-Syſtem glaubt, 
nicht mehr verkennt, daß Gruppen⸗ oder Klaſſengegenſätze innerhalb 
der Geſellſchaft doch niemals ganz aufzuhalten find und ſoziale Ne: 
formarbeit immer wieder notwendig machen werden: all das iſt der 
große Fortſchritt in der Auffaſſung ſozialer Probleme, den wir vor 
allem der Vertiefung in die hiſtoriſchen Prbzeſſe und in die pſycholo— 
giſchen Abhängigkeiten aller ſozialen Ordnung danken, das iſt der 
Fortſchritt, an dem nicht nur die Methodik des Marxiſtiſchen Sozia- 


\ 
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lismus, ſondern auch der ökonomiſche Hiſtorismus der Schmollerſchen 
Schule ein Verdienſt hat, ja ich zögere nicht zu ſagen, letzterer 
das Hauptverdienſt. Dabei war Schmoller durchaus kein Optimiſt, 
er hat die Schwere der Kämpfe und ihre kraftzehrende Schädlichkeit 
ernſt genug eingeſchätzt, aber er war doch erfüllt von dem Glauben, 
daß die Maſſen auf dem Boden des Rechtes feſtgehalten werden 
könnten, daß die ſozialen Kämpfe nicht in Umſturz und Pöbelherrſchaft 
endigen werden. Spricht die Tatſache der Revolution, das Zerſchlagen 
der wichtigſten Rechtsform des öffentlichen Lebens, der Verfaſſung 
gegen ihn? Kann der Umſturz und die Beſeitigung der alten 
0 Autoritäten ſchon als Gegenbeweis gegen ſeine Auffaſſung geltend 
gemacht werden? Darüber ein Urteil zu fällen, wäre unter allen 
Umſtänden verfrüht. Formulierte er doch felbft viel zu gewiſſenhaft, als 
daß er mit der Miene der Wiſſenſcha tlichkeit eine beſtimmte Zukunft 
vorherſagen wollte, ſeine Meinung vorſichtiger: die neue Bewegungs⸗ 
partei als Nachfolgerin der alten, der liberalen, im politiſchen Leben 
Deutſchlands, die ſozialiſtiſche Partei könne dauernd nur etwas, 
erreichen, wenn ſie Krone, Beamtentum, einen Teil der Gebildeten 
für ſich habe und dazu müſſe ſie ihre Forderungen herabſtimmen. 
Wie es mit der Dauerhaftigkeit der ſozialökonomiſchen Revolutions⸗ 
wirkungen beſtellt ſein wird, läßt ſich heute noch nicht ſagen. Nur 
der Eindruck iſt kaum ganz zu verwiſchen, daß die ungeheueren 
Schwierigkeiten, die ſich der Verwirklichung ſo vieler maßgebender 
ſozialiſtiſcher Forderungen in den Weg ſtellen, die Führer wenigſtens 
heute ſchon zu einem „Herabſtimmen“ drängen. In der ruſſichen 
Sowjet⸗Republik iſt das nicht minder deutlich zu beobachten, als an 
unſeren deutſchen Verhältniſſen, von dem Zuſammenbruch der ungariſchen 
Räte⸗Republik zu ſchweigen. * 

Geirrt hat Schmoller freilich in der Meinung, daß das „große 
Erbe der Hohenzollern“ noch nicht ſo verbraucht ſei, um nicht das 
Niederreißen des durch ſie repräſentierten ſozialen Königtums auf⸗ 
halten zu können. „Die feſteſte monarchiſche Verfaſſung und Ver⸗ 
waltung“ des preußiſchen Staates war eben doch keine Garantie da⸗ 
für, daß dieſer Staat auch die ſoziale Reform am kühnſten in die 
Hand nahm. Dieſer Irrtum mag vielleicht wohl auch in dem 
Glauben an das Näherrücken einer allgemeinen konſervativen Strömung 


gewurzelt haben, in einem Glauben, der bei einem die ganze Menſch⸗ | 


heitsgeſchichte umſpannenden Geiſt — ſei es mit oder ohne An⸗ 
erkennung des Wundtſchen Geſetzes der Kontraſte- — ganz ſelbſt⸗ 


verſtändlich erſcheint. Mit der Wertung der Revolution als einem 


Schmollers Jahrbuch XLIII 4. ö 22 
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Mittel die menſchliche Geſellſchaft dem — oder, richtiger gefaßt einem 
ſozialen Friedenszuſtand zuzuführen oder wenigſtens näher zu bringen, 
hat dieſer Irrtum doch nichts zu tun. Gewiß ſind politiſche Ziele 
von den ökonomiſchen nicht zu trennen und jene treten immer wieder 
in den Dienſt dieſer. Aber alle ernſte auf einen geſunden Geſellſchafts— 
körper gerichtete Arbeit muß ſich dennoch von dem Glauben an die 
beſondere Eignung irgend einer Verfaſſungsform für ihre Zwecke freis 
zuhalten ſuchen. Die Revolution, die ihrer Natur nach nur im 
Verfaſſungsrecht eine entſcheidende Wendung zu bringen vermag, kann 
inſofern auch dieſer ſozialpolitſchen Arbeit des unabläſſigen Vor⸗ 
beugens, Ausgleichens, Korrigierens mit dem Zwecke einer Ab⸗ 
ſchwächung des Klaſſenkampfes förderlich ſein, aber es kommt immer 
auf das Maß ihrer Zerſtörungen, der Desorganiſierung an, die ſie 
begleiten, ob fie überhaupt dieſe Arbeit auch fördert und nicht ſchädigt. 
Und deshalb ſchoͤn kann fie niemals etwas von den großen und er— 
habenen Aufgaben der ſozialen Reformpolitik erfüllen, ſo wenig wie 
ein chirurgiſcher Eingriff die Hygiene zu erſetzen vermag. 
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Wegweiſend für die Entwicklung der ſozialiſtiſchen Auffaſſungsweiſe 
und Taktik iſt in Deutſchland, wie in den meiſten andern weſteuropäiſchen 
Ländern, der im Marxismus angelegte und von ihm, wenn auch nicht 
ohne Kreuzung durch fremde Elemente herausgearbeitete Entwicklungs⸗ 
gedanke geworden: daß jede ſozialiſtiſche Bewegung in der Formulierung 
der zu verfolgenden Ziele notwendig an das der Lohnarbeiterſchaft durch 
ihre Stellung in dem modernen wirtſchaftlichen Geſamtprozeſſe vor⸗ 
geſchriebene Klaſſenintereſſee anzuknüpfen hat und daß nur Hand in 
Hand mit einem Aufſtiege der politiſch und gewerkſchaftlich organiſierten 
Arbeiter zu politiſcher und gewerkſchaftlicher Macht eine tiefergreifende 
Umbildung dieſer Wirtſchaftsordnung erreichbar ſei. Das war die 
leitende Idee, die dem Tageskampfe um eine ſchrittweiſe Verbeſſerung 
der Poſition zugleich lebendige Beziehung auf ein großes allgemeines 
der Zerſplitterung und Verflachung entgegenwirkendes Ziel des Fort⸗ 

ſchritts gab. | 
Ä Dieſer Entwicklungsgedanke, der mehr oder weniger bewußt ein 
geiſtiges Gemeingut der Partei geworden, ſchloß der Tendenz nach jeden 
Wounderglauben, daß etwa die Eroberung der politiſchen Gewalt mit 
Eins zu einem völligen Neubau der Wirtſchaftsordnung zu einer plötz⸗ 
lichen Verwandlung derſelben aus einer privatkapitaliſtiſchen in eine 
allgemein und durchgängig ſozialiſtiſch organiſierte führen könne, aus. Die 
alte Forderung, daß die geſellſchaftliche Produktion durch die Vergeſell⸗ 
ſchaftung der Produktionsmittel aus einer vom Streben nach Kapital⸗ 
gewinn geleiteten, zu einer Produktion unmittelbar für das Bedürfnis 
der Geſellſchaft werde, konnte ſo als zuſammenfaſſender Ausdruck für 
das ſchließliche Entwicklungsziel wohl ihre Geltung bewahren, aber kaum 
ein nach Eroberung der politiſchen Gewalt unmittelbar zu realiſierendes 
Programm bedeuten. Ohne die Vermittlung des Geldes als des allge⸗ 
meinen Tauſchmittels, das auf dem Warenmarkt als Entgelt für Waren 
jeder Art, wie auf dem Arbeitsmarkte als Entgelt für jede im Betrieb 
beanspruchte Arbeitsleiſtung zu zahlen iſt, läßt ſich auch ein wirtſchaftlicher 
Geſamtprozeß auf alle abſehbare Zeit nicht denken; auch dann nicht 
denken, wenn eine ſozialiſtiſch geſinnte Arbeiterſchaft eine von keiner 
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Gegenpartei beſchränkte Geſetzgebungs⸗ und Verwaltungsmacht beſäße. Die 
Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel könnte ſelbſtverſtändlich nur auf 
dem Wege irgend einer Art Verſtaatlichung oder Kommunaliſierung einzelner 
Betriebe und Betriebszweige allmählich vor ſich gehen, wobei auch die 
ſo „vergeſellſchafteten“ Unternehmungen der Notwendigkeit, durch Umſatz 
der von ihnen produzierten Waren Geldgewinne zu erzielen unterworfen 
blieben. Schon darum, weil nur aus ſolchen Überſchüſſen die Verzinſung 
der Geldſummen, die Staat und Kommune bei der Expropriation der 
früheren Privatbeſitzer zahlen müßten, ohne Belaſtung der ſteuernden Be- 
völkerung beſtritten werden kann. Wie überhaupt jede Sczialiſierung 
innerhalb des wirtſchaftlichen Geſamtprozeſſes, und zwar gerade im Intereſſe 
der Arbeiter ſelbſt, den Bedingungen, von denen deſſen Weiterfunktionieren 
abhängt, notwendig Rechnung tragen muß. Eingriffe, die den Fortgang 
der Produktion lahm legen, würden ſich bei dem aus ſolchen Störungen 
reſultierenden Elend immer gegen die Sache, die ſie fördern ſollen, 
kehren. Der Bau des Neuen darf den Boden, auf den man weiterbauen 
will, nicht ſelbſt zum Wanken, zum Zuſammenbruche bringen. 
Eine ſelbſtverſtändliche, Erwägung, die (wie ich an anderer Stelle, 
in den „Soz. Monatsheften“, näher nachzuweiſen ſuchte) ſich in ihrer Kon⸗ 
ſequenz aber auch weiter gegen die Zukunftsprognoſe, die Marx im „Kom- — 
muniſtiſchen Manifeſte“ der kapitaliſtiſchen Entwicklung geſtellt hat, richtet. | 
Wäre der Kapitalismus, wie doch dort verkündet wird, wirklich dem Geſetze | 
unterworfen, das in noch ſchnellerem Maße, als die produktiven Kräfte, 
zugleich der Umfang der Handelskriſen und der Arbeitsloſigkeit wachſen | 
muß — einem Geſetze, das der kapitaliſtiſchen Okonomie einen allgemeinen 
Bankrott in Ausſicht ſtellt — ſo wäre damit wohl die Notwendigkeit des 
Unterganges des Kapitalismus definitiv beſiegelt, aber ſchlechterdings keine 
Möglichkeit erwieſen, wie aus den Trümmern ſolchen Bankrotts eine 
völlige, dieſe Kriſengefahr beſeitigende Neuſchöpfung des wirtſchaftlichen 
Geſamtprozeſſes aufſteigen ſoll. Alle politiſche Macht, welche die Arbeiter- 
klaſſe erobern könnte, wäre gegenüber dem allgemeinen Zuſammenbruche 
der Marktverhältniſſe, wie er der Kataſtrophentheorie des jungen Marx 
als ſchließliche Tendenz des Kapitalismus vorſchwebt, hilflos. Es würde 
der Stützpunkt für den Bau des Neuen fehlen. Der Glaube an die 
Wirkungskraft politiſcher Gewalt ſchlägt da in Aberglauben um, verliert 
die wirklichen Bedingungen für eine umgeſtaltende Entwicklung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens aus den Augen. Im übrigen hat die Erfahrung, die in 
den Jahrzehnten nach dem Erſcheinen des „kommuniſtiſchen Manifeſtes“ 
eine gewaltige, alles frühere in den Schatten ſtellende Entwicklung der 
produktiven Kräfte im Kapitalismus ohne eine irgendwie entſprechende 
Verſchärfung der Kriſen brachte, jene ökonomiſche Zuſammenbruchs— 
theorie praktiſch widerlegt. Auch Marx ſelbſt hat dieſelbe vermutlich 
fallen laſſen. Da er im andern Falle ſicherlich den theoretiſchen Nach— 
weis einer ſolchen Notwendigkeit zum Mittelpunkte ſeines „Kapital“, 
das doch eine „Kritik der bürgerlichen Okonomie“ ſein ſoll, gemacht 
haben würde. 
Der ruſſiſche Bolſchewismus, der Marx mit Vorliebe zitiert, 
charakteriſiert ſich von vornherein dadurch, daß er die evolutioniſtiſchen 
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Elemente der Marxiſtiſchen Sozialbetrachtung, die wie geſagt in Weſt⸗ 
europa dominierenden Einfluß erlangten, völlig zurückdrängt und ſich 
dafür auf die bei Marx und Engels neben her laufenden Blanquiftifch 
gefärbten, wirklich oder ſcheinbar dem Wunderglauben an die Wirkungs⸗ 
möglichkeiten politiſch revolutionärer Machteroberung huldigenden 
Wendungen beruft. Die bolſchewiſtiſchen Autoren gefallen ſich darin, 
nicht nur Reviſioniſten, ſondern ebenſo auch Leute, die ſich wie Kautsky 
ſtets als Marxiſten ſtrengſter Obſervanz bekannten, wofern ſie nicht alle 
Exzeſſe eines ſolchen Wunderglaubens mit zu machen bereit ſind, als 
Verräter und Verfälſcher der unbefleckten, wahren Marx⸗Engelsſchen 
Lehre anzuklagen. Der Eigenſinn, mit dem ſie ſich an bloße Worte 
klammern, erinnert an den blinden Fanatismus, welchen Luther in dem 
Streit mit Zwingli bei Deutung einer Bibelſtelle zeigte. Ihnen eignet 
die Gabe, nur das zu ſehen, was ſie gerade ſehen wollen, in einem Aus⸗ 
maß, daß es ſchwer iſt, dabei die Vorſtellung der bona fides feſt zu 
halten. Um ſo ſchwerer, da ja der Zweck, den ſie verfolgen nach ihrer 
eigenen immer wiederholten Lehre jedes noch ſo fragwürdige Mittel 
rechtfertigt. Wenn man, um die Menſchenwelt nach einem beſtimmten 
Schema zu verbeſſern, fi zu jeder deſpotiſchen Vergewaltigung von 
Menſchen für berechtigt hält, ſo iſt es eigentlich ja auch nur ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß man bei Argumentationen zur Verherrlichung jener Heils⸗ 
formel vor gewaltſam verdrehenden Sophismen nicht zurückſchreckt. 
Bei der Lektüre von Lenins für die Pſychologie der ganzen 
Richtung ſo bezeichnenden Hauptſchrift „Staat und Revolution“, 
in der er Marx und Engels als Kronzeugen ſeiner eigenen Diktatur⸗ 
verherrlichung und Staatsauffaſſung aufmarſchieren läßt, fällt einem 
unwillkürlich die ſchöne Poetenregel: „Reim dich oder ich freß dich“ 
und das kirchlich autoritäre „eredo, quia absurdum“ ein. 
Daß Marx und Engels in der Durchführung ihres für das Ver⸗ 
ſtändnis der ſozialen Bewegung epochemachenden Klaſſenkampfgedankens 
den von Hegel ideologiſch glorifizierten Staat nun umgekehrt für eine 
bloße im Intereſſendienſt der jeweils herrſchenden Klaſſe fungierende 
Geſellſchafts⸗Inſtitution erklärten, iſt ja leicht verſtändlich und ſchließt 
natürlich auch ein bedeutſames Stück Wahrheit ein. Eine Wahrheit 
vor der nun aber jene antithetiſch formulierte Übertreibung der Aus⸗ 
drucksweiſe in Abzug zu bringen iſt. Wendungen wie die, daß eine 
ſozialiſtiſche Produktionsordnung auch ein Abſterben des Staates nach 
ſich ziehen müſſe, da deſſen Aufgabe ſich nach dem Verſchwinden der 
Klaſſenherrſchaft auf eine bloße Verwaltung von Sachen reduzieren würde, 
tragen das Gepräge epigrammiſch⸗ pointierender Zuſpitzung fo unver⸗ 
hüllt zur Schau, daß es abſurd ſcheint, ſie wörtlich zu nehmen. | 
Wie ſollten Marx und Engels überſehen haben, daß der Herrſchafts⸗ 
und Machtapparat des Staates, in wie weitem Umfange er zur Auf⸗ 
rechterhaltung einer Klaſſenherrſchaft verwendet worden ſein mag, doch 
anderſeits ganz unabhängig von den Klaſſenunterſchieden dem Schutz der 
Bürger vor gegenſeitigen Übergriffen dient und für dieſen Zweck, wie 
für mannigfache andere Aufgaben auch in jeder künftigen Geſellſchaft 
unentbehrlich ſein dürfte. Nur daß freilich eine beſſere ſoziale Ordnung 
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die mit dem Anreize zum Verbrechen auch die Zahl derſelben mindert, 
nur eines entſprechend geringeren ſtaatlichen Machtaufwandes zur Siche— 
rung und zum Schutze der Geſellſchaftsglieder bedarf. 

Der Marxismus, den Lenin in feiner Schrift zu propagieren vor- 
gibt, läuft auf ein buchſtabengläubiges, jede kritiſche Überlegung ab- 
weiſendes ſich Anklammern an ſolche aus dem Zuſammenhang geriſſenen 
Marx⸗Engelſchen Wendungen hinaus, die feinem grobmechaniſtiſchen, von 
jedem organiſchen ſozialen Entwicklungsgedanken losgelöſten Revolutionaris— 
mus, ein theoretiſches Relief liefern ſollen. So muß auch das Marxſche 
Wort von der Diktatur des Proletariats — in dem man früher nur 
einen prägnanten Ausdruck für die Bezeichnung der Vormacht ſah, die das 
Proletariat nach ſiegreicher Revolution in demokratiſchen Formen würde 
ausüben können — dazu herhalten, um Marx als Vertreter einer Diktatur 
im bolſchewiſtiſchen Sinne, die durch deſpotitſche Entrechtung der anderen 
Klaſſen der Geſellſchaft (obendrein auch aller, nicht auf das bolſchewiſtiſche 
Programm eingeſchworener ſozialiſtiſcher Parteien) ihr Ziel erreichen will. 
Ebenſo werden die an gewiſſe Erſcheinungen des Pariſer Kommunen⸗ 
aufſtandes anknüpfenden, in ihrer knappen Form vieldeutigen Bemerkungen 
von Marx und Engels, daß eine proletariſch revolutionäre Bewegung den 
gegebenen ſtaatlichen Apparat nicht einfach übernehmen könne, ſondern 
ihn ſofort für ihre Zwecke im proletariſchen Sinne umzuändern habe als 
Empfehlung bolſchewiſtiſch⸗diktatoriſcher Organiſationstaktik gedeutet. Ein 
einfaches Schema reicht da für alles aus. „Wir, die Arbeiter — erklärt 
Lenin — verwirklichen eine durch die Staatsgewalt der bewaffneten 


Arbeiter unterſtützte, ſtrenge eiferne Disziplin und machen die Staats- 


beamten zu einfachen Vollſtreckern unſerer Aufträge. Zu verantwortlichen, 
abſetzbaren, beſcheiden bezahlten Aufſehern und Buchhaltern (natürlich 
mitſamt den Technikern jeder Art, jeden Ranges und Grades)“. Ein 
ſolches Beginnen auf der Baſis des Großbetriebes führt von ſelbſt zum 
„allmählichen Abſterben jedweden Beamtentums, ... zu einer Ordnung, 
bei der die einfachen Funktionen der Aufſicht und Abrechnung (andere 
ſtaatliche Funktionen ſcheint er in ſeiner künftigen Geſellſchaft überhaupt 
für unnötig zu halten) abwechſelnd von allen ausgeübt werden.“ 

Die „Zertrümmerung der ſtaatlichen Beamtenmaſchine“, deren 
Kompliziertheit ihn genau ſo wenig wie die des ökonomiſchen Betriebes 
kümmert, bildet mit der „Abwürgung der Bourgoiſie“ eines der beliebteſten 
Schlagworte. Nirgends ein Eingehen auf konkrete Wirklichkeiten und der 
von dieſer einer ruſſiſchen Revolution geſtellten Probleme; ſtatt deſſen 
überall ein dogmatiſch blutleeres Abſtrahieren, das durch Häufung und 
gewaltſame Interpretation von Marxſchen Zitaten Wunder was beweiſen 
zu können meint. Den Rekord der Willkür, mit welcher dieſe Inter⸗ 
pretation betrieben wird, erreicht in dem Leninſchen Buche wohl der 
Abſchnitt über Engels Vorwort zum Marxſchen „Bürgerkrieg in Frankreich“: 
Von dem eigentlichen Inhalt dieſes Vermächtniſſes des alten Engels, 
in dem er ſich rückhaltlos von den Illuſionen, die Marx und er früher 
über proletariſch⸗ revolutionäre Erhebungen gehegt haben, losſagt und die 
Chancen erörtert, die durch die friedliche und dabei unaufhaltſam 
fortſchreitende Entwicklung der deutſchen Sozialdemokratie gegeben ſind, 


n 


K 


Sea 


\- 


1555 f Beſprechungen „ 343 


erfährt man bei Lenin kein Wort. Die Mühe, einen Engels zu zeichnen, 
wie ihn der Bolſchewismus wünſcht und braucht, wäre dann ja umfonſt 
geweſen! So füllt er, den Leſer vor gefährlicher Skepſis zu bewahren, 
das Kapitel mit Zitaten aus dem Vorwort aus, die zu dem Hauptpunkt 
gar nicht in Beziehung ſtehen. 

Bucharins „Programm der Kommunisten“ ſpinnt die 
gleichen Gedanken wie das Leninfche Buch in populärer Form und ohne 
Marxiſtiſchen Zitatenballaſt aus. Auch hier dieſelbe Vorſtellung, daß 
die Gewalt bei nötiger Rückſichtsloſigkeit alles durchzuſetzen imſtande 
ſei, daß ſie von heut auf morgen die Banken, die Induſtrie und oben⸗ 
Drein auch noch die ganze Landwirtſchaft in eine fozialiſtiſche Uniform 
ſtecken könne; dieſelbe Unbekümmertheit um die Bedingungen, an die 
der Fortbeſtand der Produktion im ökonomiſchen Geſamtprozeß bei deſſen 
Hiſtoriſch gegebener Entwicklungsſtufe geknüpft iſt. Ein markantas Beiſpiel 
für den dogmatiſch ſpieleriſchen Typus dieſer ganzen Denkart ſind die 
Ausführungen über die Durchführung der „Arbeitspflicht“, die dem Ver⸗ 
faſſer anſcheinend mehr beſchäftigt als die Beantwortung der Frage 
wie denn bei einem allgemeinen Umſturz die Arbeit und Erwerbsmöglich⸗ 
keit der Bevölkerung aufrecht erhalten werden ſollen. „Die Aufgabe 
des Proletariats — erklärt der Wunderdoktor — beſteht darin, auch die 
Herrn Bourgeois und früheren Herrn Gutsbeſitzer und die zahlreiche 
Intellegenz aus dem Kreiſe der Machthabenden zu zwingen zum all⸗ 
gemeinen Nutzen zu arbeiten“. Als probates Mittel dazu ſchlägt er 
die Einführung eines „Budgetbüchleins“ vor, das für Jedermann über 
das Konto ſeiner obligatoriſchen und geleifteten Arbeit Auskunft gibt. 
„Wenn ſich Jemand weigert zu arbeiten, fo gibt es in fein Arbeits⸗ 
büchlein keine entſprechenden Eintragung; er geht in einen Laden, aber 
man ſagt ihm: Für Sie haben wir nichts, bitte eine Eintragung über 
Ihre Arbeit.“ Damit, meint er triumphierend, wäre „die Menge der 
„Müßiggänger, die den Newſkiproſpekt und die Hauptſtraßen der großen 
Städte anfüllt, gezwungen ſich an die Arbeit zu machen.“ Daß die Weg⸗ 
ſteuerung größerer Einkommen, die ja im bolſchewiſtiſchen Steuer⸗ und 
Konfiskationsprogramm mit eingeſchloſſen iſt, auch ohne jenen Umweg 


über das Arbeitsbüchlein bereits denfelben Effekt haben würde: Nämlich 2 


zur Erwerbsarbeit zu zwingen, falls ſolche von dem Staat in genügendem 
Umfang geboten werden kann, ſcheint er in ſeinem despotiſchen Reg⸗ 
mentierungseifer ganz zu überfehen. Konſumvereine und zwar „z wangs⸗ 
weiſe im Anſchluß an ſchon eriftierende” zu gründende Konſumvereine 
werden als die Organe bezeichnet, die die Verteilung der produzierten 
Güter zu übernehmen und ſo den Handel, den Handelsprofit und 
ſchließlich auch das Geld, das allgemeine Verkehrs⸗ und Austauſchmittel 
jeder Waren produzienden Geſellſchaft zu beſeitigen berufen ſind. Nicht 
nur in der wirtſchaftlichen Sphäre ſoll unter Ausſchaltung der Konkurrenz 
alles von obenher geregelt werden, auch der Konkurenzkampf politiſcher 
Parteien, wie er ſich in einer Demokratie durch geiſtige Mittel propa⸗ 
gandiſtifcher Werbearbeit vollzieht, iſt zu beſeitigen. Der Glauben an die 
Heilkraft des bolſchewiſtiſchen Programms ergänzt ſich durch die Über- 
zeugung, a auf dem Boden eines ſolchen N die Realiſierung 
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des Programmes von vornherein unmöglich fein würde. Was von ihnen 
. als. Erlöfung für die große Majorität der Geſellſchafrsglieder geprieſen 
wird, beſitzt trotzdem nach ihrer Meinung (ſonſt wäre das Geſchrei nach 
Diktatur ganz unverſtändlich) keine Fähigkeit, zur Einſicht und zum Willen 
einer Majorität, und ſo zum Ziele einer demokratiſch orientierten Politik zu 
werden. Die wirtſchaftliche Gleichheit, für die ſie ſchwärmen, ſetzt nach 
ihnen eine Revolution voraus, die die elementariſchen Forderungen 
ſtaatlicher Gleichheit und Freiheit noch ungleich ärger als die zariſche 
Regierung mit Füßen tritt. Die Handvoll Menſchen, als welche ſie die 
Bourgeoiſie ſonſt darſtellen, verwandelt ſich für ihre Phantaſie zu einer 
infernaliſchen Macht, die, wenn man ſie nicht gleich in Ketten legen 
könnte, alle revolutionären Errungenfchaften zu ſabotieren vermag. Für die 
karrikaturiſtiſche Selbſtverhöhnung, die in einem ſolchen Verhalten liegt, 
fehlt Bucharin wie Lenin jeder Sinn. Nach dem Ton, den jener dem 
lieben Gott, dem den irdiſchen Fürſten nachgebildeten höchſten „Herrn 
und Sklavenbeſitzer“ gegenüber anſchlägt, iſt ſogar anzunehmen, daß er 
ſolche Verfolgungspraktiken auch wider alle, die ſich durch Gläubigkeit 
verdächtig machen, empfehlen würde. 

Die zweite 1918 ein Jahr nach der Programmſchrift „Der Staat 
und die Revolution“ erſchienene Lenin ſche Broſchüre: „Die nächſten 
Aufgaben der Sowjetmacht“, in der Tendenz mit Trotzkis Rede: 
„Arbeit, Diſziplin und Ordnung“ ſich eng berührend, erinnert an 
den Notſchrei des Hexenmeiſters, der die von ihm zitierten Geiſter nicht mehr 
bannen kann. Inmitten des Appels an die Gewalt ſieht er ſich zu dem 
Eingeſtändniſſe gezwungen, daß das Kommando nicht genügt hat die 

Maſchinerie der Produktion auch nur notdürftig in Gang zu halten, 
Die Zertrümmerung ging leicht und glatt durch die Gewalt von ſtatten, 
die aber nun beim Aufbau ſchnöde verſagt. Das eigene Gefolge, das den 
Produzentendienſt in den enteigneten Fabriken verſehen ſoll, pariert nicht 
mehr der Loſung, ergibt ſich einer Schluderei der bloßen Scheinarbeit, 
die unvermeidlich zum Bankrotte führen muß, und ebenſo erwies ſich, 
daß die vor einem Jahre noch ſo zuverſichtlich ausgegebene Parole von 
der Überflüſſigkeit aller höher bezahlten Beamten und Technikerarbeit 
leerer Dunſt war. Um brauchbare Kräfte zur techniſchen und Produktions⸗ 
leitung heranzuziehen, mußte man — geſteht er ſelber — „zu dem 
alten bürgerlichen Mittel einer ſehr hohen Bezahlung der Dienſtleiſtung 
greifen.“ Das ſei nun allerdings ein „Kompromiß“, der aber 
von der erdrückenden Mehrheit der aufgeklärten Arbeiter- und 
Bauernſchaft aus praktiſchen Gründen gutgeheißen werden müßte, weil 
er ſich, wenn auch viele Millionen koſtend, durch die Erſparnis von 
Milliarden, die ohne das verloren gingen, wieder bezahlt mache. Daß 
die Notwendigkeit derartiger Kompromiſſe, die als vereinzelte Maßregeln 
den ſchließlichen Ruin noch etwas hinausſchieben, jedoch in keinem Falle 
vermeiden können, zugleich in typiſcher Weiſe die prinzipielle Grundver⸗ 
fehltheit jener ganzen Taktik der Gewalt offenbart, wird natürlich 
ſorgſam verſchwiegen. Wie man durch hohe Honorierung brauchbare 
Techniker zur Stelle ſchaffen möchte, ſoll dann aber auch das Eigen— 
intereſſe der Arbeiter, die ſich um kein Gemeinintereſſe kümmern, ganz 
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Gegenſätzlichkeit der wifjenfchaftlihen Auffaſſungen und der Verſchieden⸗ 
artigkeit und Vielfältigkeit der praktiſchen Probleme, die nur ſehr äußer⸗ 
lich durch die unbeſtimmten Begriffe „Sozialiſierung“ oder „Gemeinwirt⸗ 
ſchaft“ zuſammengeſaßt werden. g 

Goldſcheid geht in Fortführung und Ausbau des in ſeinem 1917 
erſchienenen „Staatsſozialismus oder Staatskapitalismus“ aufgeſtellten 
Programms davon aus, daß ohne radikale Vermögensabgabe (und zwar 
Vermögensabgabe hauptſächlich in Sachwerten und Wertpapieren, nicht 
in Geld) der Staatsbankerott unvermeidlich ſei. Die Vermögensabgabe 
ſoll den Staat aus der Schuldknechtſchaft des Privatkapitals befreien 
und ihn zugleich in den Beſitz der wichtigſten Produktionsmittel ſetzen. 
Auf dieſe Weiſe wird der Staat mit Leichtigkeit mit Hilfe des Geld⸗ 
und Sacherlöſes der Vermögensäbgabe die dazu reifen Produktionszweige 
ſozialiſieren können. Hier ſoll der Staat aber nicht ſtehenbleiben, 
ſondern alsdann weiterſchreiten zur Überführung der geſamten Pro⸗ 
duktionsmittel in ſtaatlichen Beſitz gegen Entſchädigung der Privatwirt⸗ 
ſchaften in Staatsrenten. Dieſen Vorgang bezeichnet Goldſcheid als 
„Verpapierung des Geſellſchaftseigentums“. Er erwartet von dieſer Aktion 
zunächſt eine Kursſteigerung der Staatsanleihen und Erhöhung der Kauf⸗ 
kraft des Geldes. Dies ſoll ermöglichen, die Anleihen ohne Beſchädigung 
des Anleihebeſitzers allmählich auf einen immer niedrigeren Zinsfuß zu 
konvertieren. Die Volksgemeinſchaft ſoll dadurch, daß ſie in den Beſitz 
aller Sachwerte geſetzt wird, die Möglichkeit haben, die Wirtſchaft nach 
rationellen Prinzipien der Menſchen⸗ und Sachökonomie zu geſtalten und 
dadurch nach einer ſchwierigen Ubergangszeit die Gefellfchaft viel reich⸗ 
licher zu verſorgen als bisher. 

Goldſcheid verkennt nicht, daß eine folche Aktion nur international 
durchgeführt werden kann, glaubt aber, daß die Werbekraft ſolcher Maß⸗ 
nahmen die Arbeitsklaſſen anderer Länder veranlaſſen werde, die Feſſel 
der kapitaliſtiſchen Ausbeutung zu ſprengen und durch ihre Regierungen 
eine Ara der ſozialiſierten Wirtſchaft und der Regelung des internationalen | 

Wirtſchaftsverkehrs durch Staatsverträge herbeizuführen. | 
DPDdppenheimers Arbeit will auf Grund. feiner bekannten Theorie des 
liberalen Sozialismus einen Ausweg aus den Nöten der Zeit weiſen. 
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Die Ausbeutung der Arbeiterklaſſe durch die Kapitaliſtenklaſſe iſt nicht 
die Folge der freien Konkurrenz, ſondern der durch die Sperre und 
künſtliche Verteuerung eines von Natur in praktiſch für jeden Bedarf 
ausreichendem Maße vorhandenen Gutes, des Bodens, zugunſten der 
ganzen Kapitaliſtenklaſſe beſchränkten Konkurrenz. Die Sprengung die ſer 
Bodenſperre muß dem Ausbeutungsverhältnis in Stadt und Land ein 
Ende machen, die Lage der unteren Klaſſen verbeſſern, ſie unabhängig 
und frei machen und zugleich die Produktivität der Volkswirtſchaft 


heben. | „ 

Dieſen Gedankengang ſucht Oppenheimer in ſehr intereſſanten, meiſt 
ſchon in früheren Arbeiten gebrachten Ausführungen ſtatiſtiſch, hiſtoriſch 
und durch die Berufung auf die Autorität Karl Marx' zu erhärten. 

Sein praktiſcher Vorſchlag iſt nun der, die Bodenſperre zu ſprengen, 
nicht durch Enteignung allen Landes, ſondern durch Angebot von freiem 
Land zu billigen Bedingungen aus Staatsbeſitz, melioriertem Odland 
und auf Grund ſtaatlichen Vorkaufsrechtes erworbenem Grundbeſitz an 
ſolche Landarbeiter, die ſich als Bauern anſäſſig machen wollen. Die 
Abwanderung der Landarbeiter in dieſe Bauernſtellen wird dann die 
Großgüter infolge eintretenden Arbeitermangels, der die Produktivität 
und dadurch die Rentabilität der Großgüter herabſetzt, von ſelbſt zwingen, 
ihr Land zu billigen Bedingungen an Bauern aufzuteilen, oder doch 
ihre Landarbeiter, um ſie zu halten, mit Parzellengütern auszuſtatten. 
Die ſich ausbreitende Bauernwirtſchaft wird mit der Zeit eine ſtärkere 
Bevölkerung aus der Stadt auf das Land ziehen, und ferner die land— 
wirtſchaftliche Nutzung des Bodens durch Intenſivierung ertragreicher 
machen. Der größere Wohlſtand der landwirtſchaftlichen Bevölkerung 
und das Bedürfnis an Materialien für Bauernhäuſer uſw. wird dann 
wieder die Induſtrie befruchten und die Lage der Induſtriearbeiter heben. 
Die Abwanderung auf das Land und das Aufhören des Zuſtroms vom 
Land in die Städte wird dem ſtädtiſchen Kapitalismus den Boden ent— 
ziehen, ſoweit dieſer auf einer Ausbeutung des Arbeiters zugunſten 
der reinen Kapitalrente beruht. 

Da die im Sinne dieſer Gedanken von der Regierung eingeleitete 
Aktion der inneren Koloniſation aber nach den bisherigen Methoden 
zu langſam fortſchreiten wird, um rechtzeitig Hilfe zu bringen, will 
Oppenheimer ihr zu Hilfe kommen durch eine Umgeſtaltung der Arbeits— 
ae auf den Großgütern ſelbſt, wodurch die Geſamtheit der Guts— 
arbeiter als Genoſſenſchaft an dem Reinertrage partizipiert, und zwar 
nach Leiſtung jedes einzelnen, d. h. pro rata der im Akkord oder in 
ſonſt üblicher Weiſe zu zahlenden Löhnung. Die Gutsleitung erhält 
nach Vergütung der Unkoſten und der auf dem Gut ruhenden Steuern einen 
Teil des Reinertrages vorweg als Entgelt für die Arbeit der Leitung, 
die dem Gutsbeſitzer allein verbleiben ſoll, in der Hauptſache aber eine 
feſte Geldrente für die Einbringung von Land und Inventar. Dadurch, 
daß die Arbeiter nicht mehr auf feſten Lohn, ſondern auf Ertragsanteil 
geſetzt werden, während umgekehrt das Gut als ſolches eine vom Rein⸗ 
ertrag unabhängige feſte Geldrente beziehen foll, hofft Oppenheimer die 
Produktivität der landwirtſchaftlichen Großbetriebe weſentlich zu heben. 
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Tiburtius ſtellt der Auffaſſung Oppenheimers, der (gl. „Freier 
Handel und Genoſſenſchaftsweſen, Berlin, 1918“) die Produktivität 
des Handels durch Beſchaffung, Verwaltung und Verteilung der Güter 
betont, und R. Sichlers, der in der Kriegswirtſchaft den genoſſenſchaftlich 


zuſammengeſchloſſenen legitimen Handel mit der Aufgabe der Heran⸗ 


führung des Heeresbedarfs unter Auswahl der geeignetſten handwerklichen 
und induſtriellen Produzenten betrauen wollte, die bekannten Vorſchläge 
Rathenaus („Freie Wirtſchaft“) und Moellendorfs („Deutſche Gemein⸗ 
wirtſchaft“ 1916 und neuerdings die bekannte Denkſchrift des R. W. M.) 
gegenüber. Nachdem er die Übereinftimmung zwiſchen Oppenheimer und 
Moellendorf in den letzten überwirtſchaftlichen Zielen feſtgeſtellt hat, be⸗ 
tont Tiburtius gegenüber Oppenheimer die politiſche und ſoziale Be⸗ 
deutung des wirtſchaftlich ſelbſtändigen Mittelſtandes und weiſt auf die 
von Oppenheimer ſelbſt bei früheren Gelegenheiten hervorgehobene ſozial 
ausgleichende und erzieheriſche Funktion der Genoſſenſchaften hin. Gegen⸗ 
über Rathenau hebt er den Unterſchied zwiſchen freiem Syndikat und 
Zwangsverband unter Beamtenbeeinfluſſung hervor ſowie den inneren 
Gegenſatz zwiſchen Staatsverwaltung und privater Wirtſchaftsführung, 
der notwendig nicht nur ein Unterſchied der Methoden, ſondern auch der 
Menſchen ſei und eine Verſchmelzung von Verwaltung und Wirtſchaft 
nur unter ſchweren inneren Reibungen und Gegenſätzen zulaſſe, worunter 
ſowohl die Entfaltung des politiſchen wie des wirtſchaftlichen Lebens 
leide. Er erhofft die rationelle Ausgeſtaltung der Wirtſchaft von dem 
Wirken der freien, aus dem Bedürfnis des Gewerbes heraus entſtehenden 
Verbände der Unternehmer und Arbeiter, von der wirtſchaftlichen Selbſt⸗ 
verwaltung, und will den Staat auf die allgemeine Förderung und den 
Schutz der Wirtſchaft beſchränken in grundſätzlich der gleichen Weiſe, wie 
dieſe Funktionen der Staatsverwaltung bisher auch ausgeübt worden ſind. 
Auch den Moellendorfſchen „Zeugenbeweis“ („Von Einſt zu Einſt“, 
Jena 1917) lehnt er ab. Die von Moellendorf zitierten Staatsmänner 
und Okonomen argumentierten aus den Bedürfniſſen und der Anſchauungs⸗ 
weiſe anderer Zeiten heraus, und darum fehlt ihren Ausfprüchen die 
Beweiskraft, die Moellendorf mit Rückſicht auf ſeine eignen Ideen ihnen 
beilegt. 

Seelbſt wenn der Propheten, die uns das gelobte Land einer 
beſſeren Zukunft zeigen, nicht ſo viele wären, würde das Goldſcheidſche 
Werk wohl ſchwerlich auf wirtſchaftlich gebildete Leſer überzeugenden 
Eindruck machen. Die Arbeit iſt in ihrem Weſen bezeichnet durch den 
Satz: „Jetzt gilt es, Farbe zu bekennen in dem Glauben an das 
ökonomiſche Leiſtungsvermögen der Aufhebung der alten Eigentums⸗ 
ordnung und der Sozialiſierung der wichtigſten Produktionsmittel.“ Von 
dem in dieſen Worten geforderten Glauben legt Goldſcheid allerdings 
ausgiebig Zeugnis ab, aber es bleibt bei Glauben und Behauptung, wo 
Gründe, Beweiſe und proftifhe Vorſchläge zu bringen wären, um den 
Hauptzweck ſeiner Schrift zu erfüllen, die praktiſche Durchführbarkeit 
ſeines ſchon früher aufgeſtellten Programms zu zeigen. g 

Wenn man auch Goldſcheids Anſchauungen in der übrigens keines⸗ 
wegs Paigmellen Forderung einer Vermögensabgabe und in Kant Hin⸗ 
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weis auf die Schwierigkeit einer radikalen Vermögensabgabe in Geld 


und die Notwendigkeit der Abgabe in Sachwerten und Wertpapieren für 
durchaus diskutabel halten kann, insbeſondere mit Rückſicht auf die 


unerfreuliche Vermögens verteilung und Einkommensbildung (unverhältnis⸗ 


mäßig hohe und zahlreiche Staatsrenteneinkommen), die der Krieg hinter⸗ 


laſſen hat, ſo iſt von ſeinen weiteren Vorſchlägen und der Art ihrer 
Begründung leider durchaus das Gegenteil zu ſagen. 

Zunächſt iſt es nicht richtig, das der Krieg den Staat zum „Motor 
der Wirtſchaft“ gemacht hat. Er hat den Staat für die Kriegszeit ſelbſt 
zum Motor für die Heeresbedarfswirtſchaft gemacht; daß er ihn dadurch 
nicht zum Motor der Friedens wirtſchuft machte, hat ſich beim Aufhören 
der Heeresaufträge zum Schmerz und Schaden aller Beteiligten ergeben. 
Ganz unhaltbar iſt die Auffaſſung Goldſcheids, daß der. Staat, den 
Goldſcheid anſcheinend als ein Weſen höherer Art neben dem Volk und 
im Gegenſatz zum Privatkapital auffaßt, lediglich durch die Überführung. 
der Sachwerte und Wertpapiere aus dem Eigentum der Bürger in ſein 
Eigentum wirtſchaſtlich und dadurch in feiner Finanzlage weſentlich 
gehoben werde. Ob nun der Bürger die Wirtſchaft für gemeinſchaftliche 
öffentliche Zwecke und zur Deckung ihres privaten Bedarfs ſozialiſtiſch 
oder kommuniſtiſch oder individualiſtiſch betreiben und in letzterem Fall 
die gemeinſchaftlichen öffentlichen Bedürfniſſe im Steuerwege decken will, 
immer bleibt das Problem das, die zurzeit ungenügende Produktion 
ſo zu ſteigern, daß ſie neben dem Bedarf für eine ſozial befriedigende 


Deckung der Bedürfniſſe des einzelnen noch genügende Überſchüſſe zum 


Ausbau der Produktionsanlagen, zur Beſtreitung der Ausgaben der Ver— 
waltung und für Entſchädigungsleiſtung an die Kriegsgegner erübrigt. 
Ruft die Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel dieſe Produktivitäts⸗ 


ſteigerung nicht hervor, ſo verbeſſert ſie auch die Finanzlage um nichts, 


denn dann ſteigen durch die Vergeſellſchaftung nicht nur die Einnahmen, 
ſondern auch in gleichem oder höherem Maße die Ausgaben des Staates. 

Doch iſt dieſer Einwand für Goldſcheid „nicht ernſt zu nehmen“, 
denn „worum dreht ſich jetzt der Kampf, doch in erſter Linie um die 
Vergeſellſchaftung der Wirtſchaft!! Und wie wird zugunſten dieſer 
Politik der Stimmung, von der doch weder Staat noch Individuum 
leben können, die Behauptung begründet, daß tatſächlich die ſozialiſierte 
Wirtſchaft aus Gründen der Sach⸗ und Menſchenökonomie ergiebiger 


ſei? Es iſt der Glaube, der an die Stelle der Begründung tritt. — 


Wie die ſozialiſierte Wirtſchaft Goldſcheids, die teils durch den Staat, 
teils durch die Gemeinden, teils durch Genoſſenſchaften betrieben werden 
ſoll, trotzdem zu einer planmäßigen Wirtſchaftsführung vom Standpunkt 
der Geſamtheit gelangen ſoll, wird nicht geſagt. Die Erkenntnis des 
geſamtwirtſchaftlich Richtigen will Goldſcheid offenbar auf dem Weg der 
neuerdings für derartige Zwecke mit großem „theoretiſchem“ Erfolg an- 
gewandten, „genaueſten, ſtatiſtiſchen Durchrechnung“ löſen, ohne ſich 
jedoch die Schwierigkeiten der Beſchaffung genauer Grundlagen ſolcher 
Rechnung zu vergegenwärtigen. Sein Vertrauen in die finanzwirtſchaft— 


liche und erwerbswirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Staates (d. h. ſeiner 


Beamten) iſt überhaupt nahezu unbegrenzt. „Dem heutigen Stande der 
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Steuertechnik kann man ruhig vertrauen; ſie hat eine Höhe as daß 
an ihr die Durchführung des Planes zweifellos am wenigſten ſcheitern 
wird.“ Die Fähigkeit der Staatsbeamten zur Wirtſchaftsführung zu 
u bezweifeln, heißt nach Goldſcheid jene beleidigen. Den grundſätzlichen 
Unterſchied zwiſchen Staatsverwaltung im bisherigen Sinn und produktions⸗ 
und erwerbswirtſchaftlichem Betrieb ſieht er nicht. Die Unternehmer 
und Privatangeſtellten werden „einfach“ in die Gemeinwirtſchaft über⸗ 
nommen. Das Beiſpiel der induſtriekontrollierenden Banken und Syndikate, 
hinter deren Leiſtungen der Staat „gewiß“ „nicht notwendig“ zurück⸗ 
ſtehen werde, dient als Beweis der Möglichkeit der Sozialiſierung im 
Sinne einer planmäßigen Leitung und Führung, denn an eine ſolche, 
nicht an eine „Kontrolle“ iſt gedacht, und als Beweis für die Möglichkeit 
dieſer Leitung durch Staatsbeamte, nicht durch Unternehmer, die ſich in 
Wirklichkeit nicht zu Staatsbeamten machen laſſen. Was die Reife zur 
Sozialiſierung anlangt, ſo iſt dieſe für Goldſcheid für die Gebiete der 
Urproduktion, insbeſondere für das Elektrizitätsweſen, die geſamten Berg⸗ 
und Hüttenwerke einfach „unbeſtreitbar“, „ſicher“, „gewiß“ uſw. Außer⸗ 


| ordentlich optimiftifch und utopiſtiſch find auch Goldſcheids Anſichten 


über den Außenhandel und die Einwirkung der Sozialiſierung auf den 

Auslandskredit. Man kann zugeben und mit Goldſcheid hoffen, daß der 
praktiſche ſoziale Fortſchritt der beſiegten Länder die Sieger zur Nach⸗ 
folge nötigen wird, aber man muß ſehr gläubig ſein, um mit Goldſcheid 
anzunehmen, daß die ausländiſchen privatkapitaliſtiſchen Kreditgeber mit 
Rückſicht auf die ſozialiſtiſche Überzeugung, Sozialiſierung der Wirtſchaft 

bedeute erhöhte Wirtſchaftskraft und ſtaatliche Leiſtungsfähigkeit, einem 
ſozialiſierendem Gemeinweſen lieber Kredit gewähren würden als dem | 
Privatunternehmertum und den Privatbanken. 

Dieſe außerordentliche Oberflächlichkeit gegenüber praktiſchen Pro⸗ 
blemen fällt um ſo unangenehmer auf neben der ſtellenweiſe ſtark 
demagogiſchen und vor Unterſchiebung unlauterer Abſichten nicht zurück⸗ 
ſchreckender Bekämpfung gegneriſcher Anſchauungen. Am angreifbarſtem 
iſt Goldſcheids Auffaſſung, daß durch die Übertragung der Sachwerte 
an den Staat das Riſiko der Anleihen gemindert werde, und daß 
die Noten durch materielle Deckung an Wert gewännen. Goldſcheid 
hat es leider auch hier unterlaſſen, dieſe erſtaunliche Behauptung, die 
ebenſoſehr der praktiſchen Erfahrung (Aſſignaten!) wie den anerkannteſten 
Ergebniſſen der neueren Kredit⸗ und Geldtheorie widerſpricht, näher zu 
begründen. 

Im ganzen wird man gegenüber der Goldſcheidſchen Schrift zu dem 
Ergebnis kommen müſſen, daß bei aller Anerkennung ſubjektiver Über- 
zeugung, der Anſpruch, in den ſtaatswirtſchaftlichen und volkswirtſchaft⸗ 
lichen Nöten der Zeit ein Führer zu ſein, auf eine vertieftere Erfahrung 
der wirtſchaftlichen Probleme geſtützt werden müßte, als ſie hier erreicht 
iſt. Die echte ſchöpferiſche Kraft verſchließt ſich nicht in doktrinären 
Fanatismus den Tatſachen, um die Wege des Aufbaues zu finden; ſie 
hat dies nicht nötig, da ſie Stoff und Aufgabe der Geſtaltung in Ein⸗ 
klang zu bringen weiß und auch des ſpröden Stoffes Herr wird. Dieſes 
Urteil iſt ganz unabhängig von der Stellung zu den wan Grund⸗ 


— 
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lagen der Goldſcheidſchen Ausführungen, da der Marxismus an ſich mit 
den Mängeln dieſer Ausführungen wenig zu tun hat. | 


Von einem gewiſſen doktrinären Einſchlag, der ſich bei Goldſcheid 


oft unangeſehen bemerkbar macht, iſt auch Oppenheimers Arbeit, nament⸗ 


lich in ihrem theoretiſchen Teil, nicht ganz frei; doch ſteht ſie im ganzen 


an theoretiſcher Geſchloſſenheit und Konſequenz und praktiſchem Wert 


ſehr hoch über der Schrift Goldſcheids. Man wird die theoretiſche 
Grundanſchauung Oppenheimers, die als bekannt vorausgeſetzt werden 
darf, meines Erachtens nicht wohl allein damit bekämpfen können, daß 
ſie den Begriff Monopol unglücklich verwertet, daß ein Monopol im 
eigentlichen Sinne am Boden ſo wenig beſteht, wie ſonſt an wirtſchaft— 


lichen Gütern; kommt es doch für feine Erklärung weſentlich auf das uns: 


genügende Angebot an kleinen und mittleren Bauerngütern infolge 
der Bindung des Bodens durch die Großeigentümer, welche die Land- 
loſen in abhängige Tätigkeit zwingt und das Angebot an käuflichem 
Kleinbeſitz verringert und verteuert, ſowie auf die Möglichkeit weniger 
produktiver Ausnützung des Bodens im Großbetrieb an, (wobei nicht 


allein an die Produktivität für den Markt gedacht werden darf). 


or f 
f 


% 


In theoretiſchem Betracht liegt allerdings eine Merkwürdigkeit, die 


übrigens für den praftifchen Wert der Vorſchläge Oppenheimers belanglos 
iſt, darin, daß er nicht ausdrücklich die in ſeinen theoretiſchen und wirt— 
ſchaftshiſtoriſchen Ausführungen liegende Konſequenz zieht, für die 
materiell unbefriedigende und abhängige Lage der Arbeiterklaſſen zum 
wenigſten nicht allein ihre Ausbeutung durch die Kapitaliſtenklaſſe ver- 
antwortlich zu machen, ſondern auch das mit der ungenügenden Boden— 
verwertung zuſammenhängende falſche Verhältnis zwiſchen agrarer und 


induſtrieller Produktion, welches die Verwertung der gegenüber den land⸗ 


wirtſchaftlichen Produkten übermäßig erzeugten Induſtrieprodukte erſchwert, 
ſo daß die kapitaliſtiſch organiſierte, induſtrielle Produktion trotz ihrer 
techniſchen Ergiebigkeit nicht richtig auf die geſellſchaftlichen Bedürfniſſe 
eingeſtellt iſt und daher nicht die Tauſchwertmenge hervorbringt, um 
alle Beteiligten materiell befriedigend zu verſorgen. 

Da die hier behandelte Schrift aber nicht um der Theorie willen 


verfaßt iſt, iſt vor allem zu unterſuchen, ob die Anwendung der Oppen- 


heimerſchen Theorie, mag dieſelbe einſeitig und überſteigert ſein oder 


nicht, einen Beitrag zur Löſung der ſpeziellen praktiſchen Probleme der 


Gegenwart geben kann. 

Da iſt nun anzuerkennen, daß der Oppenheimerſche Gedanke an— 
geſichts der beſonderen Schwierigkeiten des landwirtſchaftlichen Großbetriebs 
einerſeits (Landarbeiterfrage) ſowie angeſichts der Unmöglichkeit, einer 
ſtädtiſchen Bevölkerung vom bisherigen Umfang mit Hilfe des Export- 


geſchäftes fernerhin eine auskömmliche induſtriegewerbliche Exiſtenzgrund— 


lage zu ſichern, wirtſchaftspolitiſch einen ſehr wertvollen Fingerzeig gibt, 
wenn man auch zweifeln kann, ob hier der „Ausweg“ gefunden iſt. 
In Beziehung auf die praktiſche Verwirklichung ſeiner Vorſchläge 


iſt der ſtärkſte Einwand wohl der, daß die von ihm gezeigte Entwicklung 


neben der künſtlich durch außerwirtſchaftliche Gewalt hervorgerufenen 
Bodenfperre, auf der ſie beruht, aus ſich heraus neue Hinderniſſe der 


— 
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Rückkehr zur Bauernwirtſchaft hervorgerufen hat, die auch nach Durch⸗ 
brechung der Bodenſperre beſtehen bleiben. In erſter Linie iſt hier zu 
denken an die ſeeliſche Einſtellung des Volkes auf ein ſtädtiſches, und 
zwar großſtädtiſches Daſein und die Entwöhnung von landwirtſchaftlicher 
Tätigkeit, die es zum wenigſten enorm erſchweren wird, dem ſtädtiſchen 
Kapitalismus (als Ausbeutung des Arbeiters im ſozialiſtiſchen Sinne 
gedacht) den Boden zu entziehen, indem die Reſervearmee der über⸗ 
flüſſigen Stadtarbeiter aufs Land gezogen wird. Eine bloße Ver⸗ 
ſchiebung in den ländlichen Arbeits⸗ und Beſitzverhältniſſen, vom 
Landarbeiter zum Bauern, mit ihren Rückwirkungen auf die Nachfrage 
des platten Landes nach Induſtrieprodukten würde kaum genügen, um 
das Daſein der Industrie und der Induſtriearbeiter weſentlich zu ver⸗ 
beſſern und den Ausfall des Abſatzes im Export an die verarmte groß⸗ 
ſtädtiſche Bevölkerung wettzumachen. Auch die Erſetzung des Lohn⸗ 
arbeiterverhältniſſes durch die Reinertragsgenoſſenſchaft, wie ſie Oppen⸗ 
heimer zwecks Steigerung der Produktion auf den verbleibenden groß⸗ 
landwirtſchaſtlichen Betrieben zur Ergänzung der inneren Koloniſation 
befürwortet, beſeitigt nicht alle Bedenken. Selbſt wenn man annimmt, 
daß. die vorausgeſetzte Steigerung der Produktivität eintritt, ift doch der 
abſolute Arbeitermangel, der Mangel arbeitskräftiger Menſchen, auf dem 
Land nicht behoben, der infolge von Selbſtändigmachung vom Bauern als 
Koloniſt für die Großbetriebe noch fühlbarer wird, wie Oppenheimer 
ſelbſt annimmt. Die ausgiebigere Hinwendung der menſchlichen Arbeit 
auf die Landwirtſchaft bleibt eben neben ihrer intenſiveren Ausnützung 
in derſelben das Entſcheidende. Sie wird ſich nur langſam herausbilden 
und es wird noch wirkſamerer Nachhilfe bedürfen als der bloßen Senkung 
der Bodenpreiſe. 

Der Tendenz Oppenheimers, abgeſehen von dem zu brechenden 
Klaſſenmonopol dem freien Spiel des Wettbewerbs ſein Recht zu laſſen, 
wird man zuſtimmen müſſen, wenn man der Überzeugung iſt, daß gerade 
jetzt, wo das zerſtörte nationale und internationale Wirtſchaftsleben ſich 
neu aufbauen und kriſtalliſieren will, unbeſchadet der von Fall zu Fall 
zu prüfenden Notwendigkeit von Übergangsmaßnahmen die Herſtellung 
und Wiederherſtellung eines wirklich freien Wettbewerbs eine erſte Vor⸗ 
ausſetzung der Geſundung iſt. 

Bei Tiburtius tritt die dieſem Standpunkt entsprechende Auffaſſung 
gegenüber Rathenau und Moellendorf deshalb nicht ſehr klar und beſtimmt 
hervor, weil er die zum Teil grundſätzlichen Unterſchiede zwiſchen der 
Kriegswirtſchaft und ihren Nachwehen und der Friedenswirtſchaft nicht 


genügend beachtet und hervorhebt. Die Notwendigkeit des Haushaltens 


und der Konzentration der Wirtſchaftsmittel auf einen beſtimmten Zweck 
(Deckung von Heeres⸗ und Volksbedarf) unter Ausſchaltung der normalen 
und traditionellen Antriebe und Ziele der Wirtſchaft und das Aufhören 
der Beweglichkeit des Angebots im Markte bedingt im Kriege ohne 
weiteres einen gewiſſen Zwang, und man kann nur über das Maß 
des Zwanges ſtreiten. Dieſe Kriegsnotwendigkeit beweiſt aber wenig für 
die Möglichkeit und Zweckmäßigkeit des Zwanges und der rationierten 
Wirtſchaft im Frieden, wo in erſter Linie nicht hausgehalten, ſondern 
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produziert werden muß, und zwar unter ganz anderen Bedingungen des 
Handels und der Produktion als im Kriege, insbeſondere unter der 
Vorausſetzung eines gegenüber dem Anreiz höherer Preiſe ſteigerungs— 
fähigen Angebots im Markte. 
5 Man wird Tiburtius, der im einzelnen gegenüber den Rathenauſchen 
Vorſchlägen eine Reihe zum Teil ſchon erwähnter feiner Bemerkungen 
macht, die ſich beſonders auf den Gegenſatz zwiſchen Verwaltung und 
Wirtſchaft beziehen, beipflichten können in feiner Erwartung, daß die 
zweifellos auf vielen Gebieten notwendige Rationaliſierung der Produktion 
und Verteilung zunächſt am beſten durch die aus der freien Organiſation 
der gewerblich Tätigen ſich entwickelnde wirtſchaftliche Selbſtverwaltung 


gefördert wird. | 


Freiburg i. Br. Herbert von Beckerath 


Kaplun⸗Kogan, Dr. W.: Ruſſiſches Wirtſchaftsleben ſeit 

der Herrſchaft der Bolſchewiki. Veröffentlichungen des 

Oſteuropa⸗Inſtituts in Breslau. 1. Heft. Berlin⸗-Leipzig 1919, 
B. G. Teubner. 266 S. Broſch. 8 Mk. 


Vorſt, Hans: Das bolſchewiſtiſche Rußland. Leipzig 1919, 
Der Neue Geiſt Verlag. 263 S. 8. Broſch. 5 Mk. 


Paquet, Alfons: Im kommuniſtiſchen Rußland. Jena 1919, 
Eugen Diederichs Verlag. 203 S. Broſch. 8,50 Mk. 


Paquet, Alfons: Der Geiſt der ruſſiſchen Revolution. 
Leipzig 1919, Kurt Wolff Verlag. 109 S. Broſch. 2.50. Mk. 


Eigentlich iſt es erſtaunlich, daß es bisher noch an einer rein 

ökonomiſchen Kritik des bolſchewiſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems mangelt !. 
Man hat den Bolſchewismus vom moraliſchen, politiſchen, ſoziologiſchen 
Standpunkt kritiſiert. Die Frage ſeiner Lebensfähigkeit kann indeſſen 
nur von einer prinzipiellen Betrachtung, die ſich lediglich auf ſeine wirt— 
ſchaftliche Dynamik beſchränkt, endgültig gelöſt werden. Materialien 
zu einer ſolchen Betrachtung liefert, ſoweit es in ihrem Umfange mög— 
lich iſt, die erſtgenannte Schrift Kaplun⸗Kogans. Ihr Verfaſſer 
hat ſich ja ausſchließlich auf die kommentarloſe Darſtellung der wirt— 
ſchaftlichen Tatſachen beſchränkt. Dieſe Tatſachen ſchöpfte er aus den 
Berichten zweier bürgerlichen Zeitungen („Nasche Slowo“ und „Nasch 
Wjek“) und zweier bolſchewiſtiſchen („Mitteilungen der Arbeiter- und 
Soldatenräte“ [„Iswestja“ uſw.] und „Prawda“) in der Zeit vom 
Oktober 1917 bis September 1918. Die wahrheitsgetreue Bericht— 
Jerſtattung der ruſſiſchen Preſſe iſt ſelbſt während des Krieges im damals 
feindlichen Ausland oft anerkannt worden, und an der Wahrheit der von 
K. K. herangezogenen Mitteilungen der genannten bürgerlichen Preß— 
organe iſt in unſerem Falle um jo weniger zu zweifeln Anlaß, als fie 
auch in den Berichten der beiden bolſchewiſtiſchen Zeitungen Beſtätigung 


1 Hierbei verweiſen wir auf den in dieſem Heft (S. 1 ff.) veröffentlichten 
Aufſatz von Dr. Junge „Zur Wirtſchaftsführung des ungariſchen Bolſche— 
wismus “. | Die Schriftleitung. 
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finden. Der künftige Hiftorifer des Bolſchewismus wird freilich noch 
andere Quellen und Preßorgane heranziehen müſſen und können: 
ſo die von Gorkij herausgegebene „Nascha Zian“, „Ekonomiteskaja 
Zizn“, „Das proletariſche Echo“ uſw.; er wird indeſſen an Kaplun⸗ 
Kogans Veröffentlichungen nicht achtlos vorbeigehen können. Denn ihre 
vorbildliche Bedeutung und ihr Verdienſt beſteht in der Rubrizierung der 
manigfachen Berichte in einzelne Fächer, die beſonderen Zweigen des 
Wirtſchaftslebens entſprechen. Als ſolche Fächer finden wir zum Beiſpiel 
„Arbeitszeit und Arbeitslöhne“, „Arbeitsloſigkeit“, „Koſten und Produk⸗ 
tivität der Arbeit“ in der Abteilung „Allgemeine Wirtſchaftsfragen“; 
ihr folgen die Abteilungen „Handel“, „Induſtrie“, Transportweſen uſw. 
mit entſprechenden Unterabteilungen. Durch eine ſolche Anordnung ger 
ehe ebenſo der wiſſenſchaftlichen Klaſſifikation wie der Überſichtlichkeit 
enüge. 

Eins der Zentralprobleme des Bolſchewismus, das für Weſteuropa 
und namentlich auch für Deutſchland offenbar von größter Wichtigkeit 
iſt, beſteht in der Frage: Iſt der Bolſchewismus, für den in Rußland 
die längſten und umfangreichſten Erfahrungen vorliegen, etwas fpezifiſch 
Ruſſiſches oder nicht? Die ruſſiſchen Bolſchewiki ſelbſt behaupten, 
alle böſen Erfahrungen, die der Bolſchewismus gezeitigt hat, ſeien im 
Grunde Folgen des vorangehenden politiſchen Regimes und des Kriegs. 
Die deutſchen Kommuniften behaupteten und behaupten noch heute, man 
dürfe nicht die „Idee“ mit der „Erſcheinungsform“ (die ruſſiſch iſt) 
vermengen. Die prägnanteſte Formel gibt dieſem Gedanken Alfons 
Paquet, indem er (im „Geiſt der ruſſiſchen Revolution“ S. 7) ſagt: 
„Das Elend des gegenwärtigen Rußland iſt nicht der Bolſchewismus in 
ſeiner Idee, ſondern es iſt der Bolſchewismus plus Rußland.“ Paquet 
macht indeſſen keinen ernſtlichen Verſuch, zwiſchen dem zu unterſcheiden, 
was ich eingangs dieſer Beſprechung als das rein ökonomiſche Syſtem 
des Bolſchewismus als ſolchen genannt habe, und den ſpezifiſch ruſſiſchen 
Erſcheinungen des Bolſchewismus. Ja, es ſcheint vielmehr, daß ſein 
Leitgedanke iſt, alles Schlechte am Bolſchewismus⸗ gehe auf Rechnung 
Rußlands zurück, alles Gute an ihm ſei Deutſchland und den übrigen 
Ländern der Ziviliſation vorbehalten. 

So einfach liegen indeſſen die Dinge nicht. 

Wenn wir der Schrift Kaplun⸗Kogans entnehmen, daß „die Natio⸗ 
naliſierung der Komſumgenoſſenſchaften zu einem offenen Raub ausgeartet 
iſt und durch die Regierung eingeſtellt werden mußte“; daß hier und da 
„zwiſchen den „Arbeiterkomitees“ und den „Unternehmern“ eine geradezu 
fkruührende Eintracht beſteht“; daß die „Arbeiterkontrolle“ zwar außerordentlich 

die Produktionskoſten erhöht, den Fabrikbeſitzern aber die Möglichkeit gibt, 
alle geſetzlichen Vorſchriften zu umgehen, die Staatsmonopole zu verletzen, 
die Höchſtpreiſe zu überſchreiten, die Waren ganz offen an Spekulanten 
zu verkaufen und die für die ſtaatlichen und öffentlichen Zwecke be⸗ 
ſtimmten abzufangen; daß „jede Fabrik, in der ſolch ein Sozialismus“, 
der mit dem Unternehmer paktiert, eingeführt iſt, eine Art Ritterburg 
darſtellt“, — jo dürfen wir wohl in allen dieſen wirtſchaftlichen Er⸗ 
ſcheinungen den Einfluß ſpezifiſch * ee W | 
Schmollers Jahrbuch XIIII 4. 


354 Veſprechungen [1566 


hundertelanger Angewohnheiten, eines in Fleiſch und Blut übergegangenen 
Dranges, des Geſetz zu umgehen, erblicken, — Eigentümlichkeiten, denen 
ein enger oder gar naturnotwendiger Zuſammenhang mit dem ökonomiſchen 
Syſtem des Bolſchewismus als ſolchem abgeſprochen werden mag. u 

Anders verhält es ſich aber mit den folgenden wirtſchaftlichen 
Prozeſſen, welche in offenbarer Weiſe aus dieſem Syſtem als ſolchem 
reſultieren. 

An die Spitze dieſer Erſcheinungen müſſen wir den notwendigen 

Rückgang der Produktion ſtellen. Gewiß muß man den Bolſchewiki 
zugeben, daß ſie das Land durch den Krieg erſchöpft vorgefunden haben. 
Indeſſen wirkt hier ein mächtiger Faktor mit, den das bolſchewiſtiſche 
Organ „Prawda“ ſelbſt nur gelegentlich erwähnt (ſiehe Kaplun-Kogan, 
S. 106), der aber zu den Haupttendenzen des bolſchewiſtiſchen Wirt— 
ſchaftsſyſtems als ſolchen gehört. Es iſt das die „Nationaliſierung 
der. Induſtrie“, welche die Zuſammenlegung einzelner individueller 
in zentraliſierte ſtaatliche Rieſenunternehmungen betreibt, welche die „Kon- 
zentration der Induſtrie“, die Marx ſich erſt als organiſches Endreſultat . 
der kapitaliſtiſchen Entwicklung vorſtellte, nunmehr bewußt ins Leben um- 
zuſetzen ſucht. Dieſe Zuſammenlegung verringert rein automatiſch und 
quantitativ den Produktionsumfang und erzeugt auch Arbeitsloſigkeit. 
Dadurch enthüllt ſich uns, wie mir ſcheint, eine neue und bisher unbeachtete 
poſitive Funktion des von ſozialiſtiſcher Seite vielgeſchmähten Prinzips 
der freien Konkurrenz: Dieſe beſteht nicht nur, wie bisher den 
Sozialiſten erwidert wurde, im Wachhalten des Unternehmungsgeiſtes 
uſw., ſondern die „anarchiſche“ Zerſplitterung der Produktion in unab- 
hängige Betriebe verhütet ihr künſtliches Zuſammenſchrumpfen, erhält 
das größtmögliche Produktionsausmaß aufrecht und kommt ſo auch der 
Arbeiterſchaft zugute. 
N Daß die Verringerung des Produktionsumfanges mit im bolſche— 
wiſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem ſelbſt wurzelt, erſieht man wohl auch aus 
der von Hans Vorſt gegen die Bolſchewiki treffend hervorgehobenen 
Tatſache („Das bolſchewiſtiſche Rußland“, Schlußbetrachtung): Die 
Produktion iſt nicht nur in dem vom Krieg beſonders betroffenen In— 
duſtriezweigen geſunken, ſondern auch in den Zweigen, in denen Ruß— 
land durch Reichtum an Rohſtoffen begünſtigt iſt, namentlich in der 
Holz⸗, Leinwand⸗ und Papierinduſtrie, wo ſie auch nach Monaten des 
bolſchewiſtiſchen Regimes auf dem gleichen Tiefſtand verblieben iſt. 

Neben der Verringerung der Produktion ſteht die Verringerung 
der Produktivität. Man könnte freilich behaupten, dieſe ſei nicht 
mit dem bolſchewiſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem, ſondern mit der politiſchen 
Unruhe, die es in die Arbeitermaſſen hineinträgt. — obwohl beides in 
Wirklichkeit kaum zu trennen iſt —, vielleicht auch mit der angeborenen 
Indolenz der Ruſſen verbunden. Die Verringerung der Produktivität hat 
ganz eigenartige ſozialpolitiſche Erſcheinungen zur Folge gehabt: Während 
das Syſtem der Akkordarbeit in der erſten Hitze der bolſchewiſtiſchen 
Ideologie für den typiſchen Ausdruck der kapitaliſtiſchen Ausbeutung 
erklärt wurde, ſieht man ſich in der Folge, um die geſunkene Produktion 
zu heben, genötigt, die Akkordarbeit wieder von Amts wegen einzuführen. 
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Diefe Entwicklung können wir noch in der Schrift Kaplun⸗Kogans ver⸗ 
folgen. Die ſpäteren Nachrichten, die ſich teilweiſe auf das bolſchewiſtiſche 
„Proletarifhe Echo“ ſtützten, berichteten auch über drakoniſche Streif- 
verbote und Einführung langer (zwölfſtündiger!). Arbeitszeit. 
Man ſieht, daß der Bolſchewismus in der Sozialpolitik noch hinter dem 
Kapitalismus zurückbleibt. Dies aber iſt nur eine nochmalige Be⸗ 
ſtätigung der alten Lehre, daß gute Sozialpolitik nur bei guter Produktion 
möglich iſt, und fofern, wie oben gezeigt, die Verringerung der Pro⸗ 
duktion mit der willkürlichen und gewaltſamen Uber⸗ Reglementierung 
des Wirtſchaftslebens durch die Bolſchewiki zuſammenhängt, kann man 
auch in dieſem Rückgang der Sozialpolitik eine organiſche Folge vu 
| bolſchewiſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems ſelbſt erblicken. 

So hat auch der Bolſchewismus feine „dialektiſchen Gegenſätze“. 
Dieſe zeigen ſich, wie auf dem Gebiete der Produktion, ſo auch auf 


anderen Gebieten. Der ewige eirculus vitiosus zwiſchen der Lohn⸗ 


erhöhung und Teuerung, der uns von Deutſchland her bekannt iſt, 
wiederholt ſich auch im ruſſiſchen Handelsweſen unter den Bolſchewiki. 
Ein anderer, alle Gebiete durchziehender innerer Gegenſatz im 
Bolſchewismus iſt der zwiſchen Zentraliſation und Dezentra⸗ 
liſierung. Seinem Hauptgedanken und Hauptſtreben nach sell der 
Bolſchewismus offenbar eine ungeheuere Zentraliſierung des Wirtſchafts⸗ 
und des politiſchen Lebens dar; der Gedanke des Selbſtbeſtimmungs⸗ 
rechts indeſſen, den er überall hineinträgt, läuft dem Zentralismus zu⸗ 
wider und fördert ein eigenmächtiges Vorgehen der Lokalbehörden. Dieſen 
Zwieſpalt ſehen wir ebenſo im Fabrik⸗ wie im Steuer⸗ und Agrarweſen 
(Kaplun⸗Kogan, S. 134, 138, 200). Die bolſchewiſtiſchen Organe 
geben, namentlich auf ſteuerlichem Gebiete, offen zu, daß dieſe „unrecht⸗ 


5 mäßige“ Dezentraliſation, die eigenmächtige „Beſteuerung“ der Be⸗ 


völkerung durch die Lokalbehörden, die Staatskaſſe ungeheuer ſchädigt. 
Dieſe Dezentraliſation bemerkt gelegentlich auch Paquet und ſagt mit 
Recht, daß ihre Grenze mit der Anarchie verfließt. Daß auch dieſe 
Erſcheinung mit dem Bolſchewismus als ſolchem zusammenhängt, ſieht 
man daraus, daß ſie ſich auch im bolſchewiſtiſchen Ungarn bemerkbar ö 
machte. = 
Während Kaplun⸗ Kogan allein die wirtschaftlichen Tatſachen ihre ö 
knappe, aber beredte Sprache reden läßt, geben uns Vorſt und Paquet 
vielſeitige Schilderungen des Bolſchewismus, die auch ſeine Soziologie, 
Moral, Kultur, Politik beleuchten. Während aber Vorſts Buch dabei 
ſtark kritiſch und polemiſch gehalten iſt, erweiſt ſich Paquet in dem 
Buch über das kommuniſtiſche Rußland als ein nur der Wiedergabe 
des Geſehenen hingegebener Dichter. Sein Buch enthüllt wunderbar 
treffende Charakterbilder der Hauptperſonen der bolſchewiſtiſchen Bühne, 
plaſtiſche Zuſtandsſchilderungen und meiſterhafte Stimmungsbilder, von 
denen manche, wie zum Beiſpiel das Schlußkapitel: „Die gefeſſelte 
Stadt“, in ihrer Kunſt ſchlechthin unnachahmlich ſind. Wir ſehen vor 
uns förmlich dieſes „kommuniſtiſche Rußland“ und fühlen es. Durch dieſe 
dichteriſche Hingegebenheit an die Tatſachen übertrifft es noch Vorſts 
1 an Wirkung. Eine Groteske gewinnt noch an Wirkung, wenn 
23 * 
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man fie unbekämpft in allem Ernſt nachſpricht. Der ruſſiſche Bolſche— 
wismus iſt aber wohl die größte Groteske, die ſich die Weltgeſchichte 
geleiſtet hat. Lieſt man zum Beiſpiel Paquets Beſchreibung des Jahres— 


feſtes der Revolution am 7. November 1918 in Moskau, dieſes „Hochzeits— 


tages der Idee und des Chaos“, in dem die innere Gedanken- und 
Gefühlverworrenheit des Bolſchewismus, das Gemiſch des Aſiatentums 
mit europäiſchen Ideen ſich ſelbſt zum ſichtbaren Symbol erhebt — mit 
dem Durcheinander von Bildern Tolſtois und Doſtojewskijs, Marx' 
und Engels', Robespierres und Jaurés', mit futuriſtiſch- revolutionären 


Gemälden und feierlichen Laſtwagen, „deſſen Pferde von ſtruppigen Ge— 


5 


ſtalten geführt werden, die wie die Würdenträger einer noch nicht ver— 


geſſenen Zeit in echte Generalsuniformen, in grüne goldgeſtickte Diplo⸗ 


matenfräcke und weiße Hoſen gekleidet ſind“, mit Chopinſcher Muſik und 
kaiſerlichem Ballett, — ſo kann man ſich des Eindrucks des Grotesken, 


ja Tollhäusleriſchen nicht erwehren. — Paquets Buch kann ähnlich als | 
das Buch über den Bolſchewismus bezeichnet werden, wie Barbuſſes 


„Feuer“ als das Buch über den Weltkrieg bezeichnet worden iſt. 

Um ſo mehr muß man aber ſtaunen, wenn man von dieſem Buch 
Paquets zu ſeinen in verſchiedenen deutſchen Städten gehaltenen Vor— 
trägen über den „Geiſt der ruſſiſchen Revolution“ übergeht. Nachdem 
er uns im „Kommuniſtiſchen Rußland“ geſchildert hatte, wie der Bol— 


ſchewismus durch ſeine immanente Entwicklung dazu geführt wurde, 


den Militarismus in allerſchärfſter Form wieder ins Leben zu rufen; 


wie ſeine Führer ſich desſelben diplomatiſchen Doppelſpiels bedienen, das 


ſie dem alten Regime vorwerfen; wie ſtatt des als Ziel hingeſtellten 
Verſchwindens der Klaſſengegenſätze in Wahrheit nur ein neues erniedrigtes 


Bürgerproletariat entſteht; wie „die einzelnen Bevölkerungskreiſe einander 


mit einem Mißtrauen, einem ſtillen Haß gegenüberſtehen, der immer 


weiter hinwegführt von jenem Himmel auf Erden, den die Bolſchewiki 


in ihrem ſozialiſtiſchen Staat verheißen hatten“; nachdem er endlich den, 
leider bisher von den heutigen Machthabern der Welt immer noch un= 
erhörten Ruf erhebt: „Es iſt unumgänglich i im Namen der Menſchlichkeit 


das deutliche und kurze Wort „Genug!“ auszuſprechen“, — nach alle 


dem bringt er es fertig, den Geiſt der ruſſiſchen Revolution als für die 
ganze übrige Welt, insbeſondere auch Deutſchland, vorbildlich hinzuſtellen 
und zu feiern!? 

Die Erklärung liegt in der bereits eingangs unſerer Ausführungen 


erwähnten Behauptung, man verwechſle die Idee des Bolſchewismus mit 


deren ruſſiſcher Erſcheinungsform. Oben ſuchten wir aber in einer 
Reihe von Argumenten nachzuweiſen, daß das ruſſiſche Elend nicht 


‚eine ſinguläre Erſcheinungsform des Bolſchewismus, ſondern eine 


ſeinem Weſen immanente Folge iſt, die ſich in allen Ländern 
einſtellen muß, die zum Wirtfchaftsſyſtem der Bolſchewiki übergehen. 
Ein anderer Grund liegt in der dichteriſchen Veranlagung Paquets: ihr 
verdanken wir jene wunderbare Schilderung der tatſächlichen Zuſtände 


des kommuniſtiſchen Rußland, ihr aber auch das alles Tatſächliche ab— 


ſtreifende Schwelgen in der Idee des Bolſchewismus als Idee der 
Zukunft. Aber es iſt von Übel, wenn e ſich auf Nationalökonomie 
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verlegen: im Wirtſchaftsleben ijt. kein Platz für Dichtung. Paquet 
ſcheint gelegentlich ſelbſt einzuſehen, daß das einzige poſitive, konkrete 
Reſultat, das er zu formulieren vermag, „vielleicht“ in dem „Zuwachs 
an Arbeiterbureaukratie“ beſteht. Er meint wohl hierunter die Organiſation 
der Arbeiterräte. Vergeblich aber würden wir bei ihm nach einer 
weiteren poſitinen Ausgeſtaltung dieſer Idee ſuchen. Indeſſen tft feine. 
ganze Art und Weiſe, die Grundidee des Bolſchewismus zu feiern, 
nur allzu geeignet, in dieſen ſchwankenden Zeiten unreife Köpfe dazu 
zu verführen, unreife Ideen auch in die Praxis umzuſetzen und dadurch 
das größte Unheil anzurichten. g a 

Berlin E. e | 


von Syfzla: Die Sozialiſierung des Wirtschaftsleben. | 
Jena 1919, Guſtav Fiſcher. 79 S. 


Die Schrift, im Dezember 1918 geſchrieben und darnach wohl zu 
wiſſenſchaftlicher Aufklärung im Streit der Tagesmeinungen beſtimmt, 
unternimmt es, im Namen „der Wiſſenſchaft“, das „helle Licht der 
Erkenntnis in das Dunkel der Unwiſſenheit“ leuchten zu laſſen und er⸗ 
füllt, wie die Mehrzahl fo prätentiös bevorworteter journaliſtiſcher 
Leiſtungen weder dies Verſprechen, noch andere Erwartungen, die etwa 
infolge der Titelankündigung „Grundſätzliches über Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten“ gehegt werden ſollten und könnten. Wer ſich durch 
die Selbſtverſtändlichkeiten des erſten „die wirtſchaftliche Freiheit und der 
ſoziale Gedanke“ ſchön überſchriebenen Kapitels mit ſeinem unbrauchbaren 
Extrakt aus englichen Blaubüchern hindurch zu der Frage hat hinführen 
laſſen, ob es nicht möglich ſei, „das wirtſchaftliche Leben allein auf dem 
ſozialen Gedanken aufzubauen, das Wirtſchaftsleben zu ſozialiſieren“, 
wird entſchädigt für den Mangel an Gedanken und Klarheit durch — 
Zitate aus Marxens Kapital — ſodaß alſo die Hoffnung, unter dem 


Titel „der Sozialismus“ eine Erörterung der ſozialiſtiſchen Stellung⸗ 


nahme zu der Frage zu finden, dort ebenſowenig erfüllt wird wie die 
Forderung, einen Beweis für die eingangs aufgeſtellte Behauptung zu- 
erbringen, daß Sozialiſterung, Vergeſellſchaftung, Verſtaatlichung Syno⸗ 
nyma ſeien, womit die eben zitierte Begriffsbeſtimmung natürlich nicht 
zu vereinigen iſt. Was Marx, deſſen „ſtolzem und logiſch ſcharfem Ge⸗ 
dankenbau“ nach dem Urteil Profeſſor Tyſzkas „die Verankerung in dem 
wirklichen Leben fehlt“, unter Sozialiſierung verſteht, wird weder mit⸗ 
geteilt noch erörtert; Profeſſor Tyſzka kennt anſcheinend außer Schlag⸗ 
wörtern nur eine Form: die Verſtaatlichung. Wer ſich beiſpielswerſe 
Aufklärung darüber verſchaffen möchte, wie der Vergeſellſchaftungsbegriff 
des Erfurter Programms ſich zu der Auffaſſung wandeln konnte!, die in 
verſchiedenen Kundgebungen Wiſſels und anderer Stegierungamitglieber 


1 Hierzu gibt einiges, aber keineswegs 8 Material die Sammel⸗ 
ſchrift „Monopolfrage und Arbeiterklaſſe“ von W. Janſſon, in der Schippel 
in parteigeſchichtlichen Rückblicken“ die unſichere Stellung der Sozialdemokratie 

kennzeichnet, die insbeſondere auch noch in dem Beitrag Hues, „Die Verſtaat⸗ 
lichung des Bergbaues“ in die Erſcheinung tritt (Sormärsneriag, Berlin). 
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— auch ſozialiſtiſcher — bei Beratung der recht ſchnell bekanntlich im März 
1919 angenommenen Reichsgeſetze zum Ausdruck kam, würde hier keine 
Antwort finden. Ebenſowenig iſt die „Sozialiſierung der G eſinnung“, 


wie ſie bekanntlich (um eine nicht ſozialdemokratiſche, für die Praxis 


unſerer Geſetzgebung auch einflußreiche Ideenrichtung zu nennen) von 


chriſtlicher Gewerkſchaftsſeite oder auch von Rathenau als Vorausſetzung 


einer Umwandlung der Wirtſchaftsformen erſtrebt wird, oder die (mit 
dem gleichen Schlagwort bezeichnete) Forderung einer Umwandlung des 
Arbeitsverhältniſſes behandelt. Statt nichtsſagender Bemerkungen über 
Rathenaus Beſtrebungen, die nicht den Wert wiſſenſchaftlicher Kritik 


aufweiſen (die bisher nur von Wieſe in ſeiner „Freien Wirtſchaft“ 


gegeben hat) wäre auseinanderzuſetzen geweſen, daß außer einer Anderung 
der Produktionsordnung auch an eine ſolche der Verteilung gedacht 
wird, wäre eine Unterſuchung über deren Berechtigung, ebenſo unum— 


gänglich eine Herausarbeitung des Unterſchieds von Beſitz⸗ und Betriebs⸗ 


ſozialiſierung geweſen. Da aber in keiner Weiſe die „Forderung des 


Tages“ analyſiert und geklärt wird, muß auch auf dieſes Buch das 


Urteil:, „wiſſenſchaftliche Demagogie“ angewendet werden, womit be— 


kanntlich Friedländer den Ballodſchen Zukunftsſtaat charakteriſierte. 


Deutlich hat die nationalökonomiſche Kritik hervorzuheben, daß ſolchen 
alles andere als Klärung bereitenden Arbeiten eine Verkündung undurch— 


| dachter Sätze als Wiſſenſchaftsergebniſſe (wie auch S. 33 ambitioniert) 


nicht zukommt. Trotz der Fülle der Zitate bekommt man von den zu 
ſchildernden Gedankengängen anderer keine richtige Vorſtellung, und eigene 
Ausführungen des Verfaſſers ſind Leſeerinnerungen oder Einfälle, denen 
man weder Originalität (die Ballod jedenfalls beanſpruchen kann) nach— 
ſagen wird noch den Verſuch exakter Beweisführung (über deſſen 


Mangel ſich kein Leſer der Ballodſchen Statiſtikſammlung beſchweren wird). 


Nach allgemeiner Anſicht oder ſagen wir vorſichtiger: nach vor— 
wiegender Auffaſſung wiſſenſchaftlich geſchulter Nationalökonomen wäre 
freilich eine Forderung wie „Verſtaatlichung des Bergbaues mit 
Einſchluß der Unternehmen im Großeiſengewerbe“ näher zu motivieren 
geweſen, als es Verfaſſer tut, der mit Phraſen wie, daß der „Staat 
nicht ruhig zuſehen dürfe“, daß ein Privatmonopol den Markt beherrſcht 
— dieſe Selbſtverſtändlichkeit wird immer herangezogen! — arbeitet und 


auch die chemiſche Induſtrie als ſozialiſierungsreif hinſtellt — und zwar 


(wieder ohne nähere Begründung und unter der Vorſtellung einer Ein— 
heitlichkeit der chemiſchen Gewerbe) „in Form gemiſcht⸗wirtſchaftlicher 
Vereinigung.“ Eine Erörterung der Folgen, die ſich aus der weltwirt⸗ 
ſchaftlichen Stellung ergeben, und der Wirkungen, die ſich für dieſe 
ergeben würden, fehlt. Ebenſo ungenügend ſind die Darlegungen über 
die Kaliinduſtrie, wobei es nicht an Fehlern, wie der Behauptung 
von einem Weltmonopol Deutſchlands und an der Ermahnung zur 
„nationalen Pflicht, dieſen Trumpf ſo gut wie möglich auszuſpielen“, 

mangelt. Auch beim Verſicherungsweſen wie bei anderen Gebieten fehlt 
es an Erö terung der finanziellen Seite des Problems, mangelt es aber 
nicht an Behauptungen oder unklaren Vorſtellungen wie (S. 63) daß 
bei Verſtaatlichung eine „von ſozialen Geſichspunkten diktierte Preis— 
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bildung“ am leichteſten (?) gegeben ſei. Doch ſei's mit dieſer Stilprobe 
genug. Gerade deshalb, weil wir auch Verſtaatlichung für geboten 
halten, müſſen wir auf „begründete“ Motivierung Gewicht legen, wobei 
wiederholt ſei, daß die anderen Mittel für das gleiche Ziel nicht zu 
vergeſſen ſind — wie es ja für Erörterung des Frage bezeichnend iſt, 
daß die „Verſtaatlichungs“ debatte an Beliebtheit verloren und anderen, 
leider auch vorwiegend voreingenommen geführten Erörterungen Platz 
gemacht hat. Wir werden noch manche Wandlung erleben und dabei 
auch ſehen, daß Schriften wie die vorliegende bald als veraltet gelten 
und fie nicht einmal Aktualitätswert erreichen. Selbſt an dieſem 
— bekanntlich nicht wiſſenſchaftlichen — Maßſtab gemeſſen, erſcheint ſie 
überflüſſig. 8 | 85 
Dresden H. Gehrig 


Hofacker, Dr. Wilhelm, Miniſterialrat im Miniſterium des Innern 
in Stuttgart: Die Staatsverwaltung und die Straf⸗ 
rechts reform. Berlin⸗Stuttgart⸗Leipzig 1919, Verlag von W. Kohl⸗ 
hammer. XVI u. 544 S. Geh. 20 Mr.. 


An großen, grundlegenden Werken, die ſich mit dem Verhältnis der 
allgemeinen Staatsverwaltung zur Rechtſprechung befaſſen, insbeſondere 
ihre Verſchiedenheiten voneinander darlegen, beſteht wahrlich ſeit alters 
her, ſeit Montesquieus: „De l'esprit des lois“ kein Mangel, aber ſie 
leiden faſt ausnahmslos daran, daß ſie faſt ganz oder doch vorwiegend 
rechtsphiloſophiſch orientiert ſind und zu wenig auf dem geltenden 
poſitiven Rechte aufbauen. Schon inſofern beſteht im wiſſenſchaftlichen 
Schriſttume eine empfindliche Lücke. Und ſie klafft insbeſondere inſofern, 
als, abgeſehen von dem höchſt verdienſtvollen Werke des Berliners Gol d⸗ 
ſchmidt: „Verwaltungsſtrafrecht“ die gegenſeitigen engen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Strafrecht und Straſrechtspflege einerſeits und 
allgemeiner Staatsverwaltung noch kaum je erſchöpfend dargeſtellt worden 
ſind. In beiden Beziehungen vermag das zur Beſprechung vorliegende 
Werk eine ausgezeichnete Bereicherung unſerer Literatur und eine ent⸗ 
ſchiedene Förderung unſerer Erkenntnis zu gewähren. Auf alle die zahl⸗ 
reichen geiſt⸗ und ungemein temperamentvollen Einzelausführungen des 
Verfaſſers näher kritiſch einzugehen, iſt hier in einer ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
lichen Zeitſchrift nicht der Platz, ſie intereſſieren nicht ſo ſehr den Sozial⸗ 
politiker und praktiſchen Volkswirt, als den Verwaltungsbeamten und 
Strafrechtler. Aber die Grundzüge ſeines Syſtems verdienen auch jener 
Teilnahme. Im erſten Teile ſeiner Arbeit: „Die Staatsverwaltung, ihre 
Verzweigung, ihre Betätigungsformen“ (S. 1— 261), ſucht Hofacker zu⸗ 
nächſt darzulegen, daß ein innerer, begrifflicher, ſcharfer Gegenfatz zwiſchen 
Verwaltung und Rechtſprechung nicht beſtehe, der einzige Unterſchied 
ſei vielmehr rein formaler Natur und beruhe auf der Beſtimmung 
des § 13 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. Mit Fug warnt dann aber 
0 ſelber im weiterem Verlauf ſeiner Ausführungen vor einer 

berſchätzung und Überſpannung des formalen Elements ſeitens der Ge⸗ 
ſetzgebung und der Rechtſprechung. Mit vollſtem Recht verlangt er von 


— 
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beiden, daß ſie ſich bei der Aufſtellung und Durchführung ihrer Begriffe 
im engſten Einklang mit den Realitäten des Lebens halten und ihre 
Erforderniſſe beachten. Mit Fug tadelnd, prägt er die goldenen Worte: 

„Die Juriſten bedienen ſich derſelben Sprache wie andere Menſchen, 
aber ihre Sprache drückt etwas ganz anderes aus, ihre Worte ſind ver- 
deckte Geheimworte, zu deren Enträtſelung nur die die Schlüſſel haben; 

ſie verſtehen unter weiß ſchwarz“. (S. 49.) In der Tat, wir können 
einfach nicht durch unſere Geſetzgebung die Welt ſouverän beherrſchen, 
wie dieſes die leidigen Erfahrungen unſerer Kriegsnotgeſetzgebung uns 
. nur zu deutlich gezeigt haben, die Welt der Realitäten beherrſcht viel— 
mehr uns und unſere Geſetzgebung. Überzeugend weiſt dann Hofacker 
weiter nach, wie ſehr unſere zivilrechtlichen Begriffe unter der ton⸗ 
angebenden Führung des deutſchen Reichsgerichts — wir fügen hinzu aber 
auch der Wiſſenſchaft — geneigt und beſtrebt ſind, ſich auf das Gebiet 
des öffentlichen Rechts, des Verwaltungsrechts, der Verwaltungsbehörden 
und der Verwaltungsgerichte zu „überſtrecken“, d. h. überzugreifen 
(S. 86—150). Daran anſchließend erörtert der Verfaſſer die zweckmäßige 
Geſchäfts verteilung zwiſchen Verwaltung und Rechtſprechung, um zu dem 
unſeres Erachtens richtigen Ergebnis zu gelangen, der heutige „Zuſtand 


der Verworrenheit“ könne nur dadurch behoben werden, daß man die 


Zuſtändigkeit als bloße Kehrſeite der inneren Natur eines Gegenſtandes 
herausarbeite. Dies müſſe das Ziel jeder Rechtsreform ſein (S. 166). 
Der fünfte Abſchnitt des erſten Teils (S. 169 —185) legt ſodann die 
inneren Verſchiedenheiten der Rechtſprechung von der Verwaltung dar. 
Wenn hier der Verfaſſer — und zwar unſeres Erachtens durchaus zu— 
treffend — ſelber erklärt, „daß der Schwerpunkt der Tätigkeit der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit in der Rechtsgebundenheit, der Schwerpunkt 
der Tätigkeit der Verwaltung im freien Ermeſſen erblickt werden könne 
(S. 172), ſo widerlegt er damit freilich ſelber die an den Eingang ſeiner 
grundlegenden Erörterung geſtellte und dort in keiner Weiſe überzeugend 
dargelegte — mehr aphoriſtiſche — Theſe, daß zwiſchen Rechtſprechung 
und Verwaltung kein eigentlicher materialer, begrifflicher Gegenſatz beſtehe. 
Der ſechſte Abſchnitt des erſten Teils (S. 186— 261) befaßt ſich mit 
der eingehenden Erörterung des freien Ermeſſens und der Rechts— 
gebundenheit als Betätigungsformen der Staatsverwaltung. Ungemein 


lehrreiche Einblicke in das Weſen der Staatsverwaltung überhaupt er⸗ 


öffnen ſich hier. Namentlich der Umfang der Nachprüfung des freien 
Ermeſſens der Verwaltungsbehörden durch die Verwaltungsgerichte wie 
durch den ordentlichen Richter wird ſorgfältig kritiſch erörtert. Ob und 
in welchem Umfang jeweils der Verwaltung oder Rechtſprechung freies 
Ermeſſen eingeräumt werden ſolle, ſei eine politiſche Frage, „aber auf 
vielen Gebieten iſt das freie Ermeſſen nun einmal die unumgängliche 
Vorausſetzung für eine ſchöpferiſche und erfolgreiche Tätigkeit der Ver— 
waltung“ (S. 257). Wenn man neuerdings von allen Seiten für 
unſere Verwaltung mehr kaufmänniſchen Geiſt verlange, ſo ſetze dieſe 
berechtigte Forderung die Einräumung und den Gebrauch des freien Er— 
meſſens voraus, denn hierauf beruhe der kaufmänniſche Erfolg. Vor 
allem. für die Polizeiverwaltungen ſei das freie Ermeſſen ein wahres 


h 
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Lebenselement. Allerdings mit „viel Verantwortlichkeit“ müſſe es um⸗ 
geben werden. „Dje zunächſt äußerlich am deutlichſten in die Erſcheinung 
tretende Schranke für die freie Ermeſſensbetätigung beſteht in 
einer ſorgfältigen Auswahl der Perſonen, denen wir die freie Ermeſſens⸗ 
betätigung anvertrauen, und in einer dem Weſen des freien Ermeſſens 
angepaßten Verfahrens- und Rechtsmittelordnung. Die freie Ermeſſens⸗ 
betätigung ſetzt nicht ſowohl gründliche juriſtiſche Kenntniſſe, ſondern 
eine Welterfahrung und Menſchenkenntnis voraus, die nicht angelernt 
werden können.“ (S. 261.) 

Der zweite Teil unterſucht ſehr eingehend das Verhältnis der 
Strafrechtſprechung zur Verwaltung (S. 263 — 384). Überzeugend weiſt 
Hofacker in gründlichſter Unterſuchung nach, daß unſere geſamten, ſo un⸗ 
geheuer zahlreichen, ſtrafrechtlichen Vorſchriften in zwei grundlegend von⸗ 


einander verſchiedene große Gruppen zerfallen. Die einen, in den erſten 
28 Abſchnitten des Reichsſtrafgeſetzbuchs vorwiegend enthaltenen Normen 


bezwecken den Schutz der allgemeinen Rechtsordnung und ſind „Kultur⸗ 
normen“, die anderen, weit zahlreicheren des 29. Abſchnitts ebenda (die 
„Übertretungen“) und die weitaus meiſten Verbote der ſogenannten 
„ſtrafrechtlichen Nebengeſetze“ ſind reine Verwaltungsſchutzvorſchriften; 
den geordneten Gang der Verwaltung bezwecken ſie und ſind daher nur 
Ausflüſſe des Verwaltungsrechts, einheitlich und untrennbar mit ihm 
verbunden. Dadurch, daß über ihre Verletzung ein der allgemeinen 
Staatsverwaltung weſensfremdes Organ: das ordentliche Strafgericht, 
urteilt, entſteht eine große Umſtändlichkeiten, Koſten, Reibungen und 
unnötige Erbitterung beim Staatsbürger erzeugende „Doppelverwaltung“. 
Einheitliche Handlungen werden ſo verſchiedenen Behörden überwieſen 
und in zwei Teile zerriſſen. Die Verwaltung wird zugunſten des Straf⸗ 


rechts zurückgedrängt. Dieſes ſoll überall den Vorzug haben. Für die 


ihrer inneren Natur nach dem Verwaltungsrecht angehörigen Verbots⸗ 
geſetze muß daher ein beſonderes „Verwaltungsſtrafrecht“ geſchaffen 
werden, deſſen Begründung der dritte Abſchnitt des zweiten Teils 
(S. 358— 384) gewidmet tft. Zu feiner Handhabung find bei uns die 
Verwaltungsgerichte berufen. „Wir haben in Deutſchland die Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit äußerlich nahezu lückenlos ausgebaut, die Ver⸗ 
waltungsgerichte ſind da und warten nur auf den ihnen zuzuweiſenden 
Stoff, und in neueſter Zeit iſt der Reichsfinanzhof über Nacht auf gut 
Glück geſchaffen worden; er iſt das gegebene Reichsgericht in Finanzſachen 
einſchließlich der Finanzſtrafſachen.“ (S. 382.) Ä 

Der dritte Teil, „Die Reform der Staatsverwaltung“ (S. 385—534): 
erörtert im erſten Abſchnitt (S. 385—486) beſonders eingehend die 
Strafrechtsreform und ihr Verhältnis zur Staatsverwaltung. Hofacker 
ſucht hierbei nachzuweiſen, daß die Strafrechtſprechung nur einen Teil 
der Staatsverwaltung bilde und ihre Reform eine Wechſelwirkung auf 
die übrige Staatsverwaltung im Gefolge haben müſſe. Von ganz be⸗ 
ſonderem, allgemeinem Intereſſe iſt in dieſem Abſchnitt der verdienſtvolle 
Nachweis der Aigen Unhaltbarkeit des insbeſondere vom Profeſſoy 
des Strafrechts Thomſen in Münſter aufgeſtellten Begriffs eines Ver⸗ 
brechensbekämpfungsgeſetzes an Stelle und als Erfah unſeres heutigen 

\ 
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Reichsſtrafgeſetzbuchs. Der Grundfehler der Verbrechensbekämpfung be? 


ſtehe darin, daß ſie als abſtrakter Gedanke aufgeſtellt und von allen 


Erſcheinungen der Welt losgelöſt und vereinzelt ſei. Alle Verbrechens⸗ 


bekämpfung habe ſich bisher als Nebenzweck an andere Verwaltungs- 
maßnahmen angelehnt. Die Gedanken der Verbrechensbekämpfer im 
Straſrecht und durch das Strafrecht liefen darauf hinaus, dieſe Arbeits— 
verteilung völlig aufzuheben; denn ſie müßten faſt die ganze heutige 
Verwaltung der Strafrechtſprechung angliedern und unterordnen. Ganz 
mit Recht wirft Hofacker ihnen vor, ſie „hätte von der Verwaltung 
keine anſchauliche Kenntnis, ſie ahne nicht, welche Tragweite in ihren 


„Forderungen ſteckt.“ (S. 443.) In der Tat, ſelber deutſcher Richter, 


u — 


müſſen wir dieſe Omnipotenz des Richters mit aller Entſchiedenheit ab- 
lehnen; er würde zufolge der angeſtrebten Reform zum guten Teil auf- 
hören, Richter zu ſein, und Verwaltungsbeamter werden. Dadurch, daß 
die Strafrechtsreform in gewiſſem Umfang den übertriebenen Forderungen 
der Verbrechensbekämpfer unter den Strafrechtlern nachgibt, verwiſcht fie 
die Grenzen zwiſchen Juſtiz und Verwaltung und ſchafft eine bedenkliche 
Doppelverwaltung. „Das Weſen und die ungemeine Tragweite des 
Verwaltungsſtrafrechts hat die bisherige Strafrechtsreform überhaupt 
nicht erfaßt“ (S. 473). Der zweite Abſchnitt beſpricht die Reform der 
übrigen Staatsverwaltung und die Zukunft des Verwaltungsſtrafrechts. 
Die großen Vorteile der Schaffung eines beſonderen Verwaltungsſtraf— 
rechts für das Zivilrecht, das Strafrecht und Strafrechtſprechung, die 
Geſetzestechnik und die Vereinfachung der Staatsverwaltung werden aus— 
führlich dargelegt. Mit vollem Recht erklärt Hofacker es für die Haupt- 


aufgabe, nicht ſo ſehr über eine Anderung der Behördenorganiſation nach— 


zuſinnen, ſondern die leidige Doppelverwaltung zwiſchen allgemeiner 


Staatsverwaltung und Strafrechtſprechung zu beſeitigen. Die Ver— 


waltungsſtrafe müſſe in Zuſammenhang mit dem unterliegenden Ver— 
waltungsgebiete gebracht werden. Zuſtändig zum Strafverfahren ſolle 


die für das unterliegende Verwaltungsgebiet zuſtändige Verwaltungs— 


behörde fein. Über Rechtsbeſchwerden wäre der Rechtsweg an das Ver- 
waltungsgericht zu eröffnen. Dieſes müſſe mit allen Garantien der 
vollſten Unabhängigkeit verſehen werden, wie fie bisher ſchon den ordent- 
lichen Gerichten zuftünden. Überzeugend weiſt Hofacker an Hand des 
amtlichen ſtatiſtiſchen Materials die ungeheure Vereinfachung nach, die 
bei Annahme ſeiner Vorſchläge eintreten würde. Das geiſtvolle Werk 
Hofackers lenkt die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſehr wichtige Fragen 
und Zuſammenhänge, die bisher viel zu wenig von der öffentlichen 
Meinung, den Tageszeitungen und ſelbſt der Fachpreſſe beachtet wurden; 
ſeinen kritiſchen Ausführungen und Reformvorſchlägen vermag der 
Referent faſt reſtlos beizupflichten. Entſchiedene Beanſtandung und 
ſcharfe Zurückweiſung fordert aber die allzu temperamentvolle, oft 
jedes Maß vermiſſende aggreſſive Schreibweiſe des Verfaſſers, die ſich 


namentlich in ſchroffſter Bekämpfung des Reichsgerichts (vgl. insbeſondere 


die bedauerlichen Entgleiſungen S. 36 und 184) gar nicht genug tun 
kann. Das Werk bedeutet eine ſehr beachtenswerte wiſſenſchaftliche 
Leiſtung; ein großer Wurf iſt mit ihm dem Verfaſſer gelungen. 

Kiel | Ä | Bovenſiepen. 


1 r e 


157) Beſprechungen 363 


Bericht des Verwalters des fremden Eigentums in Amerika. 
(Alien property custodian report.) Berlin 1919, Auswärtiges 
Amt. XI u. 411 S. (Auslandswirtſchaft in Cingelbarfelungen 
Herausgegeben vom Auswärtigen Amt, Band 1.) 


A. Mitchel Palmer hat Anfang des Jahres einen Bericht über 
ſeine Verwaltung des feindlichen Eigentums veröffentlichen laſſen, der⸗ 
als Verteid igungsſchrift von ihm gedacht war. Mancherlei Vorgänge 
hatten zu heftigen Angriffen gegen ihn geführt, die ſich zu einem Senats⸗ 
beſchluß, ſeine Amtsſührung zu unterſuchen, verdichteten, als Präſident 
Wilſon im Februar des Jahres ſeine Ernennung zum Bundesoberſtaats⸗ 


anwalt verfügte. Die dann gegen ihn geführte Unterſuchung verhinderte 


nicht ſeine endgültige Beſtätigung als Bundesoberſtaatsanmalt. 


Um dieſen Bericht, der uns einen Einblick in die amerikaniſche 
Kriegspſyche gewährt, richtig beurteilen zu können, muß erwähnt werden, 
daß ein perſönlicher Groll die Palmerſche Amtsführung ſtark beeinflußt 
hat. Denn durch den Diebſtahl der Aktenmappe eines deutſchen Diplo⸗ 
maten war Palmer der Poſten des juriſtiſchen Konſulenten im Aus⸗ 
wärtigen Amt in Waſhington verloren gegangen, da unter den gefundenen 
und veröffentlichten Dokumenten ſich auch ein Brief von dem Rechts⸗ 
anwalt des Diplomaten befand, in dem jener ihm zu der bevorſtehenden f 
Ernennung von „A. M. P.“ gratulierte. Die Folge war, daß „A. M. P.“ 
verſchwand bis zum Herbſt 1917, als er zum Verwalter des feindlichen 
Eigentums ernannt wurde, um beſonders am deutſchen Eigentum ſeine 
aufgeſpeicherte Entrüſtung auszulaſſen. Zunächſt hatte er nur Ver⸗ 
waltungsvollmachten, die aber bald durch Liquidations⸗ und Verkaufs⸗ 
vollmachten ergänzt wurden. Die einſchlägigen Geſetze waren ſtark in⸗ 
ſpiriert durch engliſche Vorbilder, wie denn überhaupt die amerikaniſchen 
Organiſationsmethoden der rückſichtsloſen menſchlichen, moraliſchen und 

materiellen Zerſtörung der feindlichen Zivilbevölkerung vor allem durch 
die engliſche im Mai 1917 unter Führung von Balfour nach den Ver⸗ 
einigten Staaten entſandte Miſſion beeinflußt worden find. Wenn nun 
Palmers Bericht lediglich darin beſtände, ſachlich über die Verwaltung 
oder über die Liquidierung oder den Verkauf des deutſchen Eigentums 
in Amerika zu erzählen, ſo würde er vielleicht ein a0 aber 
kaum ein menſchliches Intereſſe beanſpruchen können. A. Mitchell 
Palmer hat aber die Gelegenheit eines ſolchen Berichtes benutzt, um in 
der ſchamloſeſten Weiſe die deutſche Induſtrie und den deutſchen Handel 
als ſolchen anzugreifen und mit den billigſten Mitteln der Unterſtellung 
und der Verſtellung ein Bild des deutſchen geſchäſtlichen Treibens in 
den Vereinigten Staaten zu geben, das, wäre es wahr, jeden zur Ent⸗ 
rüſtung und Verachtung führen würde. Er hat dabei durchweg dieſelbe 
Methode verfolgt. Nehmen wir zum Beiſpiel die chemiſche Induſtrie. 
Er beſchreibt die Entwicklung in Deutſchland in großen, grob verzeichneten 
Zügen. Er berichtet dann über die Bemühungen der deutſchen chemiſchen 
Induſtrie, fd auf dem amerikaniſchen Markte einzubürgern und zu 
halten, in einer Weiſe, als ob für ſie von vornherein ein antiamerikaniſcher 
Standpunkt der maßgebende und beſtimmende geweſen wäre. So be⸗ 
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trachtet er zum Beiſpiel die Ausnutzung der internationalen Patentein⸗ 
richtung, den Verſuch, durch Vielſeitigkeit und ſtetes Anbauen das durch 
Patente geſicherte zeitweiſe Monopol zu verlängern, als eine „Ver— 
ſchwörung“ anſtatt als eine — mit Recht oder mit Unrecht — allgemein 
übliche geſchäftliche Handlungsweife. Als dann die amerikaniſchen Geſetze 
gegen Kartelle und Truſts veränderte Organiſationsformen nötig machten, 
werden die von den Deutſchen beſchrittenen Wege wieder als ganz beſondere, 
und zwar als ganz beſonders verſchlagene und hinterhältige Wege ge— 
kennzeichnet, anſtatt auch da, im Hinblick auf in Amerika gebräuchlichen 
organiſatoriſchen Spitzfindigkeiten, ſie lediglich als allgemeine Geſchäfts⸗ 
gewohnheiten zu kennzeichnen. Da nun die Chemie, wie jede andere 
angewandte Wiſſenſchaft — und deshalb wiederholt ſich dieſer Vorgang 
bei jedem von Palmer beſprochenen Geſchäftszweig — im Kriegsweſen 
eine bedeutende Rolle ſpielt, ſo muß auch dieſe Tatſache herhalten, um 
die Entwicklung der deutſchen chemiſchen Induſtrie im allgemeinen, und 
in Amerika im beſonderen, als „Kriegsverſchwörung“ zu charakteriſieren. — 
In einer Beſchreibung der Verwaltung und der Leitung der chemiſchen 
Betriebe erreichen Gift und Galle des Herrn A. Mitchell Palmers ihren 
Höhepunkt. Vielleicht nur noch das Kapitel über das Metallgeſchäft 
ſchlägt das chemiſche Kapitel in falſchen Behauptungen und Schluß⸗ 
folgerungen. 

Für den Volkswirtſchaftler iſt in dem ganzen Bericht kaum etwas 
Neues von Intereſſe. Die darin erwähnten Geſchäftszweige ſind mit 
Ausnahme des Metallhandels ſchon häufig Gegenſtand ausführlicher 
Studien geweſen. Das über die Metallinduſtrie veröffentlichte Material 
iſt auch ſo unzuverläſſig, daß es wiſſenſchaftlich nur mit größter Vor— 
ſicht benutzt werden kann. Die von Palmer veröffentlichten privat⸗ 
rechtlichen Vorgänge bei den Beziehungen zwiſchen den deutſchen Mutter- 
intereſſen und den amerikaniſchen Ablegern ſind vielleicht die einzigen 
Punkte, die für den Wiſſenſchaftler Intereſſe haben. Die gebräuchlichen 
Verabredungen ſind in manchen Fällen durch zuſätzliche Vollmachten und 
Verpflichtungen ergänzt, die nur durch perſönliche Vertrauensbeziehungen 
erklärbar ſind, die aber gerade deshalb eigentlich ein um ſo angenehmeres 
Bild von den Charaktereigentümlichkeiten deutſcher Großkaufleute geben. 
Nehmen wir ein Beiſpiel aus der chemiſchen Induſtrie, ſo wäre vielleicht 


am bezeichnendſten das Abkommen zwiſchen Höchſt und dem amerikaniſchen 


Vertreter Hermann A. Metz. Infolge der amerikaniſchen Geſetze gegen 
Kartellweſen mußten die Deutſchen ihr unmittelbares Eigentumsrecht auf 
die amerikaniſchen Werke aufgeben, da ja in Deutſchland die chemiſchen 
Großfabrikanten eine Art Kartell gebildet hatten. Die Höchſter über⸗ 
trugen ihre Eigentumsrechte auf Herrn Metz, ließen ſich von ihm ein 
Zahlungsverſprechen geben, das von ihm nach Wunſch eingelöſt werden 
konnte. Dieſes Zahlungsverſprechen wurde mit den in Frage kommenden 
Aktien als Sicherheiten in Montreal, Canada, deponiert, um ſo auch die 
das Zahlungsverſprechen ſichernden Aktien nicht innerhalb der amerika— 
niſchen Jurisdiktion zu haben. Außerdem wurde noch ein mündliches 
Abkommen getroffen, durch“ das die Reinergebniſſe der amerikaniſchen 
Geſellſchaft in einer Weiſe verteilt werden konnten, die ohne Rückſicht 


| 
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auf den jeweiligen Aktienbeſitz feſtgelegt werden durfte, ein Abkommen, 
das nur bei völligem gegenſeitigen Vertrauen wertvoll war. So kom⸗ 
pliziert dieſe Abmachungen auch mit den modernen Großbetrieben nicht 
vertrauten Leuten erſcheinen mögen, ſo einfach ſind ſie doch immerhin, 
verglichen mit den in internationalen Betrieben, wie etwa der Standard 


Oil oder den internationalen Großbanken, gebräuchlichen Schachtelbetrieben. _ 


Sie ſtellen eben nur den Verſuch des Großkaufmannes dar, veränderten 
Verhältniſſen mit möglichſt geringer Reibung ſich anzupaſſen. | 

Grotesk wirkt es, wenn Palmer Vorgänge während des Krieges 
als Spionage oder Verſchwörung zu kennzeichnen ſucht nur deshalb, 
weil ſie möglicherweiſe die Betätigung der Entente in den Vereinigten 


Staaten erſchwerten. In dieſer Verbindung iſt die Darſtellung des 


Kontraktes Schweitzer⸗Ediſon bezeichnend. Ediſon mußte große Quanti⸗ 
täten Phenol herſtellen, um ſeine früher von Deutſchland bezogenen Roh⸗ 
materialien für die Fabrikation von phonographiſchen Apparaten zu 
ſchaffen. Den von ihm nicht gebrauchten Überſchuß gab er unter einem 


umfaſſenden Kontrakt an Dr. Schweitzer, den Leiter der Bayer Co., 


der ihn zur Herſtellung von Medikamenten verwenden ließ. Dies 
Material hätte Dr. Schweitzer auch zur Herſtellung von Sprengſtoffen 
benutzen können, aber ſeine „Verſchwörung“ beſtand gerade darin, daß 


er Heilmittel und nicht Zerſtörungsmittel aus dieſem von Ediſon nicht 


benötigten Phenol herſtellen ließ. / 

Um endlich die Übertreibungsſucht von Palmer gebührend zu kenn⸗ 
zeichnen, dürften die folgenden Sätze aus den einleitenden Bemerkungen 
der von der Außenhandelsſtelle des Auswärtigen Amtes in Berlin heraus⸗ 
gegebenen Überſetzung des Palmerſchen Berichtes am beſten geeignet 
ſein: Ä 


Deutſchlands Hoffnungen für die Zukunft in der induftrielled Eroberung dieſes 
Kontinents lagen — eine Eroberung, der Deutſchland im Jahre 1914 nahe zu 
ſein glaubte —, jo wird man leicht erkennen... Als Beweis für dieſe merk⸗ 
würdige Behauptung wird angeführt, daß der Wert deutſchen Beſitzes, wie er 


„An anderer Stelle ſagt der Bericht: Wenn man pe erinnert, daß 


in den Büchern der Palmerſchen Verwaltung am 15. Februar 1919 erſchien, 


ſich ſchätzungsweiſe auf 326 855 090,39 Doll. belaufe — das Ergebnis von 


17339 Beſchlagnahmefällen. Außerdem wird die Zahl der ihm anvertrauten 


Unternehmungen für Deutſchland, Oſterreich⸗-Ungarn, Bulgarien und die Türkei 
alles in allem mit 32 296 angegeben; Mr. Palmer hofft hieraus ingeſamt 
700 Mill. Doll. zu erzielen. Das heißt: der Höchſtbetrag, der für die Unter⸗ 
nehmungen der Zentralmächte angenommen wird, erreicht noch nicht einmal die 
Hälfte des Wertes einer einzigen amerikaniſchen Induſtriegeſellſchaft, wie der 


United States Steel Corporation und nicht annähernd ein Prozent des Geſamt⸗ 


wertes der amerikaniſchen Induſtrie.“ 


N Wie unrichtig Palmers Behauptung iſt, daß das Vorgehen der 

deutſchen Behörden gegen amerikaniſches Eigentum die amerikaniſchen 
Maßnahmen gegen deutſches Eigentum zur Folge gehabt hätten und 
rechtfertigten, kann wohl auch am beſten durch die folgende Er⸗ 


klärung der deutſchen Regierung bewieſen werden: „Tatſächlich hätte 


aber auch Herrn Palmer bekannt ſein müſſen, da wiederholt hierüber durch 
neutrale Vermittlungen nach Amerika berichtet worden iſt, daß die 
deutſche Regierung zwar von Zeit zu Zeit nach Bekanntwerden ameri- 
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kaniſcher Maßnahmen ſich zu Vergeltungsmaßregeln ermächtigen ließ, daß. 
jedoch tatſächlich während des ganzen Krieges kein amerikaniſches 
Privat⸗ oder Geſchäftseigentum liquidiert worden iſt.“ 

New Hork-Berlin f O. J. Merkel 


Peſch, Heinrich: Ethik und Volkswirtſchaft. 4. u. 5. Heft 
von „Das Völkerrecht, Beiträge zum Wiederaufbau der Rechts- und 
Friedensordnung der Völker“. Im Auftrage der Kommiſſion für 
chriſtliches Völkerrecht herausg. von Dr. Godehard Joſ. Ebers. 
Freiburg i. Br. 1918, Herder. 80. 164 S. 


Philoſophiſch geht die katholiſche Sittenlehre vom Naturrecht aus. 
Danach werden die drei Arten der Gerechtigkeit unterſchieden: die justitia 
legalis weiſt dem Staat ſein Rechtsgebiet zu und grenzt es ab. Dieſe 
Grenzbeſtimmungen erinnern an die Grenzen zwiſchen Zwang und Frei— 
heit, die Fichte in ſeinem bekannten Werke „Der geſchloſſene Handels— 


ſtaat“, das ſoeben als Neudruck unter Nr. 226 der Inſel-Bücherei 


wieder erſchienen iſt, aufgeſtellt hat. Der Staat hat danach die Rechte 
der Bürger zu ſchützen, das Recht der Geſamtheit zu wahren, gegenüber 
kollidierenden Privatintereſſen das Wohl der Geſamtheit zu fördern. 
Auch den Vermögensanhäufungen auf der einen Seite und der Ver— 
armung auf der andern hat er entgegenzutreten und den Mittelſtand zu 
fördern. Eine unmittelbare Verwirklichung privater Wohlfahrt des 
einzelnen durch den Staat tritt nur ausnahmsweiſe ein, wo andere, zu— 
nächſt berufene, ausreichende Hilfe fehlt oder verſagt, wo das Eingreifen 
des Staates notwendig iſt zur ordnungsgemäßen und wirkſamen Abwendung 
von Elend und Not ſolcher Perſonen, die ſich nicht ſelbſt helfen können. 
Die justitia distributiva beſtimmt den Rechtsbereich der einzelnen. „Die 
Güter müſſen nach Maßgabe des Verdienſtes und des Bedürfniſſes ver— 
teilt werden. Die Laſten ſind nach Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit zu 
verteilen“ (S. 21). Jede Willkür des Staates bei der Verteilung der 
Güter und Laſten iſt auszuſchließen. Eine wahre Steuerpflicht, die ſich 
nicht auf Sondervorteile gründet, wird anerkannt. Bei der Verteilung 
der Kriegslaſten ſind Ungerechtigkeiten gegen einzelne zu vermeiden; es 
iſt aber auch darauf zu achten, „daß nicht der eventuelle Schaden für 
die geſamte Volkswirtſchaft außer Verhältnis ſtehe zu dem materiellen 
Vorteil, der für den Staat erwartet wird“ (S. 22). Es iſt weder 
Raum für die Idee des Nachtwächterſtaates noch für den Abſolutismus 
der Staatsgewalt. „Das Recht des Staates reicht nicht weiter als ſein 
Zweck“ (S. 23). „Die Staatsmacht darf die Freiheit, wo es nach 
GS. 28. des Staatszweckes notwendig wird, beſchränken, niemals töten“ 
S. 23). DR 

| Aus der chriſtlichen Staatsphiloſophie und Morallehre leitet Peſch 
folgende Folgerungen für die Beurteilung und Geſtaltung des Wirt— 
ſchaftslebens und der ſtaatlichen Wirtſchaftspflege in der ſtaatlich geeinten 
Volksgemeinſchaft ab. „Die Volksgemeinſchaft iſt vielmehr eine durch 
fittliche Bande verknüpfte Einheit, nicht dadurch, daß die Volksgemein⸗ 
ſchaft oder der Staat Subjekt des wirtſchaftlichen Prozeſſes wäre, 
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ſondern dadurch, daß die Bürger auch in ihrer wirtſchaftlichen Betäti⸗ 
gung alle zugleich dem Staatszwecke untergeordnet ſind, der allen 
gemeinſamen öffentlichen Wohlfahrt dienen müſſen. Dieſe Einheit be⸗ 
ſeitigt nicht die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit der Einzelwirtſchaften im 
kommuniſtiſchen oder ſtaatsſozialiſtiſchen Sinne. Sie hebt nicht die 


Vielheit der Wirtſchaften auf. Der Staat ſetzt ſich nicht an die Stelle 


der Geſellſchaft, verdrängt nicht die individuelle, bürgerliche Betätigung. 
und die Betätigung der bürgerlichen Organiſationen auf wirtſchaftlichem 
Felde. Verſtaatlichungen insbeſondere ſind nicht ſchon dadurch gerecht⸗ 
fertigt, daß ſie als techniſch und ökonomiſch möglich und zweckmäßig. 


erſcheinen; ſie müſſen überdies für jeden einzelnen Fall als finanz⸗ oder 
5 volkswirtſchaftlich notwendig erwieſen ſein ... Kurz, die Selbſtändigkeit 


und Selbſtverantwortlichkeit der Einzelwirtſchaften bleibt beſtehen. Die 
Volkswirtſchaft macht aber aus der Vielheit dieſer Wirtſchaften eine 
ſoziale Einheit eben durch den Zweck, zu deſſen Erreichung alle 
Bürger mitwirken müſſen. Der wirtſchaftende Menſch iſt Staatsbürger 
und bleibt Staatsbürger auch als wirtſchaftender Menſch. Selbſt in 
den wirtſchaftlichen, über die Staatsgrenzen hinaureichenden Beziehungen 
ſteht er ſeinem Staate nicht als pflichtenloſer Weltbürger gegenüber. 
Heißt „Wirtſchaften“ tätig ſein, um die für die menſchliche Bedarfs⸗ 
deckung erforderlichen äußeren Güter zu gewinnen, dann iſt es die Auf⸗ 
gabe der „Volkswirtſchaft“, als ſozialer durch den Staatszweck 
beherrſchter Einheit eine ſolche Bedarfsdeckung des Volkes herbeizuführen, 
die den Anforderungen der jeweilig erreichten Kulturhöhe entſpricht, die 
in dieſem Sinne als wahrhaft allgemeiner, aus der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt und der bürgerlichen Betätigung erwachſender Volk swohlſtand 
gelten kann (S. 24 f.). 

Der volle Begriff der moraliſch⸗organiſchen Gemeinſchaft umfaßt 


außer der Einheit und Ordnung wenigſtens normalerweiſe noch die ſoziale N 


Gliederung. Über dem Gruppenintereſſe ſteht das Geſamtintereſſe, ge⸗ 
fordert und gewahrt wiederum durch die pflichtmäßig höhere Solidarität 
der volkswirtſchaftlichen und ſtaatsnationalen Gemeinſchaft, geſchützt durch 
die regelnde, ausgleichende Tätigkeit der Staatsgewalt. Der Berufs⸗ 
gedanke aber, die Idee des Dienſtes am Ganzen, ſtärkt hier kräftiger 
die volkswirtſchaftliche Gemeinſchaft, während der nur auf der Beſitz⸗ 
ſchichtung beruhende Klaſſengedanke, für ſich allein genommen, ſie zer⸗ 
reißt, indem er auch auf wirtſchaftlichem Gebiete Parteien an Stelle der 


Organe ſetzt. 


Unſer Bedürfen nötigt zum Wirtschaften, und die Befriedigung 


unſeres Bedürfniſſes iſt Zweck des Wirtſchaftens. Eine Erweiterung und 


Verfeinerung des Bedürfniſſes verträgt ſich mit der chriſtlichen Moral. Da. 


aber alle ihre Bedürfniſſe ſollen befriedigt werden können, darf das Exiſtenz⸗ 


minimum nicht zum Darbeminimum werden, und die allgemeine Erhöhung 
der „Lebenshaltung“ iſt zu begrüßen. „Die wirtſchaftlich richtigſte Be⸗ 
dürfnisgeſtaltung iſt die an wahrer Bildung fruchtbarſte Bedürfnis: 
gewöhnung“ (S. 31). Nur protzenhafter Luxus, leidenſchaftliches, gieriges 
Begehren iſt verwerflich. Das gleiche gilt von der Mode, wo ebenfalls 


nur das Übermaß verurteilt wird. 
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Der Induſtriearbeiter kennt bei der Arbeitsteilung die Arbeit anderer 
nicht und vermag ſie nicht zu würdigen; er leidet unter der harten 
Arbeitslaſt und Arbeitshaſt. „In der war findet er das Kraft- 
gefühl wieder, das ihm in der Iſolierung fehlt... Mögen ſolche Ge— 
werkſchaften auch manchem unbequem werden, mögen ſie nicht ſelten die 
rechten Grenzen überſchritten haben: eine Hebung des Selbſtbewußtſeins 
und eine Kräftigung durch ſoziale Verbindung der Arbeitsgenoſſen kann 
niemand, der chriſtlich denkt, den Arbeitern verſagen und verargen wollen. 
Sie werden aber die Beſſerung ihrer Verhältniſſe um ſo eher erreichen, 
je mehr ſich bei ihnen die Überzeugung befeſtigt, daß nicht aus der 
Feindſchaft gegenüber dem Unternehmertum, ſondern aus gemeinſamer 
Arbeit mit dieſem und aus der Blüte der Volkswirtſchaft das eigene 
Heil erwächſt“ (S. 37). Eine ſozial⸗fortſchrittliche Geſetzgebung über 
Arbeitsordnung, Tarifverträge, Einigungsweſen werden ebenſo gebilligt 
wie die öffentliche Berufsberatung. Für das Chriſtentum wird der ſoziale 
Berufsgedanke, der die Arbeit frei machte, in Anſpruch genommen. Aber 
auch für die geiſtige Arbeit wird die ſoziale und wirtſchaftliche Bedeutung 
betont. „Drohnen ſind Produkt der Geſchichte, perſönlicher Verirrung 
oder ſozialer Mißbildung, nicht der Natur, nicht der von Gott gewollten 
Ordnung“ (S. 41). Der Arbeiter iſt nicht Produktionsmittel, ſondern 
als Menſch mit Selbſtzweck Produzent, er bringt keine „Ware“ auf den 
„Arbeitsmarkt“. 

Nach chriſtlicher Auffaſſung gibt es kein unbedingt freies, pflicht— 
lofes abſolutes Eigentum. Das Eigentum iſt nicht Selbſtzweck; ſein 
Zweck, die Verſorgung des Menſchen zu bewirken, zieht dem Erwerb, der 
Ausdehnung, dem Gebrauch des Eigentums entſprechende Grenzen. „Die 
chriſtliche Lehre iſt kein Feind großer Vermögen, wenn dieſe ehrlich er— 
worben, das richtige Verhältnis zum Geſamtvermögen des Volkes nicht 
überſchreiten und namentlich, ſofern ſie dem gebührenden Dienſte der 
volkswirtſchaftlichen Aufgabe nicht entzogen werden ... Der Zweck— 
beſtimmung der Güter und der Eigentumsordnung entſpricht vielmehr 
eine ſolche Verteilung der Güter, bei der es auch den niedrigſten 
Ständen möglich wird, ein wahrhaft menſchliches Leben zu führen“ 
S. 45). 

Für die Preis⸗ ine Einkommensbildung iſt die dritte Art der natur- 
rechtlichen Gerechtigkeit: die justitia commutativa, maßgebend, die den 
Tauſchverkehr nach dem Grundſatz der Wiedervergeltung der Leiſtungen 


regelt. Die Aneignung eines offenbaren Mehrwerts iſt ſittlich zu ver- 


urteilen. Der freie Wettbewerb allein ſichert keine gerechte Preisbildung 
und Einkommensverteilung. „In der kapitaliſtiſchen Epoche trat das 
Gewinnprinzip ganz an die Stelle des Bedarfsdeckungsprinzips“ (S. 55). 
„Die Zukunft wird ſich aber den hieraus ſich ergebenden Problemen der 
ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Wirtſchaftspolitik auf die Dauer nicht 
entziehen können. Soll unſer Wirtſchaftsleben geſunden, dann müſſen 
Preisbildung und Einkommensbildung wieder zurückgeführt werden auf 
das Prinzip der Wiedervergeltung nach dem Werte des Geleiſteten bzw. 
der Leiſtung“ (S. 61). 

Geſellſchaftliche Harmonie ſtellt ſich nur da ein, wo das suum cuique 
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| praktiſche. Geltung erlangt. Dazu. ift notwendig 1. der Ausgleich des | 


Erzeuger⸗ und Verbraucherintereſſes, 2. der Schutz gegen ſchmutzigen 
Wettbewerb und 3. Ausgleich der Intereſſen zwiſchen Unternehmertum 
und Arbeiterſchaft. Hier bedeutet der Grundſatz Wiedervergeltung nach 
dem Werte der Leiſtung die Anerkennung der Arbeit auch des Arbeiters 
als Berufsarbeit im Dienſte der volkswirtſchaftlichen Aufgabe. Die 
Lohnbemeſſung wird dem Gewalt⸗ und Machtſtandpunkt entzogen und 
dem Rechtsſtandpunkt unterſtellt. Die Löſung der Schwierigkeit gibt der 
Tarifvertrag, der eine gemeinſame Schätzung des Wertes der Arbeits⸗ 
leiftung durch Unternehmer und Arbeiter darſtellt, wobei beide Vertrags⸗ 
parteien gleich ſtark ſind; beide Teile ſollen ſich aber dabei nicht von 
Machtentfaltung, ſondern von Gerechtigkeit leiten laſſen, wodurch der Weg 
zur Verſtändigung geebnet wird. Weſentliche Störung erfährt aber die 
volkswirtſchaftliche Harmonie durch ein Erwerbsſtreben, das nicht im 
Dienſte der Bedarfsdeckung des Volkes, ſondern unter Schädigung dieſer 


Bedarfsgeltung ſich geltend gemacht, wenn der ſubjektive Erwerbszweck | 


der Privatwirtſchaft den objektiven Zweck der tauſchwirtſchaftlichen Be⸗ 

tätigung, die Deckung fremden Bedarfs, in den Hintergrund drängt, wenn 
privatwirtſchaftliche Produktivität geſucht wird, ohne Wahrung des rechten 
Verhältniſſes zwiſchen Rentabilität und volkswirtſchaftlicher Produktivität, 
durch ein Reichtumsſtreben, dus über den realen Wert der eigenen 
Leiſtungen hinaus aus der Differenz zwiſchen Preis und Wert gewinnen 
will, das einen wucheriſchen Mehrwert ſucht auf Koſten fremder Arbeit, 
fremden Eigentums, des Gemeinwohles des Volkes, das auf Schädigung 
der Konſumenten und fremder Berufsarbeit abzielt — kurz, durch ein 
Reichtumſtreben, welches das Prinzip der Wiedervergeltung nach dem 
Werte mißachtet und verletzt“ (S. 73 f.). 

Um eine Kontinuität der Berufe und Berufsſchichtung zu ſichern 
und einer unheilvollen Zerklüftung der Geſellſchaft entgegenzuwirken, iſt 
der Mittelſtand zu ſichern wiederum durch den Grundſatz der Wieder⸗ 
vergeltung der Leiſtung. 

Auch den Arbeitern ſteht das Recht auf Pflege der Perſönlichkeit 
zu. „Die heute noch ſo bittere Klaſſengegenſätzlichkeit kann nicht anders 
überwunden werden als dadurch, daß der Arbeiterſtand als gleichberech⸗ 


tigter Stand der Geſellſchaftsordnung eingefügt wird, daß er ſich nicht 


mehr als unterworfene, ausſchließlich dem Kapitalbeſitz und deſſen Vor⸗ 
teile dienende ‚Klafje‘, ſondern als geſellſchaftlich wertvollen, geachteten 
‚Berufsitand‘ erkennt und fühlt, der pflichtmäßig dem Wohle des Ganzen 
dient wie alle anderen Stände, und für deſſen Erwerbsverhältniſſe das 
gleiche Prinzip gilt wie für den Unternehmer: das Prinzip der Wieder⸗ 
vergeltung nach dem Werte ſeiner Leiſtungen“ (S. 79). Ausführlich 
werden die Einwendungen gegen die chriſtliche Moral behandelt und 
widerlegt und ſodann Zeugniſſe bedeutender Nationalökonomen für die 
chriſtliche Moral angeführt. Im XI. Kapitel „Kapitalismus und Sozia⸗ 

lismus“ werden beide als Hinwegſetzung über die chriſtlichen und natür⸗ 
lichen Grundſätze ſtreng verurteilt. Im Schlußkapitel „Die National⸗ 
ökonomie der Zukunft“ ſtellt Peſch folgende Forderung auf: „An Stelle 
des egoiſtiſchen Selbſtintereſſes und der atomiſtiſchen en tritt 
Sämollers Jahrbuch XLIII 4. 24 


! 
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die Solidarität der Staatsgenoſſen. Zugleich erhält die ſtaat⸗ 
liche Geſellſchaft ihre naturgemäße Gliederung durch die ſolidariſche 
Verbindung der Berufsgenoſſen in beruflichen Organiſationen 
mit wirkſamer Vertretung ihrer Standesintereſſen“ (S. 156 f.). 

Die Volkswirtſchaft iſt eine Vielheit wirtſchaftlicher Perſonen, 
aber nicht bloß eine Summe von Einzelwirtſchaften, ſondern eine ſoziale 
Einheit, aber nicht durch Verbandswirtſchaft, ſondern zufolge ihrer ge— 
meinſamen Unterordnung unter den alle verpflichtenden Zweck der ſtaat— 

lichen Geſellſchaft. „Die Aufgabe der Volkswirtſchaft iſt die 
Deckung des Volksbedarfs an äußeren Gütern gemäß den An- 
forderungen der öffentlichen und- allgemeinen Volks- 
wohlfahrt“ (S. 157). 
Die inhaltsreiche und kluge Schrift, in der der kenntnisreiche National- 
ökonom und Theologe die umfangreiche Literatur des In- und Auslandes 


bemeiſtert, zeigt, daß alle Sozialiſierungsbeſtrebungen nichts nützen können, 


wenn es nicht gelingt, den ſozialen Geiſt der Menſchen zu heben. 
Berlin⸗ Mariendorf Cl. Heiß 


Nager, Dr. Fritz: Die Wiener Commerzial-Leih- und 
Wechſelbank (1787-1830). Ein Beitrag zur Geſchichte des 


öſterreichiſchen Aktienbackweſens. Wien 1918, Alfred Hölder. 


VIII und 130 S. 


Am 12. Dezember 1786 reichte die Wiener Großhandelsfirma Carl und 
Friedrich Bargum und Cie. ein Geſuch bei der böhmiſch⸗öſterreichiſchen 


Hofkanzlei ein um „Verleihung eines Oktrois zur Errichtung eines 


Commerzial⸗Etabliſſements“. Daraus ging die Wiener Commerzial-Leih⸗ 


und Wechſelbank hervor, die für Oſterreich nach Zweck und Form etwas 
ganz Neues war. Es handelt ſich um die erſte Aktienkreditbank des 
Kaiſerreichs, um ſeine erſte Aktienbank überhaupt, ein Nachweis, auf den 
bei der Darſtellung beſonderes Gewicht gelegt wird. Durch dieſe Stellung 
der Bank, durch die Umſtände und Motive ihrer Entſtehung, die Ge— 
ſinnung und die Ideen, die ſich bei der Gründung wirkſam zeigen, durch 
den Einblick in die Verwaltungspraxis und die ſozialen Verhältniſſe 
des Unternehmertums der Zeit erhält der Fall die Bedeutung eines 
Schulbeiſpiels. Dieſer Rolle gegenüber tritt der geſchäftliche Rang des 
Unternehmens zurück. Die Arbeit iſt denn auch vor allem darauf abgeſtellt, dieſe 
Zuſammenhänge klar zu machen und liefert damit einen bezeichnenden 


Ausſchnitt zur Geſchichte der kapitaliſtiſchen Entwicklung in Oſterreich. 


Man erkennt an ihm öſterreichiſche Beſonderheiten. Die Eigentümlichkeit 


der nachdrücklichen Pflege des Warenlombards, die zur Bildung eigener 


Warenabteilungen bei den öſterreichiſchen Banken geführt hat, ſcheint in 
ihren Wurzeln auf dieſe Einrichtung zurückzugehen. Auf dieſe Art der 
Stoffbehandlung iſt der Verfaſſer ſchon durch das Quellenmaterial hin— 
gedrängt worden, über das er verfügt hat. Für die Unterſuchung der 
betriebstechniſchen Seite, der Einzelheiten der Geſchäftsführung und die 
Prüfung der Rentabilität ſind die buchmäßigen Unterlagen nicht mehr 
vorhanden. Da fo die Möglichkeit der inneren Rekonſtruktion des Unter— 
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Schilderung des äußeren zum Teil abenteuerhaften Verlaufs und des 
formalen Aufbaues der Geſellſchaft an. 

Die Bankgründung fällt in die Übergangszeit, in der ſich nach den 
merkantiliſtiſchen Grundſätzen des abſoluten Staates liberale Gedanken 
ankündigen. Im Beamtentum ſind in ſtarkem Maße noch die alten 
Anſchauungen erhalten. Die Bank, trägt davon die Spuren. Daher 
das Unfertige und Unſichere einer erſt im Werden begriffenen, 
erfahrungsloſen Einrichtung, für die ja auch Anlaß und Gegenſtand der 
Betätigung erſt in verhältnismäßig beſcheidenem Umfang gegeben ſind. 
Es ſoll eine ſelbſtändige, unabhängige private Anſtalt zur Förderung 

von Handel und Gewerbe geſchaffen werden. Der Staat behält ſich 
aber die Entſcheidung vor, wie dies geſchehen fol. Der Kaiſer ſelbſt 
ſchwankt zwiſchen Bewilligung und Nichtbewilligung hin und her, inter⸗ 
eſſiert ſich perſönlich für die Angelegenheit und wird erſt dadurch ge⸗ 
wonnen, daß eine ihn verlockende Beziehung zu ſeinen agrarpolitiſchen 
Lieblingsplänen hergeſtellt wird. Den Ausgleich zwiſchen der freiheitlichen 
Tendenz und den Reſten ſtaatlicher Bevormundung vermittelt die Kon⸗ 
zeſſionierung. Das Oktroi läßt den neuen Ideen entſprechend die private 
Unternehmung entſtehen, verleiht ihr gewiſſe Vorrechte, zieht ihr aber 
zugleich durch ſtatutariſche Vorſchriften Grenzen und vermeidet jede un⸗ 
mittelbare Teilnahme des Staates und Subventionierung. Dies iſt der 
Sinn der Verfaſſung, die in dieſem Zeitpunkt den merkantiliſtiſchen 
Gedanken einer ſtaatliſchen Zentralbank abgelöſt hat. Die Unternehmungs⸗ | 
luft war durch die Verwaltungspraxis der Regierung geweckt. Bank⸗ 
projekte wurden ſchon immer produziert. Leitung und Durchführung des 
235 Unternehmens gingen den merkantiliſtiſchen Nationaliſierungsbeſtrebungen 
zum Trotz wie auch in anderen Fällen von einem Ausländer aus. Er 
' verband ſich mit Mitgliedern des Hochadels — Schwarzenberg, Noftiz, : 
„ Colleredo —, die über Kapital verfügten und durch ihre Namen der 
Gründung Anſehen verliehen ſowie Mae Nachſicht der Behörden 
ſorgten. Der Adel war durch induſtrielle Beteiligungen für dieſe Auf⸗ 
gabe vorbereitet. So erklärt ſich die perſönliche Zuſammenſetzung der 
Aktiengeſellſchaft, die mehr eine Art ſtiller Geſellſchaft iſt, eine Familien⸗ 
gründung, der der Adel fideikommißähnliche Dauer zu geben verſucht. 
Organe wie die der modernen Aktiengeſellſchaft waren für ſie kein Be⸗ 
dürfnis, und ſie entwickelte ſie auch nicht. 
Man ſieht den ganzen ſchwerfälligen Verwaltungsapparat an der 
Arbeit, mit feiner Überfülle von Inſtanzen, Berichten, Vorträgen und 
Reglements, bis endlich nach langem Verfahren die Bank ins Leben 
tritt. Neben der Wiener Stadtbank, die der ſtaatlichen Geldbeſchaffung 
diente und nach der merkäntiliſtiſchen Terminologie den politif chen 
Banktypus darſtellte, gab es nun nach dem Vorbild der ökonomiſch weiter 
vorgeſchrittenen Länder Europas zur Befriedigung des privaten Geld⸗ 
bedarfs eine private Leihbank. Ihr Zweck wird als gemeinnützig an⸗ 
erkannt und rechtfertigte die ſtaatliche, allerdings behördenmäßig nicht 
einheitlich zuſammengefaßte Uberwachung. Hauptfeld der Tätigkeit der 
Bank war im Sinne der an Lehre die en des Handels. | 
24. * | 
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a 


Die auf dem Programm ſtehende Gewährung von Hypothekarkredit war 


a in Wirklichkeit nicht von Belang und widerſprach auch der Beſchaffung 
kurzfriſtiger Betriebsmittel durch private Depoſiten, worüber damals noch 


keine grundſätzliche Klarheit herrſchte. Neben dem Diskontgeſchäft, das 


in der Entwicklung aber zurückblieb, befaßte ſich die Bank namentlich 


= u \ mit Darlehen an Handel und Induſtrie gegen Verpfändung von Waren 


Hund Rohſtoffen, zum Beiſpiel von Seide. Hier lag trotz der merkwürdigen 
Bindung der Zinsſätze der Schwerpunkt und die Eigenart des Unter- 
nehmens und von hier aus erweiterte ſich der Geſchäftskreis zum 
Komm iſſionsgeſchäft und zum Eigenhandel. Auf dieſem Gebiete äußerte 
ſich auch die enge Verbindung mit dem ſelbſtändig gebliebenen Handels— 


hauſe Bargum, deſſen Schickſal durch die Perſonalunion der Leitung die 
Lage der Bank aufs ſtärkſte berührte. Aber nicht die Entlarvung des 
flüchtigen Bargum als eines gefährlichen Betrügers, durch die die Firma 


dauer ohnehin durch die Konzeſſion in einer mit ihren Aufgaben un- 
vereinbaren Weiſe beſchränkt war. Die Bank änderte damals lediglich 
ihre Verfaſſung. Die umſtändliche Behandlung der Neuorganiſation 


Bargum zuſammenbrach, war für die Bank entſcheidend, deren Lebens- 


— 


durch die Hofämter iſt nur bemerkenswert, weil dabei prinzipielle Fragen 


erörtert wurden, deren Löſung die wirtſchaftliche Auffaſſung der maß— 


gebenden Perſönlichkeiten charakteriſtiſch beleuchtet. Das Ende der Ge⸗ 


ſellſchaft wurde vielmehr veranlaßt durch die politiſchen Vorgänge und 
die Folgen, die ſich an den „Staatsbankerott“ des Jahres 1811 knüpfen, 
an die Devalvation der neuen Werteinheit im rekurrenten Anſchluß an 


a | die alte. In der zweiten Periode ihrer Tätigkeit hatte die Bank 


auf Grund perſönlicher Beziehungen ſich mit Erfolg an induſtriellen 


Gründungen beteiligt und damit eine Aufgabe übernommen, die früher 


Sache des Staates geweſen war. Langſam wie die Entſtehung vollzieht 


ſich auch die Liquidation der Unternehmung, die erſt im Jahre 1830 


erliſcht. Mittlerweile waren die Anſchäuungen über die Zweckmäßigkeit 

der Privilegierung und die Andeutung der Bank andere geworden. 

| Es iſt ſchade, daß dem Verfaſſer im Zufammenhang der Auflöfungs- 
geſchichte das unter der Literatur nicht aufgeführte Beerſche Werk über 

die Finanzen Oſterreichs entgangen iſt. Beſonders zu bedauern aber iſt, 

daß gerade hier das Material verſagt hat, um die Unterſuchung noch 


vertiefen und den Erſcheinungen und Wirkungen der Devalvation bis 


ins einzelne nachgehen zu können. Trotz dieſes Mangels, für den der 


— 


Verfaſſer nicht verantwortlich iſt, trotz eines noch nicht ganz freien Dar⸗ 


ſtellungsvermögens iſt die Arbeit, die ſich bemüht, Zuſammenhänge und 
nicht immer völlig treffende Parallelen bis in die Gegenwart zu ver— 
folgen, ein dankenswerter, forgfältiger Beitrag zur Entwicklung der Unter- 
nehmung in Oſterreich. Schon die Wahl des Themas, die die kundige 
Hand des Führers verrät, war ein Verdienſt. 
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Sachs, Dr. Hildegard: Entwidlungstendenzen in der 5 


Arbeitsnachweisbewegung. (Abhandlungen des Staatswiſſen⸗ — 


1 Seminars zu Jena, herausg. von Profeſſor Dr. = Bietet 
15. Band, 1. Heft). Jena 1919, Guſtav Fiſcher. 65 S 


Die vorhandene Literatur über den Arbeitsnachweis befaßt ſich | 


vorwiegend mit der Darſtellung der Entwicklung, der beſtehenden Orga⸗ 
niſation und dem zweckmäßigen künftigen Ausbau der einzelnen Arbeits⸗ 
nachweisarten. Die vorliegende Arbeit iſt dagegen ein Verſuch, den 


Einfluß der geiſtigen Strömungen auf die Geſtaltung des Arbeits⸗ 


nachweisweſens auf Grund ſeiner wirtſchaftsphiloſophiſchen Zuſammen⸗ 


hänge in Vergangenheit und Gegenwart darzuſtellen. Der erſte Teil 


. 


der Schrift bildet eine Charakteriſierung der einzelnen wirtſchafts⸗ 


N 


philoſophiſchen Entwicklungsepochen, während der zweite den Arbeits⸗ En 


nachweis der Gegenwart behandelnde Teil ſich vorwiegend mit der Be. f 


rufsausleſe auf Grund wiſſenſchaftlicher Eignungsforſchung befaßt. 


Die Verfaſſerin geht davon aus, daß eine entwickelte Arbeitsteilung 


Arbeiterklaſſe die wirtſchaftlichen und ſozialen Vorausſetzungen für das 
Entſtehen einer Arbeitsnachweisbewegung ſind. Da mindeſtens eine von 


ihnen ne fehlte, gab es weder im Altertum noch im Mitttelalter 
eine ſolche im heutigen Sinne, abgeſehen von ſchwachen Anſätzen bei den 


J 


nach Schließung der Zünfte lebenslänglich unſelbſtändig bleibenden Ge⸗ 


ſellen. Erſt das neunzehnte Jahrhundert mit ſeinem techniſch induſtriellen 
Fortſchritt und feinen fozialen Umwälzungen ſchuf den Nährboden für 


und das Vorhandenſein einer propuftiongmittellofen und perſönlich freien | 


das Arbeitsnachweisproblem. Die menſchliche Arbeitskraft wird ver⸗ Bee 


tretbares Gut. 

Daß die erſten Maßnahmen auf dem Gebiet des Aubeitsnachweiſes 
aus dem Geſichtspunkte der Arbeitsloſenfürſorge erfolgten und charitativen 
oder kommunal⸗fiskaliſchen Charakter tragen, iſt bekannt. Unter dem 


Einfluß der Idee des Liberalismus vom freien Spiel der Kräfte erkannte 
man in der Arbeitsloſigkeit noch nicht eine Erſcheinung, deren weſentliche 
Urſachen nicht in perſönlichen, ſondern in geſellſchaftlichen Tatſachen und 


Bewegungen lagen und begriff noch nicht 28 Maſſencharakter. Man 
ſuchte ihr durch Hilfsbereitſchaft zu begegnen, n 


e Art der Unterſtützung 


war der Nachweis der Arbeit. Je mehr in der Arbeiterſchaft mit zu 8 


nehmender Organiſativn das Selbſtgefühl erſtarkte, mied ſie ſolche An⸗ 


ſtalten, denen das Odium der Wohltätigkeit anhaftete. Nur minder⸗ 
wertige wandten ſich noch an ſie. Damit ging aber auch das Vertrauen 

der Arbeitgeber verloren. Als allgemeine Arbeitsnachweiſe kommen De 5 
Einrichtungen dieſer Art heute nicht mehr in Betracht. a 
8 Auf die bedenkliche Rolle des gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſes Fe 
in der Volkswirtſchaft — beſonders aus dem Geſichtspunkt, daß lang⸗ 8 
friſtige Dienſtverhältniſſe feinem Geſchäftsintereſſe widerſtreben — und 


auf ſeine durch das Stellenvermittlungsgeſetz vom 2. Juni 1910 bereits 


erfolgte Einſchränkung weiſt die Verfaſſerin hin, doch vermißt man eine 
Erwähnung der augenblicklich ſtark vorhandenen Entwicklungstendenz, den 
gewerbsmäßigen n u Du N = 


* 


/ 
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Es folgt eine Schilderung der Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmer- 
f Arbeitsnachweiſe. Die erſtarkende Organiſation der Arbeitnehmerſchaft 
brachte im Jahre 1862 den erſten Arbeitsnehmernachweis, doch nicht 


als Selbſtzweck, ſondern zur Durchſetzung von Klaſſenforderungen. Der 
A Arbeitsnachweis wird eine wichtige Waffe im Klaſſenkampf. j 


Druck erzeugt Gegendruck! So entſtanden — allerdings weſentlich 


ſpäter, nämlich im Jahre 1889 — die erſten Arbeitgeberarbeitsnachweiſe. 
Sie waren Maßnahmen der Gegenwehr mit dem ausgeſprochenen Zweck, 


die Mächte der Gewerkſchaften zu brechen und ihrerſeits mißliebige 


Arbeiter zu boykottieren. 

Neuerdings ſind beide Parteien, Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerver⸗ 
bände, unter unverkennbarem Einfluß des Sozialismus beſtrebt, im 
Intereſſe der Geſamtheit ihre Sondereinrichtungen zurückzuſtellen und 
ihre Kraft gemeinſam in den Dienſt des öffentlich paritätiſchen Arbeits- 


nachweiſes zu ſtellen. Damit iſt auch der nutzloſe und der Allgemeinheit 5 


beteiligt ſein. Dem öffentlichen, paritütiſchen Arbeitsnachweis wird die 


ſchädigende Kampf, daß nämlich ſowohl Arbeitgeber wie Arbeitnehmer 
die ausſchließliche Verwaltung der Arbeitsnachweiſe für ſich in Anſpruch 
nahmen, beendet. Nunmehr werden beide Teile gleichmäßig an ihr 


Zukunft gehören! 


Die Entwicklungstendenz der Gegenwart kennzeichnet die Verfaſſerin 


dahin, daß nunmehr an die Stelle des mechaniſch⸗ ſachlichen das organiſch— 
perſönliche Ausgleichsprinzip getreten ſei. Zur Verwirklichung dieſes 
Prinzips fordert ſie Arbeitsausleſe mit vorangehender Arbeitsberatung. 
„Dieſe Tatſachen ſind heute ſchon theoretiſch allgemein anerkannt, nur 
wird ihr noch nicht überall in der Praxis Rechnung getragen. Man 
kann geradezu ſagen, daß ſich die Güte eines Arbeitsnachweiſes danach 
bemißt, welche Sorgfalt und welches Verſtändnis er der Arbeitsberatung 
entgegenbringt. Daß ſie in dem Bericht der fortgeſchrittenen Arbeitsnach— 
weiſe in den letzten Jahren immer häufiger erwähnt wird, iſt ein Aus⸗ 
druck dafür, daß nicht mehr die Quantität der Vermittlungsleiſtung 
allein Gegenſtand des Stolzes iſt, ſondern mehr und mehr Gewicht auf 
die Qualität gelegt wird, denn das iſt der Sinn der Arbeitsberatung 
zum Zweck einer Ausleſe. Auch in der techniſchen Organiſation drängen 
ſich ſchon bei oberflächlicher Beurteilung gewiſſe Züge auf, die für dieſe 
Entwicklung bezeichnend ſind. Der Nummernzwang iſt weitgehend ab— 
geſchafft worden. Der Schalterverkehr wird durch perſönliche Unterredung 
im Zimmer des Arbeitsnachweisbeamten erſetzt und das Liſtenſyſtem 
weicht der Pe: ſonaldauerkarte.“ 
Die Berückſichtigung der perſönlichen Lebensumſtände und der 
pſychologiſchen Eignung werden künftig in der Praxis der öffentlichen 
Arbeitsnachweiſe ſtärker als ſeither in den Vordergrund zu treten haben. 
Die perſönlichen Lebensumſtände werden beſonders bei Vermittlung 
Jugendlicher und Gebrechlicher bereits nach Möglichkeit berüdfichtigt, 
doch bedarf es noch des ſyſtematiſchen Ausbaues in dieſer Richtung, 
insbeſondere durch entſprechende ſoziale Schulung der der Vermittlungs⸗ 
beamten. Die Berufsberatung mit Hilfe wiſſenſchaftlicher Eignungs⸗ 
forſchung dagegen iſt heute noch auf Einzelfälle beſchränkt. In der Praxis 


S 


* * 


x | 
find es erſt einzelne Unternehmer, die in eigenem Intereſſe eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Ausleſe ihrer Mitarbeiter treffen. Die Verallgemeinerung 
dieſer Methode liegt aber im Zuge der Arbeitsnachweisbewegung und 
dürfte künftig ihre wichtigſte Aufgabe ſein. Hierzu iſt enges Handinhand⸗ 
Arbeiten der Arbeitsnachweiſe mit der Wiſſenſchaft erforderlich. Die 
bisherigen Arbeiten auf dieſem Gebiet ſind die wertvollen Forſchungs⸗ 
ergebniſſe einzelner hervorragender Pſychologen. Leider fehlt es aus 
Mangel an Mitteln zur Zeit noch an einer berufspſychologiſchen Zentral⸗ 
ſtelle. Ihre Schaffung iſt eine dringende Notwendigkeit. Ihr würde 
die Aufgabe zufallen, eine berufspſychologiſche Syſtematik der Berufe 
zu ſchaffen und die Vermittlungsbeamten in die Methoden der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Berufsberatung einzuführen. Solche Schulung iſt uner⸗ 
läßlich, um in der Praxis Mißgriffe zu vermeiden, denn die Eignungs⸗ 
forſchung darf nicht zu einem ſtarren Prinzip, ſondern nur zu einer 
wejentlihen Grundlage der Arbeitsvermittlung gemacht werden. Die 
einzelne Arbeitskraft darf nicht ſchematiſch auf Grund des Forſchungs⸗ 
Ergebniſſes zu einer Tätigkeit beſtimmt werden, zu der ſie perſönlich 
keine Neigung hat. Der Erfolg würde ſein, daß ſie trotz beſonderer 


wiſſenſchaftlich feſtgeſtellter Eignung volkswirtſchaftlich geringwertigere 


Leiſtungen hervorbringen würde, als in einem ihr zuſagenden Wirkungs⸗ 
kreiſe. Eine Überſpannung des Prinzips, eine Beſchränkung der indivi⸗ 
duellen Arbeitsneigung muß jedenfalls vermieden werden. Die Ver⸗ 


faſſerin berückſichtigt auch dieſe Erforderniſſe bei der Darlegung ihres 


Standpunktes. In der Praxis denkt ſie ſich das Verfahren ſo, daß der 
Pſychologe dem Vermittlungsbeamten vorarbeitet und ihm nur eine 
breiiere Grundlage für die Beurteilung der Geeignetheit eines Bewerbers 


für eine Stelle ſchafft. Die Entſcheidung muß dem Vermittlungsbeamten 


bleiben. „Der Experimental⸗Pſychologe hätte ſeine Ergebniſſe nach feſtem 
Maßſtab niederzulegen in einer einheitlich durchgeführten Terminologie, 


deren Verzeichnung der Beamte zu entziffern verſteht, wie der Apotheker 


das Rezept. Dem Nachweisbeamten ſteht von Fall zu Fall die Ent⸗ 
ſcheidung darüber zu, unterhalb welcher Eignungsgrenze die Bewerber 
ausſcheiden.“ Dieſer Methode kann zugeſtimmt werden, ſie bedeutet 
gegenüber dem heutigen Zuſtande zweifellos einen weſentlichen Fortſchritt. 


Im ganzen bedeutet die Schrift eine wiſſenſchaftlich beachtenswerte 


Arbeit, die auf knappem Raum einen vortrefflichen Überblick über ihr 
Thema gibt und eine bisher in der Literatur über das Arbeitsnachweis⸗ 


weſen beſtehende Lücke ausfüllt. | | 


Se Berlin- Wilmersdorf | Willecke 


Volkswirtſchaft und Verſicherung mit beſonderer Berückſichtigung | 


der Kapitalkraft der deutschen Verſicherungsaktiengeſellſchaften. Eine 
ſozial⸗ und wirtſchaftswiſſenſchaftliche Unterſuchung von Dr. Wilh. 
Schäfer, Hannover⸗Waldhauſen, und Dr. Friedrich Lübſtorff, 
Leipzig⸗Plagwitz. Hannover 1916, Rechts⸗, Staats⸗ und Sozial⸗ 
wiſſenſchaftlicher Verlag, G. m. b. H. Gr. 8°. 269 S. Geh. 14 Mk., 
geb. 16 Mi. € „ . 
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Mit dieſem Buche iſt die volkswirtſchaftliche und verſicherungs⸗ 
wirtſchaftliche Literatur um ein Werk bereichert worden, dem trotz der 
Ungleichmäßigkeit feiner Teile und trotz umfangreicher ſtatiſtiſcher Zu— 
ſammenſtellungen, die naturgemäß nur für die Gegenwart und Bergangen= 
heit Geltung haben, ein dauernder Wert beigemeſſen werden muß. Die 
beiden Verfaſſer machen den Verſuch, die mannigfaltigen Verknüpfungen 
des Verſicherungsweſens mit dem geſamten Wirtſchaftsleben darzuſtellen. 
Zu dieſem Zweck geben ſie eine Unterrichtung über den heutigen Stand- 
des Verſicherungsweſens unter Hinweis auf eine Reihe von wichtigen. 
verſicherungswiriſchaftlichen und verſicherungspolitiſchen Problemen. 

Was die Abſchnitte anlangt, die von Lübſtorff bearbeitet: 
ſind, ſo ergeben dieſe in erfreulicher Weiſe, daß der Verfaſſer ſeit Ver— 


öffentlichung feiner von mir in dieſem Jahrbuch beſprochenen Doftor- 


arbeit „Offentlicher Betrieb und Privatbetrieb der Feuerverſicherung, 
dargeſtellt auf Grund der Erfahrungen in Mecklenburg“ (Jena 1910) 
gewachſen und reifer geworden iſt. Nachdem er in dieſer Arbeit die 
Feuerverſicherung behandelte, ſind es in dem vorliegenden Werke vorzugs⸗ 
weiſe die übrigen Verſicherungszweige, über die er ſchreibt. Außerdem 
behandelt er die jetzt beſonders aktuell gewordene Verſtaatlichungsfrage— 


und das Verſicherungsweſen als ſteuer⸗ und finanzpolitiſches Problem, 


gemeinſam mit Schäfer die Einwirkung des Krieges auf das Verſiche⸗ 
rungsweſen und die Verſicherungswiſſenſchaft. Schäfer hat ſich zur 
Darſtellung neben der Feuerverſicherung vorzugsweiſe die Verbandsbildung, 
die Statiſtik über die Entwicklung und den Stand der Verſicherungs— 
anſtalten, die Bedeutung der Verſicherungsanſtalten als „Geldakkumu— 
latoren“, die Konzentrations⸗ und Zerſplitterungstendenzen und das 
Aufſichtsamt für Privatverſicherung ausgewählt. | 

Schäfer zeigt, was ihm als einem Mitglied der großen Hierarchie 
der Feuerverſicherungsangeſtelltenſchaft immer wieder hoch angerechnet 
werden muß, auch in der vorliegenden Schrift den Mut der F 5 
Meinung, auch wenn ſie derjenigen widerſpricht, die „offiziell“, d. h. 
vom Feuerverſicherungsring, oder ſonſt von geſchäftlich, wenn auch 
nicht wiſſenſchaftlich führenden Stellen vertreten wird. 

Er betrachtet es (S. 7) zum Beiſpiel als eine wichtige Aufgabe - 
der Verſicherung, ſich den Forderungen des deutſchen Nationalſtaates an- 
zuſchmiegen, nicht aber kosmopolitiſchen Idealen nachzujagen. Das gilt 

auch nach 1919. 
| Das Auslandsgeſchäft habe viele bittere Enttäuſchungen im Gefolge 
gehabt. 
Einen freien und den Wirklichkeiten Rechnung tragenden Standpunkt 

zeigt Schäfer auch hinſichtlich der fegen Bedürfnisfrage im Ver- 
| ſicherungsweſen. 

Schäfer gibt ferner zu, daß das Geſetz über die privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen erforderlich war, weil es nicht nur gegen ver— 
meintliche, ſondern gegen „offenſichtlich vorhandene Mißſtände“ gemacht 
werden mußte. 

Auch Lübſtorff zeigt, wenn auch weniger als Schäfer, gelegentlich 
eine unbefangene Stellung gegenüber den bedenklichen Erſcheinungen des 
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privaten Verſicherungsweſens. In dem „weitgehenden Einfluſſe“ der 


verſchiedenen Rückverſicherungskonzerne ſieht er ganz richtig „recht be 


denkliche Schattenſeiten“. 
In dem Abſchnitt „Konzentrations- und Zerſplitterungstendenzen“ 


widmet Schäfer dieſen Fragen eine beſondere Betrachtung. Es iſt eine. 


lange Reihe von Fuſionen, die hier aufgeführt werden. Ihre Gründe 
ſind mannigfacher Natur und ſind zum Teil beſonderer Art, ſo zum 
Beiſpiel wenn die Kataſtrophe von St. Franzisko einer ganzen Reihe 
von deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften das Leben koſtete, wie überhaupt. 


das Auslandsgeſchäft nicht ſelten von einer verheerenden Wirkung auf den 


Beſtand deutſcher Geſellſchaften geweſen iſt. Bei der Deutſchen Reform⸗ 
Verſicherungsbank handelte es ſich wieder um einen erbarmungsloſen 
Vernichtungskrieg der deutſchen Ringgeſellſchaften, unterſtützt durch die 
rückſichtsloſe Waffe einer beiſpielloſen Rückverſicherungsſperre. 

Eine verſicherungstechniſche Unterſuchung enthält das letzterwähnte 
Kapitel auch zu der nicht nur im Verſicherungsweſen häufig eine bedenk⸗ 
liche Rolle ſpielenden Aufſichtsratsfrage. Wenn Schäfer / (S. 172 ff.) 
gewiſſe Zerſplitterungsbeſtrebungen bekämpft, zum Beiſpiel die Be⸗ 


günſtigungsverträge neuer Geſellſchaften, fo weiſt er doch auch darauf 


hin, daß eine „ungeſunde Monopoliſierung der Verſicherung“ auch mit. 
zu den Gründen gehört, die auf dieſe Erſcheinungen hinwirken. Den ge⸗ 
wichtigſten Grund gibt er am Schluſſe ſeiner Ausführungen, anſcheinend 


ohne ſich deſſen vollkommen bewußt zu ſein, ſelbſt an, indem er darauf 


hindeutet, daß neue Aktiengeſellſchaften unter den heutigen Verhältniſſen 


nur geringe Ausſichten haben, zu gedeihen. Die wirtſchaftliche Macht, 


die die alten Geſellſchaften im Laufe der Jahre erworben hätten, 


ſei „ungeheuer“. Der Zuſammenbruch vieler Geſellſchaften, die in den | 


letzten Jahren mit großen Hoffnungen ins Leben gerufen wurden, legen 
hierfür ein beredtes Zeugnis ab. Von Einſicht und Sachlichkeit zeugen 
auch die Ausführungen Schäfers über das Reichsaufſichtsamt für 
Privatverſicherung. Er ſieht mit Recht den leitenden Geſichtspunkt bei 
Schaffung ſtaatlicher Aufſichtsbehörden im „Schutz der Verſicherten“. 

„Die Verſicherungsnehmer ſind im allgemeinen nicht in der Lage, 
die Rechnungsabſchlüſſe und Verſicherungsbedingungen der Geſellſchaften 
zu kontrollieren und ſelbſt zu beurteilen. Sie ſind auch hinſichtlich der 
Verſicherungsbedingungen von den Geſellſchaften vollſtändig abhängig, da 
ihnen kein Einfluß auf die Geſchäftsführung und Verwaltung der Geſell⸗ 
ſchaften eingeräumt iſt und ſelbſt die Einwirkung der Mitglieder auf 
die Geſchäftsführung der Gegenſeitigkeitsvereine iſt nur bei den ganz 
kleinen Vereinen unter Umſtänden ee als eine entſcheidende zu 
bezeichnen.“ 


Schäfer weiſt mit Recht darauf hin, daß die Prüfung durch das 
Aufſichtsamt „natürlich keinen Verſicherten der Verpflichtung überhebt, 


die Verhältniſſe der von ihm gewählten Verſicherungsanſtalt ſelbſt zu 
prüfen. Irgendwelche Haftung der Behörde iſt ausgeſchloſſen“. 
Freimütig und leider nicht ohne Grund tadelt Schäfer „das maſſen⸗ 
weiſe Abſtrömen der Beamten des Reichsaufſichtsamts in andere Betriebe, 
meiſt private Verſicherungsunternehmungen“. Aus dieſen Berhältniffen 
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folgert er die Notwendigkeit der Errichtung einer vom Aufſichtsamt 
unabhängigen Behörde als Rekursinſtanz zur Schlichtung der an das 
Aufſichtsamt herantretenden Streitigkeiten. 

Auch bezüglich des Verſicherungsbeirats gibt Schäfer denjenigen nicht 
unrecht, die ihn als ein „dekoratives Beiwerk“ bezeichnen, weil er in der 
Hauptſache nur zu gutachtlichen Außerungen berufen ſei. 

Schäfer läßt unerwähnt, erörtert das aber in anderen ſeiner 
Schriften, daß ſich eine nicht unberechtigte Kritik gegen die Zuſammen— 
ſetzung des Verſicherungsbeirats auch deswegen von jeher gerichtet hat, 
weil in ihm die Intereſſen der Verſicherungsnehmer ſo gut wie gar nicht 
vertreten ſind. 

Trotz aller Kritik darf man Schäfer aber darin auch zuſtimmen, 
daß das Aufſichtsamt durch feine Tätigkeit im allgemeinen manchen Segen 
geſtiftet und manchmal Verſicherte und ſonſtige Intereſſenten vor großem 
Schaden bewahrt hat. 

Die Ausführungen Lübſtorffs gegen die Verſtaatlichung des Ver— 
ſicherungsweſens als verſicherungspolitiſches Problem (S. 188 ff.) ſind 
wenig gründlich und kaum geignet die Gegner, zu denen ich nicht ge— 
höre, zu überzeugen. 

Ganz aus dem Rahmen he wirtſchaftlichen Unterſuchung fällt 
(S. 233) ein Satz heraus, worin Lübſtorff das Verſicherungsweſen auch 
deshalb vor einer Verſtaatlichung bewahrt wiſſen will, weil es „große 
Opfer an Gut und durch, ſeine Berufsangehörigen auch an Blut in 
dieſem Kriege gebracht hat“. 
| Lübſtorff hebt aber, wenn er ſich mit Recht auch gegen eine Ver— 

ſtaatlichung des Verſicherungsweſens unter dem Geſichtspunkte wendet, 
ſie als Grundlage für ſteuer⸗ und finanzpolitiſche Maßnahmen zu be— 

nutzen, nicht ſcharf genug hervor, daß es ſich hierbei im Grunde ge— 
nommen um zwei voneinander ganz unabhängige Maßnahmen handeln 
würde, von denen die eine die andere keineswegs bedingt und die 
andere, nämlich die Beſteuerung unter Anlehnung an das Verſicherungs— 
weſen, vielmehr ebenſo bequem oder bequemer ohne Verſtaatlichung durch— 
führbar wäre.“ Lübſtorff behandelt auch in einem Kapitel die Einwirkung 
des Krieges auf das Verſicherungsweſen. Ich kann ihm nicht zuſtimmen, 
wenn er das Gothaer Syſtem der ſogenannten koſtenfreien Kriegs- 
lebensverſicherung bekämpft. Manche Ausführungen dieſes Kapitels 
laſſen die an Schäfer gerühmte freie Stellung gegenüber der privaten 
Verſicherung vermiſſen. An einer kritiſchen Stellungnahme mangelt es 
hier faſt gänzlich. 9 

Berlin Otto Prange 
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Eingef endete Bü cher und Seitf Seifen 


— bis Ende Oktober 1919 — 
Bücher und Broſchüren 


1. Allgemeine Politik 


Auslandsgloſſen um Völkerbund. Hamburg 1919, doe | 
& Dreſel. 91 (Politiſch⸗Wirtſchaftliche Schriftenfolge zur 
55 Heft 3.) 


f Becker, C. H.: Gedanken zur Hochſchulreform. Leipzig 1919, 


Quelle & Meyer. 70 S. 

Doſchan, Richard: Der Streit um die Freiheit der Meere im Zeit⸗ 
alter des Hugo Grotius. Leipzig 1919, Felix Meiner. 59 S. 
(Philoſophiſche Zeitfragen.) 

Cohen ⸗Neuß, Max: Die politiſche Bedeutung des Zionismus. 
Berlin 1918, Deutſches Komitee zur Förderung der jüdiſchen Paläſtina⸗ 
ſiedlung, Buchabteilung. 31 S. (Pro Palaestina, 1. Heft.) 

Eberhard, Otto: Der Zionsgedanke als Weltidee und als praktiſche 

Gegenwartsfrage. Berlin 1918, Deutſches Komitee zur Förderung 
der jüdiſchen Paläſtinaſiedlung, Buchabteilung. 40 S. Ero Palae- 
stina, 3. Heft.) 

Deiterreich „ Konſtantin: Die Staatsidee des neuen Deutſchland. 
Leipzig 1919, Felix Meiner. 33 S. (Philoſophiſche Zeitfragen.) 

Nevanche⸗ „Idee und Panſlawismus. Belgiſche Geſandtſchafts⸗ 
berichte zur Entſtehungsgeſchichte des Zweibundes. Bearbeitet im 

amtlichen Auftrage von Wilhelm Köhler. Berlin 1919, Hobbing. 

Zur Europäiſchen Politik, Band 5.) 

Trietſch, Davis: Paläſtina und die Juden. Berlin 1919, Deutſches 
Komitee zur Förderung der jüdiſchen Paläſtinaſiedlung, Buchabteilung. 
a 64 S. und 4 Kartenſkizzen. (Pro Palaestina, 7/8. Heft.) 

Wolff, Max: Lernet werden! Gedanken über Kulturentwicklung und 

Kulturpolitik. Leipzig 1919, Neue Zeit Verlag. 126 S. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Blume, Wilhelm von: Die Verfaſſungsurkunde des freien Volks⸗ 
ſtaates Württemberg vom 20. Mai 1919. Tübingen 1919, 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 46 S. N 
Fleiner, Fritz: Verwaltungsrechtsfälle zum 1 Gebrauch. 
Zweite, vermehrte Auflage. Tübingen 1919, J. C. B. Mohr (Paul 
8 Siebeck). 72 S. 
Hatſchek, Julius: Inſtitutionen des deutſchen und preußiſchen Ver⸗ 
Weg waltungsrechts. Leipzig und un 1919, Deichert. IV m 
520 ©. 
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Kahn, Richard: Nechtähegeife der Kriegswirtſchaft. München, Berlin 
u. Leipzig 1918, J. Schweitzer Verlag. 165 S. 


Köhler, Ludwig = Zur Frage der Vereinfachung der Organiſation 
in der inneren Staatsverwaltung Württembergs. Tübingen 1919, 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Vu. 34 S. (Recht und Staat 
in Geſchichte und Gegenwart. Heft 16.) 


| Ruth, a. Reformen der Kommunalverwaltung in Preußen, Köln 
919, Th. Quos. 25 S. 


Die = und das neue Verwaltungs: und 
Gerichtsverfahren. Herausg. von Demmig. Berlin 1919, 
Mittler & Sohn. 122 S. 


Niedner, Alexander: Soßialiſerung der Rechtspflege. Leipzig 1919, 


Werner Klinkhardt, 56 S. (Deutſche Revolution, VI. Band.) 


Rechte und Pflichten der Gemeindeverordneten (in Land⸗ 
gemeinden) in den deutſchen Bundesſtaaten. Berlin 1919, Deutſcher 
Kommunalverlag. 311 S. (Vereinsſchriften des V zereins für Kom⸗ 
munalwirtſchaft u. Kommunalpolitik. Herausg. v. Erwin Stein.) 


| N Scheurer „ Adolf: Seekriegsrecht und Seekriegsführung im Welt⸗ 


kriege. Berlin 1919, Springer. 90 S. (Quellen und Studien 
zur Geſchichte und Dogmatik des Seekriegsrechts, Band 1, Heft 3.) 


Siegel, Wilhelm: Das a des Genfer Wien u. Leipzig 
1919, Wilhelm Frick. 


Strauß, M.: Die e des täglichen Lebens. Leipzig und- 
Berlin 1919, B. G. Teubner. 143 S. (Aus Natur und Geiſtes⸗ 
welt, 219 Bändchen.) 
Zimmermann, W.: Die Zivilliſte in den deutſchen Staaten. Stutt⸗ | 
gart 1919, Enke. 103 S. N und Volkswirtſchaftliche Zeit⸗- 
fragen, 60. iz 


3. Sozial: und Rechtsphilofophie 


Brinkmann, Carl: Verſuch einer de ad e ent München 
u. Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 138 


Kaulla, Nudolf: Über das Verhältnis der 3 zur 

Rechtswiſſenſchaft und Technik. Berlin u. Leipzig 1919, Rothſchild. 

51 S. (Beiheft Nr. 14 für die Mitglieder der Internationalen 
Vereinigung für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie.) 


Schilling, Otto: Das Völkerrecht nach Thomas von e Frei⸗ 
| burg i. B. 1919, Herder. 58 S. (Das Völkerrecht, 7. Heft.) 


Weber, Max: Politik als i München und ach 1919, 
Duncker & Humblot. 67 ©. 


Weder, Max: Wiſſenſchaft als beat München und Leipzig 1 1919, 
Duncker & Humblot. 37 S. 


16593)  Cingefenbete Bücher und Zeitſchriten 3381 


4. Voltswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


| Ausgewählte Leſeſtücke zum Studium der politifchen Oto⸗ 5 


uomie. Herausg. von Diehl und Mombert. Zweiter Band: 

Der Arbeitslohn. Zweite Auflage. Karlsruhe 1919, Braunſche 

Hofbuchdruckerei. 214 S. 0 ö 
Murchison, Claudius Temple: Resale price maintenance. New Tork 
| 1919, Columbia University. 202 8. (Studies in history, 
“economics and public law. Edited by. the faculty of political 
 seience of Columbia university, Nr. 192.) | 


5, Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


Blankenhorn, Max: Der Boden Paläſtinas, ſeine Entſtehung, Be⸗ 
ſchaffenheit, Bearbeitung und Ertragfähigkeit. Berlin 1918, Deut⸗ 
ſches Komitee zur Förderung der jüdiſchen Baläftinofiblung, * 
abteilung. 32 S. (Pro Palaestina, 5. Heft.) | 

Endres, Franz Carl: Die wirtſchaftliche Bedeutung Palästinas als 
Teiles der Türkei. Berlin 1919, Deutſches Komitee zur Förderung 
der jüdiſchen Paläſtinaſiedlung, Buchabteilung. 28 S. (Pro Palae- 
stina, 4. Heft.) 


Kaurimsky, Fryda von: Jugoſlawien. I. Teil: Bevölkerung, 
. Agrarpolitiſche Verhältniſſe, Ackerbau, Viehzucht, Forſtwirtſchaft. 

„Berlin 1919, Auswärtiges Amt. 36 ©. (Tagesfragen der Aus⸗ 
* landswirtſchaft. Herausg. vom Auswärtigen Amt, Heft 1. 

Stichel, B.: Argentinien. Hamburg 1919, Friederichſen & Cd. 
171 S. und 1 Überſichtskarte (Aus landswegweiſer. Herausg. von 
der Zentralſtelle des Hamburgiſchen . und dem Ibero⸗ 

ö amerikaniſchen Inſtitut, 1. Band.) 


6. Land wirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſ cherei 


Brenning, H.: Geſchichte der oldenburgiſchen anbuieſcheicen Ge⸗ 
noſſenſchaften. Oldenburg 1919, Ad. Littmann. 103 S 


7. Bergbau und Snduftrie 


Die Hauptinduſtrien Belgiens. Auf Befehl des Generalgouverneurs 
in Belgien Frhr. von Falkenhauſen im Auftrage der Abteilung Handel 
und Gewerbe bei dem Generalgouverneur in Belgien herausg. von 
der Landesſtelle Belgien für Rohſtofferhebung. München, Oldenbourg. 

za I. Bergbau und Hüttenweſen, 1918. 291 S. 
II. Induſtrien der Metallverarbeitung, 1919. 235 S. 

| - IV. Die Textilinduſtrie, 1918. 217 S. 

Immelen, Max: Die italieniſchen Aktiengeſellſchaften im zweiten Halb⸗ 

jahr 1918. Berlin 1919, Auswärtiges Amt. 63 S. (Tagesfragen 
der * Herausg. vom „ Amt, Heft 2.) 


382 Eingeſendete Bucher und eitfhriften er: 


Klingenberg, G.: Die alice Elektrizitätsfürſorge. Berlin 1919, 
Julius Springer. 11 


Schmidt, Alfred: Die Kriegsbilanz für Deutſchlands Induſtrie. 
Eſſen 1919, Deutſche Bergwerkszeitung G. m. b. H. 71 S. 


Tiſchert, G.: Montanbilanzen. Eſſen 1919, Deutſche Bergwerks⸗ 
zeitung. 75 S. 


Tröger, Nichard: Die deutſchen Aluminiumwerke und die ſtaatliche 
Elektrizitätsbewegung. Berlin 1917, J. Springer. 31 ©. 
| | 5 


8. Handel und Handelspolitik 


Bericht des Verwalters des fremden Eigentums in Amerika. 
(Alien Property Custodian Report.) Berlin 1919, Auswärtiges 
Amt. XI u. 411 S. (Auslandswirtſchaft in Einzeldarſtellungen. 
Herausg. vom Auswärtigen Amt, Band 1.) 


Koenig, Paul: Der Baumwollweltmarkt in ſeiner Entwicklung wäh⸗ 
rend des Krieges bis zum Friedensſchluß. Berlin 1919, Aus⸗ 
wärtiges Amt. 160 S. (Tagesfragen der Auslandswirtſchaft. 
Herausg. vom Auswärtigen Amt, Heft 3.) 

„ Paul: Der Wirtſchaftskrieg und der Wiederaufbau unſeres 
Außenhandels. Berlin o. J., Karl Sigismund. 156 S. 

Renner, Nobert: Der Außenhandel der Türkei vor dem Weltkriege. 

Mit einem Anhang: Die Organiſation des türkiſchen Handels. 


Berlin 1919, Ausrbärtiges Amt. 288 S. (Auslandswirtſchaft in 
Einzeldarſtellungen. Herausg. vom Auswärtigen Amt, Bd. 3.) 


Der Wirtſchaftskrieg. Herausg. vom Inſtitut für Seeverkehr und 
Weltwirtſchaft. Fünfte Abteilung: Vereinigte Staaten von Amerika. 
Bearbeitet von Eugen Böhler und Hans Wehberg. Jena 
1919, Rommiffionsverlag von Guſtav Fiſcher. X u. 568 S. 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 
Carman, Harry James: The street surface Railway franchises of 
New York city. New York 1919, Columbia University. 258 8. 
(Studies in history, economies and public law, edited by the 
faculty of political science of Columbia University, Nr. 200.) 


| Weber, Hans: Die Ertragswirtſchaft der ſchweizeriſchen Nebenbahnen. 
Berlin 1919, Springer. 157 S. u. 1. Karte. 


10. Geld⸗, Bank⸗ und Börſenweſen 


Banken und Wiederaufbau. Das Gutachten des engliſchen Banken⸗ 
ausſchuſſes. Übertragen und eingeleitet von Hans Hirſchſtein. 
Berlin 1919, Auswärtiges Amt. 31 S. (Tagesfragen der Aus— 
landswirtſchaft, herausg. vom Auswärtigen Amt, Heft 7.) 
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N Elſter, Karl: Die deutſche Valutapolitik nach dem Kriege. Stuttgart 
1919, Enke. 68 S. (Finanz⸗ und eee Zeitfragen, 
59. Heft.) | 

Schneider, Alerander: Geldreform als Vorausſetzung der Wirtſchafts⸗ 
8 S. n 1919, Beckſche Verlagsbuchhandlung. N u. 


7 


11. Bevölkerungslehre und Bevölkerungspolitit 


| Ballod, Carl: Paläſtina als jüdiſches Anſiedlungsgebiet. Berlin 
1918, Deutſches Komitee zur Förderung der jüdiſchen Paläſtina⸗ 
ſiedelung, Buchabteilung. 32 S. (Pro Palaestina, 2. Heft.) 

Die Bevölkerungsbewegung im Weltkrieg. II. Oſterreich⸗ 
Ungarn. Bulletin der Studiengeſellſchaft für ſoziale Folgen des 
Krieges, Nr. 5. Bearbeitet von C. Döring. Kopenhagen 1919, 
Bianco Luno. 82 S. 

Guradze, Hans: Die Bevölkerungsentwicklung nach dem Kriege. 
Stuttgart 1919, Enke. 37 S. (Finanz⸗ und ee ö 
Zeitfragen, 61. Heft.) | 

Kaplun⸗Kogan, Vlad. Die jüdiſchen Wanderbewegungen in der 9 
1 Zeit (1880 —1914). Bonn 1919, Marcus & Weber. VIII 
u. 78 S. | 

Leo, = Das Oſtjudenproblem und Paläſtina. Berlin 1919, Deutſches 
Komitee zur Förderung der jüdiſchen Paläſtinaſiedlung, Buchabteilung. 
40 ©. (Pro Palaestina, 6. Heft.) 

Mombert, Paul: Die 2 5 einer Übervölferung für Deutſchland. 

' Tübingen 1919, J. C. B. Mohr (Paul e IV u. 76 S. 


12. Sozialismus 


Der Aufbau der Gemeinwirtſchaft. Denkſchrift des Reichswirt⸗ ö 
ſchaftsminiſteriums vom 7. Mai 1919. Jena 1919, E. Diederichs. 
36 S. (Deutſche e Herausgeber: E. Schairer. 
Heft 9.) | 

Haniſch, Georg: Weder Privatkapitalismus — noch Kommunismus. | 
Wien 1919, Wilhelm Müller. 20 S. 

Hirſchberg, Max: Bolſchewismus. Eine kritiſche Unterſuchung. 

München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 107 S. 

Naphtali, Fritz: Kapitalkontrolle. Jena 1919, Diederichs. 23 S. 
(Deutſche Gemeinwirtſchaft. Herausgeber E. Schairer. Heft 8.) 

Neurath, Otto: Die Sozialiſierung Sachſens. Drei Vortäge. Chemnitz 
1919, Verlag des Arbeiter⸗ und Soldatenrats im e 
Chemnitz. 102 S. 

Neurath, Otto und Schumann, elfen: : Können wir heute 
ſozialiſieren? Leipzig 1919, Klinckhardt. 80 S. (Deutſche Revo⸗ 
lution. Herausg. von H. 5 und E. Menke⸗ . 
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Oswalt, H.: Falſche Rechnungen. Eine kritiſche Auseinanderſetzung 
mit der Oppenheimerſchen Theorie. Leipzig und Erlangen 1919, 
Deichert. 23 S. 

Nothſchild, Leopold: Ein Wirtſchaftsplan. Die Gefahren von links 
und rechts. Berlin⸗Zehlendorf⸗ Weſt 1919, Demokratiſcher Verlag. 
10 S. 

Schiff, Emil: Vergeſellſchaſtung, Regelung und Beſſerung der Wirt- 
ſchaft. Stutgart 1919, Enke. 89 S. 

ee Ludwig: Grundſätze der Sozialiſierung. Tübingen 

9, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 131 S. 

ne Nobert, Sozialismus. Jena 1919, Diederichs. 339 S. 

Wiſſell, K. und von Moellendorf, W.: Wirtſchaftliche Selbſt— 

| verwaltung. Zwei Kundgebungen des Reichswirtſchaftsminiſteriums. 
Jena 1919, Diederichs. 30 S. (Deutſche Gemeinwirtſchaft. Heraus- 

geber E. Schairer, Heft 10.) | ' 

Zweininger, Arthur: Die Erlöſung der Völker vom Gold durch die 
deutſche Kriegsentſchädigung. Leipzig 1919, van der Dykſche Buch— 
handlung. 24 S. 


13. Sozialpolitik 


Van der Borght, R.: Die Bodenreform. Eine Sammlung von 
Auffägen. Berlin 1919, Carl Heymanns Verlag. 507 ff. 


| Goerig, Franz: Das Arbeiterrecht des neuen Deutſchland. I. Buch: 
Die Rechte der Arbeiter im neuen Deutſchland. Bonn 1919, 
Georgi. 135 S. 

Günther, Adolf: Deutſche und franzöſiſche Sozial okt München 
und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 88 S. 


Jahresbericht des badiſchen Gewerbeaufſichtsamtes für die 
Kriegsjahre 1914 —1918. Erſtattet an das Arbeitsminiſterium. 
Karlsruhe 1919, Friedrich Gutſch. 119 S. 


Die geſunkene Kaufkraft des Lohnes und ihre Wieder⸗ 
herſtellung. Jena 1919, Guſtav Fiſcher. (Schriften der Ge— 
ſellſchaft für ſoziale Reform. 9. Band, Heft 1—4.) 

I. Zimmermann, Wal emar: Die Bedeutung der Frage 
für die deutſche Volkswirtſchaft und Sozialpolitik. 95 S. 
II. Günther, Adolf: Kriegslöhne und Preiſe und ihr Ein- 
fluß auf Kaufkraft und Lebenskoſten. 86 S. 
III. Leiſtungsſteigerung und wirtſchaftliche Vervollkommnung, 64 S. 
ay) im Warenlieferungsweſen von Peter Schlack, 
b) in der Landwirtſchaft von Emil Zitzen. 
IV. Leiſtungsſteigerung und wirtſchaftliche Vervollkommnung, 91 S. 
in der Induſtrie, von F. Hendrichs und Mittelſtenſcheid. 
Leiſtungsſteigerung und vervollkommnete Organiſation der menſch— 
* Arbeit von Paul Umbreit. 
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Kulemann, W.: Der Gewerkſchaftsgedanke in der Beamtenbewegung. 
Berlin 1919, Simion. 63 S. 


Kumpmann, Karl: Die neuere Entwicklung der ſozialen Fragen. 
Tübingen 1919, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck.) 66 S. 


Nauecker, Bruno: Die Erweiterung der Sozialpolitik zur Kultur⸗ 
politik. München u. Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 30 S. 


Die Verbände der Arbeitgeber, Angeſtellten und Arbeiter 


im Jahre 1916 und im Jahre 1917. Bearbeitet im Statiſtiſchen 
Reichsamte. Berlin 1919, Heymann. 42 * u. 64 S. (19. Sonder: 
heft zum Reichsarbeitsblatte.) | 


Werneburg: Streik, Ausſperrung (Boykott) und 9 5 


Berlin 1919, Simion. 32 S. (sVolkswirtſchaftliche Zeitfragen. 
Herausgegeben von der Volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft. Jahrg. 39, 
Nr. 304, Heft 6.) | 


Die Zufunft der Sozialreform. Koalitionsrecht — Tarifrecht. 


Bericht über die Verhandlungen der Außerordentlichen Hauptver⸗ 
ſammlung der Geſellſchaft für Soziale Reform in Berlin am 29. u. 


30. Januar 1919. Jena 1919, Fiſcher. 123 S. (Schriften der 


Geſellſchaft für Soziale Reform. Heft, 64 8. Band, Heft 5.) 


14. Genoſſeuſchaftsweſen et 


Deumer, Nobert: Das deutſche Genoſſenſchaftsweſen. Berlin und 
Leipzig 1919, Göſchen. 1. Band 127 S., f Band 158 S. 
(Sammlung Göſchen.) 


Jahresbericht des Generalverbandes der deutſ chen Raiffeiſ en ⸗ 
genoſſenſchaften für 1918. Berlin 1919, Verlag des General⸗ 
verbandes der deutſchen Raiffeiſengenoſſenſchaften. 185 S. 


15. Kolonialpolitik 


Bacher, H. und Fickendey, E.: Die Olpalme. Berlin 1919, 
Auswärtiges Amt. VIII u. 124 S. (Auslandswirtſchaft in Einzel⸗ 
darſtellungen. Herausg. vom Auswärtigen Amt. Band 2.) 


Konow, Sten: Über die Bedeutung Indiens für England. Braun⸗ 


ſchweig 1919, Weſtermann. 78 S. (Hamburgiſche ee 
Herausg. von e und en 6. Heft.) 


16. Finanzen | 


Günther, E.: Progreſſivſteuer oder Konfiskation. Berlin 1919, Putt⸗ | 
kammer & Mühlbredt. 59 S. u. 9 Tafeln. N 


Majerczik, Wilhelm: Kommunale gewerbliche Unternehmungen als 
Kampfſmittel gegen die finanzielle u der deutſchen Städte. 

Berlin 1919, Springer. 98 S. | 
Schmollers Jahrbuch XIIII 4. N 25 
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Die Neuorduung der deutſchen Finanzwirtſchaft. Heraus⸗ 
gegeben im Auftrage des Vereins für Sozialpolitik von Heinrich 
Herkner. Dritter Teil. Ausſprache in der Sitzung des Aus— 
ſchuſſes vom 17. April 1918 zu Berlin. München u. Leipzig 1918, 
Duncker & Humblot. 138 S. | 


von Piſtorius, Theodor: Steuer oder Ertragsanteil. Jena 1919, 
Diederichs. 36 S. (Deutſche Gemeinwirtſchaft. Herausgeber: 
Erich Schairer, Heft. 7.) 5 

von Piftorius: Unfer Steuerrecht. Stuttgart 1919, W. Kohlhammer. 
VI u. 274 S 


Schwarz, Otto: Finanzpolitik in Reich, Staat und Gemeinde. Stutt- 
gart 1919, Enke. 106 S. (Finanz und Volkswirtſchaftliche Zeit⸗ 
fragen. Herausgegeben von e Schanz und Julius Wolf, 
28 Heft.) 


17. Verficherungbtweſen 


18. Statiſtik 


Beiträge zur Kenntnis der Lebenshaltung im vierten Kriegs⸗ 
jahre. Bearbeitet im Statiſtiſchen Reichsamte. Berlin 1919, 
Carl Heymann. 76 S. (21. Sonderheft zum Reichs-Arbeitsblatt.) 


Buſch, Auguſt: Die Beſiedelung des Frankfurter Stadtgebiets und 
die Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes der Bevölkerung. Frank— 
furt a. M. 1919. 201 S. (Beiträge zur Statiſtik der Stadt 

. Frankfurt am Main. 11. Heft.) 

Neuere Erhebung von Wirtſchaftsrechnungen im In⸗ 
und Auslande. Bearbeitet im Statiſtiſchen Reichsamte. Berlin 
1919, C. Heymanns Verlag. 41 S. (20. Sonberpent zum Reichs⸗ 
Arbeitsblatt. ) 


Weiuer⸗Odenheimer, Paula: Die Berufe der Juden in Bayern. 
Berlin 1918, Max Schildberger. 131 S. 


Die 6 in der Stadt Hamburg in den 

Jahren 1910 bis 1917. Hamburg 1919, Otto Meißner Verlag. 

162 S. (Statiſtik des Hamburgiſchen Staates. Herausgegeben 
vom Statiſtiſchen Landesamt, Heft XXIX.) 


19. Verſchiedenes 


Baumgarten, Otto; Liepmann, Moritz; Jellinek, Walter: 
Albert Hänel. Drei akademiſche Reden zu ſeinem Gedächtnis. Kiel 
1919, Lipſius & Tiſcher. 30 oO. 


Cramer Valmar: Die Junggeſellenfrage. Köln 1919, Bachem. 
95 S. (Zeit und Streitfragen der Gegenwart, 13. Band.) 
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Lüdicke, Reinhard: Die Preußiſchen Kultusminiſter und ihre Be⸗ 
amten 1817—1917. Stuttgart und Berlin 1918, Cotta. IX b. 
169 S. 

Moede, Walther: Die Experimental⸗Pſchologle im Dienſte des 
Wiriſchaftslebens. Berlin 1919, Springer. 111 S., 40 Textab⸗ 
bildungen, 5 Schemata, 1 Tabelle und 2 Tafeln. 


Aufſä age in Zeitſchriften | 
= 1. Allg emeine Politik 


Bergſträßer, Ludwig: Parteien von 1848. Preußiſche Jahrbücher 1919, 
Band 177, Heft II, S. 180 ff. 

Darmſtaedter, Ludwig: Die Vorgeſchichte der ruſſiſch⸗franzöſiſchen Allianz 
1891 —1894. r iche Jahrbücher, Juni 1919, Band 176, 
Heft III, S. 393 ff. | 

Levy, Hermann: Studien über das engliſche Volk. Archiv für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft und Sozialpolitik, 40. Band, 2. Heft, 1919, S. 422 ff. 

von Maſſow: Die Schule der Staatsmänner. Preußiſche Jahrbücher, 
Auguſt 1919, Band 177, Heft II, S. 165 ff. 

Stier⸗Somlo: Geſellſchaftliche Demokratie und geiſtige Kultur. Der 
Spiegel, Heft 13/14, 20. Juli 1919, S. 1 ff. 

Szabo, Erwin: Aus den Parteien⸗ und Klaſſenkämpfen in der unga⸗ 
riſchen Revolution von 1848. Archiv für die Geſchichte des Sozia⸗ 
lismus und der eee 8. Jahrgang, 2.13. Heft, 1919, 
S. 258 ff. 

ä Winfrid⸗ Ferdinand: Armenier und Türken. Preußiſche Jahrbücher, 

Juni 1919, Band 176, Heft III, S. 373 f. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


3. Sozial- und Nechtaphiloſophie 


Günther, Adolf: Walter Rathenau und die gemeinwirtſchaftlichen Theorien 
der Gegenwart. Weltwirtſchaftliches e 15. Band, 1. Juli 
1919, Heft 1, S. 40 ff. 

Kaphahn, Fritz: Von der Eigentümlichkeit des biftorifehen Objekts. 

Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft 1919, Neue Folge, X Jahrgang, 

Heft 5 u. 6, S. 245 ff. \ 

Schumpeter, Joſeph: Zur Soziologie der Imperialismen. (Schluß.) 
Archiv für Tas e und Sozialpolitik, 46. Band, 2. Heft, 
1919, S. 275 ff. 


1 Es werden hier nur ſoiche Aufſätze eingeſendeter Bator. e 
die der Schriftleitung . e | 
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Weber, Max: Die Wirtſchaftsethik der Weltreligionen. Archiv für 


Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, 46. Band, 2. Heft, 1919, 
1919, S. 311 ff. 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte 


Amonn, Alfred: Liefmanns neue Wirtſchaftstheorie. I. Archiv für 


See 1 Sozialpolitik, 46. Band, 2. Heft, 1919, 
St. 367 f. 


von * Zu den Grundrententheoriit von Rodbertus und Marx. 
Archiv für die Geſchichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung, 
8. Jahrgang, 2./3. Heft, 1919, S. 248 ff. 

Jahn, Georg: Neuorganiſation der Volkswirtſchaft. Conrads Jahrbücher, 
Band 112, Heft 5, Mai 1919, S. 535 ff. 

Landauer, Carl: Der Meinungsſtreit zwiſchen Böhm⸗Bawerk und Wieſer 
über die Grundſätze der Zurechnungstheorie. Archiv für Sozial- 
wiſſenſchaft und Sozialpolitik, 46. Band, 2. Heft, 1919, S. 449 ff. 


| Stolzmann, Rudolf: Das Reinökonomiſche im Syſtem der Volkswirt⸗ 


— 


ſchaft. Conrads Jahrbücher, 112. Band. III. Folge, 57. Band, 
März 1919, S. 257 ff.] April 1919, S. 385 ff. 


Vogel, Emanuel Hugo: Die Bewegung des Unternehmereinkommens unter 
dem Einfluß der Entwicklung. 5 1 für die geſamte Staats⸗ 
wiſſenſchaft, 74. Jahrgang, 1919, 1. Heft, S. 1 ff. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


Dopſch, Alfons: Werner Sombart, Der moderne Kapitalismus. Archiv 
5 die Geſchichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung. 
8. Jahrgang, 2.3. Heft, 1919, S. 330 ff. 


Dove, Karl: Über die Berührungspunkte ſozialökonomiſcher und wirt⸗ 
ſchaftsgeographiſcher Betrachtungsweiſen (Schluß). Weltwirtſchaftl. 
Archiv, 14. Band, 15. Mai 1919, Heft 4, S. 551 ff 

Loſch, Hermann: Die deutſche Volkswirtſchaft nach dem Weltkrieg. 
Da u . geſamte Staatswiſſenſehaßs 74. Jahrgang, 1919, 

1. Heft, S. 41 ff. 


6. Laudwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 
Conrad, Otto: Agrarreform durch Bodenreform. Der öſterreichiſche 

Volkswirt, 11. Jahr, 5. Juli 1919, Nr. 40, S. 744 ff. 
Haſelberger: Erntefeſtſtellung und Bewirtſchaftung des Getreides. All⸗ 
gemeines Statiſtiſches Archiv, 11. Band, Heft 1/2, 1919, S. U ff. 
Mauer, Hermann: Die Finanzierung des landwirtſchaftlichen Siedlungs- 


werkes in Preußen unter Mitwirkung der Landſchaften. Archiv für 
Innere Koloniſation, Band XI, Juli / Auguſt Heft. 
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May, E.: Deutſchlands Bedarf an Körnerfrüchten vor und nach dem 
Kriege, insbeſondere in der Übergangszeit. Archiv für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft und Sozialpolitik, 46. Band, 2. Heft, 1919, S. 492 ff. 


von Reibnitz, Kurt: Die wirtſchaftlichen und ſozialen Neuaufgaben der 
ländlichen Kreiſe Preußens. Deutſche Rundſchau, Jahrgang 45, 
Heft 10, Juli 1919, S. 31 ff. | 


„Schulte, Fritz: Zur Grundbeſitz⸗ und „ N 
Statiſtiſches Archiv, 11. Band, Heft 1/2, 1919. S. 68 ff. | 


7. Bergbau und Induſtrie 


Die Arbeitszeit im Bergbau. Reichsarbeitsblatt, XVII. Jahrgang, 
Berlin, den 25. September 1919, Nr. 9, S. 689 ff. 


Beumer, W.: Das Wirtſchaftsjahr 1918/1919. Mitteilungen des Ver⸗ 
eins zur Wahrung der gemeinſamen wirtſchaftlichen Intereſſen in 
Rheinland und Weſtfalen. Jahrgang 1919, Heft 1, S. 3 ff. 


Geſetzentwurf über die Kohlenwirtſchaft. Mitteilungen des Deutſchen 
Induſtrierates und des Kriegsausſchuſſes der deutſchen Induſtrie. 
Nr. 261, 28. Juni 1919, S. 3677 ff. 


Kaſſowitz, Toni: Der Kampf um die Soziolifierung des engliſchen 
Kohlen bergbaues. Der N Volkswirt, 11. Jahr, 13. Sept. 
1919, Nr. 50, S. 944 ff. 

Maaß, Wilhelm: Der Saarkohlenbergbau und ſeine Beziehungen zu 
Frankreich. Weltwirtſchaftliches Archiv, 15. N 1. Juli 1919, 
Heft 1, S. 56 ff. 

Der Reichsverband der deutſchen Induſtrie über die „Planwirtſchaft“. 
Mitteilungen des Deutſchen Induſtrierates, Nr. 250, e 
21. Juni 1919, S. 3654 ff. 


Schneider, Hans: Der Kampf der oberſchleſiſchen Kohle gegen die en ⸗ 
liſche II. (Schluß). Zeitſchrift bi re 1919. Neue 
Folge, X. Jahrgang, Heft 5 u. 6, S. 303 ff. | 

Vogel, E. H.: Die Sozialiſierung 2 Kohle. 5 Opera Volks- | 

wirt, 11. Jahr, 21. Juni 1919, Nr. 38, S. 691 ff. 


8. Handel und Handelspolitik 


Hanſen, N.: Japans Konkurrenz in der Eiſen⸗ und Stahlproduktion. 
Mitteilungen des Reichsverbandes der deutſchen Induſttie, Nr. 267, 
9. Auguſt 1919, S. 3771 ff. 


Pfütze⸗Grottewitz, Arno: Konſumvereinsweſen und Kleinhandel in Sachſen 5 
nach ihrer neueren Entwicklung. Zeitſchrift für die geſamte Staats⸗ 
wiſſenſchaft, 74. Jahrgang, 1919, 1. Heft, S. 82 ff. 


Rocke: Leipziger Meſſe und deutſche . Zeitſchrift für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft 1919. Neue Folge, X. Jahrg., Heft 5 u. 6, S. N 
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Scherrer, Hans: Die Kaffeevaloriſation und Valoriſationsverſuche in 
anderen Welthandelsartikeln (Schluß). Weltwirtſchaftliches Archiv, 
14. Band, 15. Mai 1919, Heft 4, S. 602 ff. 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 


Ahlberg und Norman: Die Betriebskoſten der Eiſenbahnen und ihre 
Bedeutung für die Tarifbildung. Archiv für Eiſenbahnweſen,. 
Jahrgang 1919, Heft 4, Juli und Aug S. 591 ff.; Heft 5, 
September und Oktober, S . 529 ff. 


Mertens: 1882 — 1911. Dreißig Jahre ruſſiſcher Eiſenbahnpolitik 


und deren wirtſchaftliche Rückwirkung. Archiv N Eiſenbahnweſen, 
Jahrgang 1919, Heft 4, Juli und Auguſt, S. 687 ff.; Heft 5, 
September und Oktober, S. 858 ff. 


v. Napolski, F.: Die wirtſchaftliche Erſchließung 958 Rheins zwiſchen 
Straßburg und Baſel. Mitteilungen der Deutſchen Handelskammer 
in der Schweiz. V. Sebrgang, Nr. 4, 30. April 1919, S. 63 ff. 
Nr. 5, 31. Mai 1919, S. 88 ff. 


Schewe: Die Entwicklung der Eiſenbahnverhältniſſe Hamburgs bis zur 
Verſtaatlichung (1884). 8 für Eiſenbahnweſen, Jahrg. 1919, 
Heft 4, Juli und Auguſt, S. 658 ff. 


Weber: Die Ertragsfähigkeit der Schweizeriſchen Bundesbahnen (Schluß). 
Archiv für Eiſenbahnweſen, Jahrg. 1919, Heft 4, Juli u. Auguſt, 
S. 578 ff 5 


2 


10. Geld-, Bank- und Börſenweſen 


Bendixen, Friedrich: Englands Währung. e XVIII. Jahr⸗ 
gang, 15. Juni 1919, Nr. 18, S. 193 ff. 


Bendixen, Friedrich: Vom theoretiſchen Metallismus (Eine Kritik der 
Lehre Karl Diehls.) Conrads Jahrbücher, Band 112, Heft 5, 
Mai 1919, S. 497 ff. 


van Dorp, Eliſabeth: Die Beſtimnumgsgründe der intervalutariſchen 
Kurſe. Weltwirtfchaftliches Archiv, 15. Band, 1. Juli 1919, Heft 1, 
S. 29 ff. 


Göppert, Sand: Die Zukunft der Börſe. Bankarchiv, XVIII. Jahr⸗ 
gang, 1. Auguſt 1919, Nr. 21, S. 219 ff. 


Goßler, H. v.: Das Betriebsratsgeſetz und die Oberbeamten im Bank⸗ 
gewerbe. Bankarchiv, XIX. Jahrgang, 1. Oktober 1919, Nr. 1, 
S. 7ff l 

. Richard: Zur⸗ Wäprungefrage Wang XVIII. Jahrgang, 

1. Juli 1919, Nr. 19, S. 197 ff. 
Ohſe, Hermann: Die Begleichung von Forderungen nach dem Friedens⸗ 


vertrage. Bankarchiv, XVIII. e hs u 1919, Nr. 21, 
S. 221 ff. | | 
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Schleſinger, Theodor: Die Zukunft der Frankfurter Börſe. Bankarchiv, 
XIX. Jahrgang, 1. Oktober 1919, Nr. 1, S. Aff. . 


Schmidt, F.: Der Bilanzgedanke und die Wechſelkurſe II. (Schluß.) 
Zeitſchrift ur Sozialwiſſenſchaft, 1919, Neue Folge, X. Jahrgang, 
Heft 2 u. 6, S. 285 ff. 


Steiner, nn Die Tſchechoſlowakiſche eee e Bank⸗ 
ar iv, XVIII. Jahrgang, 15. Auguſt 1919, Nr. 22, S. 240 ff. 


11. Bevölkerung und Bevölkerungspolitik 


Die Binnenwanderungen von Arbeitern während des Krieges nach dem 
Quittungskartenaustauſch der deutſchen Landesverſicherungsanſtalten. 
Reichsarbeitsblatt, XVII. Jahrgang, 30. Juli 1919, =: 7, 
©. 540 ff. 

1 Alfredo: Deutſche Auswanderung nach Südamerika und ihre 
„ Deutſche Rundſchau, Jahrgang 46, Oktober 1919, 

S. 88 ff. 


Lommatzſch, Georg: Die Bewegung der Bevölkerung und die Todes⸗ 
urſachen 1911—1916. Zeitſchrift des Sächſiſchen e 
Landesamts, 64 u. 65. Jahrgang, 1918 u. 1919, S. 1 ff. 


Zahn, Friedrich: Die deutſche Bevölkerung vor dem; Krieg. Allgemeines 
u). Archiv, 11. Band, Heft 1/2, 1919, ©. 79 ff. | 


| 12. Sozialismus Ä 

Adler, Friedrich: Einheit oder Dreiteilung der Internationale? Der 
Kampf, Jahrgang XII, Wien, 20. September 1919, Heft 25, 
S. 613 ff. | | 

Bauer, Otto: Karl Kautsky und der Bolſchewismus. Der Kampf, 
Jahrgang XII, Wien, 11. Oktober 1919, Heft 28, S. 661 ff. 

van Blom, D.: Schriften niederländiſcher Sozialiſten über den Krieg. 


Archiv für die Geſchichte des Sozialismus und der When ce ae 


8. Jahrgang, 2.13. Heft, 1919, S. 429 ff. 


Blum, Oskar: Max Adlers Neugeſtaltung des Marxismus. Archiv für 
die Geſchichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung, 8. Jahr⸗ 
gang, 2/3, Heft 1919, S. 177 ff. 


van Dillen, J. G.: De Theorie van het Beer e De Soziali- 
stische Gids. Amsterdam, N W Nr. 6, Juni 1919, 
S. 496 ff. 


Ellenbogen, Wilhelm: Viktor Adler, ein Wort der EN Archiv 
55 die Geſchichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung. 
8. Jahrgang, 2.3. Heft 1919, S. 383 ff. 


> Gieshert, Erich: Von Marx bis Lenin. weng Saprbüce, Sep 
tember 1919, Band 177, Heft III, S. 391 ff. v. 
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Grünberg, Karl: Anton Menger. Der Kampf, Jahrgang XII, Wien, ü 


16. Auguſt 1919, Heft 20, S. 538 ff 


Das Grundgeſetz der ruſſiſchen Sowjetrepublik. Mitgeteilt von Karl 
Grünberg. Archiv für die Geſchichte des ms und der 
Arbeiterbewegung, 8. Jahrgang, 2./3. Heft, 1919, S. 402 ff. 


Hilferding, Rudolf: Die Internationale. Der Kampf, Jahrgang XII, 
Wien, 9. Auguſt 1919, Heft 19, S. 517 ff. 


Kautsly, Karl: Drei kleine Schriften über Marx. Archiv für die Ge⸗ 


ſchichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung, 8. Jahrgang, 
2.13. Heft 1919, S. 314 ff. 


Keulen J.: De hervorming in verband met het opkomend kapi- 


talisme. De Sozialistische Gids. Amsterdam, Jaargang IV, Nr. 6, 


Juni 1919, S. 457 ff. 


Lederer, Emil: Der internationale Sozialismus nnd der Bolſchewiswus. 
Der al Jahrgang XII, Wien, 13. September 1919, Heft 24, 
S. 597 ff. 


Lederer, Emil: Das Wurtſchaftsſoſtem des Volſchewismus. Der Kampf, | | 


Jahrgang XII, Wien, 26. Juli 1919, Heft 17, S. 488 ff. 


Mehring, Franz: . Epiſode des Marxismus. Archiv für die Ge⸗ 


ſchichte des Sozialismus und der Are 8. Jahrgang, 
. 2.13. Heft, 1919, S. 308 ff. 


Nettlau, Max: Marr- nen Archiv für die Geſchichte des Sozialig- 
mus und der Arbeiterbewegung, 8. Jahrgang, 2./ 3. Heft, 1919, 


S. 389 ff. 


Die ſozialiſtiſche Siedlung in Guiſe während des Krieges. Internatio⸗ 
nales . Bulletin, XII. Jahrgang, Nr. 4, April 1919, 
S. 70 


Stolper, Guſtav: Die Sozialifierungsentwärfe, Der Oſterreichiſche Volks⸗ 
wirt, 11. Jahr, 3. Mai 1919, Nr. 31, ©. 551 ff.; 10. Mai 1919, 
Nr. 32; 24. Mai 1919, Nr 34, S. 611 ff. 


Strauß, Emil: Die Sozialifierung des r ee in der Tſchecho⸗ 


ſlowakei. Der Kampf, Jahrgang XII, Wien, 5. Juli 1919, 
Heft 14, S. 431 ff. 


Troelstra, P. J.; De revolutie en de S. D. A. P. III u. IV. De 
Socialistische Gids. Amsterdam, Jaargang IV, Nr. 6, Juni 1919, 
8. 512 fl.; Nr. 7, Juli 1919, S. 566 ff. 


Wibaut, F. M.: Economische bedrijfs organisatie. De Socialistische 
.  Gids. Amsterdam, ea) IV, Nr. 7, Juli 1919, S. 549 ff.; 
Nr. 8 en 9, S. 703 ff. 


Weinreb, Franz: Deutſch⸗öſterreichiſche 101 Der Kampf, 


Jahrgang XII, Wien, 21. en 1919, Seit 12, S. 396 ff. 
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13. Sozialpolitik 


Adler, E.: Das deutſch⸗ öſterreichiſche Geſetz über Betriebsräte. I. Soziale 
Praxis, XXIX. Jahrgang, 23. Oktober 1919, Nr. 4, S. 77ff. 


Akkordlohn. Mitteilungen des Reichsverbandes der deutſchen Induſtrie. 


Nr. 273, 20. September 1919, S. 3859 ff. 


Arbeitslöhne im Ausland. 5 Nn. Jahrgang, Berlin, ö 
84 f. N 


den 25. September 1919, Nr. 9, S. 


Böhm, C. E.: Beiträge zu Frage der ER Soziale Praxis, 
19. Juni 1919, Nr. 38, S. 659 ff. 


Bulletin des Internationalen Arbeitsamts. Jena, Guftav Sifder | 


Bd. XVII, Nr. 8—10, 1918; Bd. XVIII, Nr. 1—3, 1919. 


von Dewitz: Kapitalmäßige Gewinnbetelligung der N Preußiſche 
ö Jahrbücher, Juli 1919, Band 177, Heft I, 23 ff. 


Der endgültige Entwurf des un Mitteilungen des 


Reichsverbandes der deutſchen Induſtrie, Nr. 68, 16. Auguſt 1919, 
S. 3786 ff. 


Entwicklung und Stand der Erwerbsloſenfürſorge. Reichsarbeitsblatt, 
XVII. Jahrgang, Berlin, den 25. September 1919, Nr. 9, S. 762 ff. 


Erkelenz, Anton: Zum Aufbau der Räteorganiſation. Soziale u 


XXVIII. Jahrgang, 26. Sal 1919, Nr. 39, S. 681 ff.; en 


1919, Nr. 46, ©. 696 


Franke, E.: Die . der Arbeit“ im Völkerbund. Soziale 


Praxis, XXVIII. Jahrgang, 4. September 1919, Nr. 49, 
a S. 865 ff. 
Geſchichtliche Entwicklung des Achtſtundenarbeitstages gewerblicher Arbeiter 


im In⸗ und Auslande. II. Reichsarbeitsblatt, XVII. Jahrgang, 


26. Juni 1919, Nr. 6, S. 456 ff. 


Gruner, E.: Die Arbeitergewinmbeteiligung. Soziale 17 XXIII. Jahr⸗ 


gang, Berlin, 11. September 1919, Nr. 50, S. 889 ff. 18. Sep⸗ 
tember 1919, Nr. 51, S. 913 ff. 

Heyde, Ludwig: Der Geſetzentwurf über Betriebsräte. Soziale Praxis, 
| XXVIII. Jahrgang, 21. Auguſt 1919, Nr. 47, S. 820 ff. 


Heyde, Ludwig: Der Nürnberger realen. Soziale Praxis. | 
XVVIII. Jahrgang, 955 Juli 1919, Nr. 41, S. 711 ff.; 17. Juli 
f. 


1919, Nr. 42, S. 727 
Leubuſcher, Charlotte: Die Entwicklung der Arbeiterinnenorganiſation 
während des Krieges. Soziale Praxis, XXVIII. Jahrgang, 
14. Auguſt 1919, Nr. 46, S. 802 ff. | 
Lohmann, Hans: Grundſätzliche Bemerkungen über die bisherigen Er⸗ 
fahrungen mit Betriebsräten und zum 1. Entwurf eines Reichs⸗ 
geeſetzes über Betriebsräte. Mitteilungen des deutſchen Induſtrierates 
. und des Kriegsausſchuſſes der . Sn Nr. 261, 
28. Juni 1919, S. 3674 ff | | | 
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Lohnſteigerungen während des Krieges in Großbritannien und in den 
Vereinigten Staaten von Amerika. Reichsarbeitsblatt, XVII. Jahr⸗ 
gang, 26. Juni 1919, Nr. 6, S. 468 ff. 


Lüders, Elſe: Die Volkshochſchulbewegung. 1 Praxis, XXIX. Jahr- 
gang, 23. Oktober 1919, Nr. 4, S. 73 ff. 


Noack, Viktor: Stadttheatervexhältniſſe während des Krieges. Enquste 
der Genoſſenſchaft Deutſcher 0 e Kriegsband zum 
Kommunalen Jahrbuch, S. 430 ff. 


Pick, Karl: Der internationale Gewerkſchaftskongreß in Amſterdam. 
Der ale Jahrgang XII, Wien, 23. Auguft 1919, Heft 21, 
S. 549 ff. 


Richter, Lina: Schädigungen des Familienlebens und der Moral Deutjch- 
lands durch die Blockade. Preußiſche Jahrbücher, Juni 1919, 
Band 176, Heft III, S. 408 ff. 


Stellungnahme der Induſtrie, des Handels und des Bankgewerbes zum 
Entwurf eines Geſetzes über Betriebsräte. Mitteilungen des Reichs⸗ 
verbandes der deutſchen Induſtrie, Nr. 269, Berlin, 23. Auguſt 
1919, S. 3803 ff. 


Stolper, Guſtav: Die Gewerkſchaften im letzten Kriegsjahr. Der Oſter⸗ 
reichiſche Volkswirt, 11. Jahr, 16. Auguſt 1919, Nr. 46, S. 860 ff. 


Tönnies, Ferdinand: Sozialpolitik im Deutſchen Reich und Dänemark. 
Soziale Praxis, XXVIII. Jahrgang, 7. Auguſt 1919, Nr. 45, 
S. 781 ff. . 

Waldſchmidt, H.: Bemerkungen zu dem Geſetzentwurf betreffend Betriebs- 
räte. Bankarchiv, XIX. Jahrg., 1. Oktober 1919, Nr. 1, S. Uff. 


Weißbach, Kurt: Die Gebrechlichen und ihre Verſorgung. Zeitſchrift 
des ſächſiſchen ſtatiſtiſchen Landesamtes. 64. u. 65. Jahrgang 1918. 
und 1919, S. 116 ff. 

Zimmermann, Waldemar: Materialien szum neuen Arbeitsgeſetzbuch. 
Soziale Praxis. XXIX. Jahrg., 9. Oktober 1919, Nr. 2, S. 33 ff. 


Zuſammenſetzung und Löhne der Arbeiterſchaft, ſowie die Arbeitszeit 
| während des Krieges. Reichsarbeitsblatt, XVII. Jahrg., 27. Auguſt 
1919, Nr. 8, S. 618 ff 


14. Genoſſenſchaftsweſen 


Crüger, Hans: Die Genoſſenſchaft und die Sozialiſierung. Bankarchiv, 
XVIII. Jahrg., 1. Juli 1919, Nr. 19, S. 199 ff. 


Der Einfluß der Genoſſenſchaftsbewegung auf die Lebensmittelpreiſe in 
Frankreich. Internationales Genoſſenſchaftsbulletin. XII. Jahrg., 
Nr. 4, April 1919, S. 65 ff. 


Guggemos, Georg: Das landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen in Däne⸗ 
mark. Landw. Jahrbücher für a 1918, Nr. 9/10, 8. Jahrg., 
S. 547 ff. 
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Krebs, Willy: Entwicklung des Deutſchen Genoſſenſchaftsweſens ſeit 
Erlaß des Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 1. Mai 1889. I. Conrads 
1 112. N III. Folge, 57. Band, 3. Heft, März 
1919, S. 306 ff. | 


Pfütze, en Die n und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften in den 
Jahren 1913—1917. Zeitſchrift des Sächſiſchen Statiſtiſchen Landes ⸗ 
amts, 64. u. 65. Jahrgang 1918 u. 1919, S. 142 ff. 


Serwy, Victor: Konzentration der Genoſſenſchaftsbewegung in Belgien. 
en Genoſſenſchaftsbulletin, XII. Jahrgang, Mai 1919, 
. 108 ff. 


3 E. G.: Zuſammenarbeit zwifchen Erzeuger: und Verbraucher⸗ 
genoſſenſchaften. Soziale Praxis, XXVIII. Jahrg., 28. Aug. 1919, 
Nr. 48, S. 842 ff. 


15. Kolonialpolitik 


8 H. W.: Der Homerulekampf in Indien. ‚Beltwirtjgaftlices 
Archiv, 14. Band, 15. Mai 1919, Heft 4, S. 569 ff. 


16. Finanzen 


Bleicher: Zur Frage der Tilgung ſtädtiſcher Anleihen. Bankarchiv, 
VXVIII. Jahrgang, 15. Auguſt 1919, Nr. 22, S. 236 ff. 


Elſter, Karl: Kriegsanleihen und Finanznot. Bankarchiv, XVIII. Jahr⸗ 
gang, 15. Juli 1919, Nr. 20, S. 212 ff. | 


Federn, Walther: Die finanzielle Liquidation der Monarchie und Deutſch⸗ 
öſterreichs Finanzen. Der Oſterreichiſche Volkswirt, 11. Jahr, 
31. Mai 1919, Nr. 35, S. 631 ff. | 


Das Gutachten der deutſchen Finanzkommiſſion zu den gegnerischen 
Friedensbedingungen. Mit einem Nachwort des 5 Bank⸗ 
archiv, XVIII. Jahrgang, 15. Juni 1919, Nr. 18, ©. 185 ff. 


Kapralik, Karl: Das fundierte Einkommen und 3 Beſteuerung. 
Der Öftereidifce Volkswirt, 11. Jahr, 23. Auguft 1919, Nr. 47, 
S. 883 ff. 


— 
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ö Lion, = Das gewerbliche Anlagekapital in der neuen Vermögens⸗ 
„ Bankarchiv, XIX. Jahrgang, 15. Oktober 1919, Nr. 2, 
16 ff. 


von 3 Georg: Die neueſte Umgeſtaltung⸗ der bayeriſchen direkten 
Beſteuerung. 1 ia die geſamte Staatswiſſenſchaft, 24. Jahr⸗ 
gang 1919, 1. Heft, S. 27 ff. 


Schwabacher, S.: Fronzöſſche Finanzſorgen. Bankarchiv, XVIII. Jahr⸗ 
gang, 1. Auguſt 1919, Nr. 21, S. 226 ff. 


Steinthal, Max: Zur Vermögensabgabe. 8 XVIII. Jahrgang, ö 
15. Juli 1919, Nr. 20, S. 209 ff. 
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Stiaßny, Paul: Die öſterreichiſche Vermögensabgabe von 1810 und der 
„Bankerott von 1811. Der Oſterreichiſche Volkswirt, 11. Jahr, 
16. Auguſt 1919, Nr. 46, S. 862 ff. 


Stolper, Guſtav: Die engliſche Einkommensbeſteuerung. Der Oſter⸗ 
reichiſche Volkswirt, 11. Jahr, 30. Auguſt 1919, Nr. 48, 


S. 899 ff 
17. Verſicherungsweſen 


Bruck, Ernſt: Gegenwärtige Rechtsfragen auf dem Gebiete der inter⸗ ä 
nationalen V 11 Archiv, 14. Bd., 
15. Mai 1919, Heft 4, S. 335 ff. 


Derſch: Die ae ee und die Abergangswirtſchaft. Zeit⸗ 
ſchrift für die . Venſicherungswiſſeh gain, 19. Band, 1. Juli 
1919, 3. Heft, S. 208 ff. 

Engländer, Richard: Die Sozialiſierung der Privatverſicherung. Der 
Kampf, Jahrgang XII, Wien, 14. Juni 1919, Heft 11, S. 381 ff. 


Gaebel, Käthe: Abbau der Erwerbsloſenfürſorge, — Schaffung einer 
Arbeitsloſenverſicherung. Soziale Praxis, XXVIII. Jahrg., 31. Juli 
1919, Nr. 44, S. 768 ff. 


Lazar, E.: Die Sozialiſierung der Privatverſicherung. Der Kampf, 
Jahrgang XII, Wien, 4. Oktober 1919, Heft 27, S. 657 ff. 


Meyer: Kriegswirkungen auf den Verſicherungsbeſtand der deutſchen 
Lebensverſicherungsunternehmungen. Zeitſchrift für die geſamte Ver— | 
ſicherungswiſſenſchaft, 19. Band, 1. Juli 1919, 3. Heft, S. 175 ff. | 

Rüfenacht: Der Ausbau der Sozialverfiherung in der Schweiz. Zeit— 
ſchrift für e 19. Band, 1. Oktober 1919, 

4. Heft, S. 301 ff. 

Stephan: Die Arbeitapenſestteſe, die Krankenkaſſen und die Unfall⸗ 
verſicherung bei der preußiſch⸗heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft im 
Jahre 1917. Archiv für Eiſenbahnweſen, Jahrgang 1919, Heft 4, 

Juli und Auguſt, S. 613 ff. 

Weiß, Eugen: Der Stand der Arbeitsloſenverſicherung. allgemeines i 

ſtatiſtiſches Archiv, 11. Band, Heft 1/2, 1919, S. 188 ff. 


18. Statiſtik 


Böhm, Friedrich: Die Hauptergebniſſe der Familienſtatiſtik der bayeriſchen 
etatsmäßigen Staatsbeamten nach dem Stande vom 1. Juli 1916. 
Allgemeines Statiſtiſches Archiv, 11. Band, Heft 1/2, 1919, S. 144ff. 

Klumker, Chr.: Eine Zählung der öffentlich verſorgten Kinder. All⸗ 
gemeines Statiſtiſches Archiv, 11. Band, Heft 1/2, 1919, S. 198 ff. 

von Mayr, Georg: Zur Syſtematik der Wirtſchaftsſtatiſtik. Allgemeines 
Statiſtiſches Archiv, 11. Band, Heft 1/2, 1919, S. 1 ff. 
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Meerwarth, Rudolf: Über die zukünftige Umgeſtaltung der beiten 
Handelsſtatiſtik. Deutſches Statiſtiſches Zentralblatt, Nr. 5, 11. Jahr⸗ 
gang, Mai / Juni 1919, S. 81 ff.; Nr. 6/7, Juli / Auguſt, S. 106 ff. 

Statiſtik der Streiks und Ausſperrungen im Jahre 1917. Reichs⸗ 
arbeitsblatt, XVII. Jahrgang, Berlin, 25. September 1919, Nr. 9, 
S. 692 ff. 

Tönnies, Ferdinand: Die Statiſtik als Bifenigaft 1 Beltwirtjäaftliges 

Ä Archiv, 15. Band, 1. Juli 1919, Heft 1, S. 1 ff. 

Winkler, Bruno: Zur Statiſtik der politiſchen Tagespreſſe Zeitfgeift 

des Sächſiſchen Statiſtiſchen Landesamtes, 64. und 65. Jahrgang 

1918 und 1919, S. 168 ff. | 

Würzburger, Eugen: Vergleichendes zur Geburtenftatiftif der Jahre 1901 

— 1902 und 1911-1912. Zeitſchrift des Sächſiſchen Statiſtiſchen 
Landesamtes, 64. und 65. Jahrgang 1918 und 1919, S. 90 ff. 

Zahn, Friedrich: Bayeriſche Induſtrieförderung und Statiſtiſches Landes⸗ 
amt. en Zune en 11. Band, Heft 1/2, 1919, 
S. 221 
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Denklchriff f 5 

der Handelskammer München über die zukünftigen N 1 

Aufgaben des Staatsminilteriums für Handel, 8 
Ae und Gewerbe 
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Duncker & Humblot in München und Leipzig 


_ Staatliche Theorie ae Geldes 
Von Georg Friedrich Knapp 


Zweite, durchgefehene und vermehrte Auflage 
1918. XVI und 457 Seiten 
Preis: M. 15.—, in Halbleinen gebunden M. 18.75 und 25% Zufchlag 


Das klaffiiche Buch der Theorie, welche für die Geltung der Medall- 
und Papierſſücke, die wir Geld nennen, dem Gehalt des Grundltoffes, den 
Platten oder dem Papier, nicht die geringſte Bedeutung beimißt und diele 
Geltung ausfchließlich aus der fiaatlichen Nechis ordnung erklärt. Durch 
den Krieg ifi diefe Theorie zur größten praktifchen Bedeutung gelangt. 


, ze 


Das Welen des Geldes 


Von Dr. Friedrich Bendixen 


Direktor der Hypothekenbank in Hamburg 
“ Zweite Auflage. Preis: M. 2.30 und 23% Zufchlag 


„. . Dieſe Schrift bedeutet eine ſchöpferiſche Tat, die aller Vorauslicht 
nach auf Jahrzehnte hinaus fruchibringend fortwirken wird. Erfi der Krieg 
- aber mußte kommen, um die Saat Bendixens aufgehen zu lalfen .. . Diè 
in dieſer Schrift entwickelten Ideen können nicht mehr verloren gehen. 
Ihre Lebenskraft hat lich vielfältig bewährt. Sie wirken als Sauerteig in 
der Literatur wie in der Politik unſerer bewegten Zeit.“ 
Dr. Alfred Schmidt-Effen in Schmollers Jahrbuch 43./1. (1919). 
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Geldtheorie und Währungs- 
politik im Liche des Wellkrieqs 


von Dr. Friedrich Bendixen 


Direktor der Hypothekenbank in Hamburg 
Zweite, durchgefehene und vermehrte Auflage 
1919. 182 Seiten. Preis: M. 8.— und 25% Zulchlag 


„Diefes vom Pulsſchlag der neuen Zeit bewegte außerordentliche Buch 

verdient allenthalben weitelle Verbreitung und die Durchdenkung und 

Weilerentwicklung feiner vom belten vaterländilchen Geiſte eingegebenen 
ker Literarifches Zentralblatt. 
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Duncker & Humblot, Verlag in München und Leipzig 


Soeben erſchien: 


Friedrich Muckle 


Das Kulturideal des 


Sozialismus 


Gr. 80. 289 Seiten Preis: 15 Mark 


Inhaltsangabe: f 
Vorwort / Der Triumph der Ziviliſation / Das Suchen der Zeit / 
Die Verheißungen des Sozialismus: 1. Karl Marx; 2. Ein Blick in 
die ſozialiſtiſche Geſellſchaft / Die Rettung der deutſchen Seele 
Das vorliegende Werk Muckles, des Biographen Saint⸗Simons und des 


Verfaſſers der Großen Sozialiſten“, geſchrieben in den Tagen der größten 
kulturellen Erniedrigung Deutſchlands, möchte gerne bei denen um Einlaß bitten, 


deren Sinn inmitten des Aufruhrs einer aus den Fugen gegangenen Welt 


noch empfänglich iſt für feinere Klänge. 


Der Sozialismus erſcheint ſelbſt vielen Gebildeten nichts weiter als ein Ä 


Geſchrei der Gaſſe, als ein Lärm der Maſſe, ein Schlachtruf wilder Horden. 
Dieſes Buch wendet ſich vor allem an die Gebildeten unter den Verächtern 
des Sozialismus, und vielleicht kann es ihnen beweiſen, daß die ſozialiſtiſche 
Lehre, herausgehoben aus dem Dunſt und dem Chaos eines verwilderten Ge⸗ 
ſchlechts, ſich als eine Kulturanſchauung darbietet, die auch dem Menſchen der 


höchſten Bildung, verſenkt er ſich in ihre Tiefen, zur fortreißenden Offenbarung 


werden kann. 
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Politiſche Romantik 


Dr. Carl Schmitt-Dorotic 


Privatdozent an der Aniverſität Straßburg 5 | 
8%. IV, 162 Seiten | | Preis: 7 Mark 50 Pf. 


„Das Schmittſche Buch iſt der zeitgemäße Auftakt zur Klärung über das 
Weſen politiſcher Romantik, ein energiſcher Vorſtoß gegen das Anweſen, das 


ſie treibt, heute wie damals. In der Mitte des Buches ſteht ein Satz, der das 
Geſamturteil des Verfaſſers trägt: ‚Der Nomantiker reagiert nur mit feinem 


Affekt; ſeine Tätigkeit iſt der affektmäßige Widerhall einer fremden Tätigkeit.“ 


Hier iſt auch für den Leſer der Punkt, von dem aus er das Ganze überſehen 
kann. Dieſe Arbeit war notwendig. Ihre wiſſenſchaftliche Abſicht wird beim 
Leſen überholt von dem politiſch gefeſſelten Intereſſe. Es gelingt ihr bei allem 


Amfang der angezogenen Literatur, ihren zeitfernen Inhalt To lebendig in die 


Bewegung unſerer Tage zu bringen, daß ſie ohne den geringſten Hinweis eine 
afzuelle Broſchüre, freilich der grünblichſten eine, geworden iſt.“ 
| | Der tſche Nandſchau 1919; 
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Duncker & Humblot, Verlag in München und Leip 
Soeben erſchien: | 


Guſtav von Schmoller 


Grundriß der Allg emeinen 
Volkswirtſchaftslehre 


in zwei Bänden 
Zweite, neubearbeitete Auflage (10.—12. Tauſend) SR 
Preis der beiden gebundenen Bände (über 1400 Seiten in Großoktas 
auf holzfreiem Papier) 75 Mark Ne RR 
I. Band: II. Band: 


Begriff — Pſychologiſche und ſittliche Verkehr, Handel und Geldweſen - 
Grundlage — Literatur und Methode — Wert und Preis — Kapital und Ar, 

Land, Leute und Technik — Die gefell- beit — Einkommen — Kriſen, Klaſſen. 
ſchaftliche Verfaſſung der Volkswirt⸗ kämpfe, Handelspolitik — Hiſtoriſche 


ſchaft. Geſamtentwicklung 


Am 27. Juni 1917 entſchlief Guftav von Schmoller, der große ſtaats wiſſenſchaſtliche a 
Gelehrte, nachdem ein gütiges Geſchick ihm noch die Vollendung der Neubearbeſtung 20 
feines Hauptwerkes vergönnt hatte. — Der Grundriß der Volkswirtſchaftslehre iſt das mon 


mentale Werk, das eine ſorgſam durchdachte Zuſammenfaſſung alles deſſen enthält, was Guſtad 


von Schmoller im Laufe ſeiner 35 jährigen Lehrtätigkeit für ſeine Vorleſungen über theoretiſche 3 
und praktiſche Nationalökonomie als das immer wieder von neuem geläuterte und vervol!“ 
ſtändigte Ergebnis zahlloſer Einzelforſchungen aufgezeichnet hat. Der „Grundriß“ iſt die reife a 


Frucht eines langen Sammler- und Denkerlebens, 10 dem der immenſe Gelehrtenfleiß eines 
reichen Lebens ſich verbindet mit großen umfaſſenden 
ſichtspunkten. Auf einer breiten anthropologiſchen, pſychologiſch⸗ethiſchen und ſoziologiſchen 


Grundlage tft bier ein ganz neues Lehrgebäude der Volkswirtſchaft errichtet, das überall in Zu⸗ 


ſammenhang ſteht mit der allgemeinen Kultur⸗ und Ziviliſationsgeſchichte nach dem Geleitwort; 
Wer nicht von dreitauſend Jahren N RD 
Sich weiß Rechenſchaft zu geben, 
Bleibt im Dunkeln unerfahren, 
Mag von Tag zu Tage leben. 


1913 erſchien: 


Guſtav von Schmoller 


Sharakterbider 


Gr.⸗8e. VII, 302 Seiten. Preis gebunden 15 Mark 


„Zweiundswanzig Bilder, meiſtens ſolche deutſcher Männer aus dem letzten Jahrhundert 
Bismarck und der alte Kaiſer, Spbel und Treitſchle, Rümelin und Miquel ziehen an unſerm 
Auge vorüber, vorgeführt mit der warmen, bei aller Objektivität doch etwas allegoriſch 9% 


ſtimmten Liebe eines überzeugten Anhängers der Monarchie preußiſcher Gattung, der die 


glänzende Zeit dieſer Monarchie ſtets miterlebt und manches Eigene zu dieſem Glanze bel ⸗ 
getragen hat. — Die Freunde werden aus den Schmollerſchen Charakterbildern neuen Stolz 


ſchöpfen, dieſem Mann in Freundſchaft verbunden zu ſein; die Fernſtehenden werden ſich einen 


Freund wünſchen, der ihm gleicht.” (Prof. Michels i. d. Internat. Monatsſchriſt 1016 
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Inhaltsverzeichnis 


für den dreiundvierzigſten Jahrgang, 1919 


A beſprochen; E = in einem Aufſatz behandelt; A = ſiehe 
Schriftſtellerverzeichnis) f j 


Allgemeiner Teil 


| Amtliche Veröffeutlichungen, Sammelwerke und Ahnliches 
Der Arbeitsnachweis. Handbuch für! 1. März, 6. Juni und 6. Juli 1917: 


den 1 ö»üw Kriegswochenhilfe. A Schneider. 
im Deutſchen Reiche von Magiſtrats⸗ Behörden⸗Handbuch zum Mannſchafts⸗ 
‚tat P. Wölbling. 389. Joh. Feig r. verſorgungsgeſetz. Nachtlag 5 
Auslandswirtſchaft in Einzeldar⸗ vollſtändigem Sachverzeichnis nach 
ſtellungen. Herausg. vom Auswär⸗ Zeit⸗ und Buchſtabenfolge. A Meier⸗ 
tigen Amt. Demmig. 
Bd. 1. 1575. O. J. Merkel r. | Die Verfaſſung des deutſchen 
n Reiches vom Jahre 1849. Mit 
Deutſcher Ausſchuß für Erziehung und Vorentwürfen, Gegenvorſchlägen und 
Unterricht. Modifikationen bis zum Erfurter 
Bd. 3. A Schumacher. N Parlament. 772. Wittmayer r. | 
Die Genoſſenſchaft, Jahrgang 1917. Behörden⸗Handbuch zum Geſetz über die 


Neudörfer. Verſorgung der Perſonen der 


Jahresbericht des Generalverbandes Anterklaſſen des Neichsheeres, _ 


der deutſchen Raiffeiſen - Ge- 
noffenfearten ür 107 uns er der ahertigen Schur pen 
gebniſſe der Statiſtik der Raiff feiſen⸗ (Mannſchaftsverſorgungsgeſetz) en 
b für 1916. 370. W. 31. Mai 1906. 4 Meier⸗Demmig. 
Jahrbuch des Hauptverbandes Deut Des ſchwediſchen Volkes Wahlhand⸗ 
er gewerblicher Genoſſen buch mit Überſicht über die Reichs⸗ 
laren e. V. für 1916. 370. W. verfaſſung und De e 
Statiſtik ves Hamburgiſchen Staates, Abhandlungen des ftantömiffenfgaft- 
Heft 27. Der natürliche Bevölkerungs⸗ lichen Seminars zu Jena, herausg. 
wechſel im hamburgiſchen Staate in von J. Pierſtorff. 
den Jahren 1909 — 1913. 1176. P. Bd. 14, Heft 1. A Kleemann. 
Mombert r. Bd. 15, Heft 1. A Sachs. 


Handbuch zum Hinterbliebenengeſetz Beiträge zur Kriegswirtſchaft, Heft 25. 


vom 17. Mai 1907. A Olshauſen. Die Hauswirtſchaft im Kriege. 373. 
Jahresbericht des Zentralverbandes W. Tils r. 

deutſcher Konſumvereine für 1917, Bodenpolitiſche Zeitfragen, im Auftrage 

erſtattet zu Händen des 15. ordentl. des Schutzverbandes für deutſchen 

Genoſſenſchaftstages des Zentral⸗ Grundbeſitz herausg. von en Dr. 

verbandes deutſcher Konſumvereine van der Borght. 

am 17. und 18. Juni 1918 in Köln Heft 7. A Aſcher. | 

von dem geſchäftsführenden Vorſtande Kriegswirtſchaftliche Zeitfragen, heraus⸗ 

einrich Kaufmann, Hugo Bäſtlein. gegeben von Franz Eulenburg. 

70. W. Wygodzinski r. Heft 10. A Below. 
Bekanntmachungen vom 3. Dezember Osteuropäische i 

1914, 28. Januar und 23. April 1915, Heft 3. l lder. 
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Preisausſchreiben der Alteſten der Kauf⸗ 
mannſchaft von Berlin. 1198. 

Statiſtiſche Mitteilungen über den ham⸗ 
en Staat. Nr. 5. Der Einfluß 


des Krieges auf den natürlichen Be⸗ 


völkerungswechſel im hamburgiſchen 
Staate in den Jahren 1914 —1917. 
1176. P. Mombert r. 
Veröffentlichungen des Oſteuropa⸗ Infti- 
tuts in Breslau. 
Heft 1. A Kaplun⸗Kogan. 
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„Das Völkerrecht, Beiträge zum Wieder— 
aufbau der Rechts- und Friedens- 
ordnung der Völker.“ Im Auftrage 
der Kommiſſion für chriſtliches Völker— 
recht herausg. von Dr. Godehard 
Joſ. Ebers. 

Heft 4 und 5. A Peſch. 


Eingeſendete Bücher 396, 795, 1199, 
1591. 


Schriftftelerverzeichnis 


Anſchütz, G.: Parlament und Regie⸗ 
rung im Deutſchen Reich. 365. Leo 

Wittmayer r. 

Aſcher, Siegfried: Wohnungsmieten 

8 in Berlin von 1880 — 1910. 791. 
Rud. Eberſtadt r. 

Asmis, Rudolf: Belgiſche Außen⸗ 
handelsförderung vor dem Kriege. 
E 631. 

Aue gen Otto: Bedeutung und Aus⸗ 
ſichten des deutſchen Zuckerrübenbaues 
nach dem Kriege vom Standpunkte 

der Volkswirtſchaft. E 1021. 

— Die Agrarfrage in der Ukraine. 
E 719. ö 


Below, Georg von: Mittelalterliche 
. Stadtwirtfchaft und gegenwärtige 
Kriegswirtſchaft. 

lliche Zeitfragen, Heft 10.) 776. Guſtav 
Aubin r. 

— Die Entſtehung des modernen Ka⸗ 
9 und die Hauptſtädte. 


— Soziologie als Lehrfach. E 1271. 
Bendixen, Friedrich: Das Weſen 

des Geldes. Zugleich ein Beitrag 

zur Reform der Keichsbankgeſ etzgebung. 

367. Alfred Schmidt r. 

Björn Björnſon: Vom deutſchen 

Weſen. Impreſſionen eines Stamm⸗ 
verwandten 1914—1917. Mit einem 
Geleitwort von Gerhardt Hauptmann. 
771. Hurwicz r. 

Brennecke: Die Kreisentbindungs⸗ 
anſtalt und ihre grundlegende Be⸗ 
deutung für Mutter- und Säuglings⸗ 
ſchutz. 789. Helene Simon r. 

Brodnitz, Georg: Die Wirtſchafts⸗ 

blockade im Welkrieg I. E 897. 

— Die nn im Welt⸗ 
krieg II. E 1323 | 


(Kriegswirtſchart⸗ 


Bucharin, N.: Das Programm der 
Kommuniſten. 1551. Konrad Schmidt r. 


Vückling: Die Elemente der Hegelſchen 
Geſchichts⸗ und % ee im 
Marxismus. E 983. 


Bunzel, Julius: Ein Beitrag zur 
Judenfrage. E 319. 


Eber, Karl: Staat und Realkredit in 
Deutſchland. 1190. Hermann Mauer r. 


ee Oskar: Fragen des 
Preiſes I. E 933. 
— Fragen des Preiſes II. E 1395. 


Feld, Wilhelm: Anti⸗Dumping, 
Prämienklauſel und Ausgleichzölle 
als weltwirtſchaftliche Kampfmittel 
gegen fremdländiſche Ausfuhrförde— 
rung. 377. W. Wygodzinskier. 

Fries, Heinrich de: Wohnſtädte der 
Zukunft. 793. Rud. Eberſtadt r. 

Fürſt, Artur: Die Welt auf Schienen. 
Eine Darſtellung der Einrichtungen 
und des Betriebs auf den Eiſen⸗ 
bahnen des Fernverkehrs nebſt einer 
Geſchichte der Eiſenbahn. 378. A. v. 
der Leyen r. 


|Getbern, . von: Ausnahmegeſetze. 

E 1135. 

Gerlach, Kurt: Die Frau und das 
Genoſſenſchaftsweſen. 373. W. Tils r. 


Goldſcheid, Rud.: Sozialiſierung 
der Wirtſchaft oder Staatsbankerott. 
H. v. Beckerath r. 


[Günther, Adolf: Arbeitslohn und 
Unternehmergewinn in der Gegenwart. 


— Das beſetzte franzöſiſche Gebiet. 783. 
E. Kaufmann r. 
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— 


Hanſen, J.: Das landwirtſchaftliche 
Unterrichtsweſen und die Ausbildung 

des 55 1194. W. Wygod⸗ 
zinski r 


Heinrich, Karl ud Nothmeier, 


Karl: Die 5 Selbſthilfe 
der Feſtbeſoldeten. 370. W. Wygod⸗ 
zinski r. \ 


Herzfeld, Marianne: Die Außen⸗ | Meyer, 5 
handelslehre des Grafen Karl Zinzen⸗ ö 


dorf. E 1 
Hildebrand, Karl: Die ökonomiſchen 


Weſensmerkmale der freien Genoſſen⸗ N 


ſchaft. E 1495. 

Hofacker, Wilhelm: Die Staats⸗ 
verwaltung und die Strafrechtsreform. 
1571. Bovenſiepen r. 


Hollmann, Anton Heinrich: Die 


neue Verfaſſung und die Entwicklung 
8 in Dänemark. 


* 4 


| Zakobs, Paul: Die Zulaſſung von 


Wertpapieren zum Börf enhandel. 1180. 
Heinrich Göppert r. 


Zunge, Reinhard: Zur Wirtſchafts 


führung des ungariſchen N 
mus. E 1213. 


ſchaftsleben ſeit der Herrſchaft der 
Bolſchewiki. 1564. E. Hurwicz r. 

Kleemann, Kurt: Die Sozialpolitik 
der Reichspoſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung gegenüber ihren Beamten, 
Unterbeamten und Arbeitern. v. Zwie⸗ 
dineck r 

Kohl, Michael: Das landwirtſchaft⸗ 
liche Genoſſenſchaftsweſen im Groß⸗ 
herzogtum Luxemburg. E 1065. 

Kries, Johannes von: Logik, Grund⸗ 
züge einer kritiſchen und formalen 
Urteilslehre. 775. P. Menzer T: 


| Lenin, N.: Die nächſten ‚Aufgaben 


der Sowjetmacht. 1551. 
Schmidt r. 
— Staat und Revolution. 1551. Kon⸗ 
rad Schmidt r. 


Konrad 


Lühe, v. d.: Innere Koloniſation in 


Preußen und England. E 263. 
Luther, Arthur: Aus der ragen 
des Bolſchewismus. E 52 5. 


Martin: Die forſtliche Statik 1191. 


H. Martin r. 


| Meier-⸗Demmig: Behörden⸗ Handbuch 


zum Geſetz über die Verſorgung der 
Perſonen der Unterklaſſen des Reichs⸗ 


heeres, der Kaiſerlichen Marine und 


San lende 


W 401 


7 


der Kaiſerlichen Schuptruppen (Nann⸗ en 1 u 


* 1903 9 5 vom 31. Mai 


Helene Simon r. 
Meier⸗Demmig: Behörden⸗Handbuch 
zum Mannſchaftsverſorgungsgeſetz. 


Nachtrag mit vollſtändigem Sach⸗ 
ann, nach Zeit⸗ u. Buchſtaben⸗ 
folge. 393. Helene Simon r. 


treidemonopols. E 


Neudörfer, Otto: Das Weſen der 
Genoſſenſchaft. 370. W. Wygodzinski r. 

Neukamp: Das Kriegswucherſtrafrecht 
1187. J. Hirſch r. 

Oldenberg, Karl: Aushungerungs⸗ 
krieg. 
Jahren. E 869 | 

Olshauſen, Op.: Handbuch zum Mi⸗ 

f litärhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 
1907. 773. Helene Simon r. 


Olſſon, Oskar: Des ſchwediſchen Bolkes e 8 


e 


1174. A. 
bur ö 


Tecklen⸗ 


ot . Franz: Der Ausweg. 


H. v. Beckerath r. 


Kaplun- Rogan, W.: Ruſſiſches Wirt⸗ | Paquet, Alfons: Der Geiſt der ruſ⸗ u 
ſiſchen Revolution. 1564. E. Hurwicz r. 


— Im kommuniſtiſchen Rußland. 1564. 
Peſch Heinrich: Ethik und Volks⸗ 
e e thik und Volks⸗ 
wirtſchaft. 1578. Cl. Heiß er 


Pilder, Hans: Die ruſſiſch⸗ i * 


niſche Handels⸗Kompagnie bis 1825. 
780. Guſtav Aubin r. 


Pinner, Felix: Emil Rathenau und | 


das EEE Se Zeitalter. 381. Hugo 
Heinricy 


Pohl, Heinrich: Rechtschutz auf dem 
Gebiete der auswärtigen 5 N 


7 


Nager, Fritz: Die Wiener 8 
zial⸗Leih⸗ und Wechſelbank. 1582. | 
Franz Gutmann r. 


RNedslob, Robert: Die parlamenta⸗ a 
riſche Regierung in ihrer wahren und 
in ihrer unechten Form. 1167. Wil⸗ 


helm Hasbach r. f 
Rothmeier, Karl, und Heinrich, ö 


Karl: Die wirtſchaftliche Selbſthilfe =“ 


der Feſtbeſoldeten. 370. 55 W 
zinski r. 


Sachs, Hildegard: 
tendenzen in der Arbeitsnachweis⸗ 
e 1585. e r. 


er N 


go: 51500 . des Ge- 


und ſeine Bedeutung für den Bande: ü 6 


Onglifee Sorgen feit 100 


Entwilungs⸗ 5 


Schaefer, Cart; Die legale Deval- 
pbvation. E 1459 
Schaefer. Lübstorff: Bortamirtfänf | 
und. dt, F.: A 1587. O. Prange r. 
Schmidt, F 
kurſe. E 203. 
— Die Abhängigkeit des Wechſelkurſes 
von Zinsgeſchäften und Marktzins⸗ 
differenz. E 743. 


Schneider, Heinrich: Rriegamodene |. 


hilfe. 788. Helene Simon r. 
8 Schomerus, Fr.: Die neueſte Ent⸗ 
wicklung des ‘Earl - » geiß - ⸗Werks. 
E 1477. 
Schumacher, Fritz: Die Reform der 
kunſttechniſchen Erziehung. 384. Fritz 
Schumacher r. 
— Groß⸗ Humburg als wohnungspoli⸗ 
tiſche Frage. E 511. 
Schumacher, Hermann: Unter⸗ 
nehmertum und Sozialismus J. E 405. 
— Entgegnung. 794. 
Schuon, Guſtav: Die Entwidlung 
der Gewerbebank Ulm, eingetr. Gen. 
mit beſchr. Haftpflicht, in Ulm a. D. und 
. ihre Bedeutung für das Genoſſen⸗ 
BR: ſchaftsweſen 1863—1913, 370. W. 
Wygodzinski r. 
Schwemer, Richard: Geſchichte der 
Stadt N a. M. 41814 —1866.) 
. 2. Teil. 1179. Guftav 
Aubin r 


Schwerin, Friedrich von: Krieger⸗ 


anſiedelung vergangener Zeiten. 779. 


„Guſtav Aubin r. 


Sering, Max: Die Verordnung der 


Reichsregierung vom 29. Januar 1919 
| zur Beſchaffung von landwirtſchaft⸗ 
lichem, Siedlungsland. E 587. 
Seutemann, Karl: Die Wechſel⸗ 
wirkung zwiſchen wirtſchaftlicher und 
3 nach Malthus. 


Siegel, G.: Der Verkauf elektriſcher 
Arbeit. Zweite, umgearbeitete und 
vermehrte Auflage von „Die Preis⸗ 
ſtellung beim Verkaufe elektriſcher 
Energie“. 387; Siegel r. 

ee Her ha: Die öffentliche 
Organiſation der Jugendpflege und 
die Jugendämter in Preußen. E 341. 

Sievers, Georg: Verhütung von 
Rechtsſtreitigkeiten in Handel und 
Gewerbe. E 1111. 


5 85 4⁰² 8 f . re! Schülerin „ 


= Arbitrage und Wechſel⸗ 


4 Smolensky, Max: Sſterreich⸗Ungarns 


wirtſchaftliche Beziehungen zur Schweiz. 


784. Guſtav Aubin r. 
Sombart, Werner: Sozialismus 
und ſoziale Bewegung. 785. Guſtav 
‚Mayer r. 
Spie Ludwig: Stammlers Kritik 
der Rechts⸗ und Staatstheorien der 
Neuzeit. E 1. 
Spiethoff, Arthur: Einige Bemer⸗ 
kungen zur Lehre von der Soziali⸗ 
ſierung. E 437. 
Srbik, Heinrich Ritter von: Die 
Wiener Revolution des Jahres 1848 
0 g Beleuchtung. 


Spieß, Karl: Die Ernährungslage in 

„Deutſchland zu Beginn des fünften 

Kriegsjahres. E 165. 

Tiburtius, Joachim: Gemeinwirt⸗ 

ſchaftliche Gegenſätze. 1557. H. v. Becke⸗ 

rath er. 

Triepel, Heinrich: Die Entwürfe zur 

neuen Reichsverfaſſung. E 459. 

Trotzki, Leo: Arbeit, Diſziplin und 
Ordnung werden die ſozialiſtiſche 
Somjetregierung retten. 1551. Konrad 
Schmidt r. 

Tyſzka, von: Die Sozialiſierung des 

Wirten 1569. H. Gehrig r. 


Borſt, Hans: Das botichemiftijche 
Rußland. 1564. E. Hurwicz r 

| 

t 


Hagemann, Ernſt: Die Lebensmittel- 
1 121. und ihre Geſetzmäßigkeiten. 


Würzburger, Eugen: Neue Bevölke⸗ 

rungsſorgen. E 1011. 

Wygodzinski, Willi: Die Haus⸗ 
frau und die Volkswirtſchaft. 373. 
W. e 


Zeiler,“ namens abgaben. 1196. 
Robert Liefmann E. 

Zwiedineck⸗Südenhorſt: Otto von: 
Revolution oder ſoziale Reform. Als 
Anzeige von Guſtav Schmollers nach— 
1 Werk „Die ſoziale Frage“. 
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ö Ausfuhrhandel, Schweden: ede Mit. 


ehen = x 
Sachverzeichnis 
Aderbauverweltung: fiche Genoſſen⸗ Aushungerungskrieg: Aushunge⸗ 


ſchaftsweſen. 


Agrarfrage: Die Agrarfrage in der 


traine E 719— 742. Verhältnis von 
Guts⸗ und Bauernbeſitz 720 (Unter- 
ſcheidung von Ruſtikalland und pri- 
vatem Grundeigentum — 
des bäuerlichen am geſamten Nutzland 
1905, an der landwirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſamtfläche 1916 — Saatfläche von 
Bauern- und Gutsbetrieben 1916). — 
Schichtung des Bauernſtandes 728 
(Mängel der Grundeigentumsſtatiſtik 
von 1905 — Mittlerer Beſitz einer 
Bauernwirtſchaft an Privateigentum 
und Ruſtikalland 1905, Veränderung 
ſeit 1877, Berechnung für 1916 — 
Gruppierung des bäuerlichen Grun 
beſitzes nach Größenklaſſen —- Sozial 
ökonomiſche Beurteilung des ukrai⸗ 
niſchen Parzellenbeſitzes und Zwerg⸗ 
bauerntums — Abweichungen genauer 
Aufnahmen nach Größenklaſſen 
. einzelnen Bezirken von der Statiſtik 


non 1905). | 
ſiehe Koloni⸗ | 


Agrargeſetzgebung: 
ſation. 


| Agratverfaffung in Preußen und 


England: ſiehe Koloniſation. 


ſiehe 


Zeiß⸗Werk. 


Ankzeptkredit: ſiehe Wechſelkurs. | 
Anarchismus: fiehe Staatstheorien. 


F ſiehe Siedlungs⸗ 
and 
Arbeiterfrage: ſiehe Zuckerrübenbau. 


Arbeitslohn: Arbeitslohn und Unter⸗ 


nehmergewinn in der Gegenwart E 
693 —718. — 1. Die Frageſtellung 693. | 
— II. Der Nominallohn 695. 

III. Der Reallohn 701. 
Unternehmergewinn 705. — V. Wie: | 
derherſtellung der Produktion und des | 
Reallohns 711. a 


— IV. Der 


Arbeitsnachweis: 915 Arbeitsnach⸗ 


weis. Handbuch für den Gebrauch 

der Stellenvermittlung im e 

Reiche 389. Joh. Feig r | 
Arbitrage: ſiebe Wechſelkurſe. 


ſchaftsblockade. 
Dänemark: 
Wirtſchaftsblockade. 


ſiehe 


Ausfuhrverbote, Vereinigte Staaten: 


ni a en 1 


— 


Anteil 


in 


. 


rungskrieg. 


engliſche Landwirtſchaft unter dem 
Einfluß von Schutzzoll und Frei⸗ 
handel 869—877. — Deutſche Beur⸗ 
ls der Nahrungseinfuhr 877.— 
Nahrungseinfuhr 880—886. — 
nehmende Abhängigkeit von ruſſiſcher 
und amerikaniſcher Einfuhr 886— 891. 


m 


— 5 891—892. — Autarkie 


892 895. 


Ansfunftwefen: ſiehe Rechtsſtreitig⸗ i 


keiten. 


Engliſche Bedenken gegen 


Engliſche Sorgen ſeit 5 
hundert Jahren E 869-895. Die 


0 . 


Auslandskonkurrenz: ſiehe Außen⸗ | 


handelslehre. 
Auslandsſchutz: ſiehe Rechtsſchutz. 
eee E 1135—1165. — 


A. Der Begriff: 1. der Ausnahme 


im Gegenſatz zur Regel 1135 — 1136, 
und zu Geſetz 1137; des Ausnahme⸗ 
geſetzes 5 Gegenfag. 575 Regelgeſetz 
1139—1140. — B. Die Rechts⸗ 
wiſſen cht über das Aus⸗ 
nahmerecht: 
prinzipwidriges Recht und jus sin- 
gulare 1140—1141; 2. Abweichung 


von der Konſequenz und Sonderrecht 8 


1142—1144; 3. das Privileg als 


1. Anomales oder 


Rechtsakt und als Geſetz 11441146. 


— C. Betrachtung vom Stand⸗ 


punkt der Rechtsphiloſophie: 


1. Unbedingte und bedingte Prinzi ien 
des Rechts 1147— 1148; 2. die Nei⸗ 
gung zur Doktrin und ihre Aus⸗ 


vorſchriften: 1. für Sachen 1150, 
Sozialiſierungsgeſetze 1151 — 1152 


beutung 1149. — D. Aus nahme⸗ | 


2. für Perſonen, im allgemeinen 1152 


1153, des Standes und Berufes 1154 

der Religion 1155, das Sefuitengefet 

1155— 1157, das Sozialiſtengeſetz 
- 1157 —1159, Geſetze für Angehörige 
fremder Nationalität 1159 — 1160; 


3. für Rechtäverhältniffe 1161; 4. mit 
Begrenzung 1161-1162; E 


örtlicher 
5. mit zeitlicher Begrenzung EKriegs⸗ 


geſetze) 5 ‚einmalige An- 


bis 1153, hinſichtlich der Abstammung | u | 


wendung 1164. — E. ne, „ 


1164—1165. 
Ynönahmeregts : 


fie Ausnahme: 
geſeke⸗ = | 


ne, 


giſchen Kon ulardienſten. Die Bericht⸗ 


Gsbenbenbel: ; 


.. handelsförderung vor dem Kriege E | 
A Einleitung 631— | 


Belgif che Außen- | 


631-692. 


633. — II. Die 


allgemeinen 


Vorbedingungen für den bel⸗ 


. — Die geographiſchen, 
a lichen 


f „zur Förderung des Außen⸗ 


= lichen Erkundungsreiſen. Die „Bourses 
de voyage“. 
Beamte in fremden Staats dienſten. 


— 


rung des Außenhandels 678 — 


giſchen Außenhandel 633650. 


— 


und politiſchen Vorbedin⸗ 
gungen. überblick über die Entwick⸗ 
lung des belgiſchen Außenhandels. 


Die kaufmänniſchen Fähigkeiten des 


N Belgiers. Die Belgier im Auslande 
und die belgiſche Auswanderung. Das 
belgiſche Kapital im Auslande. Bel⸗ 
giſche Handelsüberſeebanken. Das 
Fehlen einer belgiſchen Handelsflotte. 

III. Die amtlichen Mittel 


handels 650-678. — Leopold II. 
als Förderer des belgiſchen Außen⸗ 
handels. Die Organiſation des bel⸗ 


erſtattung der belgiſchen Konſuln. 
Das bureau officiel des renseigne- 
ments commerciaux. Die wirtſchaft⸗ 


Belgiſche Offiziere und 


Die belgiſche Beteiligung an Welt⸗ 
ausſtellungen. Die Handelsunter⸗ 
richtsanſtalten. Die Ausländer auf 
den belgiſchen Lehranſtalten. Die 
Vereinigungen der früheren Schüler. 
Die Commission pour l'expansion 
commerciale. — IV. Die privaten 
Organiſationen zur Förde⸗ 


685. Die kaufmänniſchen und indu⸗ 
ſtriellen Vereinigungen Belgiens. Die 
doppelſtaatlichen Vereinigungen. Son⸗ 
ſtige Geſellſchaften. Die Fédération 
des Societ&s belges d’expansion. Die 
Expanſionspreſſe. — Schlußwort 685. | 
— Anhang 686—69. . 

Außenhandel, Norwegen; ſiehe Wirt⸗ 
ſchaftsblockade. 

Außenhandelslehre: Die Außen- 


haudelslehre des Grafen Karl Zinzen⸗ 


dorf E 1365-1393. — J. Einleitung: 
Zinzendorfs Werke und Leben 1365 
bis 1368; ſeine Stellung unter den 
Handelstheoretikern ſeiner Zeit 1368 


bis 1372; Einleitung ſeiner bedeu⸗ 


tendſten handelstheoretiſchen Schrift 
1372 —1373 . Binzendorfs 
V 1373— 1392. 


Die natürliche Abhängigkeit der ein⸗ 


zelnen Wirtſchaftsgebiete voneinander 
1373—1375; Gleichheit in der Für⸗ 
ſorge für alle e 1375 
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geſellſchaft⸗ 


bis 1378: Wirtſchaftsfreiheit und 
Luxus 13781379 Wirtſchaftsfrei— 
heit und Preisbildung 1379 — 1382; 
Merkantiliſtiſche Induſtrieförderung 
1382 — 1383; Konkurrenz der Aus— 
länder 1388; Monopole 1389—1384; 
Schleichhandel 1384-1385; die Bi⸗ 

lanztheorie 1385 — 1389; Weſen und 
Aufgabe der Zölle 13891392. 
III. Bedeutung von Zinzen⸗ 
dorfs Außenhandelslehre 1392 
bis 1393. 

Ace ſiehe Bevölkerungs- 
orgen 

Auswanderung, belgiſ che: ſiehe Außen- 
handel. 


Vaunware ; ſtehe Wirtſchaftsblockade. 
Bankrott: ſiehe Devalvation. 
Bedürfnis: ſiehe Preis. 
Beleihungsgeſchäft: ſiehe Wechſelkurs. 
Belgien: ſiehe Außenhandel. 
Bentham: ſiehe Staatstheorien. 
Betriebsrätegeſetz: ſiehe Zeiß⸗Werk. 
Betriebstechniſche Kommiſſion: 
ſiehe Zeiß⸗Werk. 
Betriebszeitung: ſiehe Zeiß⸗Werk. 
Bevölkerungsentfaltung: ſiehe Be⸗ 
völkerungsgeſetz. 
Bevölkerungsgeſetz: Die Wechſel⸗ 
wirkung zwiſchen wirtſchaftlicher und 
Bevölkerungsentfaltung nach Malthus 
E 97—119. — Einleitung: Mal⸗ 
thus in der Gegenwart 97. 
1. Der Ausgangspunkt des 
Malthus: Die beiden Grundſätze 98: 
Denölterung&nuftrieb u. Empfängni$- 
verhütung 100. Bevölkerungs- 
hemmung u. unausgeſchöpfte Ertrags— 
quellen 101. — 2. Das Verhältnis 
des Umfangs der Bevölkerung 
und des Nahrungsmittelſpiel- 


raums: Das Verhältnis gegebener 
2. — Das Ver⸗ 


Zuſtandsgrößen 
hältnis der beiderſeitigen Bewegung 
103. — 3. Die Wechſelbeziehung 
zwiſchen der Entfaltung der 
Bevölkerung und des Nah— 
rungsmittelſpielraums: Das 
Zuſtandekommen der Wechſelbeziehung 
9104. — Unabhängige Einflüſſe auf 
den Nahrungsmittelſpielraum 106. — 
Die zwei Quellen des Nahrungs- 
mittelſpielraums und die bekannte 
Gegenüberſtellung von arithmetiſchem 
und geometriſchem Wachstum 107. — 
4. Statiſtiſche Betrachtung des 
Malthuſiſchen Geſetzes: Die 
ſtatiſtiſche Natur des Geſetzes 108. — 
Die ſtatiſtiſche Wirkungsloſigkeit der 
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405 


Empfängnisverhütung 110. — Die] 6. die Güterverteilung 12471258. 


Bedeutungeloſigkeit der Fälle großen 


Kinderreichtums 111. — Einfluß der 


Wohlhabenheit? 112. — Geburtenzahl 
und Sterblichkeit 113. — Malthu⸗ 
ſiſches Geſetz und Gleichheitspläne 114. 
— 5. Die Wanderungen und 
das Bevölkerungsgeſetz: Ein⸗ 
wanderung 115. — Wanderung zur 
Stadt 116. — Auswanderung 116. — 
Schluß: Wirtſchafts⸗ und Be⸗ 
völkerungs politik? 118. 

Bevölkerungspolitik: ſiehe Bevölke⸗ 
rungsgeſetz. 

Bevölkerungsſorgen: Neue Bevölke⸗ 
rungsſorgen E 1011— 1019. — Das 
„Ende der Geburtenrückgangs⸗Erörte⸗ 
rungen 1011. — Die drohende Maſſen 
auswanderung und die Notwendigkeit, 
die i deutſch zu er⸗ 
halten 1012— 1014. — Die hierfür 

beſtehenden Möglichkeiten 1014— 1019. 
Bilanz: ſiehe Rechtsſtreitigkeiten. 
. ſiehe Außenhandels⸗ 

ehre. a 

Biographie, Zinzendorf: ſiehe Außen⸗ 
phandelslehre. 

Blockade: ſiehe Wirtſchaftsblockade. 
Blockadelinie: ſ. Wirtſchaftsblockade. 
Blockaderecht: |. Wirtſchaftsblockade. 
Bodenrecht: ſiehe Sozialiſierung. 
Bolſchewismus: Aus der Frühzeit 

des Bolſchewismus E 525 —544.— 
I. Der ruſſiſche Marxismus 525. — 

II. Die Spaltung der ruſſiſchen So⸗ 
zialdemokratie 528. — III. Die erſte 
ruſſiſche Revolution 533. — IV. Die 
Parteien im Wahlkampf 536. 
V. Die Bolſchewiki 


ſchaft 1258 — 1265. 1. Die Organi⸗ 
ſation der wirtſchaftlichen Amter 
1258—1260, 2. Die Finanzwirtſchaft 
1260 — 1264. D. Überblick und Kritik 
1265—1270. 
Bourses de voyage: ſiehe Außenhandel. 
Brotmonopol: ſiehe Getredemonopol. 
Brotſteuer: ſiehe Getreidemonopol. 
Buchguthaben: ſiehe Wechſelkurs. 
Bunkerkohlenpolitik: ſiehe Wirt⸗ 
ſchaftsblockade. 
Bureau officiel des renseignements 
commerciaux: ſiehe Außenhandel. 


Commission pour l'expansion com- 


merciale: ſiehe Außenhandel. 


Dänemark: ſiehe Verfaſſung. 
Demagogie: ſiehe Revolution. 
Devalvation: Die legale Devalvation 
E. 1459 — 1475. — 1. Befürworter der 
Devalvation (Jakob, Nebenius, v. Hel⸗ 
ferich, Lexis, Karl Helfferich, Lans⸗ 
burgh u. a.) 1459 —1467. — 2. Geg⸗ 
ner (Ad. Wagner, Weill, Kaemmerer 
u. a.) 1467 — 1470. — 4. Kritik (vier 
große 
vation) 1470—1475. 
Diskontpolitik: ſiehe Wechſelkurs. 


Dogmengeſchichte: ſiehe Devalvation. 


Dorfparlament, freies: ſiehe Ge⸗ 


noſſenſchaftsweſen. 


Druſchprämie: ſiehe Getreidemonopol. 3 


inkommenpolitik: ſiehe Revolution. 
und die erſte Einlösbarkeit: ſiehe Devalvation. | 


Duma 539. — VI. Der Zerfall ver Einſtellungskommiſſion: fiehe Zeiß⸗ 


Bartei 541. | 
— Zur Wirtſchaftsführung des unga⸗ 


riſchen Bolſchewismus E 1213—1270.] Enteignungsrecht: ſiehe 


IJ. Die Bedingungen und Auf⸗ 


i 


| 


Werk. 
Empirismus: ſiehe Staatstheorien. 
Siedlungs⸗ 
land. u? N 


gaben für den Kommunismus Erbrechtsproblem: ſiehe Revolution. 


in Ungarn 1213—1223.— II. ÜUber⸗ Erkenntnistheorie 


blick über die Geſamtgeſchichte 


1223— 1229. — III. Die Wirt⸗Erkundungsreiſen, 


ſchaftsgebarung des unga⸗ 


Kants: ſiehe 


Marxismus. 
ſiehe Außenhandel. 


riſchen Bolſchewismus 1229— Ernährungslage: Ernährungslage in 


1270. A. Maßnahmen zur Beſeiti⸗ 
gung des Privateigentums 1229 — 1232. 
B. Die Entwicklung in den einzelnen 
Wirtſchaftszweigen 1232-1258. 1. Die 
landwirtſchaftliche Produktion 1232 
1236, 2. die Bergbauproduktion 
1286 — 1238, 3. die gewerbliche Pro⸗ 
duktion 1238—1243, 4. der Verkehr- 
der Güter und Perſonen 1243—1245, 
5. der Nachrichtenverkehr 1245 —1247, 


Deutſchland zu Beginn des fünften 


Kriegsjahres E 165 — 202. I. Grund⸗ 
lagen und Aufbau 165 — 180. 
Die Kriegswirtſchaft ein Stück Krieg⸗ 


führung, daher notwendigerweiſe wie 


jeder Krieg ungerecht, unſyſtematiſch 
und unwirtſchaftlich 166. Wegen der 
unwirtſchaftlichen Kriegseinwirkungen 
die Lehre vom freien Spiel der Kräfte 
nicht anwendbar 168. Auch das ſozia⸗ 


C. Die zentrale . Wirt⸗ 
i 


na Runden der Deval- 
7 


wirtſch aftliche: 
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liſtiſche Wirtſchaftsſyſtem im Kriege 
nicht durchführbar 171. Vorbild der 
Kriegswirtſchaft die belagerte Stadt 
172. Rationierung des Verbrauchs 
173. Geldanreiz für die Produktion 
und Güterbeſchaffung 174. Die Er⸗ 


wägungen über Preisangemeſſenheit 


Die Verwaltung der 
Kriegswirtſchaft 178. II. Die 
Ernährungslage zu Beginn des 


fünften Kriegs wirtſchaftsjahres 180 


— 200. Die vier erſten 915 1 
180. Die Ernte von 1918. 

Aufkommen und Verwendungs 15 
für die wichtigſten Nahrungsmittel: 
Brotgetreide 182, Nährmittel 183, 
Kartoffeln 185, Fleiſch 187, Fette 


190, Fiſche 191, Eier 191, Gemüſe 


192, Obſt 192. Futtermittel 193; 
Ausſichten freierer Wirtſchaftsweiſe 
im Kriege 194. Nachteile und Vor⸗ 
teile der Rationen 196. 
Schleichhandels 198. Bilanz der or⸗ 
aa Kriegswirtſchaft 199. 
Nach dem Waffenſtillſtand und 
der Staat3ummälzung201— 202. 
Erwerbsgeſellſchaften: ſiehe Ge⸗ 
!noſſenſchaft. | 
Expanſionspreſſe: ſiehe Außenhandel. 
Eyſchens Beſtrebungen: ſiehe Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſen. 


Famitieneintommen: ſiehe Arbeits ⸗ g 


Federation des Socistés belges d'ex- 
pansion: ſiehe Außenhandel. 
Fettbedarf: ſiehe Getreidemonopol. 
Fettzufuhr: ſiehe Getreidemonopol. 
e ritſchaft: ſiehe Bolſchewis⸗ 


Föderalismus: ſiehe Reichsverfaſſung. 


N ſiehe Genoſſen⸗ 


Freihandel: ſiehe Aushungerungskrieg. 

— ſiehe Staatstheorien. 

. : ſiehe Außenhandels⸗ 
ehre 

Freiliſte: ſiehe Wirtſchaftsblockade. 

Führerſchaft: ſiehe Unternehmertum. 

e e Ne Getreide⸗ 
monopol. 


Garantien des amtlichen Auslands- | 


ſchutzes: ſiehe Rechtsſchutz. 
Geburtenrückgang: ſiehe 
rungsſorgen. 
Geeſtland: ſiehe Hamburg 
Geldbilanz: ſiehe Devalvation. 
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Genoſſenſchaft: Die ökonomiſchen 
Weſensmerkmale der freien Genoſſen— 
ſchaft E 1495 — 1518. — I. Der Be- 
griff Genoſſenſchaft 1495— 
1500. — II. Die wirtſchaftliche 
Einteilung der (Gierkeſchen) 
Genoſſenſchaften 1501 — 1512. 
A. Genoſſenſchaften ohne Kapital: 
bedarf 1502. 1. Genoſſenſchaften ohne 
wirtſchaftliche Zwecke 1503. 3. Ge⸗ 
noſſenſchaften mit wirtſchaftlichen 
Zwecken, jedoch ohne Verknüpfung 
dieſer mit ihrer Wirtſchaft 1503. 
a) Zwangsvereinigungen 1503. b) Freie 
Vereinigungen 1504. B. Genoſſen⸗ 
ſchaften mit Kapitalbedarf 1504. 
15 Erwerbsgeſellſchaften 1505. 2. Ge⸗ 
noſſenſchaften im ökonomiſchen Sinne 
des Wortes 1505. a) Gebundene Ge— 
noſſenſchaften 1508. b) Freie Ge— 
noſſenſchaften 1509. 3. Gemeinnützige 
Anſtalten 1512. — III. Die ökono- 
miſchen Weſensmerkmale der 
freien Genoſſenſchaften (Defi⸗ 
nition) 1512 — 1513. — IV. Die 
Anwendungs möglichkeit der 
freien Genoſſenſchaft 1513— 
1517. Die freien Ge⸗ 
noſſenſchaften und die Sozia— 
liſierung 1517-1518. 
Genoſſenſchaftsweſen: Das land⸗ 
wirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen des 
Großherzogtums Luxemburg E 1065 
bis 1109. — I. Überſicht über 
Entwicklung und heutigen 
Stand des landwirtſchaft— 
lichen Genoſſenſchaftsweſens 
in Luxemburg 1066 —1072. Die 
landwirtſchaftlichen Syndikate 1066; 
die landwirtſchaftlichen Lokalvereine 
1068; die Winzerlokalvereine 1069; 
die Viehverſicherungsvereine 1070; 
die Molkereigenoſſenſchaften 1070; die 
Zuchtgenoſſenſchaften 1071; die Obſt— 
bauvereine 1072. — II. Rein land- 
wirtſchaftlicher Charakter der 
ländlichen Genoſſenſchaften in 
Luxemburg 1072-1086. A. Das 
Fehlen der Kreditgenoſſenſchaft 1073. 
1. Gründe: a) Das Fehlen des länd— 
lichen Wuchers (das Notariat) 1073; 
b) Perſonenfragen 1081; c) der Wider— 
ſtand der Regierung 1081. 2. Folgen: 
a) für die Landwirtſchaft im allgemeinen 
1082; b) für das landwirtſchaftliche 
Genoſſenſchaftsweſen 1082. 3. Eine 
Zukunftsaufgabe 1083. B. Das Fehlen 
des ländlichen Konſumvereins 1085. — 
III. Die Lokalvereine als 
Rückhalt des luxemburgiſchen. 


— 


— 


U 
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landwirtfdaftliden Ge⸗ 


noſſenſchaftsweſens 1087-1101: | 
A. Sinn dieſer Aufftelung: 1. ne⸗ 
gativ 1087; 2. poſitiv 1088. B. Ur⸗ 
ſachen der zentralen Stellung der 
Lokalvereine im Dorfleben 1091. 
C. Folgen der zentralen Stellung der 
Lokalvereine: 1. Erfaſſung ſämtlicher 
Landwirte 1097; 2. räumlich enge 
Begrenzung bei allen Genoſſenſchaften 
1099; 3. Leitung durch die Landwirte 
ſelber 1099. — IV. Weitgehende 
Beeinfluſſung und Bevor⸗ 
mundung durch den Staat 
1101—1107. A. Urſachen: 1. Der 
geringe Umfang des Landes 1102; 
. die Ackerbauverwaltung 1102; 
3. Eyſchens bewußtes Streben 1103; 
4. innerpolitiſche Verhältniſſe 1105. 
B. Ungünſtige Folgen: 1. Lähmung 
der Privatinitiative 1106; 2. unge⸗ 
nügende Reviſion 1106: 3. Verzöge⸗ 
rung des Zuſammenſchluſſes 1107; 
4. Zerſplitterung in der Organiſation 
1107. — Schlußwort: Zukunfts⸗ 
aufgaben 1107—1109. | | 
Geſchichte des ungariſchen Bolſche⸗ 
wismus; ſiehe Bolſchewismus. 4 
Geſchichtsphiloſophie, Hegelſche: 
ſiehe Marxismus. N N 


Sachverzeichnis 


dem Ernteergebnis. 
alles Getreide zu erfaſſen 1047 — 1050. 


— — . — . ãä) Lu 


U 


1 


Nutzen bei großem Umſchlag. Rentbar⸗ 
keit der Mühleninduſtrie 1044 —1047. 
— 3. Die techniſche Durchführbarkeit 


des Getreidemonopols. Verſchieden?⸗ 


heit der Behandlung der Selbſtver⸗ 
ſorger und der Nichtlandwirte. Die 


Abnahme des Getreides durch eine 
Monopolverwaltung. Was wird ab⸗ 
genommen? Alles Getreide oder nur 
das Brotgetreide? Schwierige Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Brot⸗ und Futter⸗ 


getreide; die Grenze wechſelt je nach 
Schwierigkeit, 


Der Einkauf der Monopolverwaltung 
auf dem Weltmarkte. Der inter⸗ 


nationale freie Getreidehandel. Die 


Verantwortung des Leiters eines Ge⸗ 
treidemonopols 1050 1051. Die 
deutſche Getreideausfuhr und ihre Un⸗ 
entbehrlichkeit. Große Feuchtigkeit des 
Inlandsgetreides. Erfahrungen mit 
der Lagerung und Behandlung feuchten 


Inlandsgetreides bei der Reichsge⸗ 


treideſtelle. Gefahren der Lagerung 
von Getreide. Schlechtes Brot, Ver⸗ 
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\ chen Getreidehandels. Beſcheidener 


luſte. Künſtliche Trocknung des Ge: 


treides. Ausfuhr und Vorratshaltung 
1051-1053. — 3. Ein Getreidemono⸗ 
ol als Einnahmequelle für den Staat. 


25 


Geſetzgebung: ſiehe Ausnahmegeſetze. 
Geſetzmäßigkeiten der Lebensmittel⸗ 


| ine Brotſteuer. Ungleichmäßige Be⸗ 
teuerung: ſiehe Lebensmittelteuerung. | 
ö 
; 


laſtung der Selbſtverſorger und Nicht⸗ 
landwirte durch 
ſteuerung des Getreides. Die Mahl⸗ 
und Umſatzſteuer der Selbſtverſorger. 
Teilweiſe Hinterziehungen der Ge⸗ 
treidemengen und der Steuern. Er⸗ 
fahrungen der Reichsgetreideſtelle. Von 


„„ ſiehe Getreidemo⸗ 

nopol. ir 

Getreidehandel: ſiehe Getreidemo⸗ 
nopol. | 


eine Monopolbe * 


l - 3 b 
Getreidelagerung: ſiehe Getreidemo⸗ 0 


nopol. 
Getreidemonopol: Zur 
Getreidemonopols E 1037 1064. Ein⸗ 
leitung: Die Gründe für ein Getreide⸗ 
monopol 1037 —1038. 1. Getreide⸗ 
vorratswirtſchaft in alter und neuer 
Zeit; ſtaatliche Getreidepolitik. Ge⸗ 
treßdeverſorgung im Kriegsfall. Große 
Getreidevorräte in Deutſchland bei 


Ausbruch des Krieges 1914. Vergleich 


dieſer Vorratsmenge mit den regel⸗ 
mäßigen Bedarfszahlen. Unmöglich⸗ 
keit, Vorräte für langdauernde | 
zu halten. Unwirtſchaftlichkeit und 
Getreidelagerung. Der Fettbedarf des. 
Volkes. Überſeeiſche Fett⸗ und Futter⸗ 
mittelzufuhr. Die Fürſorge für die 
Nahrungsmittelbeſchaffung im Kriege 
1088 — 1044. — 2. Arbeitet ein Ge⸗ 
treidemonopol billiger als der freie 
Handel? Art und Verdienſt des deut⸗ 


Frage des 


riege 


der Großmühle zurück zur Kleinmühle, 


zur Schrotmühle und zur Handmühle. 


Paſſiver Widerſtand der Landwirte. 


Die Druſchprämien. Profeſſor Ballods 
Anſichten über ein Getreidemonopol 
und die daraus fließenden Einnahmen. 
Monopoliſierung der Bäckereien. Wand⸗ 


lungen im Bäckergewerbe. Profeſſor 


Neumann über die Nachteile eines 
Brotmonopols 1053 — 1061. — 5. Das 


Getreidemonopol zur Sicherung gleich⸗ 


mäßiger Rente der Landwirtſchaft. Er⸗ 


fachſte Abnahmebedingungen für Ge⸗ 
treide, ungenügende Berückſichtigung 


der Qualität. Wechſelnde Einwirkung 

der Ernteerträge auf die Rente der 
Landwirtſchaft. e J 
nach dem Ernteertrag. Verſchiedenheit 
der Ernteerträge je nach der Gegend 


Gleitende Preiſe je 


1061— 1064. 


fahrungen der Reichsgetreideſtelle. Eins 
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a ö \ . U 
„ ſiehe Getreidemono⸗ 
pol. 
Getreidetrocknung: ſiehe Getreide⸗ 
monopol. 
Getzeibeserf orgung: ſiehe Getreide⸗ 
monopo 
Getreidevorratswirtſchaft: ſiehe Ge⸗ 
ttreidemonopol. 
Gewerberegifter: ſiehe Rechtsſtreitig⸗ 
eiten ; 
»Grenznutzen: ſiehe Preis. 
Grenznutzentheorie: ſiehe Preis. 
Großmühle: ſiehe Getreidemonopol. 


Grundbuch: ſiehe Rechtsſtreitigkeiten. 


M ukrainiſche: 
ſiehe Agrarfrage. 

Grundkreditanſtalt, ſtaatliche: ſiehe 
Genoſſenſchaftsweſen. 

. ſiehe Reichsverfaſſung. 


Haller: ſiehe Staatstheorien. | 
Hamburg: Groß⸗Hamburg als woh⸗ 
nungspolitiſche Frage E 511—523. — 
Hafenpolitik. — Wohnungspolitik 511 
bis 512. — Kleinwohnungsfrage 512. 
e Engbegrenztheit des Gebietes 513. 
orm des Gebietes 514. — Geo⸗ 
logi che Beſchaffenheit 515. — Marſch 
und Geeſt 515—517. — Forderung 
einer kulturellen Einheit für die Sied⸗ 
lungen 518. — Folgen etwaiger Er⸗ 
weiterung des Hamburger Stabiger 
biets 519— 523. 


Handelsgebräuche: ſiehe ame. 
tigkeiten. 


Handelsflotte: ſiehe Außenhandel. 


| 

| 
Handelsregiſter: ſiehe Rechtsſtreitig⸗ 
keiten. 
| 


en ſiehe Wirtſchafts⸗ 
ockad 
ee ſiehe Wirtſchafts⸗ 


blockade. 
SHanbelsüberfeebanten: : fiehe Außen⸗ 


han 
Handelsunterrichtsanſtalten: : ſiehe | 
Außenhandel. 
Handmühle: ſiehe Getreidemonopol. 
Hauptſtadt: ſiehe Kapitalismus. 
Hauswirtſchaft: Die Hauswirtſchaft 
im Kriege. Heft 25 der Beiträge zur 
Kriegswirtſchaft, 373. W. Tils r. 


Hegelſche Philoſophie: ſiehe Marxis⸗ 
Hiſtoriſ che Nechtsſchule: ſiehe Staats⸗ 


Hoehſchu 


chulreform: ſiehe Soziologie. 
88 tgebotsfunktion: ſiehe Preis. 
Höchſtlöhne: ſiehe Arbeitslohn. 


Höchſtpreiſe: fee Preis. 1 


— nn 


Humboldt, Wilhelm von: ſiehe Staats⸗ 
theorien. 

Züuſionen, revolutionäre: ſiehe Re⸗ 

volution. 

Inlandsgetreide: ſiehe Getreidemo- 
nopol. 


Internationaliſierung der Arbeiter⸗ 
ſchutzfragen: ſiehe Arbeitslohn. 
Ius singulare: ſiehe Ausnahmegeſetze. 
Jeſuitengeſetz: ſiehe Ausnahmegeſetze. 
Juden: Ein Beitrag zur Judenfrage E 
319—339. Die Judenfrage eine ſoziale 
Frage 319. 1. Die wirtſchaftlichen 
Gegenſätze zwiſchen den Juden und 
ihren Wirtsvölkern 319. — 2. Die 
Stellung der Juden im Aufbau der 
Geſellſchaft 322. a) Die Juden und 
die Herrſcher 322. b) Die Juden und 
das Volk 326. — 3. Die gedanken⸗ 
und empfindungsmäßigen Gegenſätze 
zwiſchen den Juden und ihren Wirts- 
völkern 329. — 4. Die Möglichkeit der 
Ausgleichung der Gegenſätze zwiſchen 
den Juden und ihren Wirtsvölkern 
335. Schlußbetrachtung 339. 
Jugendämter: ſiehe Jugendpflege. 
Sugenbfariougeneien: ſiehe Jugend: 


pflege 
Jugendkommiſſion: ſiehe Zeiß-Werk. 
Ingendpflege: Die öffentliche Organi⸗ 

ſation der Jugendpflege und die Jugend⸗ 
ämter in Preußen E 341— 364. — Die 
öffentliche Organiſation der Wohl— 
fahrtspflege 341-344. — Anfänge der 
modernen Jugendpflege 344-346. — 
Die ſtaatliche Organiſation der Jugend⸗ 

pflege in Preußen 346—348. — 
Die Tätigkeit der ſtaatlichen Jugend— 

pflegeausſchüſſe 348349. — Außer⸗ 
Preh ich öffentliche Organiſation der 
Jugendpflege 349 —- 350. — Wirkung 
der jtaatlichen Organiſation 350—351. 
— Entwurf des Jugendfürſorgegeſetzes 
und die Jugendpflege 351— 352. — 
Die beſtehenden Jugendämter und die 
Jugendpflege 352 — 355. — Kritik der 
preußiſchen Organiſation und das 
Weſen der Jugendvereinsarbeit 355— 
357. — Die Aufgaben der Jugend— 
pflegeausſchüſſe, der Jugendämter und 
der Jugendpfleger innerhalb der öffent— 
lichen Organiſation der Jugendpflege 
358—360. — Die Spitze der öffent— 
lichen Organiſation der Jugendpflege 
360 — 364. 


Kapitalbedarf: ſiehe Genoſſenſchaft. 
Kapitalismus: Die Entſtehung des 
modernen Kapitalismus und die 


1620 


u Konſignationskontor: : 


1621 
Hauptſtädte E 811—828.— Sombarts 
ältere Theorie 811. — Seine neuere 
Theorie 812. — Begriff von Haupt⸗ 
ſtadt und Reſidenz 813. — Aachen 
als angebliche fränkiſche Hauptſtadt 

814. Die Kategorien der „Stadt⸗ 
füller⸗ 815. — Die Entfaltung der 

Tauſchwirtſchaft im Mittelalter 823. 

e au das römiſche Alter⸗ 

tum 824. — Grundherrſchaft und 

Bauer in ihrem Verhältnis zum freien 

Markt 826. 


— 
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Kreditbetru 2 : fiehe Nechtsſtreitigkeiten 


Kreditgenoſſenſchaft: ſiehe Genoſſen⸗ 


ſchaftsweſen. 


Kriegsgeſetze: ſiehe Ausnahmegeſetze. 


„ ſiehe Srnährungs- 
Ründigungetommiffen: fiehe Zeiß⸗ 
Kulsurprogramm: fiehe Volſceewis. 5 
Kurswert: ſiehe Devalvation. 5 


| Kartellweſen: ſiehe Rechtsſtreitigteiten. Landlieferungsverband: ſiehe Sied⸗ 5 


Kathederſ ozialismus: ſiehe ä 
theorien. 


Klaſſengegenſätze: ſiehe Revolution. 


Kleinmühle: ſiehe Getreidemonopol. 
F ſiehe Ham⸗ 


| Kolonisation: Innere Kolonisation i in 
Preußen und England E 263—317. 
I. Die Entwicklung der engliſchen 
Agrarverfaſſung 263—274. — II. Die 


Geſchichte der inneren Koloniſation in 


England 274— 278. — III. Der gegen- | 


mwärtige Stand der Gefengebung in | 


England 279-—286. IV. Die Er⸗ 


folge der. ‚Geiehgebung in England 
Die Unterſchiede in 


286— 289. 
der V der Begründung von 
Bauern⸗ und ländlichen Arbeiterſtellen 


in England von derjenigen in a | 


beſtehen und ſind begründet: 
der Entwicklung der Agrarverfaſſung 
289-298. B. In der Geſchichte der 
inneren . 298—299. C. In 
dem gegen ärtigen Stande der Geſetz⸗ 
gebung: 1. In der Organiſation der 
Behörden 299—302; 2. In der Be⸗ 
N der Geldmittel 302 —303; 
der Beſchaffung des Grund 
Ey Bodens 303—305; 4. In der 
Art der geſchaffenen Stellen: a) Small & 
Holdings (Bauernſtellen) 305—313, 
bp) Allotments (Arbeiterſtellen) 313— 
315. D. In den Erfolgen 315—316.— 
VI. . künftige Entwick⸗ 
lung 316—317 
ſiehe 


Kommunismus 
Bolſchewismus. 
Kompetenzregulierung: s fiehe Reichs⸗ 
verfaſſung. 
fiehe Wirt⸗ 


in Ungarn: 


ſchaftsblockade. 
enfant ſiehe Außenhandel. 


eg Konſumentengewinn: fiehe Preis. 


Konſumverein: fiehe Seneffenfgafs-| W. 


weſen 
Kontrolleinrichtungen, ſkandinavi⸗ 
. ſiehe . 


4 


2 


lungsland. 
andpolitik: ſiehe Siedlungsland. 
Landboirtſchaſtlicher Großbetrieb: 
ſiehe Zuckerrübenbau. 
n ſiehe Zeiß⸗ 


Lebensmittelteuerung: Die Lebens⸗ 
mittelteuerung und ihre Geſetzmäßig⸗ 
keiten E 121—163. Einleitung: Die. 
allgemeinen Urſachen der Teuerung 
121— 123. | 
Tendenzen der Teuerung 1238 
bis 137. 1. Die Pole der Preis⸗ 
bewegung 123. 2. Die Tendenz des 
Preisausgleichs 128. 3. Bemerkungen 
zur Wert⸗ und Preistheorie 135. — 
Zweiter Abſchnitt: Die Tatſachen 
der Teuerung 137—155. 1. Gegen⸗ 
teil und Vorſtufe 137. 2. Die erſte 
Phaſe der Teuerung: Auguſt 1914 bis 

Anfang 1915 141. 3. Die zweite 
Phaſe der Teuerung: Anfang 1915 
bis Mitte 1916 143. 4. Die dritte 
Phaſe der Teuerung: ſeit Mitte Mai 
1916. — Schluß: Die Lebens⸗ 
mittelteuerung im ganzen 155. 


an für Soziologie: ſiehe Sozio⸗ 
ogie 
Leob old U.: ſiehe Außenhandel. 
en ere ſiehe Arbeitslohn. 
err o 5 
Zeiß N 
5 fiehe Revolution. 
Lokalvereine, landwirtſchaftliche: ſiehe 
Genoſſenſchaftsweſen. | 
Luxemburg, landwirtſchaftliches Ge⸗ | 
noſſenſchaftsweſen: fiehe un Ä 
ſchaftsweſen. | 
Luxus: ſiehe Außenhandels lehre. 


. ſiehe Staatstheorien. 
ahlſteuer: ſiehe Getreidemonopol. 
nverfahren: ſiehe Aa 

feiten. 

Malthus: ſiehe Bevölterungsgefeg. 

Mandeville: ſiehe SP, 


— Erſter Abſchnitt: Die 


ge N | 
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Mark Insbifereng:fich Wesfetune, Fc rage ſiehe Preis. 


Marſchland: ſiehe Hamburg. 


Nachfragekurve: ſiehe Preis. 


f Marxismus: Die Elemente der Hegel⸗ Nahrungseinfuhr: ſiehe Aushun- 


ſchen Geſchichts⸗ und e | 


gerungskrieg. 


im Marxismus 983-1010. — I. Ge⸗ Nahrungsmittelbeſchaffung: ſiehe 

ſchichtliche Einleitung 988.955. | Getreidemonopol. 

II. Grundlinien der Hegelſchen Nahrungsmittel: Rationalifierung: 

Philoſophie mit beſonderer ſiehe Ernährungslage. 

Berückſichtigung ſeiner Ge⸗ Nahrungsmittelſpielraum: ſiehe Be⸗ 

ſchichts⸗ und Rechtsphiloſophie völkerungsgeſetz. 

985-992, A. Stellung zur Erkenntnis⸗ Nationalität: ſiehe Revolution. 

theorie Kants 985. B. Hieraus ab- Naturalentſchädigung: ſiehe Arbeits- 

geleitet das Grundprinzip ſeines lohn. 

5 das auch in gi 1. ee Naturrecht: ſiehe Staatstheorien. 
iloſophie zutage tritt ie Nederlandſche Overzee Truſt Maat- 

geſchichtlichen Bewußtſeinsſtufen im dcp Au T.): ſiehe Wilcke 

en mit denen = eee as kockade. 

logie ie einzelnen? olksgeiſter als : ſiehe' Get - 

x rer de ie nn Aut 19 5 | e ſiehe' Getreidemono 
en as Recht als Ausdruck der Nominallohn: ſiehe Arbeitslohn. 

einzelnen Volksgeiſter 987. — III. In⸗ t 8 , 

57 materialiſtiſchen Phi⸗ Notariat: ſiehe Genoſſenſchaftsweſen 
loſophie; ihre Erkenntnis⸗ 

kritik, insbefondere bei Marx ee ſiehe nahen 

991-998. — IV. Erſter Vergleichs⸗ Sfterreich: ſiehe Revolution. 

punkt: Der Zuſammenhang der 

allgemeinen mit der Geſchichts⸗ Organiſationskommiſſion: ſiehe Zeiß⸗ 


und Rechtsphiloſophie 983 bis 
985. — V. Zweiter Vergleichspunkt: 
Der Vernunftprozeß bei Hegel 
und der ökonomiſche Prozeß 
bei Marx 996—1006. — VI. Dritter 


Werk. 
\ 


Pachtland: ſiehe Siedlungsland. 
Parlamentarismus: ſiehe Verfaſſung. 
Perſonalhoheit: ſiehe Rechtsſchutz. 


Vergleichspunkt: Die dialektiſche Pferdehaltung in der Ukraine: ſiehe 


Form der R 
lung 1008 —1010 
Marxismus, ruſſiſcer: ſiehe Bolſche⸗ 
wismus. 
Materialismus: ſiehe Sozialiſierung. 
Materialiſtiſche Geſchichtsauffaſ⸗ 
ſung: ſiehe Staatstheorien. 
V ſiehe Außenhandels⸗ 
llehre 
Meßbarkeit des Wertes: ſiehe Preis. 
„ ſiehe Zeiß⸗ 


Molkereigenoſſenſchaften: ſiehe Ge⸗ 
noſſenſchaften. 

Momentkurs: ſiehe Devalvation. 

Monopole: ſiehe Außenhandelslehre. 

Monopoliſierung der Bäckereien: ſiehe 
Getreidemonopol. 

. : ſiehe Getreide: 
monopo 

en und Ödland: ſiehe Siedlungs⸗ 


wüplenindufere: ſiehe e 


Mtterſprache: ſiehe Beobiterungs. 
ſorgen. N 


Agrarfrage, 


Phänomenologie: ſiehe Marxismus. 
Poſitivismus: ſiehe Soziologie. 
Preis: Fragen des Preiſes J und II E 


933— 981 und E 1365-1458. I. Die 
zeichneriſche Darſtellung der 
Nachfrage. Konſtruktion der Nach— 
fragekurve bei Schumpeter. Ihre Be— 
deutung die einer Preiswilligkeits— 
oder Höchſtgebotsfunktion. Sie iſt 
keine Wertkurve. Sie kann es nicht 
ſein, weil der Käufer ſeine Wertung 
nicht ziffernmäßig in Geld ausdrücken 
kann. Unzuläſſigkeit der Heranziehung 
des Tauſches mit unmittelbarer 
Schätzung von Ware und Preisgut 
durch den Käufer. Die Frage, wie 
ſich ein Preisangebot des Käufers in 
Geld bildet, erſcheint ungelöſt 933— 
939. — II. Preiswilligkeit und 


- fubjeftiver Wert in der 


Theorie. Menger. Böhm-Bawerk. 
Mehrdeutigkeit des Satzes, daß ſich 
der Wert eines Gutes nach der Größe 
des Grenznutzens bemißt. Die von 
Böhm⸗Bawerk angeführten Beweiſe 
für die Meßbarkeit des ſubjektiven 


Mengen 


f ö 
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Wertes nicht ſtichhaltig. Keine Vor⸗ 
ſtellung eines ſubjektiven Wertes der 
Geldeinheit. Das Preisangebot lein 
Geldausdruck des ſubjektiven Wertes. 
Keine Proportionalität von Preis und 
Grenznutzen. Wieſer. Verſuch des 
Beweiſes einer Meßbarkeit des Wertes 
durch Zurückführung auf Koſten. Un⸗ | 
* für die geſchloſſ ene Wirt ⸗ 
aft 
Geldwirtſchaft. Zuckerkandl. Richtige 
Beſtimmung des Verhaltens gegenüber 
einem gegebenen Preiſe. Lexis. Unge⸗ 
rechtfertigte Beſtreitung der Kommenſu⸗ 
rabilität der Werte. Unverwendbarkeit 
der Seltenheit. Anſatz einer richtigen 
Anſchauung. Oswalt. Marſhall. Aus 
gleicher Preiswilligkeit läßt ſich nicht 
auf gleichen Rang des Bedürfniſſes 
ſchließen. Caſſel. Wickſell. Conrad. 
Schumpeter. Hermann. Zwiedineck. 


Einwand gegen das i e 


des Preiſes 939—981. — III 


Geſtalt der Nachfragefigur. 


Abſteigende Richtung. Begründung 
durch den fallenden Grenznutzen un⸗ 
zureichend. Darſtellung als kontinuier⸗ 
liche Linie. Geſamtpreisangebot. Un⸗ 
zuläſſigkeit der Sumniierung von Preis⸗ 
angeboten für Stücke aus verſchiedenen 
zum Geſamtpreisangebot. 
Richtige Ermittlung als Vielfaches 
des Preisangebotes für ein Stück der 
gegebenen Menge. Dies jedoch keine 
Werterſcheinung. Wieſers gegenteilige 
Anſicht. Geringeres Geſamtangebot 
für eine größere als eine geringere 
Menge. Preisparadoxon, nicht Wert⸗ 
paradoxon. Marſhalls Konſumenten⸗ 
gewinn. Unrichtige Ermittlung. Zwei⸗ 
felhafter Erkenntniswert. Preiſe unter 


Sachverzeichns. 


Negatives Ergebnis für die 


her kein 
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mungsgründe bei Gütern letzter Ord⸗ 


nung. Dieſe nicht Arbeitsleid und 


Warten, ſondern gegebene Mengen. 
Verſ uche einer Vereinigung dieſes Preis- 
beſtimmungsgrundes mit. den beim 
Käufer wirkenden Preisbeſtimmungs⸗ 
gründen 1415— 1438. — V. Höchſt⸗ 
preife und Rationierung. Höchſt⸗ 
preiſe und Rationierung als die beiden 

reismaßnahmen zur Erzielung einer 
richtigen Vrrteilung beſchränkt vor⸗ 
handener Güter. Höchſtpreiſe nicht 
an ſich unrichtig, jedoch nur unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen zuläſſig. 
Ober⸗ und Untergrenze des Preiſes 
bei gegebener Menge eines Gutes. 


Ein Höchſtpreis als Ruhepreis ergibt 


keine unbefriedigte Nachfrage und da⸗ 
berbieten der Käufer. Der 
Höchſtpreis muß den Verkäufern an⸗ 
gemeſſenen Gewinn laſſen. Höchſtpreiſe 
niedriger als Preiſe auf dem freien 
Markte. dende zu niedriger Höchſt⸗ 
preiſe. erbietungen der Käufer. 
Preis an der Obergrenze oder über 
derſelben für einzelne Käufer oder für: 
alle Käufer bei Verbleiben eines un⸗ 
verkauften Reſtes. Bei Einhalten zu 
niedriger Höchſtpreiſe ungünſtige Ver⸗ 
teilung. Unanwend barkeit der Höchſt⸗ 
preiſe bei zu geringer Menge des 
Gutes. Zwei Wege zur Abhilfe. Aus⸗ 
gleichung der Einkommensunterſchiede 
nur beſchränkt verwendbar. Ratio⸗ 


nierung. Preis dabei unter der Höchſt⸗ 


gebotsgrenze des Grenzkäufers. Ratio⸗ 
nierung keine ſozialiſtiſche Maßnahme. 
Zuſammenhang mit 3 Fra⸗ 
gen 1438 — 1458. lu ß: Zwei 
n der Preist jeorie unge⸗ 
löſt 1458 


der Höchſtangebotsgrenze. Conrad. 
Zwei Arten von Vorausſetzungen für 
dieſe Preiſe 1396—1415. — IV. Er⸗ 
mittlung des notwendigen 
Preiſes innerhalb Ober⸗ und 
Untergrenze. Wettbewerb der 
Käufer, Koſten. Wettbewerb der Käufer 
ergibt Grenzen des Preiſes, keinen 
notwendigen Preis. Ablehnung der 
ſubjektiven Schätzung des Verkäufers 
als Preisbeſtimmungsgrund. Preis⸗ 
kampf kein hinreichender, ergänzender 
Preisbeſtimmungsgrund. Koſten. Zu⸗ 
ſammenhang von Koſten und Preis 
nicht aus Wertidentität von Produk⸗ 
tionsmittel und Produkt erklärbar, 
Kapitalzins nicht Koſten. Koſtengeſetz 
erklärt nicht vollſtändig. Ergibt Preis⸗ 
verhältniſſe und verweiſt auf Beſtim⸗ 


Preisbewegung: ſiehe Lebensmittel⸗ 
teuerung. 


Preisſpekulation: ſiehe Wechſelkurſe. 


Reichsverfaſſung. 
e ſiehe Wechſel⸗ 


e : fiehe Bolſchewismus. 
„ franzöſiſ ches: ſiehe en 
chutz. 


Radikaliſierung: ſiehe Revolution. 

Räteweſen: ſiehe Zeiß⸗Werk. | 

Nationaliſierung im Wirtſchafts⸗ 
leben: ſiehe Unternehmertum. | 

Nationierung: ſiehe Preis. 

u des N ehe Ernahrung 
age. 


Preuß (Der Preußſche Entwurf): ſiehe 
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| Raumverteilungstommiion: | ſiehe 


Zeiß⸗W 
Reallohn: ſiehe Arbeitslohn. 


N Se eee freie: ſiehe Staats. 
theori 
Rechtsphiloſophie: ſiehe Ausnahme⸗ 
geſetze. 


— Hegelſche: ſiehe Märxismus. 
Nechtstheorien: ſiehe Staatstheorien. 
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Kreditbetrug 1133. Recht und Wirt- 
ſchaft 1134. 


Rechtswiſſenſchaft: ſiehe Ausnahme⸗ 


Nef etze. 


Reform, ſoziale: ſiehe Revolution. 


Regel -⸗Geſetz: ſiehe Ausnahmegeſetze. 


egie⸗Vertrag: ſiehe Arbeitslohn. 


Ne chsgetreideſtelle: ſiehe Getreide— 


monopol. 


a Rechtsſchutz: Rechtsſchutz auf dem Ge⸗ Reichspräſident: |. Reichsverfaſſung. 


biete der auswärtigen Verwaltung E Neichsrat: ſiehe Reichsverfaſſung. 
545—586. — Kein wirkſamer Aus⸗ Reichstag: ſiehe Reichsverfaſſung. 


landsſchutz vor Reichsgründung 545. 
— Beſtimmungen der Reichsverfaſſung 
546. — Schutz „dem Auslande gegen⸗ 
über“ und „im Auslande“ 547.— 
. und Territorialhoheit 
547. Reichsorgane des verfaſſungs⸗ | 
mäßigen Auslandsſchutzes 548. | 
Konkurrenz der Einzelſtaaten 549.— 
Schutz durch befreundete Mächte 550. | 
— Kein franzöſiſches Protektorat im 
Orient 551. — Reichsangehörigkeit als | 
Vorausſetzung jedes Schutzfalles 552. 
— Mehrfache Staatsangehörigkeit 555. 
—-Juriſtiſche Perſonen 557. — Rechts⸗ 
natur des „Anſpruchs“ auf Auslands⸗ 
ſchutz 558. — Grenzen der Schutzpflicht 
des Reiches 559. — Fälle der Schutz⸗ 
pflicht 563. — Selbſthilfe und Vereins⸗ 


— | 


Reichsverfaſſung: Die Entwürfe zur 


neuen Neichsvertaffung E 459— 510. 
I. Der Preußſche Entwurf und der 


Entwurf des Staatenausſchuſſes. Pri— 
vate Entwürfe 459 —464. — II. Die 


Aufgabe des Verfaſſungsgeſetzgebers. 
Der Staatenbeſtand des Reichs. Die 
Maßſtäbe der Kritik. Die Grundrechte 
464—474. — III. Das Verhältnis 
zwiſchen Reich und Einzelſtaaten. 
Unitarismus und Föderalismus. Die 
Vorſchläge des Preußſchen Entwurfs 


über die Zuſtändigkeitsverteilung. Die 


Reichsräte. Das Staatenhaus 474— 


483. — IV. Die föderaliſtiſche Um— 


biegung des Entwurfs durch den 


Staatenausſchuß. Die Reſervatrechte. 


Die Kompetenzregulierung. Der Reichs— 


politik 569. — Mittel und Garantien 
des amtlichen Auslandsſchutzes 578. — 
Rechtsſtaatsgedanken und Auslands⸗ 
ſchutz 581. 

Neegchtsſtaat: ſiehe Rechtsſchutz. 

Rechtsſtreitigkeiten: Verhütung von 
Rechtsſtreitigkeiten in Handel und 
Induſtrie E 1111 — 1134. 1. Zu⸗ 
nahme der Rechtsſtreitigkeiten 


rat 483501. — V. Reichstag und. 
Reichspräſident 501— 510. 
Reichsverfaſſ ungsbeſtimmungen: 
ſiehe Rechtsſchutz. 
Republikaniſierung: ſiehe Revolution. 
deſervatrechte: : ſiehe Reichsverfaſſung. 
Reſidenz; ſiehe Kapitalismus. 
Revifion: ſiehe Genoſſenſchaftsweſen. 
Revolution: Revolution oder ſoziale 


1111— 1114. Anſchwellen der Zivil⸗ 
prozeſſe 1111. Handel und Gewerbe 
1112. Rationaliſierung der Rechts: 
ſtreitigkeiten 1114. — 2. Sachliche 
Unklarheiten 1114 — 1117. Ber- | 
tragsſchlüſſe 1114. Handelsgebräuche 
1115. Feſtlegung der Verkauf⸗, Liefer⸗ 
und Zahlbedingungen 1116. Schluß⸗ 
ſcheine 1116. — 3. Schiedsgerichte 
1118-1128. Entlaſtung und Erſatz 
1118. Verbeſſerungen 1120. Kartell⸗ 
weſen 1123. Statiſtik 1125. 
4. Perſönliche Unklarheiten 
1128-1133. Geſetzgebung 1128. Grund⸗ 
buch 1128. Handelsregiſter 1128. Ge⸗ 
werberegiſter 1129. Sicherungsüber⸗ 
eignung und Diskontierung der Buch⸗ 
forderungen 1130. Geſellſchaft m. b. H. 
1130. Bilanzen 1130. Auskunftweſen, 
Detailhandel und Handwerk 1133. 
r und Vollſtreckung, 


— 


Reform E 1519—1550. Revolutions- 
geſetze 1519. — Aktualität der hiſto— 
riſchen Betrachtung 1521. — Schmol⸗— 
lers Stellung zur Revolution 1522. — 
Hiſtoriſche Erfaſſung der Klaſſengegen— 
ſätze 1523. — Vom Charakter der Re— 
volutionen 1917—1919 1526. — So⸗ 
zialiſierung und Verſtaatllchung 1530. 
— Entbehrlichkeit der Sozialpolitik? 
1534. — Neuaufbau und Schwäche 
der vorrevolutionären Sozialpolitik 
1536. — Das Erbrechtsproblem 1538. 
— Einkommenspolitik 1538. — Das 
Trennende zwiſchen ſozialer Reform 
und Revolution 1540. — Realismus 
und Theorie in der ſozialen Reform 
1542. — 

1543. — Soziale Gerechtigkeit, Zweck— 
mäßigkeit und Ziele 1544. Be⸗ 
ſchränktheit der Revolutionswirfung 
1546. — Schmollers Irrtum 1549. 


— 


Revolutionäre Illuſionen 
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Nevolution, Wiener: Die Wiener Siedlungsland: Die Verordnung der 


Revolution des Jahres 1848 in ſozial⸗ 


a E 829 —868. 


Die deutſchen ſozialen 
Revolutionen der neuerenzZeit. 
„Träger und Ziele der Bewegungen, An⸗ 
triebe und typiſches Vorbild der fran⸗ 
zöſiſchen Revolution. Politiſches Den⸗ 
ken und Klaſſenbildung im deutſchen 


Volke 829—835. — II. Oſterreich 


am Vorabende der Revolution. 
Die objektiven Vorausſetzungen der 
Revolution in Staat und Geſellſchaft 
7. — III. Der ſozialge⸗ 
ſchichtliche Verlauf der Revo⸗ 
lution. Gemeinſame Anfangsziele 
der Oppoſition, Ausſcheiden der Pri⸗ 
vilegierten am 13. März, politiſche und 
proletariſch⸗ſoziale Parallelbewegung, 
Freiheit vor Nationaliiät. Zunehmen⸗ 
der politiſcher und wirtſchaftlich⸗ 
ſozialer Spaltungsprozeß zwiſchen 
Bourgeoſie und Kleinbürgertum, Ar⸗ 
beiterproletariat und radikalen Studen⸗ 
ten. Die Maitage, Radikalißerung 
und Republikaniſierung. Verluſt des 
Bauerntums, die rote Republik, Um⸗ 
ſichgreifen des Terrors. Befreiung der 
Arbeiter von der akademiſchen Führung, 
Arbeiterbildungs⸗ und Wohlfahrts⸗ 
beſtrebungen, Notſtandsarbeiten. Bruch 
des urſprünglichen Revolutionsbundes, 
die Tragik des 6. Oktober, die Herr⸗ 
ſchaft der Demagogie, des Diktats der 
Minderheit. Zunahme kommuniſtiſcher 
Tendenzen, die volksfremden Elemente, 
der letzte Kampf. Die Idee der Re⸗ 
volution, Irrtümer und Lebenskraft 
847—868. 
— ſiehe Unternehmertum. 
Nouſſeau: ſiehe Staatstheorien. 
KRübenpreis: ſiehe Zuckerrübenbau. 
Nuſtikalland: ſiehe Agrarfrage. 


Schichtung des Bauernſtandes in der 
Ukraine: ſiehe Agrarfrage. 
Schiedsgericht: ſ. Rechtsſtreitigkeiten. 
Schleichhandel: Außenhandelslehre. 
— ſiehe Ernährungslage. 
| Schms chein: ſiehe Rechtsſtreitigkeiten. 
Schmollers „ſoziale Frage“: ſiehe Re⸗ 
volution. | 
Sue ſiehe Getreidemonopol. 


Schutzpflicht: ſiehe Rechtsſchutz. 
Schutzzoll: ſiehe Aushungerungskrieg. 
Seeſperre: ſiehe Wirtſchaftsblockade. 
Sel es ſiehe Rechtsſchutz. 
Selbſtverſorger: ſ. Getreidemonopol. 
Sicherungsübereignung: ſiehe Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten. 5 | 


. 
— . Te ——— ̃ —ͤ̃ũ P W W]1Ü⸗ r ̃ | 


Reichsregierung vom 29. Januar 1919 
zur Beſchaffung von landwirtſchaft⸗ 
lichem Siedlungsland E 587629. 
Vorbemerkung 587. — A. 
meines 587—612. I. 
völkerungspolitiſche Aufgabe 589. — 
II. Die ſozialpolitiſche Aufgabe 592. 
— III. Die wirtſchaftliche Aufgabe 594. 
— IV. Wie verhält ſich der landwirt⸗ 
ſchaftliche Groß⸗ und Kleinbetrieb zu 
der zu löſenden produktionstechniſchen 
Aufgabe? 597. — V. Zuſammen⸗ 
faſſung und Ausblick 609. — B. Sonder⸗ 
begründung 612—629. Organiſation 
des Anſiedlungsweſens 612. Bereit⸗ 
ſtellung von Siedlungsland 613. — 
I. Staatsdomänen 613. — II. Moor⸗ 
und Odland 614. — III. Vorkaufs⸗ 
recht des Siedlungsunternehmens 615. 
— IV. Beſchaffung von Gutsland zu 
Beſiedlungszwecken in den Großgüter⸗ 
diſtrikten 618. 1. Geographiſche Ab⸗ 
grenzung des Geltungsbereichs der Be⸗ 
ſtimmungen über die Landlieferungs⸗ 
verbände 619. 2. Pflichten der Land⸗ 
lieferungsverbände 620. 3. Rechte des 
Landlieferungsverbandes: a) das Vor⸗ 
kaufsrecht 624; b) das Enteignungs. 
recht 624. 4. Landpolitik der Land⸗ 
lieferungsverbände 625. 5. Das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Landlieferungsver⸗ 
band und Siedlungsunternehmung 
626. V. Außerordentliche Ver⸗ 
mögensabgabe 627.— VI. Das Wieder⸗ 
kaufsrecht 628. — VII. Beſchaffung 
von Pachtland für landwirtſchaftliche 
Arbeiter 628. n 
Société, Suisse de Surveillance écono- 
mique (S. S. S.): Wirtſchafts blockade. 
Sombarts Theorie: ſiehe Kapitalismus. 
Sonderrecht: ſiehe Ausnahmegeſetze. 
Sozialiſierung: Einige Bemerkungen 
zur Lehre von der Sozialiſierung E 
437—458. Begriff des Sozialismus 
und ſein Inhalt 437. — Die Lehre 
des ökonomiſchen Materialismus über 
den Eintritt des Sozialismus 438. — 
Abwandlungen infolge anderer Ent⸗ 
wicklung; aufkommende Sozialiſierung 
440. — Vergeſellſchaftung der dafür 
reifen Gewerbe 444. — Die im Ver⸗ 
lauf der Sozialiſierung notwendig 
werdende zentrale Wirtſchaftsleitung 
448. — Zentrale Leitung der Güter⸗ 
erzeugung und Kapitalbildung in der 


wirtſchaft 450. — Umgeſtaltung des 
Bodenrechts 456. — Gefellſchaftliche 
Leitung der Marktwirtſchaft 457. 


Bedarfsdeckungs⸗ und in der Markt⸗ ö 
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Sozialiſierung: ſiehe Genoſſenſchaft. 
— Revolution. 
— ſiehe Zeiß⸗Werk. 
Sozialiſierungsgeſetze: ſiehe 
nahmegeſetze. 
Sozialismus: ſiehe Sozialiſierung. 
— ſiehe Soziologie. 
— ſiehe Unternehmertum. 
Sozialiſtengeſetz: ſ. Ausnahmegeſetze. 
Sozialpolitik: ſiehe Revolution. 
Soziologie: Soziologie als Lehrfach E 
1271—1322. Forderung ſoziolo⸗ 
giſcher Profeſſuren durch die Miniſter 
Ad. Hoffmann und Häniſch und Unter⸗ 
ſtaatsſekretär Becker 1271. — Die 
ſoziologiſchen Erſcheinungen ſind ſeit 
langer Zeit ſchon von der Wiſſenſchaft 
beobachtet und unterſucht worden 1273. 
— Verdienſte der romantiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft 1274. Stärkere Berück⸗ 
ſichtigung der wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen des Menſchen 1276. — Die 
Soziologie des Poſitivismus 1278. — 
Erſte Berührungen des Poſitivismus 
mit der deutſchen Wiſſenſchaft 1279. 
Neuer Einbruch des Poſitivismus. 
im Zuſammenhang mit der größeren 
Ausbreitung des Sozialismus 1280. 
— Die deutſche Wiſſenſchaft widmet 
ſich unter Ablehnung der poſiviſtiſchen 
Soziologie mit wachſendem Erfolg der 
Erforſchung der menſchlichen Gemein⸗ 
ſchaftsbeziehungen 1281. — Schärfere 
Ablehnung des Poſitivismus ſeit dem 
Beginn eines neuen philoſophiſchen 
Zeitalters 1286. Becker entwirft 
eine ungünſtige Schilderung des Stan⸗ 
des der deutſchen Forſchung, um die 
Forderung der Schaffung ſoziologiſcher | 
Profeſſuren zu begründen 1289. — 


Aus⸗ 
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Spezialiſtentum: ſiehe Soziologie. 

Spezialwiſſenſchaft: ſiehe Soziologie. 

Spinoza: ſiehe Staatstheorie. 

Staatenbeſtand des Reiches: 
Reichsverfaſſung. 

Staatenhaus: ſiehe Reichsverfaſſung. 

Staatsangehörigkeit: ſiehe Bevölke- 
rungsſorgen. 


ſiehe 


— ſiehe Rechtsſchutz. 


Staatsdomänen: ſiehe Siedlungsland. 

Staatskredit: ſiehe Devalvation. 

Staatstheorien: Stammlers Kritik der 
Rechts- und Staatstheorien der Neu— 
zeit E 1-66. — Stammlers Schrift 1. 
— Einleitung 2. — Machiavelli 4. — 
Utopien 5. — Naturrecht 6. — Spi— 
noza 8. — Mandeville 9. — Wolf 11. 
— Rouſſeau 12. — Bentham 18. — 
Vernunftrecht 19. — Hiſtoriſche Rechts— 
ſchule 25. — Haller und das Recht 
des Stärkeren 30. — Stahl 34. — 
Freihandel, Kathederſozialismus, Wil— 
helm von Humboldt 35. — Materia- 
liſtiſche Geſchichtsauffaſſung 37. — 
Angrchismus 48. — Juriſtiſcher Em— 
pirismus 56. — Freie Rechtsſindung 
63. — Schluß 64. 

Stadtfüller: ſiehe Kapitalismus. 

Stahl: ſiehe Staatstheorien. 

Statiſtik des hamburgiſchen Staates, 
Heft 27. Der natürliche Bevölkerungs— 

wechſel im hamburgiſchen Staate in 
den Jahren 1909 — 1913. 1176. 

. Mombert r. 

Statiſtiſche Mitteilungen über den 
hamburgiſchen Staat, Nr. 5. Der Ein 
fluß des Krieges auf den natürlichen 
Bevölkerungswechſel im hamburgiſchen 

Staate in den Jahren 1914-1917. 
1176. P. Mombert r. 


Die Anklagen Beckers beruhen auf Stiftungsbetrieb: ſiehe Zeiß⸗Werk. 
Unkenntnis 1289. — Die angebliche Syndikate, landwirtſchaftliche: ſiehe 
Stagnation der deutſchen Univerſitäten Genoſſenſchaftsweſen. A’ 

1296. — Wiſſenſchaft und Politik 1297. Syntheſe in der Forſchung: ſiehe So- 


— Der angebliche Pfründencharakter 


der Profeſſuren 1300. — Angeblicher 
Mangel der Syntheſe in der wuschen 
Forſchung 1302. — Spezialiſtentum 
1303. — Die Soziologie, wenn über⸗ 
haupt eine Wiſſenſchaft, ſo eine Spezial⸗ 
wiſſenſchaft 1309. — Unmöglichkeit der 

Soziologie als Univerſalwiſſenſchaft 
1311. — Die Möglichkeiten ſoziologi⸗ 
ſcher Profeſſuren, ihre Überflüſſig⸗ 
keit und Schädlichkeit 1314. — Die 
berufenen Vertreter der ſoziologiſchen 
Forſchungen ſind die Vertreter der 
bisherigen Fachwiſſenſchaften 1320. 
pezialiſten des Wirtſchaftslebens: 
ſiehe Unternehmertum. 


ziologie. 


Territorialhoheit: ſiehe Rechtsſchutz. 
Teuerungsphaſen: ſiehe Lebensmittel⸗ 
teuerung. 
Tranſito (A.⸗G. in Stockholm): ſiehe 

Wirtſchaftsblockade. 


Akraine: ſiehe Agrarfrage. | 
Anfallkommiſſion: ſiehe Zeiß⸗Werk. 
Angarn: ſiehe Bolſchewismus. 


Anitarismus: ſiehe Reichsverfaſſung. 


Aniverſalwiſſenſchaft: ſ. Soziologie. 
Anterhaltswirtſchaft:ſ.Genoſſenſchaft. 
Anterhaltungskoſten: |. Arbeitslohn. 
Anternehmergewinn: ſ. Arbeitslohn. 


1628] 
Unternehmertum: Unternehmertum 
und Sozialismus I. E 405—435. — 
Einleitung: Revolution und 
Führerſchaft 405—408. — I. Die 
Unternehmung als Zelle des 
Wirtſchaftskörpers 408 — 419. 
1. Die Definition von Unternehmung 
und Unternehmer 408—410. 2. Die 
Unternehmer als etwas Beſonderes 


und Selbſtändiges gegenüber den 
Wirtſchaftsfaktoren 410—416. 3. Die 


beſondere und i er | 


des Unternehmertums 41 19. 
II. Die Unternehmer als Vor⸗ 
kämpfer der Rationaliſierung 
im Wirtſchaftsleben 419 —420. 
1. Die Rationaliſierungsaufgabe in 
bezug auf jeden der drei Wirtſchafts⸗ 
faktoren 420—429. a) Die Beſchaffung 
und Sicherſtellung der Wirtſchafts⸗ 
faktoren 420. b) Die rationelle Ver⸗ 
wendung der Wirtſchaftsfaktoren 421 
bis 429: a) das Verhältnis der Wirt⸗ 
ſchaftsfaktoren zueinander 421—424: 
das „Verwertungsſtreben des Kapi⸗ 
tals“ insbeſondere 424; das Scho⸗ 
nungsbedürfnis der menſchlichen Ar⸗ 
beitskraft insbeſondere 424. 8) Die 


Erholtung der Leiſtungsfähigkeit der 


Wirtſchaftsfaktoren 425—428: a) beim 
Kapital 425: Erhaltung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit, Rückſicht auf die Stim⸗ 
mungen; b) bei der Arbeit 426 — 428: 
Erhaltung der Arbeitskraft, Erhaltung 
der Arbeitswilligkeit. 2. Die Ratio⸗ 
naliſierungsaufgabe in bezug auf die 
Zuſammenfaſſung aller Wirtſchafts⸗ 
faktoren in einer Geſamtorganiſation 
429. — III. Die Unternehmer 
als Spezialiſten des Wirt⸗ 
ſchaftslebens 431-435. 1. Die 
Art dieſes Spezialiſtentums 431—432. 
1. Die Bedeutung dieſes Spezialiſten⸗ 
tums 432—433, für die Kapital⸗ 
bildung 432 —433, für die Verkürzung 
der Arbeitszeit 433. 3. Die Schatten⸗ 
ſeiten des Unternehmertums 434 —435. 
Atopien: ſiehe Staatstheorien. 


Verfaſſung: Die Verfaſſung des deut⸗ 


ſchen Reiches vom Jahre 1849. Mit 

Vorentwürfen, Gegenvorſchlägen und 

Modifikationen bis zum Erfurter Pro⸗ 
gramm 772. Wittmayer r. 

— Die neue Verfaſſung und die Ent⸗ 
wicklung des Parlamentarismus in 
Dänemark E 67—95. — I. Der Ver⸗ 
faſſungskampf und die Entwicklung 
des Parlamentarismus 67—84. Die 
erſte däniſche Verfaſſung von 1849 


Schmollers Jahrbuch XIIII 4. — Regiſter. 


— — 
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und die konſervativen Einſchränkungen 
der Verfaſſungsänderungen von 1855, 
1863 und 1866. 67—70. Die Reak⸗ 
tion und die Stellung der Parteien 
70—72. Die politiſche Entwicklung 
nach 1870 und der Beginn des Ver⸗ 
faſſungskampfes 73—74. Die Ob⸗ 
ſtruktion der Linken und der Ver⸗ 
faſſungsbruch durch das Miniſterium 
Eſtrup 74. Die Niederlage der Rechten 
und die Einführung des parlamen⸗ 
tariſchen Syſtems im Jahre 1891. 75. 
Die Entwicklung der politiſchen Par⸗ 
teien und die veränderte Stellung der 
regierenden Linken zur Verfaſſungs⸗ 
reform 75—77. Die Erſtarkung des 
Nationalismus und die Annäherung 
zwiſchen der regierenden Linken und 
der Rechten der Erſten Kammer 77— 79. 
Die Entwicklung und Durchführung 
der Verfaſſungsreform durch das ra⸗ 
dikale Miniſterium Zahle 79—82. Die 
weſentlichen Veränderungen der neuen 
Verfaſſung 83. Der Parlamenta⸗ 
rismus 83—84. — II. Das neue 
Wahlgeſetz und das Wahlſyſtem 84 
bis 95. Die Folkethingswahl: Ver⸗ 
bindung des Proportionalſyſtems und 
Wahl in Einzelkreiſen mit Zuteilung 
von Zulagemandaten 84—85. Die 
Landsthingswahl 88—90. Das Er⸗ 
gebnis der Wahlen vom 22. April 
bezw. 11. Mai 1918. 90—92. Die 
Bedeutung des Wahlergebniſſes unter 
dem Geſichtspunkte der auswärtigen 
Politik 92— 95. | 
Verfaſſungsentwürfe: fiehe Reichs⸗ 
- verfaflung. | 7 
Berfaflungsgejeggeber?! ſiehe Reichs⸗ 
verfaſſung. R 
Vereinspolitik: ſiehe Rechtsſchutz. 
Vergeſellſchaftung: ſiehe Soziali- 
ſierung. ö | 
SER eee ſiehe Siedlungs⸗ 
nd. = ;@ 


a | | 

Vernunftrecht: ſiehe Staatstheorien. 

Verordnung: ſiehe Siedlungsland. 

Vertragsſchlüf : fiehe Revolution. 

i lüſſe: ſiehe Rechtsſtreitig⸗ 

eiten. 

e eee ſiehe Zeiß⸗ 

er 5 5 


0 


2 | 
Viehverſicherungsverein: ſiehe⸗Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſen. | Be: Ä 
Vizinalbahn⸗Verſtaatlichung in Un- 
garn: ſiehe Bolſchewismus. i 
Volksgeiſter: ſiehe Marxismus. 
Volksrat in Ungarn: ſiehe Bolſche⸗ 
wismus. 
Vorkaufsrecht: ſiehe Siedlungsland. 
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925. — Die Nederlandſche 1833 
Truſt Maatſchappij (N. O. T.) 13 

Die Société Suisse de Suppeillagde 
économique (S. S. S.) 1339. — Die 
ſkandinaviſchen Kontrolleinrichtungen 


Wahlſyſtem: ſiehe Verfaſſung. 
VV ſiehe Bevölkerungs⸗ 


AWechſelkurs: Die Abhängigkeit des 
Wechſelkurſes von an 100 
„ 769. 1349. — Die Vereingten Staaten und 
2 e e ws in die Wirtſchaftsblockade 1361. 

2. Die Arten der Zinsgeſchäfte Wirtſchaftsfreiheit: ſiehe 
bis 753. a) Buchguthaben im us⸗ Uher ” N 
lande, b) Käufe von Drivafdistont- Wirtſchaftsgebarung, bolſchewiſtiſche: 
wechſeln im Auslande, c) Geldanlage ſiehe Bolſchewismus. 

im Beleihungsgeſchäft, d) Wechſel⸗ Wirtſchaftsſperre: ſiehe Wirtſchafts⸗ 
penſionen, e) Finanzwechſel auf Grund blockade. 

an Akzeptkredit, f) Kauf langer Wiſſenſchaft: ſiehe Soziologie. 
Wechſel im Inlandsmarkte, g) Ver⸗ Wohlfahrtspflege: ſiehe Jugendpflege. 
ſchiebung der Fälligkeit von Grund⸗ Wohnungspolitik: ſiehe Hamburg. 
poſten. 3. Zinsgeſchäfte, Marktdiffe⸗ Wolf: ſiehe Staatstheorien. 


renz und Wechſelkurs 753 — 761. 
4. Der Umfang der Zinsgeſchäfte 761 See ſiehe Wechſel— 
kurſe 


bis 767. 5. Die Regelung des Wechſel⸗ 
kurſes durch Diskontpolitik 767— 769. Zeiß⸗Werk: Die neuere Entwicklung 
des Carl⸗Zeiß⸗Werks E 1477 1493. 


Wechſelkurſe: Arbitrage und Wechſel⸗ 


Außen⸗ 


kurſe E 203262. — 1. Die Markt⸗ — 1. Ernſt Abbes Anſchauungen und 
bildung im Zahlungsmittel⸗ die Jetztzeit 1477—1479. — 2. Über- 
handel 203 — 210. — II. Weſen blick über die ſoziale Organiſation 


und Arten der Arbitrage 210 
—220. — III. Die Wirkungen 
der Preisarbitrage 220— 255. 
a) Aufgaben der Preisarbitrage 220, 
b) die techniſche Grundlage der Ar⸗ 
bitragewirkung: 1. Die Arbitrage⸗ 
koſten 221. 2. Zahl der Geſchäfte bei 
den einzelnen Arbitragearten 223. 
3. Die Regelung der Gegenkurſe und 
Gegenmärkte durch die Arbitrage 227. 
4. Regelung der indirekten Pari⸗ 
täten (Dreieckkurſe) und Herſtellung 
einer Geſamtzahlungsbilanz durch die 
Arbitrage 237. — IV. Die Rege⸗ 
lung der Differenz kurz⸗ N 


—— ERBE 


Zelle des Wirtſchaftskörpers: 
Zentrale Wirtſchaftsleitung: 


des Carl⸗Zeiß⸗Werks 14801486. — 
3. Das Carl⸗Zeiß⸗Werk in der neue⸗ 
ren Zeit 1486— 1492. — 4. Die Er: 
fahrungen des Carl⸗Zeiß⸗Werks und 
das Betriebsrätegeſetz 1493. 

ſiehe 
ſiehe 


Unternehmertum. 


Sozialiſierung. 


Zinsgeſchäfte: ſiehe Wechſelkurs. 
Zinzendorf, 


ſiehe 


Handelstheorie: 
Außenhandelslehre. 


Zölle: ſiehe Außenhandelslehre. 
Zuchtgenoſſenſchaften: ſieheGenoſſen⸗ 


ſchaftsweſen. 


Zuckerausfuhr: ſiehe Zuckerrübenbau. 

Zuckerpreis: ſiehe Zuckerrübenbau. 

Zuckerrübenbau: Bedeutung u. Aus— 
ſichten des deutſchen Zuckerrübenbaues 
nach dem Kriege vom Standpunkte der 
Volkswirtſchaft E 1021 — 1036. — 
Bedeutung des Zuckerrübenbaues 1021. 
— Ausſichten der Zuckerausfuhr 1022. 


durch Zinsarbitrage nd 

Preisſpekulation 255261. 
Wechſelpenſion: ſiehe Wechselkurs | 
eee ee : ſiehe Außen⸗ 


han 
Weltkrieg: ſiehe Wirtſ la 
Wertkurve: fiehe Preis. 
Wertparadoxon: ſiehe Preis. | 
Wettbewerb: ſiehe Preis. | 


2 — Der innere Markt 1027. — Zu⸗ 
re N Siehlungs kunft des landwirtſchaftlichen Groß— 
V ſiehe Genoſſen⸗ betriebes 1027. — Die Arbeiterfragen 


ſchaftsweſe 1033. — Die Preisfrage 1034. 


Wircipaftsblodade: DieWirtigafts Zuftändigfeitsverteilung: ſ. Reichs⸗ 
blockade im Weltkrieg I u. II E 897 verfaſſung. ehe 
tehe e⸗ 


bis 931 und 13231364. — Der Siwangsvereinigungen 
Aufbau der Wirtſchaftsblockade 897.— noſſenſchaft. 
Die Durchführung der Seeſperre 914. Zwergbauerntum, Ukrainiſches: ſiehe 
— Die feſtländiſche Wirtſchaftsſperre Agrarfrage. 
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